BREMISCHE BURGERSCHAFT Drs. 19/1768
Landtag
19. Wahlperiode 14.08.18

Mitteilung des Senats
an die Bremische Birgerschaft (Landtag)
vom 14. August 2018

Entwurf des Gesetzes zur Neufassung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO)

Der Senat Uberreicht der Bremischen Burgerschaft (Land) den Entwurf eines Gesetzes zur
Neufassung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) mit der Bitte, das Gesetz in

1. und 2. Lesung in der Sitzung im August 2018 zu beschlieRen, um ein Inkrafttreten zum 1.
Oktober 2018 zu ermdglichen.

Ein besonderer Zeitdruck fur den Beschluss der LBO-Novelle ergibt sich einerseits aus dem
Urteil des Gerichtshofs der Europaischen Union (EuGH) vom 16.10.2014 (Rs. C-100/13) und
dem daraus resultierenden landesrechtlichen Anpassungsbedarf an das européaische
Bauproduktenrecht. Die Bauministerkonferenz der ARGEBAU hat den erforderlichen
Anderungen der Musterbauordnung (MBO) am 12.05.2016 zugestimmt und die Lander zur
Anpassung ihrer Landesbauordnungen aufgefordert. Am 27.06.2017 haben Vertreter der
Kommission, des Bundes und der ARGEBAU eine Einigung hinsichtlich noch strittiger
unterschiedlicher Auffassungen zum Bauproduktenrecht erzielt. Das diesbeziiglich
anhangige Vertragsverletzungsverfahren ist am 13.07.2017 offiziell eingestellt worden, so
dass die Lander nun zu einer ziigigen Umsetzung in Landesrecht aufgefordert sind.

Andererseits besteht ein Umsetzungsdruck auch tber das Bundesministerium fur Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU), welches aufgrund des anhangigen
Vertragsverletzungsverfahrens Nr. 2015/0264 gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen
der noch nicht abgeschlossenen europarechtlichen Anpassungen an die Seveso-llI-Richtlinie
durch die Lander mit Schreiben vom 07.07.2017 und 05.02.2018 bereits mehrfach ein
zligiges Inkrafttreten angemahnt hat.

Daruber hinaus dréngen die Bremischen Behindertenverbande schon seit langerem auf eine
baldige Verabschiedung des Gesetzentwurfs, um im Bereich des Barrierefreien Bauens die
Malnahmen aus dem vom Senat im Dezember 2014 beschlossenen Aktionsplan zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in gesetzliche Regelungen zu Uberfuhren
und dadurch ihre gesellschaftlichen Teilhaberechte weiter zu verbessern.

Die Notwendigkeit einer Novellierung der aktuell glltigen Bremischen Landesbauordnung
(BremLBO-10) vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBI. S. 401) ist jedoch auch zur Ubernahme von
weiteren Anderungen der zwischenzeitlich fortgeschriebenen Musterbauordnung in den
Jahren 2012 und 2016 erforderlich.

Aus Sicht des Senators fir Umwelt, Bau und Verkehr hat sich die verfahrensrechtliche
Ausgestaltung der BremLBO-10 grundsétzlich bewéhrt. Sie ist gekennzeichnet durch relativ
weitgehende Eigenverantwortung der am Bau Beteiligten im Bereich des Wohnungsbaus und
eine nahezu umfassende bauaufsichtliche Prifung gewerblicher Vorhaben und sonstiger
Nichtwohngeb&dude. Die dafur schon bisher geltenden Parameter Rechtskontinuitat,
Verbraucherschutz und Kundenorientierung werden sowohl von den Bauaufsichtsbehérden
als auch von vielen Antragstellern und der Architekten- / Ingenieurkammer geschétzt.

Im Rahmen dieser Novelle soll deshalb auf grundlegende Anderungen in der
verfahrensrechtlichen Ausrichtung verzichtet werden. Stattdessen sollen nur einzelne
»Stellschrauben” angepasst werden, die im Sinne aller beteiligten Akteure entweder zu einer
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Verfahrensbeschleunigung und Kostensenkung beitragen oder fir mehr Rechtssicherheit
sorgen.
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Nach Abschluss des Abstimmungs- und Beteiligungsverfahrens enthalt der Gesetzentwurf
gegenuber der BremLBO-10 folgende wesentliche Anderungen:

Europarecht

. Anpassung des Bauproduktenrechts als Konsequenz aus der EUGH-Rechtsprechung
vom 16.10.2014 (EuGH, Urteil vom 16. Oktober 2014 — C-100/13) und Umsetzung der
dazu notwendigen Anderung der MBO-2016 (siehe zu 88 16a ff. und § 85).

. Umsetzung der Seveso-lll Richtlinie (RL 2012/18/EU) auch fur baurechtliche Verfahren
unter Beriicksichtigung der diesbeziiglichen MBO-Anderung 2015 (siehe zu §§ 13, 62,
70), die eine Prifpflicht begrindet, ob schutzwirdige Nutzungen innerhalb eines
bekannt gemachten Abstandes zu einem Storfallbetrieb zugelassen werden kénnen.

o Anpassung datenschutzrechtlicher Vorschriften zur Ubereinstimmung mit der EU-
Datenschutzgrundverordnung (Verordnung (EU) 2016/679, siehe zu § 71).

Verfahrensrecht

) Vorhabenbezogene Erleichterungen speziell fir das ,Bremer Haus" (siehe zu § 2
Absatz 3). Sofern die Voraussetzungen der Norm vorliegen, soll ein Wohngebaude mit
nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten und einer Héhe von nicht mehr als 7 Metern,
gemessen von der ,anleiterbaren Stelle* zukunftig direkt in die Gebaudeklasse 2
eingestuft werden, sofern die Berufsfeuerwehr bestatigt, dass hinsichtlich der
Personenrettung keine Bedenken bestehen. Bei der ansonsten tblichen
Hoéhenermittlung Gber die ,Gelandeoberflache im Mittel“ hatte es sich um ein Gebaude
der Gebaudeklasse 4 mit erhdhten Brandschutzanforderungen und einer
verpflichtenden Priifung des Brandschutznachweises gehandelt.

o Erweiterung des Kataloges der verfahrensfreien Vorhaben um bestimmte Anlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energien entsprechend der MBO-2012 sowie fir die Errichtung
von untergeordneter Ladeinfrastruktur zur Forderung der Elektromobilitat (siehe zu
§ 61 Absatz 1).

o Modifikation des Anzeigeverfahrens zur Beseitigung von Anlagen, sodass in
begriindeten Ausnahmefallen wieder ein Baugenehmigungsverfahren gefordert werden
kann (siehe zu § 61 Absatz 3).

o Die Genehmigungsfreistellung ist auch moglich, wenn erforderliche planungsrechtliche
Ausnahmen und Befreiungen nach 8§ 31 BauGB sowie stadtebauliche
Ermessensentscheidungen nach der BauNVO bereits erteilt worden sind (8§ 62 Absatz 2
Nummer 2).

o Prufung von Werbeanlagen wieder im umfanglichen Baugenehmigungsverfahren
(siehe zu § 64).

o Verzicht auf die praventive Prifung des Arbeitsstattenrechts durch die
Gewerbeaufsicht im Baugenehmigungsverfahren (siehe zu § 64). Die bauaufsichtlichen
Kompensationsprifungen bei Arbeitsstatten sind auf abweichende Umwehrungshéhen
(8 38 Absatz 4) sowie eine zweckentsprechende Ausstattung mit sanitédren Anlagen
(8 43 Absatz 1) beschrankt.

o Wiedereinfihrung eines bauaufsichtlichen Zustimmungsverfahrens zur Beschleunigung
von Bauvorhaben mit 6ffentlicher Tragerschaft (§ 64a),

o Einfuhrung einer Offnungsklausel zum Priifverzicht / Priiferfordernis fir
Standsicherheitsnachweise und zum Prifverzicht fir Brandschutznachweise
abweichend vom bisherigen Prifkatalog (siehe zu § 66 Absatz 3 bis 5).

) Als MalRnahme der Verfahrensbeschleunigung hat die Bauaufsichtsbehdrde tber den
Bauantrag innerhalb eines Monats zu entscheiden, sofern die vollstdndigen Bauvorlagen
und alle fur die Entscheidung notwendigen Stellungnahmen, Zustimmungen und
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Nachweise vorliegen (8 69 Absatz 3 Satz 5). Diese Frist erganzt die schon bisher
bestehende Frist zur Entscheidung nach dem vollstandigen Eingang aller Bauvorlagen;
letztere betragt jetzt zwolf Wochen anstelle von bisher drei Monaten (8 69 Absatz 3 Satz
1).

. Die Verlangerungsmdglichkeit der Baugenehmigung wird auf einmalig zwei Jahre
begrenzt (§ 73 Absatz 2).

. Feuerstatten und deren Abgasleitungen diirfen auch nach wesentlicher Anderung erst
in Betrieb genommen werden, wenn der bevollmachtigte Bezirksschornsteinfeger die
Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der Anlagen und Abgaswege gepruft und wie
bisher bescheinigt hat (siehe zu § 81 Absatz 2).

. Einfuhrung einer Ermachtigung zur Einschréankung der Zulassigkeit von
Staffelgeschossen durch ortliche Bauvorschriften, um die nach § 2 Absatz 7
grundsatzlich mogliche Errichtung von Gebauden mit zwei Staffelgeschossen anstatt
einer geneigten Dachform zu verhindern, da dies in der jingeren Vergangenheit zum
Entstehen sog. , Tortenhauser* gefiihrt hat, die in bestimmten Quartieren stadtebaulich
unerwuinscht sind (siehe zu § 86 Absatz 8).

Barrierefreies Bauen

. Uberfuihrung der am 2. Dezember 2014 vom Senat beschlossenen
MalRnahmenvorschlége zum Barrierefreien Bauen aus dem Aktionsplan zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen in gesetzliche
Regelungen
(siehe zu § 50). Zukunftig missen barrierefreie Wohnungen nach 8§ 50 Absatz 1 mit
Ausnahme von Abstell-, Funktions- und mehrfach vorhandenen Sanitarraumen in ihrer
Gesamtheit barrierefrei nutzbar sein. Die im Gesetz bereits enthaltene Verpflichtung,
dass in Gebauden mit mehr als acht barrierefreien Wohnungen eine und bei mehr als
zwanzig Wohnungen mindestens zwei Wohnungen uneingeschrankt mit dem Rollstuhl
nutzbar sein mussen (sog. R-Wohnungen), wird in Verbindung mit einer freiwilligen
Selbstverpflichtung der Wohnungswirtschaft zunachst fur drei Jahre ausgesetzt. Bliro-,
Verwaltungs- und Gerichtsgebédude ab 500 m2 missen in allen der
zweckentsprechenden Nutzung dienenden Teilen barrierefrei sein.

materielles Recht

o Diverse Anpassungen an die 2012 und 2016 fortgeschriebene Musterbauordnung
(MBO) zur Fortsetzung der ,Mustertreue” und Rechtsaktualitat, vor allem im Hinblick auf
Brandschutzanforderungen (siehe zu 8§ 26 ff.)

Weitere Erlauterungen und Einzelheiten kénnen der anliegenden Begriindung des
Gesetzentwurfs entnommen werden.

Der Gesetzentwurf hat keine personalwirtschaftlichen Auswirkungen. Die rechtsformliche
Prifung durch den Senator fir Justiz und Verfassung ist erfolgt.

Der Gesetzentwurf ist mit allen Ressorts, der Senatskanzlei, der Bremischen Zentralstelle fir
die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau, dem Landesbehindertenbeauftragten
und der Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit abgestimmt.
Gleichzeitig sind Verbande, Kammern und sonstige Stellen angehoért worden, deren Belange
durch den Gesetzentwurf beriihrt sein konnen.

Grundsatzliche Einwendungen gegen den Gesetzentwurf wurden nicht erhoben. Die
Stellungnahmen beziehen sich hauptséchlich auf die inhaltliche Ausgestaltung des
Gesetzentwurfs und sind mit den jeweiligen Stellen ganz tberwiegend einvernehmlich
erortert worden. Dies hat neben verschiedenen kleineren Anderungen des Gesetzentwurfs
dazu gefiihrt, dass im Bereich des Barrierefreien Bauens nach kontroverser Diskussion mit
den verschiedenen beteiligten Akteuren die geplante verbindliche Quote fir sog. R-
Wohnungen reduziert wurde und fiir drei Jahre ausgesetzt werden soll. In der Ubergangszeit
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soll im Rahmen der zwischenzeitlich zwischen den Beteiligten Akteuren konkretisierten
freiwilligen Selbstverpflichtung der Informationsaustausch verbessert werden, um die
Wohnungswirtschatft in die Lage zu versetzen, der tatséachlichen Nachfrage entsprechend
marktgerechte Angebote an R-Wohnungen schaffen zu kdnnen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
(Land) hat in ihrer Sitzung am 14.06.2018 dem vorgelegten Entwurf zugestimmt und sich mit
der Fortsetzung des Gesetzgebungsverfahrens einverstanden erklart.

Anlagen:

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO)
nebst dazugehoriger Begriindung
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Bremische Landesbauordnung
Vom

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Blrgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

Inhaltsverzeichnis

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

81 Anwendungsbereich
82 Begriffe

§3 Allgemeine Anforderungen

Teil 2
Das Grundstick und seine Bebauung

§4 Bebauung der Grundstiicke mit Gebauden

8§85 Zugange und Zufahrten auf den Grundstlicken
§6 Abstandsflachen, Absténde

87 Teilung von Grundstticken

§8 Nicht Gberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielplatze

Teil 3
Bauliche Anlagen

Abschnitt 1
Gestaltung

89 Gestaltung

810 Anlagen der Aul3enwerbung, Automaten

Abschnitt 2
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfihrung

§11 Baustelle
8§ 12 Standsicherheit

§ 13  Schutz gegen schéadliche Einflisse
6
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§14
§ 15
§16
§ 16a

§ 16b
§ 16¢
§ 17
§18
§19
§ 20
§21
§ 22
§23
§24

§25

Brandschutz
Warme-, Schall-, Erschitterungsschutz
Verkehrssicherheit

Bauarten

Abschnitt 3
Bauprodukte

Allgemeine Anforderungen fur die Verwendung von Bauprodukten
Anforderungen fur die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten
Verwendbarkeitsnachweise

Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

Allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis

Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
Ubereinstimmungsbestatigung

Ubereinstimmungserklarung der Herstellerin oder des Herstellers
Zertifizierung

Pruf-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

Abschnitt 4

Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wande, Decken, Dacher

§26

§ 27
§ 28
§29
§ 30
§31
§ 32

Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und
Bauteilen

Tragende Wénde, Stitzen
AulRenwande
Trennwande

Brandwande

Decken

Dacher
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§ 33
§34
§35
§ 36
§ 37
§38

§ 39
§ 40
§41

§ 42

§43
§44
§ 45
§ 46

§ 47
§ 48
§ 49
§ 50
§51

Abschnitt 5
Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

Erster und zweiter Rettungsweg
Treppen

Notwendige Treppenrdume, Ausgange
Notwendige Flure, offene Gange
Fenster, Tlren, sonstige Offnungen

Umwehrungen

Abschnitt 6
Technische Gebaudeausristung

Aufzige
Leitungsanlagen, Installationsschéchte und -kanéle
Luftungsanlagen

Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung, Brennstoff-
versorgung

Sanitare Anlagen, Wasserzahler
Kleinklaranlagen, Gruben
Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Blitzschutzanlagen

Abschnitt 7
Nutzungsbedingte Anforderungen

Aufenthaltsraume

Wohnungen

Stellplatze und Fahrradabstellplatze
Barrierefreies Bauen

Sonderbauten
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Teil 4
Die am Bau Beteiligten

8§52  Grundpflichten

§ 53  Bauherrin oder Bauherr

§ 54  Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser
8§55 Unternehmerin oder Unternehmer

8§56 Bauleiterin oder Bauleiter

Teil 5
Bauaufsichtsbhehdrden, Verfahren

Abschnitt 1
Bauaufsichtsbehdrden

8§57  Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehdrden

8§ 58 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden

Abschnitt 2
Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

8§59 Grundsatz
8§60 Vorrang anderer Gestattungsverfahren

861 Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen, Vorhaben des
Bundes

§62  Genehmigungsfreistellung

Abschnitt 3
Genehmigungsverfahren

863 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
§ 64 Baugenehmigungsverfahren

§ 64a Bauaufsichtliche Zustimmung

8§65 Bauvorlageberechtigung

8§66 Bautechnische Nachweise

8§67 Abweichungen
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§ 68 Bauantrag und Bauvorlagen

8§69 Behandlung des Bauantrags

§ 70  Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit
8§71 Verarbeitung personenbezogener Daten

8§ 72  Baugenehmigung, Baubeginn

8§ 73  Geltungsdauer der Baugenehmigung

8§74  Teilbaugenehmigung

8§ 75 Vorbescheid

8§ 76  Genehmigung Fliegender Bauten

Abschnitt 4
Bauaufsichtliche MaRnahmen

8§ 77  Verbot unrechtmafig gekennzeichneter Bauprodukte
§ 78 Einstellung von Arbeiten

8§79 Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

Abschnitt 5
Bautberwachung

§ 80 Bauilberwachung

§81 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

Abschnitt 6
Baulasten

8§82 Baulasten, Baulastenverzeichnis

Teil 6
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften,
Ubergangs- und Schlussvorschriften

8§83  Ordnungswidrigkeiten
8§84  Rechtsvorschriften
8§85 Technische Baubestimmungen

§86  Ortliche Bauvorschriften
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§ 87  Ubergangsvorschriften

8 88 Inkrafttreten, AuRRerkrafttreten

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fur bauliche Anlagen und Bauprodukte. Es gilt auch fur
Grundstiicke sowie fur andere Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz
oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen gestellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fur

1. Anlagen des 6ffentlichen Verkehrs, einschlie3lich Zubehér, Nebenanlagen und
Nebenbetrieben, ausgenommen Gebaude,

2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, ausgenommen Gebéaude,

3. Leitungen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat,
Warme, der 6ffentlichen Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation
dienen,

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen,
5. Krane und Krananlagen,
6. Messestande in Messe- und Ausstellungsgebauden,

7. Regale und Regalanlagen in Gebauden, soweit sie nicht Teil der Gebaude-
konstruktion sind und keine ErschlielBungsfunktion haben.

§2
Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten
hergestellte Anlagen; eine Verbindung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die
Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf ortsfesten Bahnen
begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu
bestimmt ist, Uberwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind auch

1. Aufschittungen und Abgrabungen,

2. Lagerplatze, Abstellplatze und Ausstellungsplatze und Freisitze vor Gast-
stattenbetrieben,

3. Sport- und Spielflachen,
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10.
11.

Campingplatze, Wochenendplatze und Zeltplatze,

Freizeit- und Vergnugungsparks,

Stellplatze fur Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplatze,

Geruste,

Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzustanden,
Werbeanlagen (8 10),

Automaten, die vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind.

Regale im Freien, Regale, die Teil der Gebaudekonstruktion sind oder
ErschlieBungsfunktion haben.

Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige Anlagen und Einrichtungen im Sinne
des § 1 Absatz 1.

(2) Gebaude sind selbstandig benutzbare, Uberdeckte bauliche Anlagen, die von
Menschen betreten werden kdnnen und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz
von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) Gebaude werden in folgende Gebaudeklassen eingeteilt:

1.

Gebéaudeklasse 1:

a) frei stehende Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei
Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 m2 und

b) frei stehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebaude,
Gebaudeklasse 2:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei Nutzungs-
einheiten von insgesamt nicht mehr als 400 mz,

Gebéaudeklasse 3:
sonstige Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m,
Gebéaudeklasse 4:

Gebaude mit einer Hohe bis zu 13 m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht
mehr als 400 m2,

Gebéaudeklasse 5:

sonstige Gebaude, einschliel3lich unterirdischer Gebaude.

Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mal3 der FuRBbodenoberkante des héchstgelege-
nen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum maoglich ist, Gber der Gelandeober-
flache im Mittel. Die Grundflachen der Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes
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sind die Bruttogrundflachen; bei der Berechnung der Bruttogrundflachen nach Satz 1
bleiben Flachen in Kellergeschossen aul3er Betracht.

Abweichend von der H6henbestimmung nach Satz 2 ist ein Gebaude in die
Gebaudeklasse 2 einzustufen, wenn

a) von der Hohe der Ful3bodenoberkante des hochstgelegenen Aufenthalts-
raumes Uber der Stelle der Gelandeoberflache, von der ein Aufenthalts-
raum jeder Nutzungseinheit Gber die Rettungsgeréte der Feuerwehr
erreichbar ist, die Hohe des Gebaudes 7 Meter nicht Uberschreitet,

b) es in geschlossener Bauweise errichtet ist,
c) es sich um ein Wohngebaude im Sinne des Absatzes 5 handelt und

d) es aus nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr
als 400 m2 besteht.

Die Berufsfeuerwehr hat vor Einreichung des Bauantrages schriftlich zu bestétigen,
dass hinsichtlich der Personenrettung bei Vorhaben nach Satz 4 keine Bedenken
bestehen.

(4) Sonderbauten sind Anlagen und Raume besonderer Art oder Nutzung, die
einen der nachfolgenden Tatbestande erftillen:

1. Hochhauser (Gebaude mit einer Hohe nach Absatz 3 Satz 2 von mehr als
22 m),

2. bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m,

3. Gebaude mit mehr als 1 600 m? Grundflache des Geschosses mit der grofdten
Ausdehnung, ausgenommen Wohngebaude und Garagen,

4. Verkaufsstatten, deren Verkaufsraume und LadenstralRen eine Grundflache
von insgesamt mehr als 800 m2 haben,

5. Gebaude mit Raumen, die einer Blro- oder Verwaltungsnutzung dienen und
einzeln eine Grundflache von mehr als 400 m2 haben,

6. Gebaude mit Ra&umen, die einzeln fiur die Nutzung durch mehr als 100 Per-
sonen bestimmt sind,

7. Versammlungsstatten

a) mit Versammlungsraumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen
und Besucher fassen, wenn diese Versammlungsraume gemeinsame
Rettungswege haben,

b) im Freien mit Szenenflachen sowie Freisportanlagen jeweils mit Triblnen,
die keine Fliegenden Bauten sind und insgesamt mehr als 1 000 Besuche-
rinnen und Besucher fassen,

8. Schank- und Speisegaststatten mit mehr als 40 Gastplatzen in Gebauden oder
mehr als 1 000 Gastplatzen im Freien, Beherbergungsstatten mit mehr als
12 Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m2 Grundflache,

13

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



9. Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von
Personen mit Pflegebedurftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungs-
fahigkeit eingeschréankt ist, wenn die Nutzungseinheiten
a) einzeln far mehr als 6 Personen oder
b) fur Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind, oder
c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und fir insgesamt mehr als

12 Personen bestimmt sind,

10. Krankenhauser,

11. Wohnheime,

12. Tageseinrichtungen fur Kinder, Menschen mit Behinderungen und alte
Menschen, sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen, ausge-
nommen Tageseinrichtungen einschlief3lich Tagespflege fir nicht mehr als
zehn Kinder,

13. Schulen, Hochschulen und &hnliche Einrichtungen,

14. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen fiir den Mal3regelvollzug,
15. Camping- und Wochenendplatze,

16. Freizeit- und Vergniigungsparks,

17. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfiihrungsgenehmigung beddirfen,
18. Regallager mit einer Oberkante Lagerguththe von mehr als 7,50 m,

19. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen
mit Explosions- oder erh6hter Brandgefahr verbunden ist,

20. Anlagen und Raume, die in den Nummern 1 bis 19 nicht aufgefihrt und deren
Art oder Nutzung mit vergleichbaren Gefahren verbunden sind.

(5) Wohngebaude sind Gebaude, die Uberwiegend der Wohnnutzung dienen und
aulRer Wohnungen allenfalls Raume fir die Berufsausubung freiberuflich oder in
ahnlicher Art Tatiger sowie die zugehoérigen Garagen und Nebenrdume enthalten.

(6) Vollgeschosse sind Geschosse, die mit der Oberkante der Rohdecke im Mittel
mehr als 1,40 m Uber die StraRenhdhe oder im Mittel mehr als 2,00 m Uber die
Gelandeoberflache hinausragen (oberirdische Geschosse) und eine Hohe von
mindestens 2,30 m haben. Die beiden obersten Geschosse sind nur dann Voll-
geschosse, wenn sie diese Hohe tGber mehr als zwei Drittel des darunter liegenden
Geschosses haben. Die Hohe der Geschosse wird von Oberkante Rohdecke bis
Oberkante Rohdecke der dartiber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflachen
bis zur Unterkante Dachkonstruktion gemessen.

(7) Oberste Geschosse nach Absatz 6 Satz 2 sind Geschosse mit geneigten
Dachflachen (Dachgeschosse) und Geschosse, die gegenuber allen AuRenwanden
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des jeweils darunter liegenden Geschosses um mindestens ein Drittel inrer Wand-
hohe zurtcktreten (Staffelgeschosse). Eine von Satz 1 abweichende Ausbildung ist
nach § 67 zuzulassen, wenn die Abweichung stadtebaulich und unter Wirdigung der
Belange der Nachbarn vertretbar ist; sie ist zulassig zur Einhaltung einer geschlosse-
nen Bauweise. Hohlraume zwischen der obersten Decke und der Dachkonstruktion,
in denen AufenthaltsrAume nicht moéglich sind, gelten nicht als Geschosse.

(8) Kellergeschosse sind Geschosse, deren rohbaufertige Fulibodenoberkanten
ganz oder teilweise mindestens 70 cm unter der Gelandeoberflache liegen.

(9) Gelandeoberflache ist die Hohe der naturlichen Gelandeoberflache, soweit
nicht durch die Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder durch die Bauaufsichts-
behdrde eine andere Hohe bestimmt wird.

(10) StralRenhohe im Sinne dieses Gesetzes ist die Hohe der Stral3e an der
Grundstiicksgrenze im Bereich der baulichen Anlage; bei geneigtem Gelande ist die
mittlere Hohe maf3gebend. Ist die StralRe noch nicht hergestellt, wird die Stral3en-
héhe durch die Bauaufsichtsbeh6érde bestimmit.

(11) Aufenthaltsraume sind Raume, die zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt
von Menschen bestimmt oder geeignet sind.

(12) Feuerstatten sind in oder an Gebauden ortsfest benutzte Anlagen oder Ein-
richtungen, die dazu bestimmt sind, durch Verbrennung Warme zu erzeugen.

(13) Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen auf3erhalb
der offentlichen Verkehrsflachen dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebaudeteile
zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lagerrdume
fur Kraftfahrzeuge sind keine Stellplatze oder Garagen.

(14) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie fir Menschen mit Behinde-
rungen in der allgemein Ublichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grund-
satzlich ohne fremde Hilfe zuganglich und nutzbar sind.

(15) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie Bausatze gemal Artikel 2
Nummer 2 der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmonisierter
Bedingungen fur die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der
Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5; ABI. L 103
vom 12.4.2013, S. 10; ABI. L 92 vom 8.4.2015, S. 118), die zuletzt durch die
Verordnung vom 21. Februar 2014 (ABI. L 159 vom 28.5.2015, S. 41) geandert
worden ist, die hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche Anlagen einge-
baut zu werden,

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen sowie Bausatzen gemal Artikel 2
Nummer 2 der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die
hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu werden

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen nach 8 3 Satz 1 auswirken kann.
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(16) Bauart ist das Zusammenfigen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder
Teilen von baulichen Anlagen.
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§3
Allgemeine Anforderungen

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu &ndern und instand zu halten, dass
die offentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit nicht
geféahrdet sowie die natirlichen Lebensgrundlagen geschont und keine unzumut-
baren Belastigungen verursacht werden. Dabei soll auf die Belange von Menschen
mit Behinderung Rucksicht genommen werden und es sind die Grundanforderungen
an Bauwerke gemald Anhang | der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 zu bertck-
sichtigen. Dies gilt auch fiir die Beseitigung von Anlagen und bei der Anderung ihrer
Nutzung.

Teil 2
Das Grundstick und seine Bebauung

§4
Bebauung der Grundsticke mit baulichen Anlagen

(1) Gebaude durfen nur errichtet oder gedndert werden, wenn das Grundsttick in
angemessener Breite an einer befahrbaren offentlichen Verkehrsflache liegt oder
wenn das Grundstick eine befahrbare, 6ffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer
befahrbaren 6ffentlichen Verkehrsflache hat. Fir Wohngebaude der Gebaude-
klassen 1 und 2 sind nicht befahrbare Wohnwege von nicht mehr als 50 m Lange
zulassig. Einer offentlich-rechtlichen Sicherung der Zufahrt bedarf es nicht, wenn die
Benutzung durch Miteigentumsanteile, die im Bestandsverzeichnis des Grundbuch-
blatts unter der Nummer des Baugrundstiicks eingetragen sind, gesichert ist.

(2) Bauliche Anlagen auf mehreren Grundsticken sind nur zulassig, wenn offent-
lich-rechtlich gesichert ist, dass dadurch keine Verhaltnisse eintreten kénnen, die
Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. Dies
gilt bei bestehenden Gebauden nicht fir eine Aul3enwand- und Dachdammung, die
Uber die Bauteilanforderungen der Energieeinsparverordnung fur bestehende
Gebaude nicht hinausgeht. Satz 2 gilt entsprechend fur die mit der Warmedammung
zusammenhangenden notwendigen Anderungen von Bauteilen.

§5
Zugange und Zufahrten auf den Grundsticken

(1) Von offentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere fir die Feuerwehr ein
geradliniger Zu- oder Durchgang zu riickwartigen Gebauden zu schaffen; zu anderen
Gebauden ist er zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg dieser Gebaude Uber
Rettungsgerate der Feuerwehr fuhrt. Zu Geb&uden, bei denen die Oberkante der
Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m tber
Gelande liegt, ist in den Fallen des Satzes 1 anstelle eines Zu- oder Durchgangs
eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. Ist fur die Personenrettung der Einsatz von
Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafur erforderlichen Aufstell- und
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Bewegungsflachen vorzusehen. Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als
50 m von einer 6ffentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten oder Durch-
fahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebauden gelegenen Grundstticks-
teilen und Bewegungsflachen herzustellen, wenn sie aus Grinden des Feuerwehr-
einsatzes erforderlich sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungsflachen mussen fir
Feuerwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und tragfahig sein; sie sind als solche zu
kennzeichnen und standig frei zu halten; die Kennzeichnung von Zufahrten muss von
der offentlichen Verkehrsflache aus sichtbar sein. Fahrzeuge durfen auf den Flachen
nach Satz 1 nicht abgestellt werden.

86
Abstandsflachen, Abstande

(1) Vor den AuRenwanden von Gebauden sind Abstandsflachen von oberirdischen
Gebauden frei zu halten. Satz 1 gilt entsprechend fiir andere Anlagen, von denen
Wirkungen wie von Gebauden ausgehen, gegentber Gebauden und Grundstiicks-
grenzen. Eine Abstandsflache ist nicht erforderlich vor AuRenwanden, die an Grund-
stuicksgrenzen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften an die
Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf.

(2) Abstandsflachen sowie Abstande nach § 30 Absatz 2 Nummer 1 und § 32
Absatz 2 miussen auf dem Grundstiick selbst liegen. Sie durfen auch auf 6ffentlichen
Verkehrs-, Griin- und Wasserflachen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte. Abstands-
flachen sowie Abstdnde im Sinne des Satzes 1 dirfen sich ganz oder teilweise auf
andere Grundstucke erstrecken, wenn oOffentlich-rechtlich gesichert ist, dass sie nicht
Uberbaut werden; Abstandsflachen durfen auf die auf diesen Grundstticken erforder-
lichen Abstandsflachen nicht angerechnet werden.

(3) Die Abstandsflachen durfen sich nicht Gberdecken; dies gilt nicht far
1. AuBBenwande, die in einem Winkel von mehr als 75 Grad zueinander stehen,

2. AulRRenwande zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

3. Gebaude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandsflachen zulassig
sind.

(4) Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der Wandhéhe; sie wird senk-
recht zur Wand gemessen. Wandhdhe ist das Mal3 von der Gelandeoberflache bis
zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der
Wand. Die H6he von Dachern mit einer Neigung von weniger als 70 Grad wird zu
einem Drittel der Wandhdhe hinzugerechnet. Andernfalls wird die Hohe des Daches
voll hinzugerechnet. Die Séatze 1 bis 4 gelten fir Dachaufbauten entsprechend. Das
sich ergebende Mal} ist H.
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(5) Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, mindestens 3 m. In Gewerbe- und
Industriegebieten gentigt eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 m. Vor den Aul3en-
wéanden von Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei
oberirdischen Geschossen geniigt als Tiefe der Abstandsflache 3 m. Nachbar-
schiutzende Wirkung kommt nur Dreiviertel der Tiefe der nach Satz 1 bis 3 erforder-
lichen Abstandsflache, mindestens jedoch einer Tiefe von 2,50 m zu. Zwingende
Festsetzungen einer stadtebaulichen Satzung, die abweichende Mal3e der Abstands-
flachentiefe ergeben, haben den Vorrang. Eine von Satz 1 abweichende Abstands-
flachentiefe kann nach 8§ 67 in innerstadtisch dicht bebauten Gebieten zugelassen
werden, wenn die Gebaudehdhe stadtebaulich vertretbar und mit den nachbarlichen
Belangen vereinbar ist.

(6) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben aul3er Betracht
1. vor die AulRenwéande vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachtberstande,

2. Aufschittungen und nicht tlberdachte Terrassen, soweit sie nicht héher als
1,00 m Uber der naturlichen Gelandeoberflache sind,

3. Uberdachte Terrassen sowie untergeordnete eingeschossige Wintergarten, die
nicht zum dauernden Aufenthalt geeignet sind und nicht in offener Verbindung
zu einem Aufenthaltsraum stehen,

4. untergeordnete Vorbauten wie eingeschossige Erker und Balkone, die insge-
samt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen AuRenwand in
Anspruch nehmen und nicht mehr als 1,50 m vor die jeweilige AuRenwand
vortreten,

5. bei Gebauden an der Grundstiicksgrenze die Seitenwande von Vorbauten und
Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstticksgrenze errichtet
werden.

Von der gegenuberliegenden Nachbargrenze missen Vorbauten nach den
Nummern 3 und 4 mindestens 2,50 m entfernt bleiben.

(7) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben Malinahmen zum Zwecke
der Energieeinsparung und Solaranlagen an bestehenden Gebauden unabhangig
davon, ob diese den Anforderungen der Absatze 2 bis 6 entsprechen, aul3er
Betracht, wenn sie

1. eine Starke von nicht mehr als 0,25 m aufweisen und
2. mindestens 2,50 m von der Nachbargrenze zuriickbleiben.
8§ 67 Absatz 1 Satz 1 bleibt unberuhrt.

(8) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Abstandsflachen
sind, auch wenn sie nicht an die Grundstiicksgrenze oder an das Gebaude angebaut
werden, zul&ssig

1. Garagen und Gebaude ohne Aufenthaltsraume und Feuerstatten mit einer
mittleren Wandhodhe an der Grenze bis zu 3 m und einer Gesamtlange je
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Grundstiicksgrenze von 9 m, wobei Dachtberstande und Gesimse von insge-
samt nicht mehr als 0,50 m unberucksichtigt bleiben; abweichend von Absatz 4
wird die Hohe von Giebelflachen lediglich zu einem Drittel der Wandhohe
hinzugerechnet und die Hohe von Dachern mit einer Neigung bis zu 45 Grad
bleibt unbericksichtigt,

2. gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Héhe bis zu 3 m und einer
Gesamtlange je Grundstticksgrenze von 9 m,

3. Stutzmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industrie-
gebieten, auRerhalb dieser Baugebiete mit einer H6he bis zu 2 m.

Die Lange der die Abstandsflachentiefe gegentiber den Grundstticksgrenzen nicht
einhaltenden Bebauung nach Nummern 1 und 2 darf auf einem Grundstlck insge-
samt 18 m nicht tGberschreiten.

8§87
Teilung von Grundsticken

(1) Durch die Teilung eines Grundstiicks, das bebaut ist oder aufgrund einer Bau-
genehmigung oder einer Genehmigungsfreistellung nach § 62 bebaut werden darf,
durfen keine Verhaltnisse geschaffen werden, die Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes widersprechen. § 79 gilt entsprechend.

(2) Soll bei einer Teilung nach Absatz 1 von Vorschriften dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes abgewichen werden, ist 8§ 67 entsprechend anzuwenden.

§8
Nicht Gberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielplatze

(1) Die Grundstucksflachen von Baugrundstiicken, die nicht fur bauliche Anlagen
genutzt werden (Freiflachen), durfen nicht in einer die Wasserdurchlassigkeit wesent-
lich mindernden Weise befestigt werden. Sie dirfen nicht verunstaltet wirken und
auch ihre Umgebung nicht verunstalten. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit
Bebauungsplane oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht Gberbauten
Flachen treffen.

(2) Die Grundstucksflachen, die zulassigerweise fir bauliche Anlagen, wie Stell-
platze, Zufahrten, Gehwege, Abstell- und Lagerplatze, benétigt werden, durfen nur
soweit befestigt werden, wie es fur deren Nutzung erforderlich ist, sofern nicht die
Belastung des Niederschlagswassers oder eine zu geringe Durchlassigkeit des
Bodens eine Versiegelung erfordert. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Bei der Errichtung von Gebauden mit insgesamt mehr als drei Wohnungen mit
jeweils mehr als 40 m? Wohnflache ist auf dem Baugrundstick oder in unmittelbarer
Nahe auf einem anderen geeigneten Grundstiick, dessen dauerhafte Nutzung far
diesen Zweck o6ffentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend grof3er
Kinderspielplatz anzulegen und instand zu halten. Dies gilt nicht, wenn in unmittel-
barer Nahe eine Gemeinschaftsanlage geschaffen oder erweitert wird oder ein
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solcher Spielplatz wegen der Art und der Lage der Wohnung nicht erforderlich ist. Die
GroRRe der Kinderspielplatze richtet sich nach der Art und Anzahl der Wohnungen auf
dem Grundstuck.

(4) Kann der Kinderspielplatz nicht oder nur unter groRen Schwierigkeiten herge-
stellt werden, so ist diese Verpflichtung durch die Zahlung eines Geldbetrages fiir die
Errichtung, Gestaltung und Unterhaltung von Kinderspielmdglichkeiten an die zustan-
dige Gemeinde zu erflllen. Die Ablésung ist auch zulassig, wenn in unmittelbarer
Néahe eine o6ffentliche Spielflache geschaffen wird oder vorhanden ist.

Teil 3
Bauliche Anlagen

Abschnitt 1
Gestaltung

§9
Gestaltung

Bauliche Anlagen missen nach Form, Mal3stab, Verhaltnis der Baumassen und
Bauteile zueinander, Werkstoff und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstal-
tet wirken. Bauliche Anlagen durfen das Stral3en-, Orts- und Landschaftsbild nicht
verunstalten.

§10
Anlagen der AuRenwerbung, Automaten

(1) Anlagen der AuRenwerbung (Werbeanlagen) sind alle ortsfesten Einrich-
tungen, die der Ankindigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder
Beruf dienen und vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Hierzu zéhlen
insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukéasten
sowie fur Zettelanschlage und Bogenanschlage oder Lichtwerbung bestimmte
Saulen, Tafeln und Flachen.

(2) Werbeanlagen durfen die der architektonischen Gliederung dienenden Bauteile
nicht iberschneiden oder verdecken; von den Gebaudekanten missen sie mindes-
tens 1,00 m entfernt sein. An Vorbauten, wie Erker oder Balkone, durfen Werbe-
anlagen nicht nach vorn oder seitlich abstehend angebracht werden. Die stérende
Haufung von Werbeanlagen ist unzulassig.

(3) Aul3erhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sind Werbeanlagen
unzulassig. Ausgenommen sind, soweit in anderen Vorschriften nichts anderes
bestimmt ist,

1. Werbeanlagen an der Stétte der Leistung,
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2. einzelne Hinweiszeichen an Verkehrsstralen und Wegabzweigungen, die im
Interesse des Verkehrs auf auRerhalb der Ortsdurchfahrten liegende Betriebe
oder versteckt liegende Statten aufmerksam machen,

3. Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweis-
schilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer Tafel zusammengefasst
sind,

4. Werbeanlagen an und auf Flugplatzen, Sportanlagen und Versammlungs-
statten, soweit sie nicht in die freie Landschaft wirken,

5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegeléanden.

(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten, reinen Wohngebieten und allge-
meinen Wohngebieten sind nur zul&assig:

1. Werbeanlagen an der Statte der Leistung, in reinen Wohngebieten nur als
Hinweisschilder und

2. Anlagen fur amtliche Mitteilungen und zur Unterrichtung der Bevdlkerung Gber
kirchliche, kulturelle, politische, sportliche oder dhnliche Veranstaltungen; die
jeweils freie Flache dieser Anlagen darf auch fir andere Werbung verwendet
werden.

Auf Verkehrsflachen 6ffentlicher StralRen sind auch andere Werbeanlagen zulassig,
soweit diese die Eigenart des Gebietes und das Ortsbild nicht beeintrachtigen.

(5) Die Absétze 1 bis 3 gelten fir Automaten entsprechend.
(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf

1. Anschlage und Lichtwerbung an daftir genehmigten Séaulen, Tafeln und
Flachen,

2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen,
3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schaukasten,

4. Wahlwerbung fur die Dauer eines Wahlkampfs.

Abschnitt 2
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfihrung

8§11
Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemal
errichtet, geandert oder beseitigt werden kénnen und Gefahren oder vermeidbare
Belastigungen nicht entstehen.
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(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen gefahrdet werden kdnnen, ist
die Gefahrenzone abzugrenzen oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit
erforderlich, sind Baustellen mit einem Bauzaun abzugrenzen, mit Schutzvor-
richtungen gegen herabfallende Gegenstande zu versehen und zu beleuchten.

(3) Bei der Ausfuhrung nicht verfahrensfreier Bauvorhaben hat die Bauherrin oder
der Bauherr an der Baustelle ein Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens
sowie die Namen und Anschriften der Bauherrin oder des Bauherrn, der Entwurfsver-
fasserin oder des Entwurfsverfassers, der Bauleiterin oder des Bauleiters und der
Unternehmerin oder des Unternehmers flr den Rohbau enthalten muss, dauerhatft
und von der o6ffentlichen Verkehrsflache aus sichtbar anzubringen.

(4) Baume, Straucher oder sonstige Landschaftsbestandteile, die aufgrund offent-
lich-rechtlicher Vorschriften zu erhalten sind, missen wahrend der Bauausflihrung
durch geeignete fachgerechte Vorkehrungen geschutzt und bei Grundwasser-
absenkung wéahrend der Vegetationszeit ausreichend bewdassert werden.

8§12
Standsicherheit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen fur sich
allein standsicher sein. Die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Trag-
fahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstiicke durfen nicht gefahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile fir mehrere bauliche Anlagen ist
zulassig, wenn offentlich-rechtlich gesichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei
der Beseitigung einer der baulichen Anlagen bestehen bleiben kénnen.

§13
Schutz gegen schadliche Einflusse

(1) Bauliche Anlagen missen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich
sein, dass durch chemische, physikalische oder biologische Einfliisse aus Wasser,
Boden und Luft, insbesondere aus Altlasten, Gefahren oder unzumutbare Belasti-
gungen nicht entstehen. Baugrundstiicke miissen nach ihrer Lage und Beschaffen-
heit fur bauliche Anlagen so geeignet sein, dass durch Einflisse im Sinne des
Satzes 1 Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

(2) Bei Vorhaben, die eine Klarung der Eignung des Baugrundstticks im Sinne des
Absatzes 1 erfordern, ist die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser bei der
Erstellung des Entwurfs verpflichtet,

1. der fur den Bodenschutz zustandigen Stelle die zu diesem Zweck erforder-
lichen Angaben Uber das geplante Vorhaben zu Gbermitteln,

2. mit den Bauvorlagen Angaben zu machen

a) Uber die Sondierungspflicht nach 8 5 des Gesetzes zur Verhitung von
Schaden durch Kampfmittel und
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b) ob es sich um die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung einer
schutzbedurftigen Nutzung nach § 70 Absatz 3 Satz 2 handelt, die inner-
halb eines von der Immissionsschutzbehorde im Amtsblatt der Freien
Hansestadt Bremen bekanntgemachten Achtungsabstandes oder ange-
messenen Sicherheitsabstandes im Sinne des 8 3 Absatz 5a des Bundes-
immissionsschutzgesetzes liegt.

814
Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu
halten, dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und
Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von
Menschen und Tieren sowie wirksame Loéscharbeiten mdglich sind.

§15
Warme-, Schall-, Erschitterungsschutz

(1) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhéaltnissen
entsprechenden Warmeschutz haben.

(2) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben.
Gerausche, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Bau-
grundstiicken ausgehen, sind so zu ddmmen, dass Gefahren oder unzumutbare
Belastigungen nicht entstehen.

(3) Erschitterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in bau-
lichen Anlagen oder auf Baugrundstiicken ausgehen, sind so zu dammen, dass
Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

8§ 16
Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht Gberbauten Flachen
von bebauten Grundstiicken missen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen Verkehrs darf durch bauliche
Anlagen oder deren Nutzung nicht gefahrdet werden.

§ 16a
Bauarten

(1) Bauarten durfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer Anwendung die
baulichen Anlagen bei ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck
entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes erfullen und fir ihnren Anwendungszweck tauglich sind.
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(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2
Nummer 2 oder Nummer 3 Buchstabe a wesentlich abweichen oder fur die es
allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, dirfen bei der Errichtung,
Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn fur
sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut fir Bau-
technik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauaufsichts-
behorde

erteilt worden ist. 8 18 Absatz 2 bis 7 gelten entsprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung gentigt ein allgemeines bau-
aufsichtliches Prufzeugnis fur Bauarten, wenn die Bauart nach allgemein anerkann-
ten Prufverfahren beurteilt werden kann. In der Verwaltungsvorschrift nach § 85
werden diese Bauarten mit der Angabe der mafligebenden technischen Regeln
bekannt gemacht. § 19 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des 8 3 nicht zu erwarten sind, kann die oberste
Bauaufsichtsbehotrde im Einzelfall oder fur genau begrenzte Falle allgemein fest-
legen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Bauarten bedurfen einer Bestatigung inrer Ubereinstimmung mit den Tech-
nischen Baubestimmungen nach 8§ 85 Absatz 2, den allgemeinen Bauartgenehmi-
gungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnissen fur Bauarten oder den
vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen; als Ubereinstimmung gilt auch eine
Abweichung, die nicht wesentlich ist. § 21 Absatz 2 gilt fir den Anwender der Bauart
entsprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in auf3ergewdhnlichem Malf3 von der Sach-
kunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit
besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der Bauartgenehmigung oder durch
Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehdrde vorgeschrieben werden, dass
die Anwenderin oder der Anwender Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen ver-
fugt und den Nachweis hiertiber gegeniber einer Prifstelle nach § 24 Satz 1
Nummer 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverordnung kdnnen Mindestanforderungen
an die Ausbildung, die durch Priifung nachzuweisende Befahigung und die Ausbil-
dungsstéatten einschliel3lich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(7) Fur Bauarten, die einer au3ergewdhnlichen Sorgfalt bei Ausfihrung oder
Instandhaltung bedurfen, kann in der Bauartgenehmigung oder durch Rechts-
verordnung der obersten Bauaufsichtsbehorde die Uberwachung dieser Tatigkeiten
durch eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden.
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Abschnitt 3
Bauprodukte

§ 16b
Allgemeine Anforderungen fir die Verwendung von Bauprodukten

(1) Bauprodukte durfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die
baulichen Anlagen bei ordnungsgemalier Instandhaltung wahrend einer dem Zweck
entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder
aufgrund dieses Gesetzes erflllen und gebrauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens
vom 2. Mai 1992 Uber den Européischen Wirtschaftsraum genannten technischen
Anforderungen entsprechen, dirfen verwendet werden, wenn das geforderte Schutz-
niveau geman § 3 gleichermal3en dauerhaft erreicht wird.

§ 16¢c
Anforderungen fur die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten

Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, darf verwendet werden, wenn
die erklarten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes fest-
gelegten Anforderungen fiur diese Verwendung entsprechen. Die 88§ 17 bis 25
Absatz 1 gelten nicht fir Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der
Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen.

817
Verwendbarkeitsnachweise

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis nach den 88 18 bis 20 ist fir ein Bauprodukt
erforderlich, wenn

1. es keine Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel
der Technik gibt,

2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung (8 85 Absatz 2
Nummer 3) wesentlich abweicht oder

3. eine Verordnung nach § 84 Absatz 4a es vorsieht.
(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich fur ein Bauprodukt,
1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder

2. das fur die Erfallung der Anforderungen dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung hat.
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(3) Die Technischen Baubestimmungen nach 8§ 85 enthalten eine nicht
abschlielRende Liste von Bauprodukten, die keines Verwendbarkeitsnachweises nach
Absatz 1 bedurfen.

(4) Bei der Errichtung, Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen sollen
moglichst umweltvertragliche Bauprodukte verwendet werden, unter Bertcksichti-
gung ihrer Eigenschaften in den Phasen Herstellung, Nutzung und Entsorgung oder
Wiederverwendung.

§18
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut flr Bautechnik erteilt unter den Voraussetzungen des
8 17 Absatz 1 eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung fur Bauprodukte, wenn
deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begriundung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufiigen.
Soweit erforderlich, sind Probestiicke von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
zur Verfigung zu stellen oder durch Sachverstandige, die das Deutsche Institut flr
Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausfiihrungen unter Aufsicht
der Sachverstandigen herzustellen. § 69 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut fir Bautechnik kann fur die Durchfiihrung der Prifung
die sachverstandige Stelle und fir Probeausfihrungen die Ausfiihrungsstelle und
Ausfuhrungszeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und fur eine
bestimmte Frist erteilt, die in der Regel funf Jahre betragt. Die Zulassung kann mit
Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf schriftlichen oder elektronischen
Antrag in der Regel um funf Jahre verlangert werden; 8 73 Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt 6ffentlich
bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Lander
gelten auch im Land Bremen.

§19
Allgemeines bauaufsichtliches Prufzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten Prifverfahren beurteilt werden,
bedurfen anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allge-
meinen bauaufsichtlichen Prifzeugnisses. Dies wird mit der Angabe der maf3geben-
den technischen Regeln in den Technischen Baubestimmungen nach 8§ 85 bekannt-
gemacht.
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(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis wird von einer Prifstelle nach
§ 24 Satz 1 Nummer 1 fur Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwend-
barkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. § 18 Absatz 2 und 4 bis 7 gilt
entsprechend. Die Anerkennungsbehdérde flr Stellen nach § 24 Satz 1 Nummer 1,
§ 84 Absatz 4 Nummer 2 kann allgemeine bauaufsichtliche Prufzeugnisse zurtick-
nehmen oder widerrufen; 88 48 und 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes finden Anwendung.

§ 20
Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehérde diurfen unter den Voraus-
setzungen des § 17 Absatz 1 im Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn
ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1 nachgewiesen ist. Wenn Gefahren
im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichts-
behorde im Einzelfall erklaren, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

§21
Ubereinstimmungsbestatigung

(1) Bauprodukte bediirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den
Technischen Baubestimmungen nach 8 85 Absatz 2, den allgemeinen bauaufsicht-
lichen Zulassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prufzeugnissen oder den
Zustimmungen im Einzelfall; als Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die
nicht wesentlich ist.

(2) Die Bestatigung der Ubereinstimmung erfolgt durch Ubereinstimmungs-
erklarung der Herstellerin oder des Herstellers nach § 22.

(3) Die Ubereinstimmungserklarung hat die Herstellerin oder der Hersteller durch
Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszeichen unter Hinweis
auf den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das Ubereinstimmungszeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipack-
zettel oder auf seiner Verpackung oder, wenn dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem
Lieferschein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(5) Ubereinstimmungszeichen aus anderen Landern und aus anderen Staaten
gelten auch im Land Bremen.

§ 22
Ubereinstimmungserklarung der Herstellerin oder des Herstellers

(1) Die Herstellerin oder der Hersteller darf eine Ubereinstimmungserklarung nur
abgeben, wenn sie oder er durch werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt
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hat, dass das von ihr oder ihm hergestellte Bauprodukt den mafigebenden techni-
schen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen
bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach § 85, in den allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen
oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Prifung der Bauprodukte durch
eine Prufstelle vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden,
wenn dies zur Sicherung einer ordnungsgemalf3en Herstellung erforderlich ist. In
diesen Fallen hat die Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu tUberprifen, ob es den
maf3gebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung,
dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall
entspricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 85, in den allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassungen oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zerti-
fizierung vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden, wenn
dies zum Nachweis einer ordnungsgemafen Herstellung eines Bauproduktes
erforderlich ist. Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann im Einzelfall die Verwendung
von Bauprodukten ohne Zertifizierung gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese
Bauprodukte den technischen Regeln, Zulassungen, Prifzeugnissen oder
Zustimmungen nach Absatz 1 entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bediirfen nur einer Uberein-
stimmungserklarung nach Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.

§23
Zertifizierung

(1) Der Herstellerin oder dem Hersteller ist ein Ubereinstimmungszertifikat von
einer Zertifizierungsstelle nach 8§ 24 zu erteilen, wenn das Bauprodukt

1. den Technischen Baubestimmungen nach 8 85 Absatz 2, der allgemeinen
bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis
oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdiberwachung nach
Maf3gabe des Absatzes 2 unterliegt.

(2) Die Fremduiberwachung ist von Uberwachungsstellen nach § 24 durchzu-
fuhren. Die Fremduberwachung hat regelmé&fig zu Gberprifen, ob das Bauprodukt
den Technischen Baubestimmungen nach 8§ 85 Absatz 2, der allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder der
Zustimmung im Einzelfall entspricht.
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§ 24
Prif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann eine naturliche oder juristische Person als

1. Prifstelle fir die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prifzeugnisse (8§ 19
Absatz 2),

2. Prufstelle fiir die Uberprifung von Bauprodukten vor Bestatigung der Uberein-
stimmung (8 22 Absatz 2),

3. Zertifizierungsstelle (8§ 23 Absatz 1),
4. Uberwachungsstelle fur die Fremdiiberwachung (8§ 23 Absatz 2),

5. Uberwachungsstelle fiir die Uberwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25
Absatz 2 oder

6. Prufstelle fur die Uberpriifung nach § 16a Absatz 6 und 25 Absatz 1

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschéftigten nach ihrer Ausbildung, Fach-
kenntnis, personlichen Zuverlassigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die
Gewahr dafur bieten, dass diese Aufgaben den o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie tUber die erforderlichen Vorrich-
tungen verfigen. Satz 1 ist entsprechend auf Behdrden anzuwenden, wenn sie
ausreichend mit geeigneten Fachkraften besetzt und mit den erforderlichen Vor-
richtungen ausgestattet sind. Die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uber-
wachungsstellen anderer Lander gilt auch im Land Bremen.

§25
Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in aul3ergewdhnlichem Mal3 von der
Sachkunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung
mit besonderen Vorrichtungen abhéngt, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsverordnung der
obersten Bauaufsichtsbehdrde vorgeschrieben werden, dass die Herstellerin oder
der Hersteller Gber solche Fachkréafte und Vorrichtungen verfigt und den Nachweis
hieriber gegenuber einer Prufstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen hat. In
der Rechtsverordnung kénnen Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch
Prifung nachzuweisende Beféhigung und die Ausbildungsstatten einschlief3lich der
Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(2) Fur Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres
besonderen Verwendungszwecks einer aulRergewodhnlichen Sorgfalt bei Einbau,
Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedirfen, kann in der allgemeinen bau-
aufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechtsver-
ordnung der obersten Bauaufsichtsbehorde die Uberwachung dieser Tatigkeiten
durch eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden,
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soweit diese Tatigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU) Nummer 305/2011
erfasst sind.

Abschnitt 4
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wande, Decken, Dacher

§ 26

Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
von Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unter-
schieden in

1. nichtbrennbare,
2. schwerentflammbare,
3. normalentflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normalentflammbar sind (leichtentflammbare Bau-
stoffe), diirfen nicht verwendet werden; dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit
anderen Baustoffen nicht leichtentflammbar sind.

(2) Bauteile werden nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfahigkeit
unterschieden in

1. feuerbesténdige,
2. hochfeuerhemmende,
3. feuerhemmende;

die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bau-
teilen auf deren Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschliel3enden Bauteilen auf
deren Widerstand gegen die Brandausbreitung. Bauteile werden zusatzlich nach
dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen und die bei raumabschlielienden Bauteilen zusatzlich eine in
Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen
bestehen und die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung
aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dammstoffe
aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.
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Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts
anderes bestimmt ist, missen

1. Bauteile, die feuerbestandig sein missen, mindestens den Anforderungen des
Satzes 2 Nummer 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein missen, mindestens den Anforde-
rungen des Satzes 2 Nummer 3

entsprechen.

§ 27
Tragende Wande, Stltzen

(1) Tragende und aussteifende Wande und Stltzen missen im Brandfall
ausreichend lang standsicher sein. Sie miissen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestéandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fir Geschosse im Dachraum nur, wenn dariiber noch Aufenthaltsraume
maoglich sind; 8 29 Absatz 4 bleibt unberihrt,

2. nicht fur Balkone, ausgenommen offene Génge, die als notwendige Flure
dienen.

(2) Im Kellergeschoss miussen tragende und aussteifende Wéande und Stitzen
1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,
2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend

sein.

8§28
AulRenwande

(1) AuRenwénde und AulRenwandteile wie Bristungen und Schiirzen sind so
auszubilden, dass eine Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend
lang begrenzt ist.

(2) Nichttragende AulRenwande und nichttragende Teile tragender Aul3enwéande
mussen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; sie sind aus brennbaren Bau-
stoffen zulassig, wenn sie als raumabschlielRende Bauteile feuerhemmend sind.
Satz 1 gilt nicht fur
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1. Turen und Fenster,
2. Fugendichtungen und

3. brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der
AuRenwandkonstruktionen.

(3) Oberflachen von Aulienwanden sowie AulRenwandbekleidungen missen ein-
schlie3lich der Dammstoffe und Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein; Unter-
konstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind zulassig, wenn die Anfor-
derungen nach Absatz 1 erfillt sind. Balkonbekleidungen, die Uber die erforderliche
Umwehrungshdhe hinaus hochgefuhrt werden, und mehr als zwei Geschosse uber-
briickende Solaranlagen an Aulienwéanden missen schwerentflammbar sein. Bau-
stoffe, die schwerentflammbar sein missen, in Bauteilen nach Satz 1 Halbsatz 1 und
Satz 2 durfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(4) Bei AuRenwandkonstruktionen mit geschossiibergreifenden Hohl- oder Luft-
raumen wie hinterlifteten Aul3enwandbekleidungen sind gegen die Brandausbreitung
besondere Vorkehrungen zu treffen. Satz 1 gilt fur Doppelfassaden entsprechend.

(5) Absatze 2, 3 und 4 Satz 1 gelten nicht fir Gebaude der Gebaudeklassen 1
bis 3; Absatz 4 Satz 2 gilt nicht fur Geb&aude der Geb&udeklassen 1 und 2.

829
Trennwénde

(1) Trennwande nach Absatz 2 mussen als raumabschlieRende Bauteile von
Raumen oder Nutzungseinheiten innerhalb von Geschossen ausreichend lang
widerstandsfahig gegen die Brandausbreitung sein.

(2) Trennwande sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders
genutzten RAumen, ausgenommen notwendigen Fluren,

2. zum Abschluss von Raumen mit Explosions- oder erhdhter Brandgefahr,

3. zwischen AufenthaltsrAumen und anders genutzten Rdumen im Keller-
geschoss.

(3) Trennwande nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 miussen die Feuerwiderstands-
fahigkeit der tragenden und aussteifenden Bauteile des Geschosses haben, jedoch
mindestens feuerhemmend sein. Trennwande nach Absatz 2 Nummer 2 missen
feuerbestandig sein.

(4) Die Trennwande nach Absatz 2 sind bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter
die Dachhaut zu fihren; werden in Dachraumen Trennwande nur bis zur Rohdecke
gefuhrt, ist diese Decke als raumabschlie3endes Bauteil, einschliel3lich der sie
tragenden und aussteifenden Bauteile, feuerhemmend herzustellen.
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(5) Offnungen in Trennwéanden nach Absatz 2 sind nur zuldssig, wenn sie auf die
fur die Nutzung erforderliche Zahl und Grél3e beschrénkt sind; sie missen feuer-
hemmende, dicht- und selbstschlieRende Abschliisse haben.

(6) Die Absétze 1 bis 5 gelten nicht fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
und 2.

8 30
Brandwande

(1) Brandwéande mussen als raumabschliel3ende Bauteile zum Abschluss von
Gebauden (Gebaudeabschlusswand) oder zur Unterteilung von Gebauden in Brand-
abschnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere
Gebaude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwéande sind erforderlich

1. als Geb&udeabschlusswand, ausgenommen von Gebauden ohne Aufenthalts-
raume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m?3 Bruttorauminhalt, wenn
diese Abschlusswande an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 m
gegenuber der Grundstiicksgrenze errichtet werden, es sei denn, dass ein
Abstand von mindestens 5 m zu bestehenden oder nach den baurechtlichen
Vorschriften zulassigen kiinftigen Gebauden 6ffentlich-rechtlich gesichert ist,

2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebaude in Abstédnden
von nicht mehr als 40 m,

3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebaude in
Brandabschnitte von nicht mehr als 10 000 m3 Bruttorauminhalt,

4. als Gebaudeabschlusswand zwischen Wohngeb&auden und angebauten land-
wirtschaftlich genutzten Gebauden sowie als innere Brandwand zwischen dem
Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines Geb&udes.

(3) Brandwande mussen auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung
feuerbestandig sein und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von
Brandwanden sind in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3 zuldssig

1. fur Gebaude der Gebaudeklasse 4 Wande, die auch unter zusatzlicher
mechanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend sind,

2. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wéande,

3. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswénde, die
jeweils von innen nach aul3en die Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden
und aussteifenden Teile des Gebaudes, mindestens jedoch feuerhemmende
Bauteile, und von auf3en nach innen die Feuerwiderstandsfahigkeit feuer-
bestéandiger Bauteile haben.

34

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



In den Féllen des Absatzes 2 Nummer 4 sind anstelle von Brandwénden feuer-
bestandige Wande zulassig, wenn der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich
genutzten Gebaudes oder Gebaudeteils nicht groRer als 2 000 m3 ist.

(4) Brandwande mussen bis zur Bedachung durchgehen und in allen Geschossen
Ubereinander angeordnet sein. Abweichend davon durfen anstelle innerer Brand-
wande Wande geschossweise versetzt angeordnet werden, wenn

1. die Wande im Ubrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wéanden stehen, feuer-
bestandig sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und keine
Offnungen haben,

3. die Bauteile, die diese Wéande und Decken unterstitzen, feuerbestandig sind
und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

4. die AuRenwande in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder
unterhalb des Versatzes feuerbestandig sind und

5. Offnungen in den AuBenwanden im Bereich des Versatzes so angeordnet
oder andere Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in
andere Brandabschnitte nicht zu befirchten ist.

(5) Brandwénde sind 0,30 m Uber die Bedachung zu fuhren oder in Héhe der
Dachhaut mit einer beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbestandigen Platte aus
nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlie3en; dariber dirfen brennbare Teile des
Daches nicht hinweggefuhrt werden. Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 sind
Brandwande mindestens bis unter die Dachhaut zu fuhren. Verbleibende Hohlraume
sind vollstandig mit nichtbrennbaren Baustoffen auszuftllen.

(6) Mussen Gebaude oder Gebaudeteile, die Giber Eck zusammenstol3en, durch
eine Brandwand getrennt werden, so muss der Abstand dieser Wand von der
inneren Ecke mindestens 5 m betragen; das gilt nicht, wenn der Winkel der inneren
Ecke mehr als 120 Grad betragt oder mindestens eine Aul3enwand auf 5 m Lange
als offnungslose feuerbestandige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei
Gebauden der Geb&audeklassen 1 bis 4 als 6ffnungslose hochfeuerhemmende Wand
ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen durfen Gber Brandwéande nicht hinweg-
gefuhrt werden. Bei AuRenwandkonstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung
begunstigen kdnnen, wie hinterltfteten Au3enwandbekleidungen oder Doppel-
fassaden, sind gegen die Brandausbreitung im Bereich der Brandwénde besondere
Vorkehrungen zu treffen. Aul3enwandbekleidungen von Gebaudeabschlusswéanden
mussen einschlie3lich der Dammstoffe und Unterkonstruktionen nichtbrennbar sein.
Bauteile durfen in Brandwande nur soweit eingreifen, dass deren Feuerwiderstands-
fahigkeit nicht beeintrachtigt wird; fir Leitungen, Leitungsschlitze und Schornsteine
gilt dies entsprechend.

(8) Offnungen in Brandwanden sind unzulassig. Sie sind in inneren Brandwanden
nur zulassig, wenn sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und Gréle
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beschrankt sind; die Offnungen miissen feuerbestandige, dicht- und selbst-
schlieBende Abschliisse haben.

(9) In inneren Brandwanden sind feuerbestandige Verglasungen nur zulassig,
wenn sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und Grol3e beschréankt sind.

(10) Absatz 2 Nummer 1 gilt nicht fiir seitiche Wande von Vorbauten im Sinne des
8 6 Absatz 6 Nummer 3 und 4, wenn sie von dem Nachbargeb&aude oder der Nach-
bargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen Ausladung entspricht, mindes-
tens jedoch 1 m betragt.

(11) Die Abséatze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fur Wéande, die nach Absatz 3
Satz 2 und 3 anstelle von Brandwanden zulassig sind.

831
Decken

(1) Decken mussen als tragende und raumabschlie3ende Bauteile zwischen
Geschossen im Brandfall ausreichend lang standsicher und widerstandsfahig gegen
die Brandausbreitung sein. Sie missen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestéandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn dariber Aufenthaltsraume maoglich
sind; 8 29 Absatz 4 bleibt unberihrt,

2. nicht fur Balkone, ausgenommen offene Génge, die als notwendige Flure
dienen.

(2) Im Kellergeschoss missen Decken

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,

2. in Gebéauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein. Decken mussen feuerbestandig sein

1. unter und Gber Raumen mit Explosions- oder erhéhter Brandgefahr, ausge-
nommen in Wohngebéuden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines
Gebéaudes.

(3) Der Anschluss der Decken an die Auf3enwand ist so herzustellen, dass er den
Anforderungen aus Absatz 1 Satz 1 genugt.
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(4) Offnungen in Decken, fiir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben
ist, sind nur zulassig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m2 in
nicht mehr als zwei Geschossen,

3. im Ubrigen, wenn sie auf die fur die Nutzung erforderliche Zahl und GroRe
beschrankt sind und Abschlisse mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der Decke
haben.

832
Déacher

(1) Bedachungen missen gegen eine Brandbeanspruchung von auf3en durch
Flugfeuer und strahlende Wéarme ausreichend lang widerstandsfahig sein (harte
Bedachung).

(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erftllen, sind
zulassig bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3, wenn die Gebaude

1. einen Abstand von der Grundstiicksgrenze von mindestens 12 m,

2. von Gebauden auf demselben Grundstick mit harter Bedachung einen
Abstand von mindestens 15 m,

3. von Gebéauden auf demselben Grundstiick mit Bedachungen, die die
Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfillen, einen Abstand von mindestens
24 m,

4. von Gebauden auf demselben Grundstiick ohne Aufenthaltsraume und ohne
Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m3 Bruttorauminhalt einen Abstand von
mindestens 5 m

einhalten. Soweit Gebaude nach Satz 1 Abstand halten mussen, gentgt bei Wohn-
gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2 in den Féllen

1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 m,
2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 m,
3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 m.
(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur

1. Gebéaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als
50 m?3 Bruttorauminhalt,
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2. lichtdurchlassige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare
Fugendichtungen und brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind
zulassig,

3. Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngebauden,
4. Eingangsuberdachungen und Vordacher aus nichtbrennbaren Baustoffen,

5. Eingangstiberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingange nur
zu Wohnungen fuhren.

(4) Abweichend von den Absétzen 1 und 2 sind

1. lichtdurchlassige Teilflachen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach
Absatz 1 und

2. Dbegriinte Bedachungen

zulassig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von auf3en
durch Flugfeuer und strahlende Warme nicht zu befiirchten ist oder Vorkehrungen
hiergegen getroffen werden.

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurchlassige Beda-
chungen, Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen sind so
anzuordnen und herzustellen, dass Feuer nicht auf andere Gebaudeteile und
Nachbargrundstiicke tbertragen werden kann. Von Brandwanden und von Wanden,
die anstelle von Brandwanden zul&ssig sind, missen mindestens 1,25 m entfernt
sein

1. Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der
Bedachung, wenn diese Wéande nicht mindestens 30 cm Uber die Bedachung
gefluhrt sind,

2. Solaranlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus brennbaren
Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wande gegen Brandubertragung
geschutzt sind.

(6) Déacher von traufseitig aneinandergebauten Gebauden mussen als raum-
abschlieRende Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von innen nach auf3en,
einschliellich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, feuerhemmend sein.
Offnungen in diesen Dachflachen miissen waagerecht gemessen mindestens 2 m
von der Brandwand oder der Wand, die anstelle der Brandwand zulassig ist, entfernt
sein.

(7) Dacher von Anbauten, die an AuRenwande mit Offnungen oder ohne Feuer-
widerstandsfahigkeit anschlie3en, missen innerhalb eines Abstands von 5 m von
diesen Wanden als raumabschliel3ende Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von
innen nach aul3en, einschlief3lich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile, die
Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Geb&audeteils haben, an den sie ange-
baut werden. Dies gilt nicht fir Anbauten an Wohngebaude der Gebaudeklassen 1
bis 3.
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(8) Dacher an Verkehrsflachen und tber Eingdngen missen Vorrichtungen zum
Schutz gegen das Herabfallen von Schnee und Eis haben, wenn dies die Verkehrs-
sicherheit erfordert.

(9) Fur vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind sicher benutzbare Vorrich-
tungen anzubringen.

Abschnitt 5
Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

§33

Erster und zweiter Rettungsweg

(1) Fur Nutzungseinheiten mit mindestens einem Aufenthaltsraum, wie Woh-
nungen, Praxen, selbststandige Betriebsstatten, missen in jedem Geschoss mindes-
tens zwei voneinander unabhéngige Rettungswege ins Freie vorhanden sein; beide
Rettungswege durfen jedoch innerhalb des Geschosses tber denselben notwendi-
gen Flur fuhren.

(2) Fur Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss
der erste Rettungsweg Uber eine notwendige Treppe fihren. Der zweite Rettungs-
weg kann eine weitere notwendige Treppe oder eine mit Rettungsgeraten der Feuer-
wehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Bei Sonderbauten ist der zweite
Rettungsweg Uber Rettungsgeréate der Feuerwehr nur zulassig, wenn keine
Bedenken wegen der Personenrettung bestehen. Ein zweiter Rettungsweg ist nicht
erforderlich, wenn die Rettung tber einen sicher erreichbaren Treppenraum maoglich
ist, in den Feuer und Rauch nicht eindringen kénnen (Sicherheitstreppenraum).

§34
Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und der benutzbare Dachraum
eines Gebaudes missen lUber mindestens eine Treppe zugénglich sein (notwendige
Treppe). Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit flacher Neigung zul&ssig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen unzu-
lassig. In Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und
Leitern als Zugang zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsraum zulassig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen
Geschossen zu fuhren; sie missen mit den Treppen zum Dachraum unmittelbar
verbunden sein. Dies gilt nicht fir Treppen

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.
(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen missen
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1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren
Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder
feuerhemmend

sein. Tragende Teile von AulR3entreppen nach 8§ 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 fur
Gebaude der Gebaudeklassen 3 bis 5 missen aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenlaufe und Treppenabsétze notwendiger
Treppen muss fur den gréfdten zu erwartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen mussen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Notwendige
Treppen mussen beiderseits Handlaufe haben; der zweite Handlauf darf sich in der
nutzbaren Breite befinden. Bei grof3er nutzbarer Breite der Treppen sind Zwischen-
laufe vorzusehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfordert. Satz 2 gilt nicht in
Wohngeb&uden der Gebaudeklassen 1 und 2 sowie innerhalb von Wohnungen.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tir beginnen, die in Richtung
der Treppe aufschlagt; zwischen Treppe und Tir ist ein ausreichender Treppen-
absatz anzuordnen.

§35
Notwendige Treppenraume, Ausgange

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den
Geschossen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen
(notwendiger Treppenraum). Notwendige Treppenrdume mussen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall aus-
reichend lang moglich ist. Notwendige Treppen sind ohne eigenen Treppenraum
zulassig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fur die Verbindung von hdchstens zwei Geschossen innerhalb derselben
Nutzungseinheit von insgesamt nicht mehr als 200 m2, wenn in jedem
Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,

3. als AulRentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall
nicht gefahrdet werden kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss
mindestens ein Ausgang in einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in
hochstens 35 m Entfernung erreichbar sein. Ubereinanderliegende Kellergeschosse
mussen jeweils mindestens zwei Ausgénge in notwendige Treppenrdume oder ins
Freie haben. Sind mehrere notwendige Treppenraume erforderlich, miissen sie so
verteilt sein, dass sie mdglichst entgegengesetzt liegen und dass die Rettungswege
moglichst kurz sind.
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(3) Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmittelbaren Ausgang ins Freie
haben. Sofern der Ausgang eines notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar ins
Freie fuhrt, muss der Raum zwischen dem notwendigen Treppenraum und dem
Ausgang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehérigen Treppenlaufe,

2. Wande haben, die die Anforderungen an die Wande des Treppenraumes
erfullen,

3. rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse zu notwendigen Fluren haben
und

4. ohne Offnungen zu anderen Raumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren,
sein.

(4) Die Wande notwendiger Treppenrdume mussen als raumabschlieRende
Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 die Bauart von Brandwénden haben,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 auch unter zusatzlicher mechanischer
Beanspruchung hochfeuerhemmend und

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein. Dies ist nicht erforderlich fur Aul3enwénde von Treppenraumen, die aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen und durch andere an diese Aul3enwéande anschlie-
Rende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kénnen. Der obere
Abschluss notwendiger Treppenrdume muss als raumabschliel3endes Bauteil die
Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudes haben; dies gilt nicht, wenn
der obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraumwande bis unter die Dach-
haut reichen.

(5) In notwendigen Treppenrdumen und in Raumen nach Absatz 3 Satz 2 missen

1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht-
brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben,

3. Bodenbelage, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwer-
entflammbaren Baustoffen bestehen.

(6) In notwendigen Treppenraumen mussen Offnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachrdumen, Werkstatten, Laden,
Lager und ahnlichen R&umen sowie zu sonstigen Raumen und Nutzungs-
einheiten mit einer Flache von mehr als 200 m2, ausgenommen Wohnungen,
mindestens feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlieRende Abschlisse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschlie3ende Abschliusse,
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3. zu sonstigen Raumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbst-
schlieBende Abschliisse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschliisse dirfen lichtdurchlassige
Seitenteile und Oberlichte enthalten, wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als
2,50 mist.

(7) Notwendige Treppenrdume mussen zu beleuchten sein. Notwendige Treppen-
raume ohne Fenster mussen in Gebauden mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2
von mehr als 13 m eine Sicherheitsbeleuchtung haben.

(8) Notwendige Treppenraume mussen beluftet und zur Unterstitzung wirksamer
Loscharbeiten entraucht werden konnen. Sie missen

1. injedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit
einem freien Querschnitt von mindestens 0,50 m2 haben, die gedffnet werden
konnen, oder

2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung haben.

In den Féllen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Gebauden der Gebaudeklasse 5 an der
obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung erforderlich; in den Fallen des
Satzes 2 Nummer 2 sind in Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5, soweit dies zur
Erflllung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, besondere Vorkehrungen
zu treffen. Offnungen zur Rauchableitung nach Satz 2 und 3 miissen in jedem
Treppenraum einen freien Querschnitt von mindestens 1 m2 und Vorrichtungen zum
Offnen ihrer Abschliisse haben, die vom Erdgeschoss sowie vom obersten Treppen-
absatz aus bedient werden kénnen.

§ 36
Notwendige Flure, offene Géange

(1) Flure, Uber die Rettungswege aus Aufenthaltsraumen oder aus Nutzungs-
einheiten mit AufenthaltsrAumen zu Ausgangen in notwendige Treppenrdume oder
ins Freie fuhren (notwendige Flure), missen so angeordnet und ausgebildet sein,
dass die Nutzung im Brandfall ausreichend lang méglich ist. Notwendige Flure sind
nicht erforderlich

1. in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. in sonstigen Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2, ausgenommen in
Kellergeschossen,

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m2 und innerhalb von
Wohnungen,

4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Blro- oder Verwaltungsnutzung
dienen, mit nicht mehr als 400 m2; das gilt auch fur Teile gréf3erer Nutzungs-
einheiten, wenn diese Teile nicht grof3er als 400 m? sind, Trennwande nach
§ 29 Absatz 2 Nummer 1 haben und jeder Teil unabhangig von anderen Teilen
Rettungswege nach § 33 Absatz 1 hat.
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(2) Notwendige Flure missen so breit sein, dass sie fur den grél3ten zu erwarten-
den Verkehr ausreichen. In den Fluren ist eine Folge von weniger als drei Stufen
unzulassig.

(3) Notwendige Flure sind durch nicht abschlieRbare, rauchdichte und selbst-
schlieBende Abschlisse in Rauchabschnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte
sollen nicht langer als 30 m sein. Die Abschlisse sind bis an die Rohdecke zu
fuhren; sie durfen bis an die Unterdecke der Flure gefthrt werden, wenn die Unter-
decke feuerhnemmend ist. Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu
einem Sicherheitstreppenraum fuhren, dirfen nicht langer als 15 m sein. Die Satze 1
bis 4 gelten nicht fir offene Géange nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure missen als raumabschlie3ende Bauteile feuer-
hemmend, in Kellergeschossen, deren tragende und aussteifende Bauteile feuer-
bestandig sein mussen, feuerbestandig sein. Die Wéande sind bis an die Rohdecke
zu fahren. Sie dirfen bis an die Unterdecke der Flure gefiihrt werden, wenn die
Unterdecke feuerhemmend und ein demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer Raum-
abschluss sichergestellt ist. TUren in diesen Wanden mussen dicht schliel3en;
Offnungen zu Lagerbereichen im Kellergeschoss miissen feuerhemmende, dicht-
und selbstschliel3ende Abschliisse haben.

(5) Fur wande und Brustungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die
als offene Gange vor den AuRenwanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 ent-
sprechend. Fenster sind in diesen Auf3enwanden ab einer Bristungshdhe von
0,90 m zulassig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gangen nach Absatz 5 missen

1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dammestoffe aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben.

§ 37
Fenster, Turen, sonstige Offnungen

(1) Kénnen die Fensterflachen nicht gefahrlos vom Erdboden, vom Innern des
Gebaudes, von Loggien oder Balkonen aus gereinigt werden, so sind Vorrichtungen,
wie Aufzige, Halterungen oder Stangen, anzubringen, die eine Reinigung von auf3en
ermdglichen.

(2) Glasturen und andere Glasflachen, die bis zum Ful3boden allgemein zugang-
licher Verkehrsflachen herabreichen, sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht
erkannt werden kdnnen. Weitere SchutzmalRnahmen sind fiir gro3ere Glasflachen
vorzusehen, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(3) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens eine Offnung ins Freie
haben, um eine Rauchableitung zu ermdglichen. Gemeinsame Kellerlichtschachte fur
Ubereinanderliegende Kellergeschosse sind unzulassig.
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(4) Fenster, die als Rettungswege nach 8§ 33 Absatz 2 Satz 2 dienen, missen im
Lichten mindestens 0,90 m x 1,20 m grof3 und nicht hdher als 1,20 m Uber der Ful3-
bodenoberkante angeordnet sein. Liegen diese Fenster in Dachschragen oder Dach-
aufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Austritt von der Trauf-
kante horizontal gemessen nicht mehr als 1 m entfernt sein.

§ 38
Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren oder mit Briistungen zu
versehen:

1. Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an
mehr als 1 m tiefer liegende Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die
Umwehrung dem Zweck der Flachen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flachen, die im Allge-
meinen zum Begehen bestimmt sind, wenn sie weniger als 0,50 m aus diesen
Flachen herausragen,

3. Dacher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind,

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach
Nummer 3, wenn sie nicht sicher abgedeckt sind,

5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Dachern oder Dachteilen
nach Nummer 3,

6. die freien Seiten von Treppenlaufen, Treppenabsatzen und Treppendéffnungen
(Treppenaugen),

7. Kellerlichtschachte und Betriebsschéachte, die an Verkehrsflachen liegen, wenn
sie nicht verkehrssicher abgedeckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kellerlichtschachte und Betriebsschachte sind in
Hohe der Verkehrsflache verkehrssicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen
liegende Abdeckungen mussen gegen unbefugtes Abheben gesichert sein. Fenster,
die unmittelbar an Treppen liegen und deren Bristungen unter der notwendigen
Umwehrungshdhe liegen, sind zu sichern.

(3) Fensterbrustungen von Flachen mit einer Absturzh6he von 1 m bis zu 12 m
mussen mindestens 0,80 m, von Flachen mit mehr als 12 m Absturzh6he mindestens
0,90 m hoch sein. Geringere Bristungshéhen sind zulassig, wenn durch andere
Vorrichtungen, wie Gelander, die nach Absatz 4 vorgeschriebenen Mindesthéhen
eingehalten werden.

(4) Andere notwendige Umwehrungen mussen folgende Mindesthéhen haben:
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1. Umwehrungen zur Sicherung von Offnungen in begehbaren Decken und
Déachern sowie Umwehrungen von Flachen mit einer Absturzhéhe von 1 m bis
zu 12 m 0,90 m,

2. in Arbeitsstatten missen Umwehrungen nach Nummer 1 mindestens 1,00 m
hoch sein. Die Hohe der Umwehrungen darf bei Bristungen bis auf 0,80 m
verringert werden, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 m betragt
und durch die Tiefe der Bristung ein gleichwertiger Schutz gegen Absturz
gegeben ist,

3. Umwehrungen von Flachen mit mehr als 12 m Absturzhéhe 1,10 m.

(5) In, an und auf Gebauden, bei denen lblicherweise mit der Anwesenheit von
Kindern gerechnet werden muss, sind Umwehrungen und Gelander so zu gestalten,
dass ein Uberklettern erschwert wird; der Abstand von Umwehrungs- und Gelander-
teilen darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 m betragen. Bis zu einer Hohe von
0,50 m Uber der zu sichernden Flache dirfen waagerechte Zwischenrdume nicht
groRRer als 0,02 m sein.

Abschnitt 6
Technische Gebaudeausriustung

8§ 39
Aufzlige

(1) Aufziige im Innern von Gebauden mussen eigene Fahrschachte haben, um
eine Brandausbreitung in andere Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In
einem Fahrschacht dirfen bis zu drei Aufziige liegen. Aufziige ohne eigene Fahr-
schachte sind zulassig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhausern,
2. innerhalb von Raumen, die Geschosse Uberbrticken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen
durfen,

4. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2; sie missen sicher umkleidet sein.
(2) Die Fahrschachtwande muissen als raumabschlie3ende Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbesténdig und aus nichtbrennbaren
Baustoffen,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend
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sein; Fahrschachtwande aus brennbaren Baustoffen missen schachtseitig eine
Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben. Fahr-
schachttiiren und andere Offnungen in Fahrschachtwanden mit erforderlicher Feuer-
widerstandsfahigkeit sind so herzustellen, dass die Anforderungen nach Absatz 1
Satz 1 nicht beeintrachtigt werden.

(3) Fahrschachte mussen zu liften sein und eine Offnung zur Rauchableitung mit
einem freien Querschnitt von mindestens 2,5 v. H. der Fahrschachtgrundflache,
mindestens jedoch 0,10 m2 haben. Diese Offnung darf einen Abschluss haben, der
im Brandfall selbsttatig 6ffnet und von mindestens einer geeigneten Stelle aus
bedient werden kann. Die Lage der Rauchaustrittséffnungen muss so gewahlt
werden, dass der Rauchaustritt durch Windeinfluss nicht beeintrachtigt wird.

(4) Geb&aude mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 10,25 m
mussen Aufzlge in ausreichender Zahl und Grél3e haben. Dabei sind Raume im
obersten Geschoss nicht zu berticksichtigen, die eine Nutzungseinheit mit Aufent-
haltsraumen im darunter liegenden Geschoss bilden. Von diesen Aufziigen muss
mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Rollstiihle, Krankentragen und Lasten auf-
nehmen und Haltestellen in allen Geschossen haben. Dieser Aufzug muss von der
offentlichen Verkehrsflache sowie allen Geschossen aus barrierefrei erreichbar und
nutzbar sein. Haltestellen im obersten Geschoss sind nicht erforderlich, wenn sie nur
unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden kénnen. Satz 1 gilt nicht beim
nachtraglichen Ausbau oberster Geschosse nach 8§ 2 Absatz 7 Satz 1 in den am
1. Januar 1996 bestehenden Geb&uden.

(5) Alle Aufzlge, die barrierefrei erreichbar sind, missen unabhangig von einer
entsprechenden Verpflichtung nach Absatz 4 zur Aufnahme von Rollstiihlen geeignet
sein.

(6) Aufzugsanlagen missen weitergehenden Anforderungen nach den aufgrund
8 34 Produktsicherheitsgesetzes erlassenen Vorschriften auch dann entsprechen,
wenn sie weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen und in ihrem
Gefahrenbereich keine Arbeitnehmer beschaftigt werden. Dies gilt auch fur die
Vorschriften tiber die Priifung durch zugelassene Uberwachungsstellen.

§40
Leitungsanlagen, Installationsschachte und -kandle

(1) Leitungen durfen durch raumabschlieRende Bauteile, fiir die eine Feuerwider-
standsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur hindurchgefuhrt werden, wenn eine Brand-
ausbreitung ausreichend lang nicht zu beflrchten ist oder Vorkehrungen hiergegen
getroffen sind; dies gilt nicht

1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,
3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m? in

nicht mehr als zwei Geschossen.
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(2) In notwendigen Treppenraumen, in Raumen nach 8 35 Absatz 3 Satz 2 und in
notwendigen Fluren sind Leitungsanlagen nur zulassig, wenn eine Nutzung als
Rettungsweg im Brandfall ausreichend lang moglich ist.

(3) Fur Installationsschachte und -kanéle gelten Absatz 1 sowie 8§ 41 Absatz 2
Satz 1 und Absatz 3 entsprechend.

§41
Luftungsanlagen

(1) Luftungsanlagen mussen betriebssicher und brandsicher sein; sie dirfen den
ordnungsgemal3en Betrieb von Feuerungsanlagen nicht beeintrachtigen.

(2) Luftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und Dammstoffe miissen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; brennbare Baustoffe sind zulassig, wenn ein
Beitrag der Luftungsleitung zur Brandentstehung und Brandweiterleitung nicht zu
beflrchten ist. Luftungsleitungen dirfen raumabschlieRende Bauteile, fur die eine
Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur tberbricken, wenn eine Brand-
ausbreitung ausreichend lang nicht zu beflirchten ist oder wenn Vorkehrungen
hiergegen getroffen sind.

(3) Luftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Gertiche und Staub nicht in
andere Raume Ubertragen.

(4) Loftungsanlagen durfen nicht in Abgasanlagen eingefiihrt werden; die gemein-
same Nutzung von Luftungsleitungen zur Luftung und zur Ableitung der Abgase von
Feuerstatten ist zulassig, wenn keine Bedenken wegen der Betriebssicherheit und
des Brandschutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu fuhren. Nicht zur Liftungs-
anlage gehodrende Einrichtungen sind in Luftungsleitungen unzulassig.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht
1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m? in nicht mehr
als zwei Geschossen.

(6) Fur raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizungen gelten die Absatze 1
bis 5 entsprechend.

§42

Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugung,
Brennstoffversorgung

(1) Feuerstatten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) mussen betriebssicher
und brandsicher sein.
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(2) Feuerstatten durfen in RAumen nur aufgestellt werden, wenn nach der Art der
Feuerstatte und nach Lage, GroRRe, baulicher Beschaffenheit und Nutzung der
Raume Gefahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstatten sind durch Abgasleitungen, Schornsteine und Ver-
bindungsstiicke (Abgasanlagen) so abzufihren, dass keine Gefahren oder unzu-
mutbaren Belastigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl und Lage und
so herzustellen, dass die Feuerstéatten des Gebaudes ordnungsgemal ange-
schlossen werden kdnnen. Sie mussen leicht gereinigt werden kdnnen.

(4) Behalter und Rohrleitungen fur brennbare Gase und Flussigkeiten missen
betriebssicher und brandsicher sein. Diese Behalter sowie feste Brennstoffe sind so
aufzustellen oder zu lagern, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Bel&stigungen
entstehen.

(5) Fur die Aufstellung von ortsfesten Verbrennungsmotoren, Blockheizkraft-
werken, Brennstoffzellen und Verdichtern sowie die Ableitung ihrer Verbrennungs-
gase gelten die Absatze 1 bis 3 entsprechend.

8§ 43
Sanitare Anlagen, Wasserzahler

(1) Jede Nutzungseinheit mit Aufenthaltsrdumen ist mit zweckentsprechenden
sanitaren Anlagen auszustatten. Fur bauliche Anlagen, die flr einen grof3eren
Personenkreis bestimmt sind, ist eine ausreichende Zahl von Toilettenrdumen
herzustellen. § 48 Absatz 3 und 8 50 Absatz 4 sowie die arbeitsstéattenrechtlichen
Anforderungen an sanitare Anlagen bleiben unberihrt.

(2) Fensterlose Bader und Toiletten sind nur zulassig, wenn eine wirksame
Laftung gewahrleistet ist.

(3) Jede Wohnung ist mit Einrichtungen zur Messung des Wasserverbrauchs
auszustatten. Bei der Anderung baulicher Anlagen sowie bei Nutzungsanderungen
gilt dies nur, wenn dadurch keine unzumutbaren Mehrkosten verursacht werden.

8§44
Kleinklaranlagen, Gruben

Kleinklaranlagen und Gruben missen wasserdicht und ausreichend grof sein. Sie
mussen eine dichte und sichere Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungs-
offnungen haben. Diese Offnungen dirfen nur vom Freien aus zuganglich sein. Die
Anlagen sind so zu entliften, dass Gesundheitsschaden oder unzumutbare Belasti-
gungen nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanlagen missen
geschlossen, dicht und, soweit erforderlich, zum Reinigen eingerichtet sein.

§ 45
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Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe dirfen innerhalb von Gebauden vortibergehend aufbewahrt
werden, in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die daftr
bestimmten Raume

1. Trennwande und Decken als raumabschlie3ende Bauteile mit der Feuerwider-
standsfahigkeit der tragenden Wéande und

2. Offnungen vom Gebaudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht-
und selbstschlieRenden Abschlissen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden kénnen und
4. eine standig wirksame Luftung haben.

§ 46
Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht
eintreten oder zu schweren Folgen fuhren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitz-
schutzanlagen zu versehen.

Abschnitt 7
Nutzungsbedingte Anforderungen

8§ 47
Aufenthaltsraume

(1) Aufenthaltsraume mussen eine lichte Raumhéhe von mindestens 2,40 m
haben. Bei Aufenthaltsraumen in Dachgeschossen und im Dachraum genugt eine
lichte Raumhdhe von 2,30 m Uber mindestens der Halfte der Grundflache des
Aufenthaltsraumes; Raumteile mit einer lichten H6he bis 1,50 m bleiben dabei aul3er
Betracht.

(2) Aufenthaltsraume muissen ausreichend bellftet und mit Tageslicht belichtet
werden kdnnen. Sie missen Fenster mit einem Rohbaumal3 der Fenstertffnungen
von mindestens 1/8 der Nettogrundflache des Raumes, einschliel3lich der Netto-
grundflache verglaster Vorbauten, und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsraume, deren Nutzung eine Belichtung mit Tageslicht verbietet,
sowie Verkaufsraume, Schank- und Speisegaststatten, arztliche Behandlungs-,
Sport-, Spiel-, Werk- und &hnliche Raume sind ohne Fenster zulassig, wenn dies
durch besondere MalRhahmen ausgeglichen wird.
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§48
Wohnungen

(1) Jede Wohnung muss eine Kiiche oder Kochnische haben. Fensterlose Kiichen
oder Kochnischen sind zuldssig, wenn eine wirksame Liftung gewdahrleistet ist.

(2) In Wohngebauden mit mehr als zwei Wohnungen oder auf dem Baugrundstiick
sind in der N&he des Hauseingangs barrierefrei erreichbare Abstellrdume fur Kinder-
wagen, Fahrrader, und Mobilitatshilfen herzustellen. Jede Wohnung muss tber einen
ausreichend grofRen Abstellraum verfigen.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette
haben.

(4) In Wohnungen mussen Schlafraume und Kinderzimmer sowie Flure, Uber die
Rettungswege von Aufenthaltsrdumen fihren, jeweils mindestens einen Rauchwarn-
melder haben. Die Rauchwarnmelder missen so eingebaut oder angebracht und
betrieben werden, dass Brandrauch friihzeitig erkannt und gemeldet wird. Die Eigen-
timerinnen und Eigentimer vorhandener Wohnungen sind verpflichtet, jede
Wohnung bis zum 31. Dezember 2015 entsprechend auszustatten. Die Sicher-
stellung der Betriebsbereitschaft obliegt den unmittelbaren Besitzerinnen und
Besitzern, es sei denn, der die Eigentiimerin oder der Eigentiimer Ubernimmt diese
Verpflichtung selbst.

§ 49
Stellplatze und Fahrradabstellplatze

(1) Die notwendigen Stellplatze sowie die notwendigen Fahrradabstellplatze (8 86
Absatz 1 Nummer 4) sind auf dem Baugrundstiick oder in zumutbarer Entfernung
davon auf einem geeigneten Grundsttick herzustellen, dessen Benutzung fir diesen
Zweck offentlich-rechtlich gesichert wird; § 48 Absatz 2 bleibt unberihrt.

(2) Die Gemeinde hat den Geldbetrag fur die Ablésung von Stellplatzen und
Fahrradabstellplatzen zu verwenden flr

1. die Herstellung zuséatzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder
die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,

2. sonstige Mal3Bnahmen zur Entlastung der Stra3en vom ruhenden Verkehr,
einschliel3lich investiver Malinahmen des 6ffentlichen Personennahverkehrs.

850
Barrierefreies Bauen

(1) In Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen missen die Wohnungen eines
Geschosses einschliel3lich eines moglichen Freisitzes barrierefrei erreichbar und
nutzbar sein; ausgenommen sind Abstell-, Funktions- sowie mehrfach vorhandene
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Sanitarrdume. In Geb&uden, die nach § 39 Absatz 4 Satz 1 Aufzlige haben, missen
alle Wohnungen nach Satz 1 barrierefrei, aber nicht uneingeschrankt mit dem Roll-
stuhl nutzbar sein. Ab 1. Oktober 2021 mussen von den Wohnungen nach Satz 1
und 2 in Gebauden mit mehr als acht Wohnungen eine und bei mehr als zwanzig
Wohnungen mindestens zwei Wohnungen uneingeschrankt mit dem Rollstuhl
nutzbar sein. Die Verpflichtung nach Satz 1 kann auch durch entsprechende
Wohnungen in mehreren Geschossen erfiillt werden. § 39 Absatz 4 bleibt unberihrt.

(2) Bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, missen in den dem allge-
meinen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Diese
Anforderungen gelten insbesondere fur

1. Einrichtungen des Kultur- und Bildungswesens,
2. Versammlungsstatten, Anlagen fir kirchliche und soziale Zwecke,
3. Sport- und Freizeitstatten, Spielplatze,

4. Krankenhauser, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Apotheken, Praxis-
raume,

5. BUdro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude mit weniger als 500 m2 Nutzflache,
6. Verkaufsstatten und Ladenpassagen, Messe- und Ausstellungsbauten,
7. Gast- und Beherbergungsstatten, Kantinen,

8. Einrichtungen und Anlagen von Post-, Mobilitats- und Versorgungsdienst-
leistern sowie Kreditinstituten,

9. Vergnugungsstatten,

10. Allgemein zugangliche Stellplatze und Garagen mit mehr als 1 000 m2 Nutz-
flache, Fahrradabstellanlagen und sanitare Anlagen.

Fur die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Raume und Anlagen genugt
es, wenn sie in dem erforderlichen Umfang barrierefrei sind.

(3) Buro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude ab 500 m2 Nutzflache sowie bau-
liche Anlagen und andere Anlagen und Einrichtungen, die Uberwiegend oder aus-
schlie3lich von Menschen mit Behinderungen, alten Menschen oder Personen mit
Kleinkindern genutzt oder betreten werden, wie

1. Tageseinrichtungen zur Betreuung und Pflege,

2. stationadre Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und Pflege,

3. Schulen, Ausbildungs- und Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen,
mussen in allen der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Teile barrierefrei sein.

(4) Sanitarraume und notwendige Stellplatze fur Besucherinnen und Besucher
sowie Benutzerinnen und Benutzer missen bei Anlagen nach Absatz 2 und 3 in der

51

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



erforderlichen Anzahl barrierefrei und entsprechend gekennzeichnet sein; § 51 bleibt
unberthrt. 8 39 Absatz 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend, wenn die Anforderungen
nach Absatz 2 Satz 1 durch den Einbau eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs
erfullt werden.

(5) Von den Absatzen 1 bis 4 durfen Abweichungen gemaf 8 67 nur zugelassen
werden, soweit die Anforderungen wegen

1. schwieriger Gelandeverhéltnisse,
2. ungunstiger vorhandener Bebauung,

3. Bezug auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder mobilitats-
eingeschréankten Personen,

4. atypischer Nutzung,
5. Anderungen oder Nutzungsanderungen im vorhandenen Bestand oder

6. bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht
erforderlichen Aufzugs

nur mit einem unverhaltnismaiigen Mehraufwand erfullt werden kbénnen. Bei der
Zulassung von Abweichungen sind die Belange von Menschen mit Behinderungen,
alten Menschen und Personen mit Kleinkindern angemessen zu berticksichtigen.

851
Sonderbauten

An Sonderbauten konnen im Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen
Anforderungen nach 8 3 Absatz 1 besondere Anforderungen gestellt werden.
Erleichterungen kdnnen gestattet werden, soweit es der Einhaltung von Vorschriften
wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Raume oder wegen
besonderer Anforderungen nicht bedarf. Dasselbe gilt, wenn die besondere Art oder
Nutzung in besonderem Mal3e Anlass oder Moglichkeit zur Schonung der nattrlichen
Lebensgrundlagen bietet. Die Anforderungen und Erleichterungen nach den
Satzen 1 bis 3 konnen sich insbesondere erstrecken auf

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstuick,

2. die Abstande von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem
Grundstick und von offentlichen Verkehrsflachen sowie auf die GroRRe der
freizuhaltenden Flachen der Grundstiicke,

3. die Offnungen nach offentlichen Verkehrsflachen und nach angrenzenden
Grundstlcken,

4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,

5. die Anlage von Grunstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen
sowie die Begriinung oder Beseitigung von Halden und Gruben,
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6. die Bauart und Anordnung aller fur die Stand- und Verkehrssicherheit, den
Brand-, Warme-, Schall- oder Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und
die Verwendung von Baustoffen,

7. Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkehrungen,
8. die Loschwasserriickhaltung,

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzligen, Treppen, Treppenrdumen,
Fluren, Ausgédngen und sonstigen Rettungswegen,

10. die Beleuchtung und Energieversorgung,
11. die Luftung und Rauchableitung,
12. die Feuerungsanlagen und Heizraume,

13. die Wasserversorgung und Wasserversorgungsanlagen, einschlief3lich
besonderer Einrichtungen oder Verfahren zur Verminderung des Wasser-
verbrauchs,

14. die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwassern und von festen Abfall- und
Wertstoffen sowie das Sammeln, Versickern und Verwenden von Nieder-
schlagswasser,

15. die Stellplatze und Garagen,
16. die barrierefreie Nutzbarkeit,

17. die zulassige Zahl der Benutzerinnen und Benutzer, Anordnung und Zahl der
zulassigen Sitz- und Stehplatze bei Versammlungsstétten, Tribtnen und
Fliegenden Bauten,

18. die Zahl der Toiletten fur Besucherinnen und Besucher,

19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brand-
schutzkonzepts,

20. weitere zu erbringende Bescheinigungen,

21. die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und
Fachbauleiterinnen und der Fachbauleiter,

22. den Betrieb und die Nutzung, einschlie3lich der Bestellung und der Quali-
fikation einer oder eines Brandschutzbeauftragten,

23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprifungen und die Bescheinigungen, die
hiertiber zu erbringen sind.
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Teil 4
Die am Bau Beteiligten

§ 52
Grundpflichten

(1) Bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und der Beseitigung von
Anlagen sind die Bauherrin oder der Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises
die anderen am Bau Beteiligten dafir verantwortlich, dass die 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften eingehalten werden.

(2) Die Eigentumer sind dafir verantwortlich, dass Anlagen, Grundstiicke und die
Nutzung dem o6ffentlichen Baurecht entsprechen und dementsprechend instand
gehalten werden, dies gilt auch fur Gemeinschaftsanlagen. Erbbauberechtigte treten
an die Stelle der Eigentimer. Wer die tatsachliche Gewalt Uber eine Anlage oder ein
Grundstiick austbt, ist neben der Eigentimerin oder dem Eigentiimer oder der oder
dem Erbbauberechtigten verantwortlich und kann von den Bauaufsichtsbehérden
ebenfalls als verantwortliche Adressatin oder verantwortlicher Adressat in Anspruch
genommen werden.

853
Bauherrin oder Bauherr

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwachung und Aus-
fuhrung eines nicht verfahrensfreien Bauvorhabens sowie der Beseitigung von
Anlagen geeignete Beteiligte nach Mal3gabe der 88 54 bis 56 zu bestellen, soweit sie
oder er nicht selbst zur Erflllung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften
geeignet ist. Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen aul3erdem die nach den
offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage, Anzeigen und Nachweise.
Sie oder er hat die zur Erfillung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund
dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bau-
produkten und den angewandten Bauarten bereitzuhalten. Werden Bauprodukte ver-
wendet, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nummer 305/2011
tragen, ist die Leistungserklarung bereitzuhalten. Die Bauherrin oder der Bauherr hat
vor Baubeginn den Namen der Bauleiterin oder des Bauleiters und wahrend der
Bauausfiuihrung einen Wechsel dieser Person unverzuglich der Bauaufsichtsbehorde
schriftlich mitzuteilen. Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, hat die neue Bau-
herrin oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehorde unverziglich schriftlich
mitzuteilen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherr auf, so kann die
Bauaufsichtsbehérde verlangen, dass ihr gegeniber eine Vertreterin oder ein
Vertreter bestellt wird, die oder der die der Bauherrin oder dem Bauherrn nach den
offentlich-rechtlichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erfillen hat. Im
Ubrigen findet § 18 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 2 des Bremischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende Anwendung.
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854
Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser muss nach Sachkunde
und Erfahrung zur Vorbereitung des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Sie
oder er ist fur die Vollstandigkeit und Brauchbarkeit ihres oder seines Entwurfs
verantwortlich. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser hat daftir zu
sorgen, dass die fur die Ausfiihrung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzel-
berechnungen und Anweisungen den o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf einzelnen Fach-
gebieten nicht die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so sind geeignete Fach-
planerinnen und Fachplaner heranzuziehen. Diese sind fur die von ihnen gefertigten
Unterlagen, die sie zu unterzeichnen haben, verantwortlich. Fir das ordnungs-
gemale Ineinandergreifen aller Fachplanungen bleibt die Entwurfsverfasserin oder
der Entwurfsverfasser verantwortlich.

§ 55
Unternehmerin oder Unternehmer

(1) Jede Unternehmerin oder jeder Unternehmer ist fir die mit den offentlich-
rechtlichen Anforderungen tbereinstimmende Ausfiihrung der von ihr oder ihm
Ubernommenen Arbeiten und insoweit fir die ordnungsgemalfe Einrichtung und den
sicheren Betrieb der Baustelle verantwortlich. Sie oder er hat die zur Erfullung der
Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen
Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und den ange-
wandten Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. Bei Bau-
produkten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nummer 305/2011
tragen, ist die Leistungserklarung bereitzuhalten.

(2) Jede Unternehmerin oder jeder Unternehmer hat auf Verlangen der Bauauf-
sichtsbehorde fur Arbeiten, bei denen die Sicherheit der Anlage in aul3ergew6hn-
lichem Malfl3e von der besonderen Sachkenntnis und Erfahrung der Unternehmerin
oder des Unternehmers oder von einer Ausstattung des Unternehmens mit beson-
deren Vorrichtungen abhangt, nachzuweisen, dass sie oder er fur diese Arbeiten
geeignet ist und Uber die erforderlichen Vorrichtungen verfigt.

8 56
Bauleiterin oder Bauleiter

(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dariiber zu wachen, dass die Baumal3-
nahme entsprechend den o6ffentlich-rechtlichen Anforderungen durchgeftihrt wird und
die dafur erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie oder er hat im Rahmen dieser
Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf
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das gefahrlose Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternehmerinnen oder Unter-
nehmer zu achten. Die Verantwortlichkeit der Unternehmerinnen oder Unternehmer
bleibt unberihrt.

(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss Uber die fur seine Aufgabe erforder-
liche Sachkunde und Erfahrung verfligen. Verfugt sie oder er auf einzelnen Teil-
gebieten nicht Uber die erforderliche Sachkunde, so sind geeignete Fachbau-
leiterinnen oder Fachbauleiter heranzuziehen. Diese treten insoweit an die Stelle der
Bauleiterin des Bauleiters. Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat die Tatigkeit der
Fachbauleiterinnen oder Fachbauleiter und ihre oder seine Tatigkeit aufeinander
abzustimmen.

Teil 5
Bauaufsichtsbehdorden, Verfahren

Abschnitt 1
Bauaufsichtsbehdrden

§ 57
Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehdrden

(1) Bauaufsichtsbehorden sind:

1. als oberste Bauaufsichtsbehdrde das fur das Bauordnungswesen, das
Bauordnungsrecht und die Bautechnik zustandige Senatsmitglied,

2. als untere Bauaufsichtsbehorden die Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven.

Fur den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften fur
die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und Beseitigung sowie die Nutzung
und die Instandhaltung von Anlagen ist die untere Bauaufsichtsbehdrde zustandig,
soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde bt die Fachaufsicht Gber die unteren
Bauaufsichtsbehdrden sowie tber die bevollmé&chtigten Bezirksschornsteinfege-
rinnen oder die bevollméchtigten Bezirksschornsteinfeger hinsichtlich der Aufgaben
nach 8 81 Absatz 2 Satz 3 aus. Befolgen diese innerhalb einer gesetzten Frist eine
erteilte Weisung nicht oder ist Gefahr im Verzuge, kann die oberste Bauaufsichts-
behdrde an ihrer Stelle tatig werden.

(3) Die Bauaufsichtsbehérden sind zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben ausreichend
mit geeigneten Fachkraften zu besetzen und mit den erforderlichen Vorrichtungen
auszustatten. Den Bauaufsichtsbeh6rden missen insbesondere Beamtinnen und
Beamte, die die Befahigung zum héheren bautechnischen Verwaltungsdienst und die
erforderlichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestaltung und des 6ffentlichen
Baurechts haben, und Beamtinnen und Beamte, die die Befahigung zum Richteramt
oder zum hoheren Verwaltungsdienst haben, angehdéren. Die oberste Bauaufsichts-
behdrde kann Ausnahmen gestatten.
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§ 58
Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehérden

(1) Die Aufgaben der Bauaufsichtsbehdrden sind Staatsaufgaben; sie werden von
den Gemeinden als Auftragsangelegenheit wahrgenommen.

(2) Die Bauaufsichtsbehorden haben bei der Errichtung, Anderung, Nutzungs-
anderung und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen
dariiber zu wachen, dass die offentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden,
soweit nicht andere Behorden zustandig sind. Sie kdnnen in Wahrnehmung dieser
Aufgaben die erforderlichen Mal3Bnahmen treffen. Im Rahmen ihrer Zustandigkeit
haben sie die verantwortlichen Personen (8 52) zu beraten.

(3) Bei bestandgeschutzten Anlagen kbnnen Anforderungen gestellt werden,
soweit dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren fiir Leben und Gesundheit oder
von schweren Nachteilen fur die Allgemeinheit notwendig ist. Die Vorschriften der
88 48 und 49 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberthrt.

(4) Bei wesentlichen Anderungen rechtmafig bestehender Anlagen kann gefordert
werden, dass auch die nicht unmittelbar bertihrten Teile der Anlage mit diesem
Gesetz oder mit den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in Einklang
gebracht werden, wenn die Teile der Anlage, die diesen Vorschriften nicht mehr
entsprechen, mit den zu andernden Teilen in einem konstruktiven oder funktionellen
Zusammenhang stehen und durch diese Forderung keine unzumutbaren Mehrkosten
entstehen.

(5) Bauaufsichtliche Genehmigungen und sonstige Malinahmen gelten auch fur
und gegen Rechtsnachfolger.

(6) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sind berechtigt,
in Ausiibung ihres Amtes Grundsticke und Anlagen, einschlief3lich der Wohnungen,
zu betreten. Die Absicht des Betretens soll unter Darlegung des Zwecks vorher
mitgeteilt werden; dies gilt nicht fur MalRnahmen der Bauliberwachung nach § 80.
Wohnungen sowie Betriebsgrundstiicke und -rAume auf3erhalb der Betriebszeit
durfen nur zur Abwehr dringender Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit oder
Ordnung betreten werden. Die oder der Verfigungsberechtigte oder die Besitzerin
oder der Besitzer hat diese Malinahmen zu dulden. Das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschrankt.

(7) Bedienstete und Beauftragte der zustandigen Bauaufsichtsbehdrde sind im
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach Absatz 2 befugt zu verlangen, dass
unentgeltlich Auskunfte erteilt und Unterlagen vorgelegt werden. Die oder der
Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung sie oder ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehdérigen der Gefahr strafrechtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz tber Ordnungswidrigkeiten aussetzen
wirde.
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(8) Soweit MalRnahmen nach diesem Gesetz im Wege der Ersatzvornahme nach
§ 15 des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes ausgefuhrt werden, ruhen
die entstehenden Kosten als 6ffentliche Last auf dem betroffenen Grundstiick.

Abschnitt 2
Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

859
Grundsatz

(1) Die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und die Beseitigung von
Anlagen bedirfen der Baugenehmigung, soweit in den 88 60 bis 62 und 76 nichts
anderes bestimmt ist. Die Bauaufsichtsbehdrde kann bei geringfiigigen genehmi-
gungsbedurftigen Vorhaben auf die Durchfiihrung eines Genehmigungsverfahrens
verzichten.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach Absatz 1, den 88 60 bis 62 und 76 sowie die
Beschrankung der bauaufsichtlichen Priifung nach 88 63, 64 und § 66 Absatz 5
entbinden nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderungen, die durch
offentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt werden, und lassen die bauauf-
sichtlichen Eingriffsbefugnisse unberuhrt.

§ 60
Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Keiner Baugenehmigung, Abweichung, Genehmigungsfreistellung und Bauiber-
wachung nach diesem Gesetz bedurfen

1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedirftige Anlagen in oder an
oberirdischen Gewassern und Anlagen, die dem Ausbau, der Unterhaltung
oder der Nutzung eines Gewassers dienen oder als solche gelten, ausge-
nommen Gebaude, die Sonderbauten sind,

2. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen fur die
offentliche Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser und fir die
offentliche Verwertung oder Entsorgung von Abwassern, ausgenommen
Gebéaude, die Sonderbauten sind,

3. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz einer Genehmi-
gung bedurfen,

4. Anlagen, die nach dem Produktsicherheitsrecht oder der Betriebssicherheits-
verordnung einer Genehmigung oder Erlaubnis bediirfen,

5. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung nach dem Atomgesetz bedurfen.

Fur Anlagen, bei denen ein anderes Gestattungsverfahren die Baugenehmigung
oder die Abweichung einschliel3t oder die nach Satz 1 keiner Baugenehmigung
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bedurfen, nimmt die fur den Vollzug der entsprechenden Rechtsvorschriften
zustandige Behorde die Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrde wahr.

§ 61

Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,
Vorhaben des Bundes

(1) Verfahrensfrei sind
1. folgende Gebaude:

a) eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebaude mit einer Bruttogrund-
flache bis zu 10 m?, auf3er im Aul3enbereich,

b) Garagen, einschlie3lich Gberdachter Stellplatze, die keine notwendigen
Stellplatze enthalten, mit einer mittleren Wandhohe nach 8 6 Absatz 8
Satz 1 Nummer 1 bis zu 3 m und einer Bruttogrundflache bis zu insgesamt
50 m? je Baugrundstlck, aul3er im Aul3enbereich,

c) Gebaude ohne Feuerungsanlagen mit einer traufseitigen Wandhoéhe bis zu
5 m, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35
Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches dienen,
hdchstens 100 m2 Bruttogrundflache haben und nur zur Unterbringung von
Sachen oder zum voriibergehenden Schutz von Tieren bestimmt sind,

d) Gewéachshauser mit einer Firsthbhe bis zu 5 m, die einem landwirtschaft-
lichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201
des Baugesetzbuches dienen und héchstens 100 m?2 Bruttogrundflache
haben,

e) Fahrgastunterstande, die dem o6ffentlichen Personenverkehr oder der
Schilerbeférderung dienen,

f) Schutzhitten fur Wandernde, die allen zuganglich sind und keine Aufent-
haltsraume haben,

g) der Ausbau von Raumen zu Wohnzwecken in fertiggestellten Wohn-
gebauden, wenn auch nach erfolgtem Ausbau die Gebaudeklasse 2 nicht
Uberschritten wird,

h) vor die AuBenwand eines Gebaudes vortretende eingeschossige
Gebaudeteile ohne Feuerstatten, aul3er im Geltungsbereich oOrtlicher
Bauvorschriften nach 8§ 86 Absatz 1 Nummer 1:

aa) Eingangsvorbauten (Windfange, Eingangsuberdachungen) bis zu
1,50 m Tiefe und 2,00 m Breite, die, soweit sie auf Vorgartengrund
hergestellt werden, nicht tiefer als 1/3 der Vorgartentiefe und nicht
breiter als 1/3 der Geb&audebreite sind,

bb) Terrassen einschlieRlich moglicher Uberdachungen sowie uiber-
wiegend verglaste, nur zum voribergehenden Aufenthalt bestimmte
Vorbauten (Veranden, Wintergarten) bis zu einer Grundflache von
30 m2 und einer Tiefe bis 3,50 m,
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1) Balkonverglasungen sowie Balkoniberdachungen bis zu einer Tiefe von
3 m, aulRer im Geltungsbereich drtlicher Bauvorschriften nach 8§ 86
Absatz 1 Nummer 1,

)  Wochenendhéuser bis 40 m2 Grundflache und 4 m Firsthéhe in festge-
setzten Wochenendhausgebieten,

k) Gartenlauben und bis zu 6 m2 groRe Nebengebaude in Dauerkleingéarten
oder Kleingarten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes, soweit sie
insgesamt

aa) unter Anrechnung des lUberdachten Freisitzes das zulassige Mal3
von 24 m2 Grundflache nicht Uberschreiten,

bb) gegenluber den Grenzen benachbarter Parzellen eine Abstands-
flache mit einer Tiefe von mindestens 2,50 m einhalten,

cc) eine maximale Firsthohe von 3,50 m und eine Traufhéhe von 2,50 m
nicht Gberschreiten und

dd) ohne Unterkellerung errichtet werden;

2. Anlagen der technischen Gebaudeausriistung ausgenommen freistehende
Abgasanlagen mit einer H6he von mehr als 10 m;

3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien aul3er im Geltungs-
bereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,

a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und Auf3enwandflachen ausgenommen
bei Hochhausern sowie die damit verbundene Anderung der Nutzung oder
der &ulReren Gestalt des Gebaudes,

b) gebaudeunabhé&ngige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 m und einer
Gesamtlange bis zu 9 m,

c) Windenergieanlagen bis zu 10 m Hohe gemessen von der Gelandeober-
flache bis zum hdchsten Punkt der vom Rotor bestrichenen Flache und
einem Rotordurchmesser bis zu drei Metern in Gewerbe- und Industrie-
gebieten sowie im Aul3enbereich, wenn sie einem nach § 35 Absatz 1 des
Baugesetzbuches zuldssigen Vorhaben dienen;

4. folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:

a) Brunnen,

b) Anlagen, die der Telekommunikation, der 6ffentlichen Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Ol oder Warme dienen, mit einer Hohe bis zu 5 m und
einer Bruttogrundflache bis zu 10 m?,

c) Anlagen der Abfallentsorgung, die den im Rahmen des Absatzes 1
ansonsten zulassigen baulichen Umfang nicht Gberschreiten;

5. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektor-
schalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschliel3lich der Masten mit
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einer HOhe bis zu 10 m, und zugehdriger Versorgungseinheiten mit einem
Bruttorauminhalt bis zu 10 m3 sowie, soweit sie in, auf oder an einer
bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene
Anderung der Nutzung oder der duRReren Gestalt der Anlage,

b) Masten und Unterstitzungen fur Fernsprechleitungen, fur Leitungen zur
Versorgung mit Elektrizitat, fur Seilbahnen und fir Leitungen sonstiger
Verkehrsmittel, fir Sirenen und fir Fahnen, soweit sie nicht der Werbung
dienen,

c) Masten, die aus Gruinden des Brauchtums errichtet werden,
d) Flutlichtmasten mit einer Hohe bis zu 10 m;

6. folgende Behalter:

a) ortsfeste Behalter fur Flissiggas mit einem Fassungsvermégen von
weniger als 3 t, fur nicht verflissigte Gase mit einem Bruttorauminhalt bis
Zu 6 m3,

b) ortsfeste Behalter fur brennbare oder wassergefahrdende Flissigkeiten mit
einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m3,

c) ortsfeste Behélter sonstiger Art mit einem Bruttorauminhalt bis zu 50 m3
und einer Hohe bis zu 3 m,

d) Garfutterbehéalter mit einer Hohe bis zu 6 m und Schnitzelgruben,
e) Fahrsilos, Kompost- und éhnliche Anlagen,
f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 ms;

7. folgende Mauern und Einfriedungen:

a) Mauern, einschlief3lich Stutzmauern, und Einfriedungen mit einer Hohe bis
zu 2 m, aul3er im AulRenbereich und im Geltungsbereich 6értlicher Bauvor-
schriften nach 8§ 86 Absatz 1 Nummer 1,

b) offene, sockellose Einfriedungen fir Grundstiicke, die einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2
und 8 201 des Baugesetzbuches dienen;

8. private Verkehrsanlagen, einschlie3lich Bricken und Durchlassen, mit einer
lichten Weite bis zu 5 m und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu
3m;

9. Aufschittungen und Abgrabungen mit einer Hohe oder Tiefe bis zu 2 m und
einer Grundflache bis zu 50 m?, im Aul3enbereich bis zu 300 m?;

10. folgende Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung:

a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m3, einschlief3lich
dazugehoriger luftgetragener Uberdachungen, auRRer im AuRenbereich,

b) Sprungschanzen sowie Sprungtirme und Rutschbahnen in genehmigten
Badern mit einer H6he bis zu 10 m,
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c) Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuer-
spiel-, Bolz- und Sportplatzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehr-
pfaden dienen, ausgenommen Gebaude und Tribinen,

d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, auf
genehmigten Camping-, Zelt- und Wochenendplatzen,

e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweck-
entsprechenden Einrichtung von Garten dienen, ausgenommen Gebaude
und Einfriedungen;

11. folgende tragende und nichttragende Bauteile:

a) nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,

b) die Anderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohn-
gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

c) Fenster und Tiren sowie die dafiir bestimmten Offnungen, auRer im
Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,

d) AuRRenwandbekleidungen einschliel3lich Ma3Rnahmen der Warme-
dammung, ausgenommen bei Hochhausern, Verblendungen und Verputz
baulicher Anlagen, aulRer im Geltungsbereich 6rtlicher Bauvorschriften
nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,

e) Bedachung von fertiggestellten Wohngebauden, einschliel3lich der Dach-
konstruktion ohne Anderung der bisherigen Abmessungen mit Ausnahme
von MalRhahmen der Warmedammung, sowie Dachflachenfenster, aul3er
bei Hochhausern und nicht im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften
nach 8 86 Absatz 1 Nummer 1;

12. folgende Werbeanlagen:
a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1 m?, aul3er im Geltungs-

bereich ortlicher Bauvorschriften nach 8 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,

b) Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstationen von Post- und
Paketdienstleistern, aul3er im Geltungsbereich 6értlicher Bauvorschriften
nach 8 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,

c) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur vortibergehend fir
hdchstens zwei Monate angebracht werden, auf3er im Auf3enbereich,

d) Schilder, die Inhaberin oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kenn-
zeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer
einzigen Tafel zusammengefasst sind,

e) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie-
und vergleichbaren Sondergebieten an der Statte der Leistung mit einer
Hohe bis zu 10 m,

f) Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bisherigen Abmessungen
unverandert ersetzen, aul3er im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften
nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,

g) vorubergehende Werbeanlagen auf Baustellen,

62

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



h) Werbeanlagen, die baulicher Bestandteil von Fahrgastunterstanden nach
Nummer 1 Buchstabe e sind

1) Servicesaulen und Hinweistafeln fur Mobilitatsdienstleistungen;

sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet
werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der &ul3eren
Gestalt der Anlage;

13. folgende vorubergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:
a) Baustelleneinrichtungen, einschliel3lich der Lagerhallen, Schutzhallen und

Unterkiinfte,

b) Gerlste, die der Regelausfihrung entsprechen und eingeschossige Trag-
geruste bis zu einer Gertisthéhe von 5 m,

c) Toilettenwagen,

d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder
der Unfallhilfe dienen,

e) bauliche Anlagen, die fir hochstens drei Monate auf genehmigtem Messe-
und Ausstellungsgelénde errichtet werden, ausgenommen Fliegende
Bauten,

f) Verkaufsstidnde und andere bauliche Anlagen auf Stra3enfesten, Volks-
festen und Méarkten, ausgenommen Fliegende Bauten;
14. folgende Platze:

a) unbefestigte Lager- und Abstellplatze, die einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und 8 201 des
Baugesetzbuches dienen,

b) Lager-, Abstell- und Ausstellungspléatze bis 300 m2 Flache in festgesetzten
Gewerbe- und Industriegebieten,

c) nicht notwendige Stellplatze mit einer Flache bis zu insgesamt 50 m2 je
Baugrundsttick und deren Zufahrten,

d) notwendige Kinderspielplatze im Sinne des 8§ 8 Absatz 3 Satz 1;
15. folgende sonstige Anlagen:

a) nicht notwendige Fahrradabstellanlagen,
b) Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen,
c) Regale mit einer H6he bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut,

d) Grabdenkmaler auf Friedhofen, Feldkreuze, Denkmaéler und sonstige
Kunstwerke jeweils mit einer Hohe bis zu 4 m,

e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen, wie
Hauseingangsuberdachungen, Markisen, Rollladen, Maschinenfunda-
mente, StralRenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jagerstande, Wildfutterungen,
Bienenfreistdnde, Taubenhauser, Hofeinfahrten und Teppichstangen.

f) Treppenlifte in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
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g) Ladesaulen fur Elektromobilitat.
(2) Verfahrensfrei ist die Anderung der Nutzung von Anlagen, wenn

1. fur die neue Nutzung keine anderen offentlich-rechtlichen Anforderungen nach
8 64 in Verbindung mit 8§ 66 als fiir die bisherige Nutzung in Betracht kommen,

2. die Errichtung oder Anderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei ware.
(3) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von
1. Anlagen nach Absatz 1,

2. frei stehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3, die keine geschuitzten
Kulturdenkmaler sind und nicht in deren Umgebung liegen,

3. sonstigen Anlagen, die keine Geb&ude sind, mit einer Héhe bis zu 10 m.

Mit Ausnahme der in Satz 1 genannten Anlagen ist die beabsichtigte Beseitigung von
Anlagen mindestens einen Monat zuvor der Bauaufsichtsbehtérde anzuzeigen. Mit
der Beseitigung von Anlagen darf nach Ablauf eines Monats nach Eingang der voll-
standigen Anzeige begonnen werden, sofern die Bauaufsichtsbehdrde der Bauherrin
oder dem Bauherrn nicht vor Ablauf dieser Frist schriftlich mitteilt, dass ein Bau-
genehmigungsverfahren nach § 64 durchgefuhrt werden soll; § 62 Absatz 4 gilt
entsprechend. Bei nicht freistehenden Gebauden muss die Standsicherheit des
Gebaudes oder der Gebaude, an die das zu beseitigende Gebaude angebaut ist,
durch eine Tragwerksplanerin oder einen Tragwerksplaner im Sinn des § 66 Absatz 2
beurteilt und im erforderlichen Umfang nachgewiesen werden. Die Beseitigung ist in
der Gebaudeklasse 2 und bei nicht frei stehenden Gebauden der Geb&udeklasse 3 -
soweit notwendig - durch die Tragwerksplanerin oder den Tragwerksplaner zu
Uberwachen. Die nach Satz 4 erforderliche Bestatigung der Standsicherheit oder der
erforderliche Standsicherheitsnachweis ist in den Gebaudeklassen 4 und 5
bauaufsichtlich zu prufen. Die Satze 4 bis 6 gelten nicht, soweit an verfahrensfreie
Gebaude angebaut ist. § 66 Absatz 3 Satz 3, 69 Absatz 2, § 72 Absatz 5 Nummer 3,
Absatz 7 und 8 80 Absatz 2 Nummer 1 gilt entsprechend.

(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbeiten; dies gilt bei Geb&auden, die von
ortlichen Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 erfasst werden nur, wenn
die Instandhaltungsarbeiten keine Anderung der auf3eren Gestaltung zur Folge
haben.

(5) Nicht verfahrensfreie Vorhaben des Bundes, die der Landesverteidigung,
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevolkerungsschutz
dienen, sind der obersten Bauaufsichtsbehdrde durch eine qualifizierte Baudienst-
stelle vor Baubeginn in geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen. Dartiber hinaus
wirken die Bauaufsichtsbehérden nicht mit. Auf Fliegende Bauten, die der Landes-
verteidigung, dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevolke-
rungsschutz dienen, finden Satz 1 und 8§ 76 Absatz 2 bis 10 keine Anwendung; sie
bedurfen auch keiner Baugenehmigung.
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§ 62
Genehmigungsfreistellung

(1) Keiner Genehmigung bedarf unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die
Errichtung, Anderung und Nutzungsanderung von

a) Wohngebauden, auch mit RGumen zur Austbung freier Berufe nach 8§ 13 der
Baunutzungsverordnung,

b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Geb&ude sind,

c) Garagen, Stellplatzen, Nebengebauden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben
nach den Buchstaben a und b,

ausgenommen Sonderbauten und Werbeanlagen. Satz 1 gilt auch fur Anderungen
und Nutzungsanderungen von Anlagen, deren Errichtung oder Anderung nach
vorgenommener Anderung oder bei geanderter Nutzung nach Satz 1 genehmigungs-
frei ware. Die Satze 1 und 2 gelten nicht fiir die Errichtung, Anderung oder Nut-
zungsanderung eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen
dienende Nutzungseinheiten mit einer Gr63e von insgesamt mehr als 5 000 m?
Brutto-Grundflache geschaffen werden, die innerhalb eines nach 8§ 13 Absatz 2
Nummer 2 Buchstabe b bekannt gemachten Abstandes liegen.

(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben genehmigungsfrei gestellt, wenn

1. esim Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des § 30 Absatz 1, des
8 12 oder des 8 30 Absatz 2 des Baugesetzbuches mit Festsetzungen nach
der Baunutzungsverordnung liegt,

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht oder
erforderliche planungsrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen nach 8 31 des
Baugesetzbuches sowie stadtebauliche Ermessensentscheidungen nach der
Baunutzungsverordnung bereits erteilt worden sind,

3. die Erschlieung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und die
Anforderungen der 88 4 und 5 erfillt sind,

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 2 erklart, dass das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgeftihrt werden soll oder eine
vorlaufige Untersagung nach 8 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches
beantragt.

(3) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die erforderlichen Bauvorlagen bei der
Gemeinde einzureichen. Mit dem Bauvorhaben darf einen Monat nach Vorlage der
erforderlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen werden. Teilt die Gemeinde
der Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf der Frist schriftlich mit, dass kein
Genehmigungsverfahren durchgefihrt werden soll und sie eine Untersagung nach
8 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches nicht beantragen wird, darf die Bauherrin
oder der Bauherr mit der Ausfiihrung des Bauvorhabens beginnen. Will die Bauherrin
oder der Bauherr mit der Ausfiihrung des Bauvorhabens mehr als drei Jahre, nach-
dem die Bauausfihrung nach den Satzen 2 und 3 zuldssig geworden ist, beginnen,
gelten die Satze 1 bis 3 entsprechend.
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(4) Die Erklarung der Gemeinde nach Absatz 2 Nummer 4 erste Alternative kann
insbesondere deshalb erfolgen, weil sie eine Uberpriifung der sonstigen Voraus-
setzungen des Absatzes 2 oder des Bauvorhabens aus anderen Grinden fir erfor-
derlich halt. Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklarungsmaoglichkeit keinen
Gebrauch macht, besteht kein Rechtsanspruch. Erklart die Gemeinde, dass das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgefuhrt werden soll, hat sie der
Bauherrin oder dem Bauherrn die vorgelegten Bauvorlagen zuriickzureichen; dies gilt
nicht, wenn die Bauherrin oder der Bauherr bei der Vorlage der Bauvorlagen
bestimmt hat, dass ihre oder seine Vorlage im Fall der Erklarung nach Absatz 2
Nummer 4 als Bauantrag zu behandeln ist.

(5) § 66 bleibt unbertihrt. § 59 Absatz 1 Satz 2, § 68 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4
Satz 1 und 2, 8 69 Absatz 2 Satz 2 und 3, 8 71, § 72 Absatz 6 und 7 sind ent-
sprechend anzuwenden.

Abschnitt 3
Genehmigungsverfahren

§ 63
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

Bei

a) Wohngebauden, auch mit RGumen zur Austbung freier Berufe nach 8§ 13 der
Baunutzungsverordnung,

b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Geb&ude sind,

c) Garagen, Stellplatzen, Nebengebauden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben
nach den Buchstaben a und b,

ausgenommen Sonderbauten und Werbeanlagen,
pruft die Bauaufsichtsbehorde

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften Uber die Zulassigkeit der baulichen
Anlagen nach den 88 29 bis 38 des Baugesetzbuches,

2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie

3. andere offentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmi-
gung eine Entscheidung nach anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften
entfallt oder ersetzt wird.

8§ 66 bleibt unberuhrt.
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§ 64
Baugenehmigungsverfahren

Bei genehmigungsbedurftigen baulichen Anlagen, die nicht unter § 63 fallen, pruft
die Bauaufsichtsbehérde

1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Baugesetzbuches,
2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,

3. andere offentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen
nach der Energieeinsparverordnung und des Arbeitsstattenrechts, soweit die
offentlich-rechtlichen Anforderungen nicht in einem anderen als in einem Bau-
genehmigungsverfahren zu prifen sind.

Satz 1 gilt fir die Beseitigung von baulichen Anlagen entsprechend, soweit fir diese
nach 8§ 61 Absatz 3 Satz 3 die Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens
gefordert wird. § 66 bleibt unberuhrt.

8§ 64a
Bauaufsichtliche Zustimmung

Die Bauaufsichtsbehdrde kann bei Bauvorhaben mit 6ffentlicher Tragerschaft auf
die Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens nach 8§ 64 verzichten, wenn

1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Baulberwachung einer qualifizierten
Baudienststelle des Bundes, eines Landes oder der Gemeinde Ubertragen ist
und

2. die Baudienststelle mindestens mit einer Bediensteten oder einem

Bediensteten mit der Befahigung zum héheren bautechnischen
Verwaltungsdienst und mit sonstigen geeigneten Fachkraften ausreichend
besetzt ist.

Solche baulichen Anlagen bedurfen jedoch der Zustimmung der unteren
Bauaufsichtsbehérde. Der Antrag auf Zustimmung ist bei der unteren
Bauaufsichtsbehoérde einzureichen. Die untere Bauaufsichtsbehorde prift bei
Verzichtsentscheidung nach Satz 1 nur die Ubereinstimmung mit den Vorschriften
Uber die Zulassigkeit der baulichen Anlagen nach den 88§ 29 bis 38 des
Baugesetzbuches und entscheidet tiber Malinahmen zur Sicherung der
Bauleitplanung nach den 88 14 und 15 des Baugesetzbuches. Die qualifizierte
Baudienststelle nimmt stattdessen die Aufgaben und Befugnisse der unteren
Bauaufsichtsbehdrde wahr. Hierzu gehoren auch die Vollzugsaufgaben des 8§ 66 und
die Entscheidung iber Abweichungen nach § 67. Im Ubrigen sind die Vorschriften
Uber das Baugenehmigungsverfahren nach 88 68 bis 72 und § 81 Absatz 2 von der
qualifizierten Baudienststelle entsprechend anzuwenden, die allein die
Verantwortung daftr tragt, dass der Entwurf, die Ausfiihrung und das Vorhaben den
offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

67

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



§ 65
Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen fiir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Anderung von
Gebauden mussen von einer Entwurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser
unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht fir

1. Bauvorlagen, die tblicherweise von Fachkraften mit anderer Ausbildung als
nach Absatz 2 verfasst werden, und

2. geringfugige oder technisch einfache Bauvorhaben.
(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer
1. die Berufsbezeichnung ,Architektin” oder ,Architekt” fihren darf,

2. in die von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen gefiihrte Liste
der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Lander
gelten auch im Land Bremen,

3. die Berufsbezeichnung ,Innenarchitektin“ oder ,Innenarchitekt” fihren darf, flr
die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten
verbundenen baulichen Anderungen von Gebauden, oder

4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Architek-
tur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens
zwei Jahre in den genannten Fachrichtungen auf dem Gebiet der Objekt-
planung praktisch tétig gewesen ist und Bedienstete oder Bediensteter einer
juristischen Person des offentlichen Rechts ist, fur die dienstliche Tatigkeit.

(3) Bauvorlageberechtigt fur

1. Einfamilienhduser, einschliel3lich einer Einliegerwohnung, mit einer Geschoss-
flache bis zu 200 m2, ausgenommen sind Vorhaben an Kulturdenkmalern oder
in ihrer Umgebung,

2. gewerbliche Gebaude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu
250 m2? Grundflache und bis zu 5 m Wandhdhe im Sinne von § 6 Absatz 4,

3. landwirtschaftliche Betriebsgebaude mit nicht mehr als 2 oberirdischen
Geschossen bis 250 m2 Grundflache,

4. Garagen bis 100 m2 Nutzflache,
5. einfache Anderungen von sonstigen Gebauden

sind auch die Handwerksmeisterinnen oder Handwerksmeister des Maurer-, des
Beton- oder Stahlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks und Personen, die diesen
handwerksrechtlich gleichgestellt sind, die staatlich gepriften Technikerin und
Techniker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau, die Berufs-
angehorigen der Fachrichtung Bauingenieurwesen, die aufgrund des Bremischen
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Ingenieurgesetzes zur Fuhrung der Berufsbezeichnung ,Ingenieurin® oder ,Ingenieur”
berechtigt sind. Die Bauvorlageberechtigung nach Satz 1 entsteht acht Jahre nach
Erwerb der dort genannten Qualifikation. Staatsangehdrige eines anderen Mitglied-
staates der Européischen Union oder eines nach dem Recht der Europaischen
Gemeinschaft gleichgestellten Staates sind im Sinn des Satzes 1 bauvorlageberech-
tigt, wenn sie eine entsprechende Berechtigung besitzen und daftr vergleichbare
Qualifikationen erfillen mussten oder vergleichbare Qualifikationen besitzen.

(4) Befugnisse, die sich aus den durch die oberste Bauaufsichtsbehdrde bisher
erteilten Bauvorlageberechtigungen ergeben, bleiben unberthrt. Abweichend von
Absatz 3 Satz 2 bleiben die in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen flr die dort
aufgefuhrten Vorhaben bauvorlageberechtigt, wenn sie vor dem 1. Mai 2003
mindestens zwei Jahre Bauvorlagen nach § 90 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe a bis f
der bisherigen Bremischen Landesbauordnung vom 23. Marz 1983 erstellt haben.

8 66
Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall-,
und Erschitterungsschutz ist nach naherer Maf3gabe der Verordnung aufgrund § 84
Absatz 3 nachzuweisen (bautechnische Nachweise); dies gilt nicht fur verfahrensfreie
Bauvorhaben, einschliel3lich der Beseitigung von Anlagen, soweit nicht in diesem
Gesetz oder in der Rechtsverordnung aufgrund § 84 Absatz 3 anderes bestimmt ist.
Die Bauvorlageberechtigung nach § 65 Absatz 2 Nummer 1, 2, 4 und Absatz 3
schlie3t die Berechtigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise ein, soweit
nicht nachfolgend Abweichendes bestimmt ist.

(2) Bei
1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,

muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person erstellt sein, die in einer von
der Ingenieurkammer Bremen zu fihrenden Liste der Tragwerksplanerin oder Trag-
werksplaner eingetragen ist; Eintragungen anderer Lander gelten auch im Land
Bremen. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Standsicherheitsnachweis von
einer Tragwerksplanerin oder einem Tragwerksplaner nach Satz 1 erstellt werden.

(3) Der Standsicherheitsnachweis muss
1. bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,

2. wenn dies nach MalRgabe eines in der Rechtsverordnung nach 8 84 Absatz 3
geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei
a) Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
b) Behaltern, Bricken, Stlitzmauern, Triblnen,

c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Ho6he von
mehr als 10 m
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bauaufsichtlich geprift sein; das gilt nicht fir Wohngeb&ude der Geb&udeklassen 1
und 2. Abweichend von Satz 1 kann die Bauaufsichtsbehérde im begriindeten
Einzelfall hinsichtlich des Risikopotenzials eine bauaufsichtliche Prifung des Stand-
sicherheitsnachweises fordern.

(4) Der Brandschutznachweis muss bei
1. Sonderbauten,

2. Mittel- und GroRRgaragen im Sinne der Verordnung nach § 84 Absatz 1
Nummer 3,

3. Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5,
bauaufsichtlich geprift sein.

(5) AulRer in den Fallen der Absatze 3 und 4 werden bautechnische Nachweise
nicht geprift; § 67 bleibt unberihrt. Dartber hinaus kann die Bauaufsichtsbehdrde
bei Vorhaben mit geringem Risikopotenzial und untergeordneter Bedeutung auf eine
ansonsten nach Absatz 3 oder 4 erforderliche bauaufsichtliche Priifung der bautech-
nischen Nachweise verzichten. Einer bauaufsichtlichen Prifung bedarf es ferner
nicht, soweit fir das Bauvorhaben Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von
einem Prifamt fir Standsicherheit allgemein gepruft sind (Typenprtfung); Typen-
prufungen anderer Lander gelten auch im Land Bremen.

§ 67
Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehotrde kann Abweichungen von Anforderungen dieses
Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie
unter Beriicksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Wirdigung
der offentlich-rechtlich geschitzten nachbarlichen Belange mit den 6ffentlichen
Belangen, insbesondere den Anforderungen des 8§ 3 vereinbar ist. § 85 Absatz 1
Satz 3 bleibt unberthrt.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und
Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen
stadtebaulichen Satzung oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung ist
gesondert schriftlich oder elektronisch zu beantragen; der Antrag ist zu begriinden.
Fur Anlagen, die keiner Genehmigung bedurfen sowie flir Abweichungen von
Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprift werden, gilt Satz 1
entsprechend.

§ 68
Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Der Bauantrag ist schriftlich bei der unteren Bauaufsichtsbehdrde einzu-
reichen.
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(2) Mit dem Bauantrag sind alle fuir die Beurteilung des Bauvorhabens und die
Bearbeitung des Bauantrags erforderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzureichen.
Es kann gestattet werden, dass einzelne Bauvorlagen nachgereicht werden.

(3) In besonderen Fallen kann zur Beurteilung der Einwirkung des Bauvorhabens
auf die Umgebung verlangt werden, dass es in geeigneter Weise auf dem Baugrund-
stlick dargestellt wird.

(4) Die Bauherrin oder der Bauherr und die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfs-
verfasser haben den Bauantrag, die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser
die Bauvorlagen zu unterschreiben. Die von Fachplanerinnen und Fachplanern nach
8§ 54 Absatz 2 bearbeiteten Unterlagen missen auch von diesen unterschrieben sein.
Ist die Bauherrin oder der Bauherr nicht Grundsttickseigentimerin oder Grundstiicks-
eigentiimer, kann die Zustimmung der Grundsttickseigentiimerin oder des Grund-
stuickseigentiimers zu dem Bauvorhaben gefordert werden.

§ 69
Behandlung des Bauantrags

(1) Die Bauaufsichtsbehérde hért zum Bauantrag diejenigen Stellen,

1. deren Beteiligung oder Anhorung fir die Entscheidung tGber den Bauantrag
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfahigkeit des Bauantrags nicht
beurteilt werden kann.

Die Beteiligung oder Anhoérung entfallt, wenn die jeweilige Stelle dem Bauantrag
bereits vor Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. Bedarf die
Erteilung der Baugenehmigung der Zustimmung oder des Einvernehmens einer
Behorde oder sonstigen Stelle, so gilt diese als erteilt, wenn sie nicht einen Monat
nach Eingang des Ersuchens unter Angabe von Grinden verweigert wird; von der
Frist nach Halbsatz 1 abweichende Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben
unberihrt. Stellungnahmen bleiben unberticksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines
Monats nach Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehérde ein-
gehen, es sei denn, die verspatete Stellungnahme ist fur die Rechtmafigkeit der
Entscheidung Gber den Bauantrag von Bedeutung.

(2) Sobald der Bauantrag und die Bauvorlagen vollstandig sind, bestatigt die Bau-
aufsichtsbehérde der Bauherrin oder dem Bauherrn schriftlich den Zeitpunkt des voll-
standigen Eingangs von Bauantrag und Bauvorlagen. Ist der Bauantrag unvollstandig
oder weist er sonstige erhebliche Mangel auf, fordert die Bauaufsichtsbehérde die
Bauherrin oder den Bauherrn zur Behebung der Méangel innerhalb einer ange-
messenen Frist auf. Werden die Mangel innerhalb der Frist nicht behoben, gilt der
Antrag als zuriickgenommen.

(3) Die Bauaufsichtsbehérde entscheidet innerhalb von zwolf Wochen tber den
Bauantrag. Die Frist nach Satz 1 beginnt mit dem bestéatigten Eingangsdatum nach
Absatz 2 Satz 1, sie kann unter Angabe eines wichtigen Grundes um hdchstens
einen Monat verlangert werden. Ist die Prifung eines Bauantrages besonders
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schwierig oder umfangreich, kann die Bauaufsichtsbehérde mit der
Eingangsbestatigung erklaren, dass die Frist nach Satz 1 voraussichtlich nicht
eingehalten wird. Auf die Einhaltung der Frist nach Satz 1 kann die Bauherrin oder
der Bauherr nicht wirksam verzichten. Wenn die vollstandigen Bauvorlagen und alle
fur die Entscheidung notwendigen Stellungnahmen, Zustimmungen und Nachweise
vorliegen, entscheidet die Bauaufsichtsbehdrde ohne Verlangerung der Frist nach
Satz 1 innerhalb von einem Monat Gber den Bauantrag. Die Fristen nach Satz 1 und
Satz 5 beginnen neu, wenn die Priifung des Bauantrages zu einer wesentlichen
Anderung des Bauantrages fiihrt.

8§70
Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit

(1) Die Bauaufsichtsbehérde soll die Eigentiimerinnen und Eigentimer benach-
barter Grundstiicke (Nachbarinnen und Nachbarn) vor Erteilung von Abweichungen
und Befreiungen benachrichtigen, die 6ffentlich-rechtlich geschiitzte nachbarliche
Belange bertihren kdnnen. Entsprechend kann verfahren werden, wenn nicht ausge-
schlossen werden kann, dass durch die Baugenehmigung offentlich-rechtlich
geschutzte nachbarliche Belange beeintrachtigt werden. Einwendungen sind inner-
halb von zwei Wochen nach Zugang der Benachrichtigung bei der Bauaufsichts-
behdrde schriftlich oder zur Niederschrift vorzubringen. Die schriftlich benachrichtig-
ten Nachbarinnen und Nachbarn werden mit allen Einwendungen ausgeschlossen,
die im Rahmen der Beteiligung nicht fristgemal geltend gemacht worden sind; auf
diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung hinzuweisen.

(2) Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden Nachbarinnen
und Nachbarn die Lageplane und Bauzeichnungen unterschrieben oder dem Bauvor-
haben auf andere Weise zugestimmt haben. Die Nachbarinnen und Nachbarn sind
berechtigt, die eingereichten Bauvorlagen bei der Bauaufsichtsbehérde einzusehen,
soweit das Vorhaben nachbarliche Belange beriihren kann. Wird den Einwendungen
der Nachbarinnen und Nachbarn nicht entsprochen, so ist ihnen eine Ausfertigung
der Baugenehmigung oder der Entscheidung Uber die Abweichung oder Befreiung
zuzustellen. 88 13, 28, 39 und § 41 Absatz 1 des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes finden keine Anwendung.

(3) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs
geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, zu benach-
teiligen oder zu belastigen, kann die Bauaufsichtsbehdrde auf Antrag und Kosten der
Bauherrin oder des Bauherrn das Bauvorhaben im Amtsblatt der Freien Hansestadt
Bremen und auRerdem entweder im Internet oder in drtlichen Tageszeitungen, die im
Bereich des Standortes der Anlage verbreitet sind, 6ffentlich bekannt machen. Bei
der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende
Nutzungseinheiten mit einer Gro3e von insgesamt mehr als 5 000 m2
Bruttogrundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zugénglich sind, wenn dadurch die gleich-
zeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besucher ermdglicht wird, und
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3. Dbaulicher Anlagen, die nach Durchfiihrung des Bauvorhabens Sonderbauten
nach 8 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen, wenn es innerhalb des ange-
messenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Absatz 5a
des Bundesimmissionsschutzgesetzes liegt; ist der angemessene Sicherheits-
abstand nicht bekannt, ist maf3geblich, ob sich das Vorhaben innerhalb des
Achtungsabstands des Betriebsbereichs befindet. Satz 2 gilt nicht, wenn die Bauauf-
sichtsbehdrde zu dem Ergebnis kommt, dass dem Gebot, den angemessenen
Sicherheitsabstand zu wahren, bereits in einem Bebauungsplan Rechnung getragen
ist. Verfahrt die Bauaufsichtsbehdrde nach Satz 1 oder 2, finden Absatz 1 und 2
keine Anwendung.

(4) In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2 ist tber folgendes zu
informieren:

1. Uber den Gegenstand des Vorhabens,

2. Uber die fur die Genehmigung zustandige Behorde, bei der der Antrag nebst
Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genom-
men werden kann,

3. darilber, dass Personen, deren Belange berthrt sind, und Vereinigungen,
welche die Anforderungen von 8 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes erfiillen (betroffene Offentlichkeit), Einwendungen bei
einer in der Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach
Ablauf der Auslegungsfrist erheben kénnen; dabei ist darauf hinzuweisen,
dass mit Ablauf der Frist alle 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen ausge-
schlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen nur
fur das Genehmigungsverfahren gilt,

4. dass die Zustellung der Entscheidung tber die Einwendungen durch oéffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden kann.

Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 2 ist zuséatzlich Uber Folgendes zu
informieren:

1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltvertraglichkeitspriifung
des Vorhabens nach § 3a des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeits-
prufung sowie erforderlichenfalls die Durchfiihrung einer grenziiberschreiten-
den Beteiligung nach den 88 8 und 9a des Gesetzes lber die Umweltvertrag-
lichkeitsprufung,

2. die Art mdglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entschei-
dungsentwurf,

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der
Offentlichkeit und Anhérung der betroffenen Offentlichkeit.

(5) Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die Bauvorlagen sowie die
entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehérde
im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen, einen Monat zur Einsicht auszulegen.
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Bauvorlagen, die Geschéfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind nicht auszu-
legen; fir sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes entsprechend.
Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die Offentlichkeit gegentiber
der zustandigen Behdorde schriftlich Einwendungen erheben; mit Ablauf dieser Frist
sind alle offentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen. Satz 3 gilt fur umwelt-
bezogene Einwendungen nur fir das Genehmigungsverfahren.

(6) Bei mehr als 20 Nachbarn, denen die Baugenehmigung nach Absatz 2 Satz 3
zuzustellen ist, kann die Zustellung durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt
werden; wurde eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 4 durchgefiihrt, ist der
Genehmigungsbescheid 6ffentlich bekannt zu machen. Die 6ffentliche Bekannt-
machung wird dadurch bewirkt, dass der verfiigende Teil des Bescheids und die
Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechender Anwendung des Absatzes 3 Satz 1
bekannt gemacht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen. Eine Ausfertigung des
gesamten Genehmigungsbescheids ist vom Tage nach der Bekanntmachung an
zwei Wochen zur Einsicht auszulegen. Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach
Absatz 3 Satz 2 erfolgt, sind in die Begriindung die wesentlichen tatsachlichen und
rechtlichen Grinde, die die Behoérde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, die
Behandlung der Einwendungen sowie Angaben Uber das Verfahren zur Beteiligung
der Offentlichkeit aufzunehmen; § 72 Absatz 2 bleibt unberiihrt. In der 6ffentlichen
Bekanntmachung ist anzugeben, wo und wann der Bescheid und seine Begriindung
eingesehen und nach Satz 6 angefordert werden kénnen. Mit dem Ende der Aus-
legungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten gegentber, die keine Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. Nach
der offentlichen Bekanntmachung kénnen der Bescheid und seine Begriindung bis
zum Ablauf der Widerspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben
haben, schriftlich angefordert werden.

§71
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Bauaufsichtsbehérden sind befugt, zur Durchfihrung der Verfahren nach
88 63, 64, 74, 75 und 76, zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 8 58, einschlie3lich
der Erhebung von Gebuhren, zur Fihrung des Baulastenverzeichnisses nach § 82
sowie zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 83 die erforderlichen per-
sonenbezogenen Daten von den nach 88 53 bis 56 am Bau verantwortlich Beteilig-
ten, Grundstickseigentiimern, Nachbarn, Baustoffproduzenten sowie sonstigen am
Verfahren zu Beteiligenden zu verarbeiten. Dariiber hinaus ist eine Verarbeitung
personenbezogener Daten vorbehaltlich des Absatzes 3 Satz 1 Nummern 1 bis 3 nur
mit Einwilligung der betroffenen Person rechtmaRig.

(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen Person mit ihrer Kenntnis
zu erheben. Soweit dies zur Erfullung der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 erforder-
lich ist, durfen personenbezogene Daten abweichend von Satz 1 auch bei 6ffent-
lichen oder privaten Stellen erhoben werden.

(3) Eine Ubermittlung personenbezogener Daten an Dritte ohne Einwilligung der
betroffenen Person ist nur rechtmalf3ig, wenn

1. deren Beteiligung in einem Verfahren erforderlich ist,
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2. diese die Daten zur Erfillung von Aufgaben bendtigen, die im 6ffentlichen
Interesse liegen und dem Schutz eines der in Artikel 23 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016, S.1; ABI. L314 vom 22.11.2016, S. 72) genannten Ziele dienen oder

3. sie zur Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriiche erforderlich ist.

Der Dritte darf die Ubermittelten Daten nur fir den Zweck verarbeiten, zu dem sie ihm
Ubermittelt wurden, oder fiir einen hiermit vereinbarten Zweck. Zusétzlich gilt bei
einer Ubermittlung nach den Nummern 2 und 3, dass diese nur rechtmaRig ist, sofern
nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person,
die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, tberwiegen. Regelmalige
Datenubermittiungen sind nach den Nummern 1 und 2 rechtmaf3ig unter Einhaltung
der in der Rechtsverordnung nach Absatz 4 Nummer 3 festgelegten Vorgaben.
Gesetzliche Ubermittlungs- und Veroffentlichungspflichten bleiben unberihrt.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehorde erlasst durch Rechtsverordnung nahere
Bestimmungen tber Art, Umfang und Zweck

1. der Datenerhebung in den verschiedenen Verfahren,

2. der Datenibermittlung unter Festlegung der zu Ubermittelnden Daten und der
Empfangerinnen und Empféanger,

3. regelmaRiger Datentbermittlungen unter Festlegung des Anlasses, der
Empfangerinnen und Empfanger und der zu Gbermittelnden Daten.

(5) Soweit in diesem Gesetz keine besonderen Regelungen Uber die Verarbeitung
personenbezogener Daten getroffen wurden, sind die Regelungen des Bremischen
Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-Grundverordnung in der jeweils geltenden
Fassung ergdnzend anzuwenden. Die Verordnung (EU) 2016/670 des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
04.05.2016, S. 1 L 314 vom 22.11.2016, S. 72) in der jeweils geltenden Fassung und
sonstige datenschutzrechtliche Regelungen, die diesem Gesetz oder dem
Bremischen Ausfuhrungsgesetz zur EU-Datenschutz-Grundverordnung vorgehen,
bleiben unberihrt

8§72
Baugenehmigung, Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine offentlich
rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren zu prifen sind und alle neben der Baugenehmigung nach anderen offent-
lich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Zulassungsentscheidungen erteilt sind.
Die durch eine Umweltvertraglichkeitsprifung ermittelten, beschriebenen und
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bewerteten Umweltauswirkungen sind nach MalRgabe der hierfur geltenden Vor-
schriften bei der Erteilung der Baugenehmigung zu berticksichtigen. Die Bauge-
nehmigung kann auch unter den aufschiebenden Bedingungen erteilt werden, dass
bautechnische Nachweise nachgereicht und die in der Baugenehmigung zu
benennenden offentlich-rechtlichen Zulassungsentscheidungen nach Satz 1 einge-
holt werden; dies gilt nicht fur die Nachreichung des Brandschutznachweises.

(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; sie ist nur insoweit zu begriinden,
als Abweichungen oder Befreiungen von nachbarschiitzenden Vorschriften zuge-
lassen werden und die Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2
zugestimmt hat. Fir Baugenehmigungen, die in elektronischer Form erteilt werden,
gilt 8 37 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes nicht.

(3) Die Baugenehmigung kann unter Auflagen, Bedingungen und dem Vorbehalt
der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Erganzung einer Auflage sowie
befristet erteilt werden. Wird die Baugenehmigung mit einer Nebenbestimmung
versehen, kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.

(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

(5) Mit der Bauausfuhrung oder mit der Ausfiihrung des jeweiligen Bauabschnitts
darf erst begonnen werden, wenn

1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zugegangen ist,

2. die entsprechend Absatz 1 Satz 3 nach Erteilung der Baugenehmigung einge-
reichten bautechnischen Nachweise nach MalRgabe des § 66 geprift und die
in der Baugenehmigung benannten 6ffentlich-rechtlichen Zulassungsentschei-
dungen erteilt sind,

3. die Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehorde vorliegt.

(6) Vor Baubeginn eines Gebaudes miussen die Grundrissflache abgesteckt und
seine Hohenlage festgelegt sein. Baugenehmigungen, Bauvorlagen, einschlie3lich
der bautechnischen Nachweise, missen an der Baustelle von Baubeginn an vor-
liegen.

(7) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausfihrungsbeginn genehmigungs-
bedurftiger Vorhaben und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unter-
brechung von mehr als drei Monaten mindestens eine Woche vorher der Bauauf-
sichtsbehorde schriftlich oder elektronisch mitzuteilen (Baubeginnanzeige). Mit dieser
Anzeige sind alle der Bauaufsichtsbehdrde noch nicht vorliegenden Bauvorlagen
einzureichen.

8§73
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung erléschen, wenn innerhalb
von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausfiilhrung des Bauvorhabens nicht
begonnen oder die Bauausfuihrung langer als ein Jahr unterbrochen worden ist.
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(2) Die Frist fur den Baubeginn nach Absatz 1 kann auf schriftlichen oder
elektronischen Antrag einmal um zwei Jahre verlangert werden. Sie kann auch
ruckwirkend verlangert werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der
Bauaufsichtsbehérde eingegangen ist.

8§74
Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten fur die Baugrube
und fur einzelne Bauteile oder Bauabschnitte auf schriftichen Antrag schon vor
Erteilung der Baugenehmigung gestattet werden (Teilbaugenehmigung). 8§ 72 gilt
entsprechend.

875
Vorbescheid

Vor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn
zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens ein Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbe-
scheid gilt drei Jahre. Die Frist kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag um
jeweils bis zu drei Jahre verlangert werden. 88 68 bis 70, § 72 Absatz 1 bis 4 und
§ 73 Absatz 2 Satz 2 gelten entsprechend.

8§76
Genehmigung Fliegender Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an
verschiedenen Orten wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustellenein-
richtungen und Baugeruste sind keine Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedurfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch
genommen werden, einer Ausfihrungsgenehmigung. Dies gilt nicht fur

1. Fliegende Bauten mit einer HOhe bis zu 5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von
Besucherinnen und Besuchern betreten zu werden,

2. Fliegende Bauten mit einer H6he bis zu 5 m, die fur Kinder betrieben werden
und eine Geschwindigkeit von hdchstens 1 m/s haben,

3. Bihnen, die Fliegende Bauten sind, einschlielich Uberdachungen und sonsti-
gen Aufbauten, mit einer Hohe bis zu 5 m, einer Grundflache bis zu 100 m?
und einer FufRBbodenhodhe bis zu 1,50 m,

4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstéande, die Fliegende Bauten
sind, jeweils mit einer Grundflache bis zu 75 m?,

5. aufblasbare Spielgerate mit einer Hohe des betretbaren Bereichs von bis zu
5 m oder mit Giberdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang
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nicht mehr als 3 m, sofern ein Absinken der Uberdachung konstruktiv verhin-
dert wird, nicht mehr als 10 m, betragt.

(3) Die Ausfuihrungsgenehmigung wird von der unteren Bauaufsichtsbehdérde
erteilt, in deren Bereich die Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder seine
Hauptwohnung oder ihre oder seine gewerbliche Niederlassung hat. Hat die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller ihre oder seine Hauptwohnung und ihre oder seine
gewerbliche Niederlassung aufR3erhalb der Bundesrepublik Deutschland, so ist die
Bauaufsichtsbehérde zustandig, in deren Bereich der Fliegende Bau erstmals
aufgestellt und in Gebrauch genommen werden soll.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann

1. bestimmen, dass Ausfiihrungsgenehmigungen ftr Fliegende Bauten nur durch
bestimmte Bauaufsichtsbehérden erstellt werden dirfen,

2. widerruflich oder befristet die Aufgaben der Bauaufsichtsbehérde nach § 76
ganz oder teilweise auf eine andere Stelle zur Austibung unter der Aufsicht der
obersten Bauaufsichtsbehdrde Ubertragen und die Vergutung dieser Stelle
regeln.

(5) Die Genehmigung wird fir eine bestimmte Frist erteilt, die héchstens finf Jahre
betragen soll; sie kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag von der fir die
Erteilung der Ausfiihrungsgenehmigung zustandigen Behorde jeweils bis zu funf
Jahren verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Genehmi-
gungen werden in ein Prufbuch eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem
Genehmigungsvermerk zu versehenden Bauvorlagen beizufligen ist. Ausfihrungs-
genehmigungen anderer Lander gelten auch im Land Bremen.

(6) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausflihrungsgenehmigung hat den Wechsel
ihres oder seines Wohnsitzes oder ihrer oder seiner gewerblichen Niederlassung
oder die Ubertragung eines Fliegenden Baus an Dritte der Bauaufsichtsbehorde
anzuzeigen, die die Ausfiihrungsgenehmigung erteilt hat. Die Behdrde hat die Ande-
rungen in das Prifbuch einzutragen und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsel
der Zustandigkeit verbunden ist, der nunmehr zustandigen Behorde mitzuteilen.

(7) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausfiihrungsgenehmigung
bedurfen, dirfen unbeschadet anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen
werden, wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehdrde des Aufstellungsortes unter
Vorlage des Prufbuches angezeigt ist. Die Bauaufsichtsbehérde kann die Inbetrieb-
nahme dieser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhangig machen.
Das Ergebnis der Abnahme ist in das Prufbuch einzutragen. In der Ausfihrungs-
genehmigung kann bestimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1 nicht erforderlich
sind, wenn eine Gefahrdung im Sinne des 8§ 3 nicht zu erwarten ist.

(8) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zustandige Bauaufsichtsbehérde
kann Auflagen machen oder die Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten
untersagen, soweit dies nach den o6rtlichen Verhaltnissen oder zur Abwehr von
Gefahren erforderlich ist, insbesondere weil die Betriebssicherheit oder Standsicher-
heit nicht oder nicht mehr gewébhrleistet ist oder weil von der Ausflihrungsgenehmi-
gung abgewichen wird. Wird die Aufstellung oder der Gebrauch untersagt, ist dies in
das Prifbuch einzutragen. Die ausstellende Behdrde ist zu benachrichtigen, das
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Prufbuch ist einzuziehen und der ausstellenden Behérde zuzuleiten, wenn die Her-
stellung ordnungsgemaler Zustande innerhalb angemessener Frist nicht zu erwarten
ist.

(9) Bei Fliegenden Bauten, die von Besucherinnen und Besuchern betreten und
langere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben werden, kann die fur die Gebrauchs-
abnahme zustandige Bauaufsichtsbehdrde aus Griinden der Sicherheit Nachab-
nahmen durchfiihren. Das Ergebnis der Nachabnahme ist in das Prifbuch einzu-
tragen.

(10) 8 68 Absatz 1, 2 und 4, 8§ 80 Absatz 1 und 4 gelten entsprechend.

Abschnitt 4
Bauaufsichtliche MaRnahmen

8§77
Verbot unrechtmafig gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 21 mit dem Ubereinstimmungszeichen gekenn-
zeichnet, kann die Bauaufsichtsbehdrde die Verwendung dieser Bauprodukte
untersagen und deren Kennzeichnung entwerten oder beseitigen lassen.

8§78
Einstellung von Arbeiten

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu offentlich-rechtlichen Vorschriften
errichtet, geandert oder beseitigt, kann die Bauaufsichtsbehérde die Einstellung der
Arbeiten anordnen. Dies gilt auch dann, wenn

1. die Ausflhrung oder Beseitigung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften
des 8 61 Absatz 3 oder § 72 Absatz 5 und 7 begonnen wurde oder

2. Dbeider Ausfuihrung

a) eines genehmigungsbedirftigen Bauvorhabens von den genehmigten
Bauvorlagen,

b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten
Bauvorlagen abgewichen wird,

3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nummer
305/2011 keine CE-Kennzeichnung oder entgegen 8§ 21 kein Ubereinstim-
mungszeichen tragen,

4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung
oder dem Ubereinstimmungszeichen nach § 21 Absatz 3 gekennzeichnet sind.
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(2) Werden unzulassige Arbeiten trotz einer schriftlich oder miindlich verfigten
Einstellung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehdrde die Baustelle versiegeln oder
die an der Baustelle vorhandenen Bauprodukte, Gerate, Maschinen und Bauhilfs-
mittel in amtlichen Gewahrsam bringen.

8§79
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu offentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet
oder geandert, kann die Bauaufsichtsbehdrde die teilweise oder vollstandige
Beseitigung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmaflige
Zustéande hergestellt werden kdnnen. Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften genutzt, kann diese Nutzung untersagt werden.

(2) Soweit bauliche Anlagen nicht genutzt werden und im Verfall begriffen sind,
kann die Bauaufsichtsbehdrde den Abbruch oder die Beseitigung anordnen, es sei
denn, dass ein offentliches oder schutzwurdiges privates Interesse an ihrer Erhaltung
besteht.

(3) Die Bauaufsichtsbehérde kann verlangen, dass ein erforderliches Verfahren
durchgefuhrt wird oder Bauvorlagen nach 8 68 Absatz 2 oder § 62 Absatz 3 einge-
reicht werden.

Abschnitt 5
Bautberwachung

§ 80
Bautberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehérde kann die Einhaltung der offentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Anforderungen und die ordnungsgemaéafe Erfullung der Pflichten der am
Bau Beteiligten Uberprifen.

(2) Die Bauaufsichtsbehérde Uberwacht die Bauausfuhrung bei baulichen Anlagen

1. nach 8§ 66 Absatz 3 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepriften Stand-
sicherheitsnachweises,

2. nach 8§ 66 Absatz 4 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepruften Brand-
schutznachweises

nach naherer MalRgabe der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 2.

(3) Im Rahmen der Bauliberwachung kénnen Proben von Bauprodukten, soweit
erforderlich, auch aus fertigen Bauteilen zu Prifzwecken enthommen werden.

80

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



(4) Im Rahmen der Bauiiberwachung ist jederzeit Einblick in die Genehmigungen,
Zulassungen, Priifzeugnisse, Ubereinstimmungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeich-
nungen uber die Prifungen von Bauprodukten, in die CE-Kennzeichnungen und
Leistungserklarungen nach der Verordnung (EU) Nummer 305/2011, in die Bautage-
blicher und andere vorgeschriebene Aufzeichnungen zu gewahren.

(5) Die Bauaufsichtsbehérde soll, soweit sie im Rahmen der Bautiberwachung
Erkenntnisse Uber systematische Rechtsversttl3e gegen die Verordnung (EU)
Nummer 305/2011 erlangen, diese der fur die Marktiberwachung zustandigen Stelle
mitteilen.

(6) Die Bauaufsichtsbehérde kann die Vorlage von Bescheinigungen, Bestéti-
gungen oder sonstige Erklarungen der herstellenden Unternehmen oder sachkundi-
gen Lieferfirmen Uber die ordnungsgemale Beschaffenheit und den fachgerechten
Einbau von Bauprodukten verlangen.

§81
Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsichtsbehérde kann verlangen, dass ihr Beginn und Beendigung
bestimmter Bauarbeiten angezeigt werden. Die Bauarbeiten dirfen erst fortgesetzt
werden, wenn die Bauaufsichtsbehdrde der Fortfihrung der Bauarbeiten zugestimmt
hat.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung
einer nicht verfahrensfreien baulichen Anlage mindestens zwei Wochen vorher der
Bauaufsichtsbehérde anzuzeigen. Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden,
wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungs-
sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind,
nicht jedoch vor dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstatten oder andere
ortsfeste Feuerungsanlagen durfen erst in Betrieb genommen werden, wenn die
bevoliméachtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmachtigte Bezirksschorn-
steinfeger ihre sichere Benutzbarkeit sowie die Tauglichkeit und sichere Benutz-
barkeit der zugehorigen Abgasanlagen oder Luftungsanlagen, in die Abgase einge-
leitet werden, gepruft und bescheinigt hat; Verbrennungsmotoren und Blockheizkraft-
werke durfen erst dann in Betrieb genommen werden, wenn er oder sie die Tauglich-
keit und sichere Benutzbarkeit der Leitungen zur Abfiihrung von Verbrennungsgasen
bescheinigt hat. Satz 3 gilt auch bei einer wesentlichen Anderung von Anlagen.

Abschnitt 6
Baulasten

882
Baulasten, Baulastenverzeichnis

(1) Durch Erklarung gegenuber der Bauaufsichtsbehdrde konnen Grundstiicks-
eigentimerinnen und Grundsttckseigentiimer 6ffentlich-rechtliche Verpflichtungen zu
einem ihre Grundstiicke betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen tibernehmen,
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die sich nicht schon aus 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Baulasten
werden unbeschadet der Rechte Dritter mit der Eintragung in das Baulastenverzeich-
nis wirksam und wirken auch gegeniber Rechtsnachfolgern.

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform, wobei die elektronische
Form ausgeschlossen ist; die Unterschrift muss offentlich beglaubigt oder vor der
Bauaufsichtsbehérde geleistet oder vor ihr anerkannt werden.

(3) Die Baulast geht durch schriftlichen Verzicht der Bauaufsichtsbehérde unter.
Der Verzicht ist zu erklaren, wenn ein 6ffentliches Interesse an der Baulast nicht
mehr besteht. Vor dem Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die durch die
Baulast Begtinstigten angehort werden. Der Verzicht wird mit der Loschung der
Baulast im Baulastenverzeichnis wirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichtsbehdrde gefiihrt. In das
Baulastenverzeichnis kdnnen auch eingetragen werden

1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstickseigentiimerin oder des
Grundstuickseigentimers zu einem ihr oder sein Grundstiick betreffendes Tun,
Dulden oder Unterlassen,

2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenverzeichnis
Einsicht nehmen oder sich Abschriften erteilen lassen.

Teil 6
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften,
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 83
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer nach 8§ 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach
§ 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechts-
verordnung oder die Satzung fur einen bestimmten Tatbestand auf diese
BuRRgeldvorschrift verweist,

2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehérde zuwider-
handelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem
Gesetz zulassigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist,
sofern die Anordnung auf die Bul3geldvorschrift verweist,

3. als Verfugungsberechtigte oder Verfigungsberechtigter entgegen § 5 Absatz 2
Zu- oder Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflachen nicht standig frei
halt oder Fahrzeuge dort abstellt,

4. entgegen der Vorschrift des § 7 Absatz 1 Grundstiicke teilt,
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5. bei der Errichtung und dem Betrieb einer Baustelle der Vorschriftin 8 11
Absatz 3 zuwiderhandelt,

6. bei Herstellung, Anderung oder Instandhaltung von Anlagen den Vorschriften
Uber die barrierefreie und behindertengerechte bauliche Gestaltung in 8§ 39
Absatz 4 und 5, 8 50 Absatz 1 bis 4 sowie den erganzend als Technische
Baubestimmungen eingefuhrten technischen Regeln zuwiderhandelt,

7. ohne die erforderliche Baugenehmigung (8 59 Absatz 1), Teilbaugenehmigung
(8 74) oder Abweichung (8 67) oder abweichend davon bauliche Anlagen
errichtet, &ndert, benutzt oder entgegen 8§ 61 Absatz 3 Satz 2 bis 4 beseitigt,

8. den Standsicherheitsnachweis nicht entsprechend § 66 Absatz 2 Satz 1
erstellen lasst,

9. entgegen der Vorschrift des 8§ 62 Absatz 3 Satz 2 bis 4 mit der Ausfihrung
eines Bauvorhabens beginnt oder abweichend von den nach § 62 Absatz 3
Satz 1 eingereichten Bauvorlagen ausfuhrt,

10. Fliegende Bauten ohne Ausfuihrungsgenehmigung (8 76 Absatz 2) in
Gebrauch nimmt oder ohne Anzeige und Abnahme (8 76 Absatz 7) in
Gebrauch nimmt,

11. entgegen der Vorschrift in § 72 Absatz 6 mit Bauarbeiten beginnt, entgegen
der Vorschrift in 8 61 Absatz 3 Satz 6 mit der Beseitigung einer Anlage
beginnt, entgegen den Vorschriften in 8 81 Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder
entgegen der Vorschrift in 8§ 81 Absatz 2 Satz 1 und 2 bauliche Anlagen nutzt
oder entgegen 8 81 Absatz 2 Satz 3 Feuerstatten oder Verbrennungsmotoren
und Blockheizkraftwerke in Betrieb nimmt,

12. entgegen 8§ 72 Absatz 7 Satz 1 die Baubeginnanzeige nicht oder nicht frist-
gerecht erstattet oder entgegen 8§ 72 Absatz 7 Satz 2 Bauvorlagen nicht oder
nicht fristgerecht einreicht,

13. Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszeichen kennzeichnet, ohne dass
dafir die Voraussetzungen nach 8§ 21 Absatz 3 vorliegen,

14. Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 ohne das Ubereinstimmungszeichen
verwendet,

15. Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bau-
aufsichtliches Prifzeugnis fur Bauarten anwendet,

16. als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser,
Unternehmerin oder Unternehmer, Bauleiterin oder Bauleiter oder als deren
Vertreterin oder Vertreter den Vorschriften der 8 53 Absatz 1 Satz 1, 2, 4
und 5, § 54 Absatz 1 Satz 3, § 55 Absatz 1 Satz 1 und 2 oder § 56 Absatz 1
zuwiderhandelt,
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17. entgegen 8§ 58 Absatz 6 Satz 4 eine Malinahme nicht duldet oder entgegen
§ 58 Absatz 7 eine Auskunft nicht vollstandig oder nicht innerhalb der gesetz-
ten Frist erteilt, oder die verlangte Unterlage innerhalb der gesetzten Frist nicht
vorlegt.

Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nummer 14 bis 16 begangen worden,
kénnen Gegenstande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen
werden; 8 19 des Gesetzes lUber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Plane oder Unterlagen vorlegt, um
eine nach diesem Gesetz vorgesehene Genehmigungsfreistellung, Priufpflicht
oder einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken
oder zu verhindern,

2. als Prufingenieurin oder Priufingenieur unrichtige Prufberichte erstellt,

3. unrichtige Angaben im Kriterienkatalog nach 8§ 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2
macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 500 000 Euro geahn-
det werden.

(4) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten ist in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 14
bis 16 die oberste Bauaufsichtsbehorde, in den tbrigen Féllen die untere Bauauf-
sichtsbehorde.

§ 84
Rechtsvorschriften

(1) Zur Verwirklichung der in 88 3, 16a Absatz 1 und 8§ 16b Absatz 1 bezeichneten
Anforderungen wird die oberste Bauaufsichtsbehtrde ermachtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen Uber

1. die nédhere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der 88 4 bis 48,
2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (8§ 42),
3. Anforderungen an Garagen,

4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen
Art oder Nutzung der baulichen Anlagen fiir Errichtung, Anderung, Unterhal-
tung, Betrieb und Nutzung ergeben (8 51), sowie tUber die Anwendung solcher
Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art,

5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprifung von Anlagen, die zur Verhitung
erheblicher Gefahren oder Nachteile standig ordnungsgemal unterhalten
werden mussen, und die Erstreckung dieser Nachprufungspflicht auf
bestehende Anlagen,
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6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger
baulicher Anlagen und Einrichtungen, wie Bihnenbetriebe und technisch
schwierige Fliegende Bauten, einschliel3lich des Nachweises der Befahigung
dieser Personen.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen tber

1. Prufingenieurinnen, Prifingenieure und Prufamter, denen bauaufsichtliche
Prufaufgaben, einschlief3lich der Bauliberwachung und der Bauzustands-
besichtigung, Ubertragen werden, sowie

2. Prifsachverstandige, die im Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder der
oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht Verantwortlichen die Einhaltung
bauordnungsrechtlicher Anforderungen priifen und bescheinigen.

Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 regeln, soweit erforderlich,

1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Prifingenieurinnen,
Prufingenieure, Prifamter und Prifsachverstandige tatig werden,

2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren,

3. Erléschen, Ricknahme und Widerruf der Anerkennung, einschlief3lich der
Festlegung einer Altersgrenze,

4. die Aufgabenerledigung,
5. die Vergitung.

(3) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung
Vorschriften zu erlassen Uber

1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, einschlief3lich der
Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen
nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62,

2. die erforderlichen Antréage, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und
Bestatigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben,

3. das Verfahren im Einzelnen,
4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.

Sie kann dabei fiir verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforde-
rungen und Verfahren festlegen.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Zustandigkeit fur die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a
Absatz 4 sowie die Zustimmung und den Verzicht auf Zustimmung im Einzelfall

(8 20)
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a) auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehérde nachgeordnete
Behorden oder auf das Deutsche Institut fir Bautechnik in Berlin,

b) fur Bauprodukte, die in Baudenkmaélern nach Denkmalschutzgesetz ver-
wendet werden sollen, allgemein oder fiir bestimmte Bauprodukte auf die
untere Bauaufsichtsbehérde

zu Ubertragen,

2. die Zustandigkeit fir die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uber-
wachungsstellen (8§ 25) auf andere Behdrden zu Ubertragen; die Zustandigkeit
kann auch auf eine Behotrde eines anderen Landes Ubertragen werden, die
der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehdrde untersteht oder an deren
Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbehérde mitwirkt,

3. das Ubereinstimmungszeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zusatzliche
Angaben zu verlangen,

4. das Anerkennungsverfahren nach § 25, die Voraussetzungen fir die Anerken-
nung, ihre Rucknahme, ihren Widerruf und ihr Erléschen zu regeln, insbeson-
dere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausreichende Haftpflicht-
versicherung zu fordern.

(4a) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch Rechtsverordnung vorschrei-
ben, dass fur bestimmte Bauprodukte und Bauarten, auch soweit sie Anforderungen
nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinsichtlich dieser Anforderungen
8§ 16a Absatz 2, 88 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, wenn die anderen
Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen.

(5) Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass die Anforderungen der aufgrund des 8 34 des Produktsicherheits-
gesetzes und des 8§ 49 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen entsprechend fur Anlagen gelten, die weder gewerblichen noch wirt-
schaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer beschéftigt werden. Sie kann auch die Verfahrens-
vorschriften dieser Verordnungen fiir anwendbar erklaren oder selbst das Verfahren
bestimmen sowie Zusténdigkeiten und Gebuhren regeln. Dabei kann sie auch vor-
schreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung, einschliel3-
lich der zugehdrigen Abweichungen, einschlieRen sowie dass § 35 Absatz 2 des
Produktsicherheitsgesetzes insoweit Anwendung findet.

(6) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde erlasst die zur Durchfiihrung dieses
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§85
Technische Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach 8 3 kénnen durch Technische Baubestimmungen
konkretisiert werden. Die Technischen Baubestimmungen sind zu beachten. Von den
in den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und
Ausfuhrungsregelungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Losung
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in gleichem Mal3e die Anforderungen erfullt werden und in der Technischen Bau-
bestimmung eine Abweichung nicht ausgeschlossen ist; § 16a Absatz 2, § 17
Absatz 1 und § 67 Absatz 1 bleiben unberuhrt.

(2) Die Konkretisierungen kénnen durch Bezugnahmen auf technische Regeln und
deren Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf:

1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,
2. die Planung, Bemessung und Ausfiihrung baulicher Anlagen und ihrer Teile,

3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren
Teilen, insbesondere:

a) Planung, Bemessung und Ausfiihrung baulicher Anlagen bei Einbau eines
Bauprodukts,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich fur einen Verwendungszweck auf
die Erfullung der Anforderungen nach 8 3 auswirken,

c) Verfahren fur die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hinblick
auf Merkmale, die sich fur einen Verwendungszweck auf die Erfullung der
Anforderungen nach 8 3 auswirken,

d) zulassige oder unzulassige besondere Verwendungszwecke,

e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwen-
dungszwecke,

f) die fir einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder
erforderliche und anzugebende Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das
sich fur einen Verwendungszweck auf die Erfillung der Anforderungen
nach § 3 auswirkt, soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsicht-
lichen Prufzeugnisses nach § 16a Absatz 3 oder nach § 19 Absatz 1 bedurfen,

5. Voraussetzungen zur Abgabe der Ubereinstimmungserklarung fir ein Bau-
produkt nach § 22,

6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.

(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach den Grundanforderungen
gemal Anhang | der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 gegliedert sein.

(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in 8 17 Absatz 3 genannte
Liste.

(5) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht nach Anhoérung der beteiligten
Kreise im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehdrde zur Durchfihrung
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen die Technischen Baubestimmungen nach Absatz 1 als Verwaltungsvorschrift
bekannt. Die nach Satz 1 bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift gilt als Verwal-
tungsvorschrift des Landes Bremen, soweit die oberste Bauaufsichtsbehoérde keine
abweichende Verwaltungsvorschrift erlasst.
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8 86
Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung ortliche Bauvorschriften erlassen tber

1. besondere Anforderungen an die &ul3ere Gestaltung baulicher Anlagen sowie
von Werbeanlagen und Automaten zur Erhaltung und Gestaltung von Orts-
bildern,

2. Uber das Verbot und die Beschrankung von Werbeanlagen und Automaten
aus ortsgestalterischen Griunden,

3. die Lage, GroRRe, Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von Kinder-
spielplatzen, die Héhe und Verwendung von Ablésungsbetragen nach § 8
Absatz 3 und 4,

4. Zahl, Grol3e und Beschaffenheit der Stellplatze und Fahrradabstellplatze
einschliellich deren Zubehdrnutzungen (8 49 Absatz 1), die unter Beriick-
sichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Bedurfnisse des
ruhenden Verkehrs, der stadtebaulichen Situation und der ErschlielBung durch
Einrichtungen des offentlichen Personennahverkehrs flr Anlagen erforderlich
sind, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen und Fahr-
radern oder fahrradahnlichen Leichtkraftradern zu erwarten ist (notwendige
Stellplatze, notwendige Fahrradabstellplatze), einschlie3lich des Mehrbedarfs
bei Anderungen und Nutzungsanderungen der Anlagen, sowie die Ablosung
der Herstellungspflicht und die Hohe der Abl6sungsbetréage, die nach Art der
Nutzung und Lage der Anlage unterschiedlich geregelt werden kann,

5. die Gestaltung der Gemeinschaftsanlagen, der Lagerplatze, der Stellplatze fir
Kraftfahrzeuge, der Stellplatze fur bewegliche Abfall- und Wertstoffbehalter
sowie Uber die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Hohe von Abgrenzungen
oder Einfriedungen; hierzu kénnen auch Anforderungen an die Bepflanzung
gestellt oder die Verwendung von Pflanzen, insbesondere Hecken, als Ein-
friedung verlangt werden,

6. die Begrunung von baulichen Anlagen sowie Uber die Gestaltung der Frei-
flachen von Baugrundsticken; dabei kann die Bepflanzung der Freiflachen mit
Baumen und Strauchern geregelt oder allgemein oder fur bestimmte Bereiche,
wie Vorgarten, eine gartnerische Anlegung und Unterhaltung verlangt werden,

7. andere als in 8 6 vorgeschriebenen Tiefen der Abstandsflachen zur Wahrung
der bauhistorischen Bedeutung oder der sonstigen erhaltenswerten Eigenart
eines Gemeindeteiles,

8. die Bestimmung, dass abweichend von 8§ 2 Absatz 6 Satz 2 und Absatz 7
beide oberste Geschosse als Vollgeschoss gelten oder nur ein oberstes
Geschoss als Vollgeschoss gilt.

(2) Die Gemeinden konnen ferner durch Satzung bestimmen, dass im Gemeinde-
gebiet oder in Teilen davon die Verwendung bestimmter Brennstoffe untersagt oder
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der Anschluss an Einrichtungen zur Versorgung mit Nah- und Fernwarme und deren
Benutzung vorgeschrieben wird, wenn dies nach den ortlichen Verhaltnissen zur
Vermeidung von Gefahren, Umweltbelastungen oder unzumutbaren Belastigungen
oder aus Grinden der Schonung der natirlichen Lebensgrundlagen, insbesondere
zur rationellen Verwendung von Energie, zur Nutzung erneuerbarer Energien oder
zur Nutzung von Biomasse, gerechtfertigt ist.

(3) Ortliche Bauvorschriften kdnnen auch durch Bebauungsplan oder, soweit das
Baugesetzbuch dies vorsieht, durch andere Satzungen nach den Vorschriften des
Baugesetzbuchs erlassen werden. In diesen Féllen sind, soweit das Baugesetzbuch
kein abweichendes Verfahren regelt, die Vorschriften des Ersten und des Dritten
Abschnitts des Ersten Teils, des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils des Ersten
Kapitels, die 88 13, 13a, 30, 31, 33, 36, 214 und 215 des Baugesetzbuches ent-
sprechend anzuwenden.

(4) Anforderungen nach Absatzen 1 und 2 kdnnen innerhalb der 6rtlichen Bau-
vorschrift auch in Form zeichnerischer Darstellungen gestellt werden. Ihre Bekannt-
gabe kann dadurch ersetzt werden, dass dieser Teil der 6rtlichen Bauvorschrift bei
der Gemeinde zur Einsicht ausgelegt wird; hierauf ist in den ortlichen Bauvorschriften
hinzuweisen.

§ 87
Ubergangsvorschriften

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren sind nach
den davor geltenden Verfahrensvorschriften fortzufiihren. In diesen Fallen sind die
materiellen Vorschriften dieses Gesetzes nur insoweit anzuwenden, als sie fir die
Antragstellerin oder den Antragsteller eine glnstigere Regelung enthalten als das zur
Zeit der Antragstellung geltende Recht.

(2) Die Verwendung des U-Zeichens auf Bauprodukten, die die CE-Kennzeich-
nung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, ist ab Inkrafttreten
dieses Gesetzes nicht mehr zulassig. Sind bereits in Verkehr gebrachte Bau-
produkte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer
305/2011 tragen, mit dem U-Zeichen gekennzeichnet, verliert das U-Zeichen mit
Inkrafttreten dieses Gesetzes seine Gultigkeit.

(3) Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes flr Bauarten erteilte allgemeine bau-
aufsichtliche Zulassungen oder Zustimmungen im Einzelfall gelten als Bauart-
genehmigung fort.

(4) Bestehende Anerkennungen als Priif-, Uberwachungs- und Zertifizierungs-
stellen bleiben in dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geregelten Umfang
wirksam. Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellte Antrage gelten als Antrage
nach diesem Gesetz.

(5) Bis zum Inkrafttreten angepasster ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1
Nummer 3 fur die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ist 8 8 Absatz 4 Satz 2
der Bremische Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBI. S.401), die
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zuletzt durch Gesetz vom 27. Mai 2014 (Brem.GBI. S. 263) geandert worden ist,
weiter anzuwenden.

§ 88

Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bremische
Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBI. S.401), die zuletzt durch
Gesetz vom 27. Mai 2014 (Brem.GBI. S. 263) geandert worden ist, aul3er Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 aul3er Kraft.
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Begrundung

A. Allgemeines

Die Fortschreibung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) ist in der Vereinbarung
zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition zwischen SPD und GRUNEN fir die
19. Wahlperiode der Bremischen Blrgerschaft 2015 — 2019 festgeschrieben und soll mit dem
vorgelegten Gesetzentwurf umgesetzt werden.

Um die Lesbarkeit zu erleichtern, verzichtet die Begriindung im Gegenzug zum Gesetzestext
auf eine gendergerechte Anpassung.

1. Verfahrensrecht
1.1. bisherige Rechtsentwicklung in Bremen seit 1995

Die BremLBO ist mit den Novellen der Jahre 1995 und 2003 insbesondere mit dem Ziel
geandert worden, bauordnungsrechtliche Verfahren durch staatliche Prifverzichte
abzuschaffen oder zu verschlanken. Diese ,Verfahrensderegulierung” beschrénkt sich
hauptséchlich auf Wohnungsbauvorhaben bis zur Hochhausgrenze, die entweder im
Geltungsbereich von qualifizierten Bebauungsplanen gar nicht mehr
(Genehmigungsfreistellung nach § 62) oder aul3erhalb qualifiziert beplanter Gebiete im
Wesentlichen nur noch planungsrechtlich geprift und genehmigt werden (vereinfachtes
Genehmigungsverfahren nach 8 63).

Ein darauffolgend unter Berlcksichtigung der Vorgaben des Senatsbeschlusses vom
17. Februar 2004 erstellter Gesetzentwurf war verfahrensrechtlich im Wesentlichen durch eine
nach der Musterbauordnung (MBO; Fassung 2002) der Bauministerkonferenz (ARGEBAU)
maximale Ausweitung des sachlichen Anwendungsbereichs der Genehmigungsfreistellung
und des vereinfachten Genehmigungsverfahrens auf alle Vorhaben aul3er Sonderbauten
(Modul A MBO) gepréagt.

AuBerdem sollte die Baugenehmigung durch die Aufgabe der Schlusspunktfunktion, die
eingeschrankte Prifung des sog. Baunebenrechts und die verfahrensunabhangige Prifung
der bautechnischen Nachweise (Standsicherheit und Brandschutz) durch privat zu
beauftragende Prifsachverstéandige neu konzipiert werden.

Die im Rahmen der Anhérung zu diesem Gesetzentwurf im Jahr 2006 vielfaltig geltend
gemachten Bedenken und Anregungen haben zu einer Uberprifung der mit der Novelle
urspriinglich angestrebten konsequenten Ausweitung der Verfahrensderegulierung und im
Ergebnis zu einer grundlegenden Uberarbeitung des Gesetzentwurfs mit dem Ziel gefiihrt,
Anliegen wie Rechtssicherheit, Verbraucherschutz, Kundenorientierung und Rechtskontinuitat
wieder starker zu gewichten.

Die schliel3lich am 6. Oktober 2009 beschlossene, am 1. Mai 2010 in Kraft getretene und seit
dem 28. Mai 2014 unbefristet gultige Fassung der Bremischen Landesbauordnung
(nachfolgend BremLBO-10) beschrankt in dieser Konsequenz die Verfahrensprivatisierung
weiterhin (im Wesentlichen) auf alle Wohngebaude unterhalb der Hochhausgrenze und behalt
die Prifung bautechnischer Nachweise durch hoheitlich tatige Prufingenieurinnen und
Prifingenieure bei. Darliber hinaus, und insoweit abweichend von der MBO, gehért im
umfanglichen Baugenehmigungsverfahren weiterhin das ,Baunebenrecht” unbeschrankt zum
Prifprogramm und die Baugenehmigung bleibt ausdriicklich der Schlusspunkt aller 6ffentlich-
rechtlichen Prufungen (Schlusspunktfunktion).

Diese Konzeption sollte gemal dem Senatsbeschluss vom 15. September 2009 zum Frihjahr
2012 im Vergleich zu den Erfahrungen anderer Lander mit erweiterten
Genehmigungsfreistellungen (auch fur den gewerblichen Bereich) bewertet werden. Da eine
derartige Evaluierung nach einem Anwendungszeitraum der BremLBO-2010 von lediglich 2
Jahren noch nicht aussagekraftig erstellt werden konnte und sich die Musterbauordnung zu
diesem Zeitpunkt bereits in Uberarbeitung durch die ARGEBAU befand (MBO-2012), sollte die
verfahrensrechtliche Konzeption der BremLBO im Rahmen der néachsten Novelle diskutiert
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werden. Dies ist dem Senat am 21. August 2012 auch im Rahmen der mit Drucksache 18/457
beantworteten Grof3en Anfrage der Fraktion der SPD ,,Genehmigungsverfahren im Baurecht*
mitgeteilt worden.

In dieser Antwort ist bereits darauf hingewiesen worden, dass jede Ausweitung der
Genehmigungsfreistellung zwangslaufig zu einer Einschrankung der Beiratsbeteiligung und
eine Ausweitung behordlicher Prifverzichte zu einer Einschrdnkung der mit einem
Baugenehmigungsverfahren verbundenen Dienstleistung fiihrt. Dieser Zielkonflikt zwischen
Verfahrensbeschleunigung, Beteiligungskultur und Rechtssicherheit muss bei der
Entscheidung tber die zukunftige verfahrensrechtliche Ausgestaltung der BremLBO beachtet
werden.

Die Fraktion der CDU hat im Jahr 2014 die Birgerschaft aufgefordert, die
Genehmigungsverfahren im Baurecht zu verkiirzen (Drs. 18/588). Die Beantwortung des
Antrages ist an die staatliche Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und
Energie verwiesen worden. Nach Beratung des Berichtes der Verwaltung auf der Sitzung am
24. April 2014, der zwischen Vollzugsproblematik und gesetzlichen Grundlagen differenziert,
ist ebenfalls beschlossen worden, den offenen Antrag der CDU bis zur Entscheidung tber eine
anstehende Novellierung der Bremischen Landesbauordnung auszusetzen (Drs. 18/373 L).

Module nach Anwendungsbereich im Regelfall
MBO (jeweils inkl. Nebengebaude und Nebenanlagen)

alle baulichen Anlagen, die keine Sonderbauten sind

alle Wohngeb&ude, aul3er Sonderbauten
sonstige Gebaude der Gebaudeklassen 1-3, aul3er Sonderbauten
sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind

Wohngebaude der Gebaudeklassen 1-3; aul3er Sonderbauten
sonstige Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2, auRer Sonderbauten
sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind

alle Wohngebaude, aulRer Sonderbauten
sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind
derzeitiger Rechtsstand nach BremLBO-10 und neuer BremLBO-18

@]
V V]|V V V|V V V|V

E » Wohngebéude der Geb&udeklassen 1-3, aulRer Sonderbauten
» sonstige bauliche Anlagen, die keine Geb&ude sind

+= der landerspezifische Anwendungsbereich liegt zwischen zwei Modulstufen

1.2. bisherige Rechtsentwicklung in den anderen Bundeslandern seit 2002

Seit 2002 haben sich bisher nur die Lander Bayern, Berlin, Hessen und Sachsen flr die
maximal mogliche Ausweitung der Genehmigungsfreistellung und des vereinfachten
Genehmigungsverfahrens bis zur Sonderbaugrenze entsprechend Modul A der MBO
entschieden. Trotz kritischer Stimmen und festgestellten negativen Auswirkungen (besonders
hervorzuheben ist die immer noch unzureichend wahrgenommene Eigenverantwortung der
Entwurfsverfasser und der somit erhohte praventive Beratungsbedarf durch die
Bauaufsichtsbehorden) wird dort jedoch an der bisherigen Ausrichtung festgehalten.

Alle  Ubrigen Lander halten an einer konservativeren  Ausrichtung  des
Baugenehmigungsverfahrens mit unterschiedlich gestaltetem behédrdlichem Prifaufwand fest
und haben insbesondere den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung zum Teil
deutlich
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restriktiver gestaltet. Hamburg und (neu ab Ende 2017 auch) Nordrhein-Westfalen haben
sogar vollstandig auf das Instrument der Genehmigungsfreistellung verzichtet.

Die restlichen Lander bewegen sich mit unterschiedlichen individuellen Ausprégungen
zwischen den jeweiligen Extremen.

Die nachfolgende Ubersicht vermittelt einen Uberblick tiber den aktuellen Stand der
Verfahrensprivatisierung in den Landern auf Grundlage der Module der Musterbauordnung:

Verfahrensprivatisierung in den Landern nach
MBO-Modulen
Stand August 2017
A+ A A AA AA AA AA
B+ B B
C+ C+ C+C+
C CC cCcC
D DD DD
keine
GF I
) Q S XN X Q N o & S & Q Q
o @ *o 6‘ @ v"z & & \é‘\ R & & oL ng‘°® &
& &8 S @ &8 < ¥ LR d & & R QT L
AR L & F & o7& o
& X &L & ® N &
RS N & S
6{0 \% ) \& QS\
o (\0‘} 2% R
% \be Q
&
B Genehmigungsfreistellung vereinfachtes Genehmigungsverfahren

Sofern Erfahrungsberichte vorliegen, wird die jeweils getroffene verfahrensrechtliche
Ausrichtung, die stets unter Vorgabe bestimmter politischer Rahmenbedingungen erfolgte,
bestétigt.

Bei einigen Landesbauordnungsnovellen der letzten Jahre ist allerdings der Trend zu
beobachten, sowohl den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung und des
vereinfachten Genehmigungsverfahrens abweichend zu gestalten, als auch hinsichtlich der
betroffenen Vorhaben von den Modulen der MBO abzuweichen und landerspezifische
Zwischenlésungen zu wahlen (in der Abbildung mit ,+* gekennzeichnet).

So ist das vereinfachte Genehmigungsverfahren in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein mittlerweile das Regelverfahren, wahrend nur noch Sonderbauten im
umféanglichen Baugenehmigungsverfahren geprift werden.

Da das bauaufsichtliche Prufprogramm jedoch teilweise abweichend von der MBO (im
Wesentlichen beschrankt auf die bauplanungsrechtliche Zuléassigkeit und beantragte
bauordnungsrechtliche Abweichungen) aufgrund von Partikularinteressen mit zusatzlichen
Priuferfordernissen ausgestaltet wurde, besteht die Gefahr, dass sich dieses Modell trotz
reduzierter Genehmigungsgebuhr sowohl hinsichtlich des Beratungs- und Vollzugsaufwandes
als auch des Personalbedarfs dem umfanglichen Baugenehmigungsverfahren immer weiter
anndhert und somit weder kostendeckend ist, noch zu der gewinschten
Verfahrensbeschleunigung fir den Bauherren bzw. zu einer Entlastung der
Bauaufsichtsbehdrden fihrt.

1.3 keine grundlegenden Anderungen im Verfahrensrecht der BremLBO (88 61 ff.)
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Aus Sicht des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr hat sich die bisherige
verfahrensrechtliche Ausgestaltung der BremLBO-10 bewahrt. Die bisherigen Parameter
Rechtskontinuitat, Verbraucherschutz und Kundenorientierung auf Grundlage des derzeitigen
bauaufsichtlichen Prifprogramms werden sowohl von den Bauaufsichtsbehorden als auch bei
vielen Antragstellern (auch im gewerblichen Bereich) geschétzt.

Der gleiche sachliche Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung sowie des
vereinfachten Genehmigungsverfahrens entsprechend Modul D der MBO (im Wesentlichen
Wohnungsbau) sind fir alle Rechtsanwender leicht merkbar. Da insbesondere bei
gewerblichen Vorhaben ein héherer Beratungs-, Prif- und auch Abstimmungsbedarf zwischen
den Behorden bestent, erscheint die Beibehaltung des umfanglichen
Baugenehmigungsverfahren im Hinblick auf die ,Dienstleistung Baugenehmigung® im
bisherigen Umfang sinnvoll.

Da eine Ausweitung der Genehmigungsfreistellung auch fur gewerbliche Vorhaben zum
Verlust der Beiratsbeteiligung bei den betroffenen Vorhaben fihren wirde und viele
Entwurfsverfasser ihrer Eigenverantwortung immer noch in einem unzureichendem Malde
nachkommen, wird diese Mdglichkeit nicht vorgeschlagen. Ebenso soll auch auf eine mogliche
Ausweitung des vereinfachten Genehmigungsverfahrens verzichtet werden, da die Gefahr
besteht, dass aufgrund bestimmter Partikularinteressen entsprechend der MBO vorgesehene
Priufverzichte wieder ausgehohlt werden und aufgrund des damit verbundenen zusatzlichen
Prifaufwandes eine deutliche Gebiihrensenkung deshalb nicht vertretbar ist.

Auch vor dem Hintergrund des aktuellen Sofortprogramms fiir den Wohnungsbau wird kein
gesetzlicher Anderungsbedarf zur Verfahrensbeschleunigung gesehen, da in qualifiziert
beplanten Gebieten bereits jetzt das  schnellstmdgliche  Verfahren der
Genehmigungsfreistellung bzw. ansonsten das vereinfachte Genehmigungsverfahren
Anwendung findet. Im Rahmen der bestehenden generellen bauordnungsrechtlichen
Abweichungsmoglichkeit, sind dartber hinaus auch fur Vorhaben des Dauerwohnens bereits
jetzt einzelfallbezogene Abweichungen im materiellen Recht mdglich.

Nicht zuletzt aufgrund der besonderen Dringlichkeit des europarechtlichen
Anpassungsbedarfs (siehe zu Ziffer 2.2 und 2.3) und der skizzierten Zielkonflikte im
Verfahrensrecht wird nach Abwégung verschiedener Interessenlagen vom Senator fir
Umwelt, Bau und Verkehr vorgeschlagen, im Rahmen dieser Novelle auf wesentliche
Anderungen in der verfahrensrechtlichen Ausrichtung zu verzichten, sondern stattdessen nur
einzelne ,Stellschrauben“ anzupassen, die im Sinne des Bauherren entweder zu einer
Verfahrensbeschleunigung und Kostensenkung beitragen oder fiir mehr Rechtssicherheit
sorgen (siehe nachfolgend Ziffern 1.4 bis 1.8).

1.4. Einfuhrung einer abweichenden Hohenbestimmungsregel in der
Gebaudeklassensystematik macht Erleichterungen fir das , Bremer Haus* moéglich (8 2
Absatz 3)

Vor dem Hintergrund, insbesondere zur Forderung des Wohnungsbaus vertretbare
gesetzliche Erleichterungen zu ermdglichen, wird fur die der Musterbauordnung
entsprechenden Gebaudeklassensystematik der BremLBO eine abweichende Regelung der
Hoéhenbestimmung beschrénkt auf eine besondere Privilegierung des ,Bremer Hauses*
eingeflhrt.

Dieser besondere Typ von Wohngebauden mit nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten und
einem Souterrain-Geschoss Uberschreitet nach der bisherigen Einstufung Uber die
,Gelandeoberflache im Mittel* die mal3gebliche Hohe von 7 Metern zwar nur geringfligig, war
aber dementsprechend in die Gebaudeklasse 4 mit samtlichen formellen und materiellen
Anforderungen einzustufen.

Da uber die neue Regelung abweichend die ,anleiterbare Stelle®, also z.B. das Stra3enniveau
als maRRgebliche Gelandeoberflache fir die Hohenermittlung festgelegt wird, unterschreiten
diese ,Bremer Hauser” zukiinftig die maf3gebliche Gebaudehdhe von 7 Metern mit der Folge,
dass diese Gebaude in die Gebaudeklasse 2 einzustufen sind. Dort ist neben geringeren
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materiellen Brandschutzanforderungen auch die Prifung bautechnischer Nachweise
entbehrlich. Von dieser Zeit- und Kostenersparnis profitieren insbesondere die Bauherren.
Einschrankende Voraussetzung fir die Anwendung der Regelung ist, dass insbesondere
hinsichtlich des Brandschutzes keine Bedenken bestehen und vom Bauherren bereits mit den
Bauvorlagen eine vorherige schriftliche Zustimmung der Berufsfeuerwehr vorgelegt wird.

Im Sinne einer weitgehenden Rechtsklarheit fir Bauherren und Rechtsanwender in den
Bauaufsichtsbehtrden werden die Voraussetzungen fir die Privilegierung durch einen
abschlieRenden Vorhabenkatalog unter dem § 2 Absatz 3 Satz 4 lit. a-d klar bestimmt und es
ist sichergestellt, dass alle mafRgeblichen baurechtlichen Belange beriicksichtigt werden.

1.5 Modifikation des Anzeigeverfahrens zur Beseitigung von Anlagen (8§ 61 Absatz 3)

Das 2010 in die Bremische Landesbauordnung eingefligte Anzeigeverfahren entspricht der
MBO-2002. Insgesamt dreizehn Bundeslander sehen fir die Beseitigung von Anlagen
Anzeigeverfahren statt Baugenehmigungsverfahren vor, davon acht Bundeslander in der
Fassung der MBO. Lediglich in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz wird die Beseitigung
von Anlagen, soweit diese nicht verfahrensfrei ist, im Baugenehmigungsverfahren geprdft. In
Hamburg wird ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren fur die Beseitigung von Anlagen
durchgeflhrt.

In der Stadtgemeinde Bremen sind seit 2013 jahrlich ca. 45 vollstandige Beseitigungen
baulicher Anlagen angezeigt worden. Als besonders problematisch hat sich dabei riickblickend
lediglich die Beseitigung von Bunkeranlagen herausgestellt. Die in diesem Zusammenhang
politisch erhobene Forderung nach der Wiedereinfilhrung eines Baugenehmigungsverfahrens
insbesondere bei der Beseitigung von Bunkeranlagen ist vermutlich der irrigen Annahme
geschuldet, dass es dann im Ermessen der Genehmigungsbehotrde stehe, solche
Beseitigungen abzulehnen. Dieses ist jedoch nicht der Fall, da der Bauherr auch bei
Durchfiihrung eines vorgeschalteten Baugenehmigungsverfahrens einen Rechtsanspruch auf
die Beseitigung hat, sofern er die offentlich-rechtlichen Vorschriften einhalt.

Nach den bisherigen Erfahrungen und vor dem Hintergrund der Rechtsentwicklung in den
anderen Bundeslandern spricht auch nichts fur eine vollstindige Abschaffung des
Anzeigeverfahrens. Selbst bei der problematischen Beseitigung von Bunkeranlagen ist das
Anzeigeverfahren strukturell geeignet, die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zu
gewabhrleisten. Es hat sich gezeigt, dass das Zusammenspiel der beteiligten Behdrden im
Anzeigeverfahren stetig verbessert werden und die gewonnenen Erkenntnisse bereits bei der
nachsten angezeigten Beseitigung eines Bunkers genutzt werden konnten.

Auch wenn aufgrund der besonderen Problematik im Einzelfall eine umfangliche Befassung
der Ortspolitik und der betroffenen Nachbarschaft stattgefunden hat, kann eine rechtlich
verbindliche Beteiligung der Ortsdmter und Stadteilbeirate allerdings nur bei der Durchfiihrung
eines Baugenehmigungsverfahrens begriindet werden. Weitere Grinde, die zumindest bei
Bunkeranlagen oder vergleichbar problematischen baulichen Anlagen fur die Durchfiihrung
eines Baugenehmigungsverfahren sprechen, sind finanzieller Natur, denn der erhebliche
behdrdliche Prifaufwand wird durch die geringe Verwaltungsgebihr fir Beseitigungsanzeigen
nicht annahernd abgedeckt.

Vor diesem Hintergrund wird mit der Anderung des § 61 Absatz 3 nicht die Abschaffung,
sondern eine zielgerichtete Modifizierung des Anzeigeverfahrens vorgeschlagen: Wie bei der
Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 2 Nummer 4 kann die Bauaufsichtsbehérde
zuklnftig alternativ zu einer bisher schon mdglichen Untersagung der Beseitigung die
Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens nach 8 64 verlangen, um damit Zeit fiir eine
umfangreiche praventive Prifung und die Durchfiihrung der Behérden- und Beiratsbeteiligung
zu erhalten, welche in der schlanken Struktur des Anzeigeverfahrens nicht vorgesehen ist.

1.6. Werbeanlagen werden wieder im umféanglichen Baugenehmigungsverfahren
geprift (8 64)
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Dass Werbeanlagen als ,sonstige baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind“ nach § 62
Absatz 1 Buchstabe b BremLBO-10 der Genehmigungsfreistellung oder dem vereinfachten
Genehmigungsverfahren nach § 63 unterfallen, ist im damaligen Gesetzgebungsverfahren in
keiner Weise problematisiert und in der Genehmigungspraxis erst sehr spét realisiert worden.
Dabei ist klar geworden, dass jedenfalls ,Fremd-Werbeanlagen“ als gewerbliche
Hauptnutzung in der Genehmigungsfreistellung keine Akzeptanz finden. Auch die
ausschlie3lich bauplanungsrechtliche Prifung von Werbeanlagen im vereinfachten
Genehmigungsverfahren  ist  kritisiert ~ worden, weil eine  Ablehnung  aus
bauordnungsrechtlichen Griinden wie z.B. aufgrund verunstaltender Wirkung oder stérender
Haufung mangels Prufprogramm entfallt und deshalb h&ufig ,rechtsunsicher® nur unter
Verneinung eines Sachbescheidungsinteresses maglich war.

Aus diesen Grinden wird vorgeschlagen, Werbeanlagen aus dem jeweiligen
Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung oder dem vereinfachten
Genehmigungsverfahren wieder herauszunehmen. Sie unterfallen in dieser Konsequenz
zukunftig einer Prufung im umfanglichen Genehmigungsverfahren nach § 64.

1.7 Verzicht auf die praventive Prifung des Arbeitsstattenrechts im
Baugenehmigungsverfahren (8§ 64)

Vor dem Hintergrund, dass sich die baulichen Anforderungen der Arbeitsstattenverordnung
und den einschlagigen erganzenden Rechtsvorschriften (insbesondere die Technischen
Regeln fir Arbeitsstatten) speziell an den Arbeitgeber richten, den es zum Zeitpunkt der
Bauantragstellung haufig noch nicht gibt, soll mit der Novelle zukiinftig auf eine obligatorische
fachbehordliche  Beteiligung der  Gewerbeaufsicht des Landes Bremen im
Baugenehmigungsverfahren verzichtet werden.

In der Vergangenheit war umstritten, ob die Regelungen des Arbeitsstéttenrechts als
Loffentlich-rechtliche Anforderungen ohne eigenes Fachverfahren® in den Prifumfang des
umféanglichen Baugenehmigungsverfahrens fallen. Diese Frage war bis zum Inkrafttreten der
BremLBO-10 nur rechtstheoretisch von Belang, weil in der Genehmigungspraxis die
Bauaufsichtsbehérden nahezu alle gewerblichen Bauvorhaben als Sonderbauten behandelt
haben und in dieser Konsequenz unter Beteiligung der Gewerbeaufsicht auch besondere
Anforderungen nach MaRgabe der Arbeitsstattenverordnung tber § 51 gestellt haben. Die
BremLBO-10 definiert jedoch die Sonderbauten in § 2 Absatz 4 abschlielBend. Dieser
Sonderbauten-Katalog ist zwar tendenziell ,niedrigschwellig“, erfasst aber viele gewerbliche
Bauvorhaben nicht.

Die Prifung des Arbeitsstattenrechts in Baugenehmigungsverfahren ist nicht nur in Bremen
umstritten. Die Bundeslander, die das bisher umfangliche Baugenehmigungsverfahren nach
dem Vorbild der MBO neu konzipiert haben, prifen das Arbeitsstattenrecht nicht, weil sich
dieses Recht dem Baugenehmigungsverfahren zur Prifung ,nicht aufdrangt“. Andere Lander,
die wie Bremen grundsatzlich auch das sog. ,nicht aufgedrangte* Baunebenrecht im
umféanglichen Baugenehmigungsverfahren prifen, haben sich zum Teil gezielt gegen eine
Prifung des Arbeitsstattenrechts entschieden. Insgesamt prifen im umféanglichen
Baugenehmigungsverfahren noch neun Bundeslander das Arbeitsstattenrecht, im
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nur noch vier Lander. In Niedersachsen kann der
Bauherr wahlen, ob das Arbeitsstéttenrecht geprtft werden soll.

In den Gesprachen mit den fach- bzw. dienstrechtlich fir die Gewerbeaufsicht zustandigen
Stellen ist deutlich geworden, dass aus fachrechtlicher Sicht die praventive Prifung des
Arbeitsstattenrechts im Baugenehmigungsverfahren nicht eingefordert wird. Es wird vielmehr
die Auffassung vertreten, dass es durch Anderungen im Arbeitsstattenrecht haufig nicht mehr
auf die Einhaltung konkreter Anforderungen, sondern im Wesentlichen auf eine
Gefahrdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber ankommt.

In der Arbeitsstattenverordnung werden die Schutzziele fir das Einrichten (und nicht das
Errichten) und den Betrieb der Arbeitsstatte festgelegt. Um konkrete MafRnahmen und
Vorkehrungen zu treffen, bedarf es daher einer sorgféltigen und differenzierten Betrachtung
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der Arbeitsplatze. Diese sogenannte Gefahrdungsbeurteilung ist durch eine fachkundige
Person zu erstellen und kann i.d.R. zur Bauantragsstellung noch nicht abschlieRend vorliegen.
Da diese aber Grundvoraussetzung fur die Beurteilung der Gewerbeaufsicht ist, kann diese
zum Zeitpunkt der Entscheidung Uber die Erteilung der Baugenehmigung noch keine
konkreten oder nur unvollstindige Forderungen aus dem  Blickwinkel der
Arbeitsstattenverordnung treffen.

Die Belange des Arbeitsstattenrechts kénnen auch in einem spateren Uberwachungsverfahren
gegeniuber dem Arbeitgeber ausreichend sichergestellt werden. Aus diesem Grunde enthalt
die Arbeitsstattenverordnung als eigenstandiges Fachrecht fast keine eigenen (praventiven)
Prufvorschriften mehr und begrindet damit keine im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens
durchzufiihrenden Prifungen durch die Gewerbeaufsicht.

Vor diesem Hintergrund ergibt es aus baurechtlicher Sicht keinen Sinn, weiterhin auf eine
fachbehordliche Prifung des Arbeitsstéattenrechts im umfanglichen
Baugenehmigungsverfahren hinzuwirken, zumal eine derartiger Prufverzicht sowohl die
Gewerbeaufsicht als auch die Bauaufsichtsbehdrden entlastet und dazu geeignet ist, die
Verfahrensdauer zu verkirzen.

Um einen Mehraufwand fiir die Bauaufsichtsbehdrden zur Uberwachung der verbleibenden
baulichen Anforderungen des Arbeitsstattenrechts zu vermeiden, soll die bauaufsichtliche
Kompensationsprufung auf ein vertretbares Mald begrenzt werden. Demnach sind im
bauaufsichtlichen Verfahren bei Arbeitsstatten nur die abweichenden Umwehrungshéhen
(8 38 Absatz 4) sowie eine zweckentsprechende Ausstattung jeder Nutzungseinheit mit
Aufenthaltsrdumen mit sanitdren Anlagen (843 Absatz 1) zu prifen. Weitergehende
Anforderungen des Arbeitsstattenrechts sind hingegen nicht Gegenstand der
bauaufsichtlichen Genehmigungsprifung. Durch die entfallende praventive
Behdrdenbeteiligung kann sowohl fur die Bauaufsichtsbehdrden als auch fir die
Gewerbeaufsicht die angestrebte Entlastung erreicht werden. Der Prifverzicht fihrt damit zu
einer verstarkten Eigenverantwortung insbesondere des spateren Anlagenbetreibers, da im
Regelfall erst kurz vor konkreter Nutzungsaufnahme die nach Arbeitsstéattenrecht erforderliche
Gefahrdungsbeurteilung (Arbeitnehmerschutz) erstellt werden kann und sie damit nicht
Gegenstand des vorgelagerten Baugenehmigungsverfahrens sein kann.

1.8 Einfuhrung einer Offnungsklausel zum Prufverzicht / Pruferfordernis fir
Standsicherheitsnachweise und Prifverzicht flir Brandschutznachweise (§ 66 Absatz 3
und 5)

Der bisher abschlieRende Priifkatalog des § 66 Absatz 3 zur bauaufsichtlichen Prufung des
Standsicherheitsnachweises und des Brandschutznachweises unter den Voraussetzungen
des 8 66 Absatz 4 wird aufgrund bisheriger Praxiserfahrungen um eine Offnungsklausel
erweitert.

Zukunftig kann vorhabenbezogen nach § 66 Absatz 5 zum einen auf die Prifung des
Standsicherheitsnachweises verzichtet werden, wenn z.B. bei der Anderung von Geb&uden
nur ein geringfugiger Eingriff in die Bausubstanz erfolgt. Dies gilt insbesondere fir die Vielzahl
von statischen Prifungen fir Dachausbauten (bei Wohngeb&auden der Geb&audeklassen 4 und
5), geringfligigen Anbauten an Gebdude (Gebaudeklassen 3, 4 und 5, wie z.B.
Eingangsvorbauten oder Abstellraume), geringen Umbauten in Gebauden (Gebaudeklassen
3, 4 und 5, wie z.B. das Herstellen von nachtraglichen Tur und Wandoffnungen).

Die Bearbeitung dieser Vorhaben (Einschatzung, Prifauftrag erstellen, Ricklauf vom
Prufingenieur bearbeiten etc.) bedeutet einen erheblichen Arbeitsaufwand fir die
Bauaufsichtsbehtrde und den Prifingenieur ohne einen nennenswerten Zuwachs an
Sicherheit. Ebenfalls wird der Bauherr mit den Prufgebuhren belastet, die offensichtlich nicht
erforderlich sind. Gerade diese bei dem Bauherrn anfallenden Kosten haben in der
Vergangenheit haufig zu schwierigen Diskussionen und Erklarungen gefuhrt (z.B.
Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 werden nicht geprift, aber dieser geringfuge,
konstruktiv einfache Anbau bei der Gebaudeklasse 4 ware prif- und tberwachungspflichtig).
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Gleiches gilt fur die Prufung des Brandschutznachweises. Auch diesbeziglich soll zu Gunsten
der Bauaufsichtsbehérden im Einzelfall die Mdglichkeit geschaffen werden, auf die Prifung
des Brandschutznachweises verzichten zu konnen, z.B. wenn das Vorhaben baulich eine
untergeordnete Bedeutung hat, und sich keine oder nur sehr geringe Auswirkungen auf den
bisher bestehenden Brandschutz ergeben (z.B. Anbauten / Umbauten im gewerblichen
Bereich).

Andererseits kann bei Vorhaben mit besonderem Risikopotenzial abweichend aber auch nach
8§ 66 Absatz 3 eine Prifung des Standsicherheitsnachweises gefordert werden, z.B. bei der
Beseitigung von Bunkern oder Gebauden mit unterschiedlichen Grindungsebenen oder der
Errichtung von komplexeren Bauhilfskonstruktionen.

Diese neue Flexibilitéat erméglicht insbesondere hinsichtlich der Prifverzichte einerseits eine
Entlastung der Bauaufsichtsbehdrden und fuhrt andererseits bei den Bauherren zu einer Zeit-
und Kostenersparnis.

Einige Bauordnungen anderer Lander enthalten bereits dhnliche Offnungsklauseln (Hamburg,
Nordrhein-Westfalen und Sachsen mit Kann-Bestimmungen zum Verzicht sowie Baden-
Wirttemberg und Niedersachsen mit Kann-Bestimmungen zur Priiferfordernis).

Um eine gleichmaRige Ermessensausiibung der Offnungsklausel durch die unteren
Bauaufsichtsbehodrden Zu gewabhrleisten, werden weitere Einzelheiten und
Anwendungsbeispiele ergéanzend in einer ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift nach
§ 84 Absatz 6 geregelt.

2. Anpassungen an die Musterbauordnung

Die Inhalte der Musterbauordnung werden von den Gremien der ARGEBAU einer
regelmaRigen Uberprifung unterzogen. Im Sommer 2016 ist die MBO vor dem Hintergrund
einer weiteren Vereinheitlichung und Deregulierung auf mdgliche Vereinfachungs- und
Beschleunigungspotenziale tberpriuft worden, mit dem Ziel, das Bauen kostengunstiger zu
gestalten.

Wahrend die Ausgestaltung des Verfahrensrechts und der gewahlte Umfang der
Verfahrensprivatisierung in Anlehnung an die Modulstruktur der MBO den Landern obliegt
(siehe zu 1.), sollen diese hinsichtlich der materiellen Anforderungen mdglichst auf eine
Rechtsvereinheitlichung im Bauordnungsrecht hinwirken.

Vor dem Hintergrund der bereits mit der MBO-02 (und nachfolgend mit der BremLBO-10)
umgesetzten Deregulierungen gibt es aus Sicht der ARGEBAU kaum noch
Vereinfachungspotenzial im Hinblick auf die materiellen Anforderungen. Zwar seien
Vereinfachungen im Hinblick auf Abstandsflachen und die ,Kostentreiber* Barrierefreiheit und
Kinderspielflachen maéglich, doch ist dies eine politische Abwéagungsfrage. Die Stellplatzpflicht
ist in Bremen bereits mit der BremLBO-10 kommunalisiert worden und die noch verbleibenden
Anforderungen an die Ausstattungen von Wohnungen werden aufgrund ihrer
~Selbstverstandlichkeit* nicht als Kostentreiber wahrgenommen.

Somit verbleibt die Grundsatzentscheidung, ob sich das Bauordnungsrecht zukiinftig nur noch
auf die Abwehr von Gefahren flr Leib und Leben beschranken soll (im Wesentlichen durch
Anforderungen an die Standsicherheit und Brandschutz von Gebauden) oder weiterhin auch
auf gesellschaftliche Belange eingehen soll, z.B. durch Regelungen zur Barrierefreiheit und
Kinderspielflachen auf privaten Grundstticken.

Die BremLBO-18 entscheidet sich aufgrund ihrer verbraucherorientierten Ausrichtung fur die
Beibehaltung der bisherigen bereits dort verankerten Anforderungen und dehnt diese ,mit
Augenmalfd“ auf zeitgeméfRe Regelungen aus (siehe insbesondere Anpassungen zur
Barrierefreiheit zu Ziffer 3.1). Gleichzeitig verwehrt sie sich als Beitrag zur Deregulierung aber
davor, neue ,fachfremde® Regelungen aufzunehmen, die entweder in die origindre
Eigenverantwortung des Bauherren fallen (z.B. Einbruchschutz von Gebauden), aufgrund
eines abstrakten Regelungsziels nur mit unverhaltnismaiigem Aufwand Uberprifbar sind (z.B.
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nachhaltiges Bauen) oder im begrindeten Bedarfsfall Gegenstand spezieller fachgesetzlicher
Regelungen sein missten (z.B. energetische Gebaudeausristung, haustechnische
Anforderungen).

Der materiell-rechtliche Anderungsbedarf ergibt sich deshalb im Wesentlichen aus der
beabsichtigten Umsetzung der Ergebnisse der Evaluation der Musterbauordnung, die am
20./21.09.2012 von der 123. Bauministerkonferenz beschlossen wurden (MBO-12) und
aufgrund zwingend notwendiger Anpassungen an das europdische Bauproduktenrecht
(MBO-16, beschlossen durch die Bauministerkonferenz am 12.05.2016) sowie ergénzende
verfahrensrechtliche Anpassungen zur Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie (MBO-16, siehe
zu Ziffer 2.2 und 2.3).

2.1  wesentliche Anpassungen an die MBO-12

a) Auf Grundlage der MBO-12 wird ein neuer Sonderbautatbestand fur ,besondere
Wohnformen fir Menschen mit Behinderungen® eingefihrt (8 2 Absatz 4 Nummer 9)

Die besonderen brandschutztechnischen Anforderungen an diese Einrichtungen
werden mit der ermessenssteuernden Muster-Wohnformen-Richtlinie (MWR) der
ARGEBAU (Fassung Mai 2012) konkretisiert, die einzelfallbezogen Uber § 51
BremLBO zu bericksichtigen ist.

b) Die Regelungen zum barrierefreien Bauen werden entsprechend der MBO-12
prazisiert und durch Einfihrung einer Legaldefinition an der als Technischen
Baubestimmung eingefiihrten DIN 18040 orientiert (§ 2 Absatz 14).

Gleichzeitig werden in 8 50 die verabschiedeten MaRRnahmenvorschlage zum
Barrierefreien Bauen aus dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Land Bremen in gesetzliche Regelungen
Uberfihrt (siehe zu Ziffer 3.1).

C) Der Einsatz erneuerbarer Energien sowie MaRBnahmen fur Klimaschutz und
Energieeinsparung werden entsprechend der MBO-12 durch Abstandsprivilegierung
erleichtert (8 6 Absatz 7).

d) Zahlreiche Brandschutzanforderungen werden entsprechend der MBO-12 angepasst
(88 28 — 36).
e) Die Liste der verfahrensfreien Vorhaben wird um bestimmte Anlagen zur Nutzung

erneuerbarer Energien ausgeweitet (§ 61 Absatz 1 Nummer 3)

So sind Solaranlagen sind zukuinftig auch ,auf‘ und nicht nur - wie bisher- ,in und an”
Dach- und AuRenwandflachen verfahrensfrei. AuRerdem erfasst die Verfahrensfreiheit
zukiinftig auch die ,,damit verbundene Anderung der Nutzung oder der 4uRReren Gestalt
des Gebaudes".

Ebenso werden MalRnahmen der Warmedammung tatbestandlich ausdriicklich Teil der
schon bisher verfahrensfreien AuRenwandbekleidungen und Dacherneuerungen.

f) Die Regelungen zur Nachbar- und Offentlichkeitsbeteiligung werden angepasst und im
Rahmen der Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie erweitert (§ 70 Absatz 3 bis 6).

2.2. Anpassung an das européische Bauproduktenrecht nach MBO-16

Die Musterbauordnung (MBO-12) ist im Jahr 2016 aufgrund des aus dem Urteil des
Gerichtshofs der Europaischen Union (EuGH) vom 16.10.2014 (Rs. C-100/13) zwingend
resultierenden Anpassungsbedarfes an das europdische Bauproduktenrecht erneut
umfangreich novelliert worden.

Mit dem EuGH-Urteil hat die 10. Kammer festgestellt, die Bundesrepublik Deutschland habe
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie
89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten Gber Bauprodukte in der durch die Verordnung
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(EG) Nummer 1882/2003 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. September
2003 geanderten Fassung dadurch verstolR3en, dass sie durch die Bauregellisten, auf die die
Bauordnungen der Bundeslander verweisen, zusatzliche Anforderungen fir den wirksamen
Marktzugang und die Verwendung von Bauprodukten in Deutschland gestellt hat, die von den
harmonisierten Normen EN 681-2:2000 (,Elastomer-Dichtungen — Werkstoff-Anforderungen
fur Rohrleitungs-Dichtungen fuir Anwendungen in der Wasserversorgung und Entwasserung —
Teil 2: Thermoplastische Elastomere”), EN 13162:2008 (,Warmedammstoffe fir Gebaude —
Werkmalig hergestellte Produkte aus Mineralwolle [MW] — Spezifikation) und EN 13241-1
(,Tore — Produktnorm — Teil 1: Produkte ohne Feuer- und Rauchschutzeigenschaften®) erfasst
wurden und mit der CE-Kennzeichnung versehen waren.

Prifungsmalfistab des EuGH ist das in Artikel 6 Absatz 1 Bauproduktenrichtlinie enthaltene
Marktbehinderungsverbot (vgl. insoweit schon EuGH, Urt. v. 25.03.1999, Rs. C-112/97).

Zum einen erkennt der Gerichtshof, dass Artikel 4 Absatz 2 (materiell) eine die Mitgliedstaaten
bindende Brauchbarkeitsvermutung fiir Bauprodukte mit CE-Kennzeichnung vorsehe, die sich
— ordnungsgemafe Planung und Bauausflihrung vorausgesetzt — auf die Erflllung der in
Artikel 3 genannten wesentlichen Anforderungen an Bauwerke bezieht und die die
Ubereinstimmung mit der jeweiligen harmonisierten Norm voraussetzt. Dementsprechend
durften die Mitgliedstaaten geman Artikel 6 Absatz 1 der Bauproduktenrichtlinie den freien
Verkehr, das Inverkehrbringen und die Verwendung von Produkten, die dieser Richtlinie
entsprechen, auf ihrem Gebiet nicht behindern.

Zum anderen verweist das Gericht (prozedural) auf die in der Richtlinie vorgesehenen
Verfahren. Mit dem Verfahren des formalen Einwandes nach Artikel 5 Absatz 2 kann gerigt
werden, dass eine harmonisierte Norm nicht der Richtlinie entspricht; das
Schutzklauselverfahren des Artikel 21 ermoglicht produktbezogene Mafl3nahmen, unter
anderem auch wegen Mangeln der relevanten Norm. Das Gericht legt dar, dass diese
Verfahren nicht fakultativ sind und den Mitgliedstaaten andere als die in der Richtlinie
vorgesehenen einseitigen MalRnahmen nicht erlaubt sind. Jede andere Auslegung stelle die
praktische Wirksamkeit (,effet utile*) der Bauproduktenrichtlinie in Frage.

Keine andere Sichtweise vermag das Gericht dem ersten Erwagungsgrund der Richtlinie zu
entnehmen, nach dem die Mitgliedstaaten fiir den Rechtsgiterschutz im Hinblick auf
Bauwerke verantwortlich sind. Hierin liege kein Kompetenzvorbehalt zugunsten der
Mitgliedstaaten, der diesen erlaube, die vorgesehenen Verfahren fiir die Uberpriifung der
harmonisierten Normen zu umgehen.

AbschlieRend weist das Gericht in Bezug auf die Frage der Vereinbarkeit mit dem Vertrag zur
Arbeitsweise der Europaischen Union darauf hin, dass eine nationale MaRnahme in einem
Bereich, der auf Unionsebene abschlieRend harmonisiert wurde, wie dies fir die streitigen
Produkte der Fall sei, anhand der Bestimmungen dieser Harmonisierungsmaf3nahme und
nicht der des Priméarrechts zu beurteilen sei.

Zum zwischenzeitlich erfolgten Inkrafttreten der Bauproduktenverordnung (Verordnung (EU)
Nummer 305/2011) merkt der Gerichtshof lediglich an, diese sei im vorliegenden Fall aus
zeitlichen Grinden nicht anwendbar. Ob der Gerichtshof die Bedeutung seines Judikats mit
dieser Aussage ausdriicklich auf die Rechtslage unter der Bauproduktenrichtlinie beschrankt
oder gerade umgekehrt andeutet, dass dieses grundsatzlich auch fir die Rechtslage unter der
Verordnung relevant und nur aus zeitlichen Grinden nicht anwendbar sei, lasst sich nicht
feststellen.

Die vorliegende Novelle der BremLBO passt die Rechtslage der MBO-16 materiell unverandert
folgend an die im Urteil des EuGH vom 16.10.2014 enthaltenen Grundaussagen im Hinblick
auf die nunmehr in Kraft getretene Bauproduktenverordnung an.

Zentraler Ausgangspunkt der Anpassungen ist das europarechtliche
Marktbehinderungsverbot. Dieses ist nun, textlich abweichend von der Bauproduktenrichtlinie,
in Artikel 8 Absatz 4 der Bauproduktenverordnung enthalten. Danach darf ein Mitgliedstaat die
Bereitstellung auf dem Markt oder die Verwendung von Bauprodukten, die die CE-
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Kennzeichnung tragen, weder untersagen noch behindern, wenn die erklarten Leistungen den
Anforderungen fur diese Verwendung in dem betreffenden Mitgliedstaat entsprechen.

Diese Vorschrift wird von der MBO-Novelle ins Landesbauordnungsrecht gespiegelt, so dass
kunftig ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, verwendet werden darf, wenn die
erklarten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes festgelegten
bauwerksseitigen Anforderungen fur diese Verwendung entsprechen. Damit wird
urteilskonform klargestellt, dass produktunmittelbare Anforderungen an CE-gekennzeichnete
Bauprodukte unzuldssig sind.

Um vor diesem Hintergrund zu gewahrleisten, dass das Niveau der Bauwerkssicherheit
gehalten werden kann, ist es erforderlich, die Bauwerksanforderungen zu konkretisieren. Den
am Bau Beteiligten muss es ermdglicht werden, aus den Regelungen der BremLBO und der
auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen und Verwaltungsvorschriften auf rechtssichere
Weise abzuleiten, welche Leistungen ein Produkt erbringen muss, um im konkreten
Verwendungszusammenhang die Bauwerksanforderungen zu erfillen. Die Konkretisierung
der Bauwerksanforderungen ist im Ubrigen auch im Bereich der nicht harmonisierten
Bauprodukte hilfreich, da ja auch hier die BremLBO die Behdrden nur erméchtigt,
Produktanforderungen zu stellen, die sich unmittelbar aus Bauwerksanforderungen ergeben.

Zur Verbesserung der Kohérenz mit dem européaischen Recht wird in 8 3 Satz 2 BremLBO
klargestellt, dass die nationalen Schutzziele die Grundanforderungen mit umfassen, sie in der
Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (VVTB) konkretisiert werden und sie
damit erfolgreich in der europadischen Normung eingebracht werden kénnen. Es muss eine
klarere Abgrenzung zwischen den produktunmittelbaren Anforderungen und den
Anforderungen an die Verwendung der Bauprodukte geschaffen werden, die die BremLBO als
Bauarten bezeichnet, da letztere nach wie vor weiter ausschlie3lich in die Kompetenz der
Mitgliedstaaten fallen und auch in Hinblick auf harmonisierte Bauprodukte erforderlich sind.

AuRerdem muss das System der Verwendbarkeits- und Ubereinstimmungsnachweise so
reformiert werden, dass deutlich wird, dass es diese Nachweise fir CE-gekennzeichnete
Bauprodukte nicht mehr gibt.

Schlief3lich muss eine Erméchtigungsgrundlage geschaffen werden, die detailliert festschreibt,
welche Regelungen die Behorden zur Konkretisierung der Bauwerksanforderungen und der
sich daraus fir die Verwendung von Bauprodukten ergebenden Konsequenzen treffen dirfen.
Dadurch wird die demokratische Legitimation der behordlichen Regelungen gestarkt und die
Transparenz fur die Rechtsanwender erhoht.

Die Bauministerkonferenz der ARGEBAU hat den erforderlichen Anderungen der
Musterbauordnung am 12.05.2016 zugestimmt und die L&ander zur Anpassung der
Landesbauordnungen aufgefordert. Das bei der EU erforderliche Notifizierungsverfahren fir
die MBO-16 konnte jedoch zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen werden, da es
Bemerkungen der Kommission zum vorgelegten Entwurf gab.

Am 27.06.2017 haben die Vertreter der Kommission, des Bundes und der ARGEBAU eine
Einigung hinsichtlich der noch strittigen unterschiedlichen Auffassungen an das
Bauproduktenrecht erzielt.

Dabei hat die Kommission mitgeteilt, dass sie den deutschen Vorschlag vom 30.03.2017
zwischenzeitlich gepruft und den Kompromiss zum bauaufsichtlichen Vollzug der
Anforderungen an das Glimmverhalten von Bauprodukten und der Anwendung der
europaischen Prifnorm EN 16733 flr geeignet halte, den baldigen Abschluss des
Vertragsverletzungsverfahrens 2004/5116 und 2005/4743 herbeizufihren. Voraussetzung sei,
dass Deutschland den Zeitbedarf flr eine moglichst rasche Umsetzung mitteile und von der
Kommission erbetene geringfligige textliche Anpassungen vornehme Dies wurde von BMUB-
Staatssekretar Adler bereits mit Schreiben vom 28.06.2017 zugesagt, so dass die Kommission
ihrerseits in Kirze eine Entscheidung tUber den Abschluss des Vertragsverletzungsverfahrens
anstrebt.
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Hinsichtlich lickenhafter Normen und freiwilliger Strukturen hat Deutschland der Kommission
eine stufenweise Herangehensweise vorgeschlagen: Die verbleibenden aus deutscher
Sichtliickenhaften Normen konnten in einem 3-stufigen Verfahren, das sich an dem
Bearbeitungssaufwand fur die jeweilige Norm orientiert, in 2-Jahresschritten ergdnzt werden.
Allerdings bleiben fir die Ubergangszeit freiwillige Strukturen fur eine rechtssichere
Umsetzung der Bauwerksanforderungen unverzichtbar. Die Kommission habe zwar betont,
dass nationale zusatzliche Anforderungen an harmonisierte Normen sowie freiwillige
Strukturen nicht europarechtskonform seien; sie gesteht aber ein, dass andererseits die
Bauproduktenverordnung fir die offensichtlichen Probleme der Mitgliedstaaten keine
geeignete Losung parat halt.

Die Kommission wiuirde allerdings das deutsche Vorgehen hinsichtlich zuséatzlicher
Anforderungen an Bauprodukte und die freiwilligen Strukturen dulden und auch von sich aus
keine Klage gegen Deutschland anstreben.

Hinsichtlich der LuckenschlieBung solle zusatzlich das Kriterium der 6konomischen Bedeutung
gewahlt werden soll, was auch ein klares Signal an Markt und Mitgliedstaaten senden wirde.
Mit diesem Zugestandnis der Kommission werden aus deutscher Sicht keine weiteren Artikel
18-Verfahren zur ,Normruge“ mehr erforderlich.

Auf Grundlage dieser Ergebnisse ist das anhangige Vertragsverletzungsverfahren am
13.07.2017 offiziell eingestellt worden.

Die weiteren Schritte, ndmlich der Abschluss des Notifizierungsverfahrens der MBO-16, die
Vertffentlichung der Musterliste der Verwaltungsvorschrift Technischen Baubestimmungen
(MVVTB) und die unverénderte Umsetzung der MBO-Novelle durch die Lander sollen nun
zUlgig angegangen werden.

2.3 Umsetzung Seveso-llI-Richtlinie nach MBO-16 (8§ 2, 13,62 und 70)

Die Richtlinie 2012/18/EU des Européaischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und
anschlieenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 vom 24.7.2012,
S. 1) (im Folgenden: Seveso-llI-Richtlinie) verpflichtet die Mitgliedstaaten, langfristig daftr zu
sorgen, dass zwischen Betrieben, in denen mit gefahrlichen Stoffen umgegangen wird, und
bestimmten schutzwiirdigen Nutzungen angemessene Sicherheitsabstéande gewahrt bleiben.

Mit der Anpassung des § 13 Absatz 2 wird der Bauherr deshalb dazu verpflichtet, bereits mit
den Bauvorlagen Angaben zu machen, ob es sich bei dem Vorhaben um eine schutzbedurftige
Nutzung handelt, die innerhalb eines solchen angemessenen Sicherheitsabstandes liegt.

Soweit diese Absténde nicht bereits im Rahmen einer Bauleitplanung bertcksichtigt wurden
(z. B. bei einer seit langerer Zeit gewachsenen vorhandenen Bebauung), sind die
erforderlichen Prifungen nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs (Urtell
vom 15.09.2011, C-53/10) bei der Vorhabenzulassung durchzufiihren. Erforderlich ist damit,
dass fir die zu prufenden Vorhaben ein Zulassungsverfahren durchgeftihrt wird, in dem die
Prifungen erfolgen kdonnen. Wéhrend dies bei gewerblichen Vorhaben entsprechend der
bisherigen verfahrensrechtlichen Ausgestaltung der BremLBO mit der grundsétzlichen
Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens bereits der Fall ist, ist fiir die Vorhaben des
Wohnungsbaus, die eine bestimmte GroéRenordnung uberschreiten, aber ansonsten der
Genehmigungsfreistellung unterliegen, eine Anpassung des § 62 BremLBO erforderlich, um
diese Falle in das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO uberflhren zu
kénnen.

AulRerdem verlangt die Seveso-llI-Richtlinie, dass nicht nur bei Verénderungen der
Storfallbetriebe, sondern auch vor der Zulassung einer schutzbedirftigen Bebauung (im
Folgenden: Schutzobjekte) in der Nahe eines Betriebsbereichs die Offentlichkeit Gelegenheit
erhalt, sich vor der Entscheidung zu der Ansiedlung zu &uf3ern. Da es sich bei der betroffenen
Offentlichkeit nicht zwingend um Nachbarn im Sinne des § 70 handeln muss, sind dort
eigenstandige Regelungen zur Offentlichkeitsbeteiligung zu schaffen.
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Aufgrund des anhangigen Vertragsverletzungsverfahrens Nr. 2015/0264 gegen die
Bundesrepublik Deutschland mahnt das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit (BMUB) ebenfalls eine ziigige Anpassung des jeweiligen Landesrechts an.

3. weitere Bremische Regelungen
3.1 Barrierefreies Bauen (§ 50)

In der Koalitionsvereinbarung fir die aktuelle Legislaturperiode ist auf Seite 45 das abstrakte
Ziel genannt, unter anderem mit der LBO-Novelle auch die Vorschriften zum barrierefreien
Bauen ,weiterzuentwickeln®.

Den Behindertenverbanden ist ergdnzend vom Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr zugesagt
worden, mit der ndchsten Novelle der BremLBO auch die am 2. Dezember 2014 vom Senat
beschlossenen MalRhahmenvorschlage zum Barrierefreien Bauen aus dem Aktionsplan zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Land Bremen in gesetzliche
Regelungen zu Uberfihren.

Das ,Ubereinkommen iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen* wurde von der
Generalversammlung der Vereinten Nationen am 13. Dezember 2006 beschlossen und ist am
3. Mai 2008 in Kraft getreten. Es ist das erste Rechtsinstrument, welches die bestehenden
Menschenrechte auf die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung konkretisiert. Mit der
Ratifizierung der UN-BRK durch Bundestag und Bundesrat im Dezember 2008 erlangen die in
ihr enthaltenen Verpflichtungen mit dem Zeitpunkt ihres In-Kraft-Tretens entsprechend Artikel
43 und 45 fir die Bundesrepublik Deutschland gesetzliche Verbindlichkeit und sind somit auf
allen Ebenen staatlichen Handelns zu beachten.

Um innerstaatliche Geltung zu erlangen, ist die Gesetzgebung des Bundes und der Lander
durch konkretisierende Regelungen so auszurichten, dass die in der UN-BRK normierten
Verpflichtungen der Vertragsstaaten, Maflinahmen zur Gewahrleistung der Rechte von
Menschen mit Behinderungen zu ergreifen, verwirklicht werden kdnnen.

Mit den inhaltlichen Erweiterungen des 8 50 wird daruber hinaus auch Artikel 2 der Bremer
Landesverfassung Rechnung getragen, wonach niemand wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden darf. Da Menschen mit Behinderungen unter dem besonderen Schutz
des Staates stehen, fordert dieser ihre gleichwertige Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

Unter Bericksichtigung des Grundsatzes der Verhaltnismafigkeit werden die gesetzlichen
Anforderungen des 8§ 50 an die bauliche Barrierefreiheit unter Bertcksichtigung der
Diskussionen mit dem Tempordren Experteninnen und Expertenkreis (TEEK) und dem
Landesteilhabeeirat zur Umsetzung der UN-BRK deshalb wie folgt erweitert:

o Zusatzlich zu den bereits jetzt barrierefrei erreichbaren Wohnungen missen drei Jahre
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bei mehr als acht eine und bei mehr als zwanzig
Wohnungen mindestens zwei dieser Wohnungen ,uneingeschréankt mit dem Rollstuhl
zuganglich und nutzbar sein“ (sog. R-Anforderungen nach DIN 18040-2). In der
Ubergangszeit soll im Rahmen der mit der Wohnungswirtschaft vereinbarten
freiwilligen Selbstverpflichtung Informationsaustausch verbessert werden, um diese in
die Lage zu versetzen, der tatsachlichen Nachfrage entsprechend marktgerechte
Angebote an R-Wohnungen schaffen zu kénnen.

. Ausweitung der barrierefrei nutzbaren Raume / Bereiche in barrierefrei erreichbaren
Wohnungen. Bisher mussten nur bestimmte Raume mit dem Rollstuhl zuganglich und
nutzbar sein. Diese Beschrankung soll — mit Ausnahme mehrfach vorhandener
Funktionsrdume - aufgegeben werden. Dadurch werden auch Balkone und Terrassen in
die barrierefreie Nutzbarkeit einbezogen.

. Ausweitung der Barrierefreiheit von bestimmten Arbeitsstatten, indem bei Buro-
Verwaltungs- und Gerichtsgebauden mit mehr als 500 m2 Nutzflache zuklnftig nicht nur
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die offentlich zugénglichen Bereiche, sondern das Gebaude insgesamt barrierefrei
nutzbar sein muss.

. Um insbesondere dem aktuellen Mehrbedarf im Wohnungsbau Rechnung zu tragen,
werden die Abweichungstatbestande des § 50 Absatz 5 um das Merkmal der Atypik erweitert,
um z.B. bei sog. Microappartements fir Studenten oder neuen Dauerwohnungen flr
Flichtlinge einzelfallbezogen Abweichungen von den Standards der Barrierefreiheit bzw. der
erforderlichen Anzahl barrierefreier Wohnungen zulassen zu kénnen.

. Fur Bauvorhaben im Eigentum der Trager 6ffentlicher Gewalt sind darUber hinaus die
weitergehenden Anforderungen des 8 8 des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetztes
zu beachten.

3.2 Vereinbarkeit mit der EU-Datenschutzgrundverordnung

Um einen mdglichen Anpassungsbedarf an die Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung- DSGVO) zu ermitteln, welche nach
zweijahriger Ubergangsfrist seit dem 25. Mai 2018 in den Mitgliedsstaaten unmittelbare
Geltung entfaltet, wurden die datenschutzrechtlichen Vorschriften des § 71 zusammen mit
Vertretern von Datenschutz Nord im Oktober 2016 einem Normscreening unterzogen. Im
Rahmen der Anhoérung wurde durch die Landesbeauftragte fur Datenschutz und
Informationsfreiheit eine Neufassung des § 71 vorgeschlagen, die nach Abstimmung mit dem
Datenschutz Nord in den Gesetzesentwurf Ubernommen wurde.

3.3  Weitere Anderungen

Neben den bereits in den Ausfihrungen zum Verfahrensrecht dargestellten bremischen
Anderungen (siehe Ziffern 1.4 bis 1.8) werden aufgrund der Erfahrungen auf der
Genehmigungspraxis oder in Anpassung an die Rechtsprechung folgende sonstige
wesentliche Anderungen in die BremLBO aufgenommen:

° Privilegierung der Uberschreitung der Grundstiicksgrenze bei nachtraglichen
Malnahmen der Warmedammung (8 4 Absatz 2),

. Mdoglichkeit einer Abweichung von der regularen Abstandsflachentiefe in
innerstadtischen Bereichen (8§ 6 Absatz 5 Satz 6),

° Abstandsprivilegierung von Terrassen bis 1 Meter Ho6he einschlieflich mdglicher
Uberdachungen (8§ 6 Absatz 6 Nummer 2 und 3),

. Modifikation der Anforderungen an Kinderspielflachen und Anpassung der
Erméachtigungsgrundlage (8 8 Absatz 3 und 4 sowie § 86 Absatz 1 Nummer 3),

. Werbeanlagen missen von der Gebaudekante mindestens 1,00 Meter entfernt sein
(8 10 Absatz 2, Wiederaufnahme aus BremLBO-03),

o weitere Detailanforderungen an Umwehrungen (§ 38 Absatz 5, Wiederaufnahme aus
BremLBO-03),

. Abstellrdaume fir Kinderwagen, Fahrrader und Mobilitatshilfen missen barrierefrei sein
und durfen auch auf dem Baugrundstiick untergebracht werden (8§ 48 Absatz 2),

) Klarstellungen der Eigentimerverantwortung und zur Storerauswahl (§ 52 Absatz 2,
Wiederaufnahme aus BremLBO-03),

o Erweiterte Eingriffsbefugnisse der Bauaufsichtsbehdrden, die bei Zuwiderhandlung auch
dem neuen Ordnungswidrigkeitentatbestand unterfallen (§ 58 Absatz 6 und 7 i.V.m. § 83
Absatz 1 Nummer 17),
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o Kosten der Ersatzvornahme kdnnen als 6ffentliche Last auf dem betroffenen
Grundstick ruhen ( 8 58 Absatz 8),

. Ausweitung der Verfahrensfreiheit von Terrassen einschliel3lich  moglicher
Uberdachungen bis zu einer Tiefe von 3,50 Metern (§ 61 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe
h),

° Klarstellung der Verfahrensfreiheit von Packstationen, und von Servicesaulen und
Hinweistafeln fur Mobilitatsdienstleistungen (8 61 Absatz 1 Nummer 12 Buchstaben b
und i) sowie von Ladesaulen fur Elektromobilitat (8 61 Absatz 1 Nummer 15 Buchstabe

9),

. Genehmigungsfreistellung ist auch mdglich, wenn erforderliche planungsrechtliche
Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 BauGB sowie stadtebauliche
Ermessensentscheidungen nach der BauNVO bereits erteilt worden sind (8§ 62 Absatz 2
Nummer 2),

o gesicherte  bauordnungsrechtliche ErschlieBung ist Voraussetzung fir die
Genehmigungsfreistellung (§ 62 Absatz 2 Nummer 3),

o Wiedereinfihrung eines bauaufsichtlichen Zustimmungsverfahrens zur Beschleunigung
von Bauvorhaben mit 6ffentlicher Tragerschaft (§ 64a),

o Entscheidung Uber den Bauantrag innerhalb eines Monats, sofern die vollstdndigen
Bauvorlagen und alle fur die Entscheidung notwendigen Stellungnahmen,
Zustimmungen und Nachweise vorliegen als Malinahme der Verfahrensbeschleunigung
(8 69 Absatz 3)

o Verlangerungsmoglichkeit der Baugenehmigung wird auf einmalig zwei Jahre begrenzt
(8 73 Absatz 2),

o Zulassigkeit von Fachunternehmererklarungen im Rahmen der Baulberwachung (8 80
Absatz 6),

o Prifverpflichtung fir Feuerungsanlagen vor Inbetriebnahme (8 81 Absatz 2),

o Erweiterung der Erméchtigungsgrundlagen fiir d&rtliche Bauvorschriften Uber
Kinderspielflachen sowie Stellplatze und Fahrradabstellplatze (8 86 Absatz 1 Nummer 3
und 4),

o Einfihrung einer Ermachtigungsgrundlage fiir abweichende Regelungen zur
Zulassigkeit von Staffelgeschossen in drtliche Bauvorschriften (§ 86 Absatz 1 Nummer
8)

Fur erganzende Ausfiihrungen zu den jeweiligen Anderungen wird auf die dazugehorige
Einzelbegriindung verwiesen.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Sofern auf die Vorgangerfassung Bezug genommen wird, wird entweder auf die
entsprechende Regelung der BremLBO-10 hingewiesen oder die Bezeichnung ,alte Fassung”
(a.F.) verwendet.

Zu Teil 1 — Allgemeine Vorschriften

Zu 81 - Anwendungsbereich
Absatz 1 entspricht unverandert 8 1 Absatz 1 BremLBO-10.

Absatz 2 Nummer 1 bis 5 entsprechen unveréandert 8 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 BremLBO-
10.
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Nummer 6 ist neu und stellt entsprechend der MBO-12 klar, dass die Bremische
Landesbauordnung fir Messestande in Messe- und Ausstellungsgebauden keine Anwendung
findet.

Anders als z. B. Messestdnde, die im Freien auf genehmigtem Messe- und
Ausstellungsgelande errichtet werden und die nach 8 61 Absatz 1 Nummer 13 Buchstabe e
unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind, sind Messestande, die in Gebauden
auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsgel&nde errichtet werden, keine baulichen
Anlagen, sondern Einrichtungsgegenstande. Mangels Qualifizierung als bauliche Anlage ist
der Anwendungsbereich der BremLBO nach § 1 Absatz 1 Satz 1 insoweit nicht eréffnet.

Auf Messesténde in Gebauden findet somit das Bauordnungsrecht keine Anwendung, sondern
es gilt das allgemeine Sicherheitsrecht. Die Sicherheitsbehtrden kénnen sich im Rahmen der
Amtshilfe zwar der Fachkenntnis der unteren Bauaufsichtsbehdrden bedienen, im
AulRenverhéltnis bleiben sie jedoch fir die von ihnen getroffenen Entscheidungen
verantwortlich.

Nummer 7 wurde ebenfalls neu hinzugefiigt und stellt entsprechend dem Beschluss der
Fachkommission Bauaufsicht im Dezember 2013 (297 Sitzung / TOP 20) klar, dass Regale
und Regalanlagen in Gebauden, soweit sie nicht Teil der Gebaudekonstruktion sind und keine
ErschlieBungsfunktion haben, ebenfalls als Einrichtungsgegenstadnde nicht in den
Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen.

Anders als z. B. Regale, die im Freien errichtet werden und die nach § 61 Absatz 1 Nummer 15
Buchstabe ¢ unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind, sind Regale und
Regalanlagen, die in Geb&uden errichtet werden, keine baulichen Anlagen, sondern
Einrichtungsgegenstande. Mangels Qualifizierung als bauliche Anlage ist der
Anwendungsbereich der BremLBO entsprechend § 1 Absatz 1 Satz 1 insoweit nicht eréffnet.

Auf Regale und Regalanlagen in Gebduden findet somit das Bauordnungsrecht keine
Anwendung. Davon unberthrt bleibt die Berlcksichtigung der Regale und Regalanlagen
einschlieBlich Lagergut beim Nachweis der Standsicherheit (Bemessung der Fundamente
bzw. der tragenden Bauteile, auf die die Regallasten einwirken) und des Brandschutzes
(Brandlasten, Loschmdglichkeiten, Bemessung der Rettungswege).

Die Behandlung von Regalen im Freien als bauliche Anlagen sowie von Regallagern mit einer
Oberkante Lagerguththe von mehr als 7,50 m als Sonderbau nach 8§ 2 Absatz 4 Nummer 18
bleibt hiervon unberihrt. MafRgeblich fir den Sonderbautatbestand nach § 2 Absatz 4
Nummer 18 ist die Art und Form der Lagerung sowie die Hohe des Lagergutes. Es kommt
nicht auf das Regal selbst an. Der Tatbestand gilt auch fir umhauste Lager. Nicht das Regal
selbst, sondern das Lager (Gebaude) wird zum Sonderbau. Hintergrund des
Sonderbautatbestandes ist die Gewahrleistung wirksamer Ldscharbeiten.

Zu 8 2 - Beqriffe

Absatz 1 Nummern 1 bis 10 entsprechen unverdndert 8 2 Absatz 1 Nummern 1 bis 10
BremLBO-10.

Nummer 11 wird als korrespondierende Klarstellung zu § 1 Absatz 2 Nummer 7 entsprechend
neu hinzugefugt und definiert Regale im Freien, Regale, die Teil der Geb&udekonstruktion sind
und / oder ErschlielBungsfunktion haben als bauliche Anlagen, die damit in den
Anwendungsbereich der BremLBO fallen. Erschlieungsfunktion haben Regale, wenn sie Teil
der Rettungswege der baulichen Anlage sind. Dies ist dann der Fall, wenn sich
Aufenthaltsflaichen oder —rdume auf den Regalen befinden oder Uber die Regale zu erreichen
sind.

Absatz 2 entspricht unverandert 8 2 Absatz 2 BremLBO-10.

Absatz 3 enthalt entsprechend der BremLBO-10 mit den Satzen 1 und 2 die grundsatzliche
Gebaudeklassensystematik der MBO-2002 bei. Die daran anknipfenden materiellen
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Anforderungen des Brandschutzes als Kernbereich des Bauordnungsrechts bleiben damit
landeribergreifend nach dem Vorbild der Musterbauordnung weiterhin einheitlich geregelt.
MalRgebend fir die HOhenermittlung aul3erhalb des Gebaudes ist grundsétzlich weiterhin die
in Satz 2 festgelegte Gelandeoberflache im Mittel als Bezugspunkt aul3erhalb des Geb&udes.

Hiervon abweichend schafft Satz 4 mit den Buchstaben a bis d neue abweichende
Privilegierungstatbestande, die es ermoglichen, den speziellen Bautyp des ,Bremer Hauses*
abweichend in die Gebaudeklasse 2 einstufen zu konnen. Dieser ist durch folgende
Eigenschaften gekennzeichnet:

. Es handelt sich um Wohnh&user in Reihenhausbauweise, die zwischen der Mitte des
19. Jahrhunderts und den 1930er Jahren errichtet wurden. Das ,,Bremer Haus" wurde
in der Regel als Einfamilienhaus konzipiert. Auch sofern zwei Nutzungseinheiten
vorhanden sind, darf eine Wohnflache von insgesamt 400 mz2 nicht Uberschritten
werden.

. Das ,Bremer Haus" zeichnet sich in seiner Bauweise dadurch aus, dass es eher in die
Tiefe als in die Breite gebaut wurde und ist oft zwei- bis dreigeschossig mit Souterrain.
Das Souterrain befindet sich ein bis zwei Meter unterhalb des Stral3enniveaus und ist
Uber eine AuRentreppe von der Stral3e erreichbar. Das Erdgeschoss ist ebenfalls durch
eine Treppe erreichbar. Da viele Stral3en bei der Stadtteilerhaltung aufgeschuttet
wurden, liegt das Souterrain auf der Rickseite des Hauses nahezu ebenerdig. Die
Traufseiten der Hauser sind meistens zur Stral3e hin ausgerichtet.

. Sofern abweichend von 8 2 Absatz 3 Satz 2 nach Satz 4 BremLBO das Straf3enniveau
als Gelandeoberflache festgelegt ist, betragt die Gebaudehdhe nicht mehr als 7 Meter,

. Alle Geschosse der maximal zwei Nutzungseinheiten sind vom Stral3enniveau aus
anleiterbar oder es ist ein zweiter baulicher Rettungsweg vorhanden (,Durchwohnen®).

Dieser besondere Typ von Wohngebauden iberschreitet nach der bisherigen Einstufung tber
die ,Gelandeoberflache im Mittel* die maf3gebliche H6he von 7 Metern zwar nur geringfugig,
ist aber dementsprechend in die Gebaudeklasse 4 mit sdmtlichen formellen und materiellen
Anforderungen einzustufen. Aus Nutzersicht handelt es sich aber eher um ein Wohngebaude
der Geb&audeklasse 2.

Insbesondere von der Architekten- und Ingenieurkammer ist in den letzten Jahren mehrfach
auf die Besonderheiten des Bremer Hauses und die diesbeziiglich ,unverhaltnismafiig hohen
gesetzlichen Anforderungen” der Gebéaudeklasse 4 hingewiesen worden. Nach Abstimmung
mit dem Senator fur Inneres und den Berufsfeuerwehren wird es als vertretbar angesehen, fir
diese Gebaudeart eine spezielle Privilegierung zu schaffen. Um die Rechtsanwendung fir die
vorhabenbezogene, abweichende Einstufung in die Gebaudeklasse 2 fiir alle beteiligten
Akteure zu erleichtern, wird die Regelung ohne Ermessen mit direkt ablesbaren
Tatbestandsvoraussetzungen nach den Buchstaben a bis d ausgestaltet, die kumulativ erfillt
sein mussen:

Buchstabe a legt mit der ,anleiterbaren Stelle* einen abweichenden Bezugspunkt fir die
Hoéhenermittlung des Geb&audes fest. Mal3geblich ist die Stelle Uber der Gelandeoberflache,
von der die FuRbodenoberkante des hochstgelegenen Aufenthaltsraumes jeder
Nutzungseinheit Uber Rettungsgerate der Feuerwehr im Sinne eines ,Durchwohnens” noch
erreichbar ist und eine Hohe von 7 Metern nicht tiberschritten wird. Dies wird bei ebenerdigem
Gelande im Regelfall das StraRenniveau sein.

Buchstabe b stellt auf die geschlossene Bauweise ab, da das ,Bremer Haus" typischerweise
als strafRenseitige Reihenhausbebauung errichtet ist und in diesen Fallen im Gegensatz zu der
offenen Bauweise eine schnelle Personenrettung alternativ auch Uber die rickwartige
Gebaudefront durch die Feuerwehr nicht mdglich ist,

Buchstabe c stellt klar, dass es um ein Wohngebaude im Sinne des § 2 Absatz 5 handeln
muss, d.h. es dient entweder ausschlief3lich der Wohnnutzung oder es darf erganzend Raume
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fur die Berufsausibung freiberuflich oder in &hnlicher Art tatiger Personen im Sinne des 13
BauNVO und 8§ 18 Absatz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes enthalten, solange der
Charakter der Uberwiegenden Wohnnutzung erhalten bleibt. Rein gewerbliche Nutzungen sind
unzulédssig, da sich dadurch die Anzahl der sich im Gebaude befindlichen Personen
unkalkulierbar erhéhen wirde, was eine wirksame Personenrettung durch die Feuerwehr
erschweren wiirde.

Buchstabe d begrenzt entsprechend Absatz 3 Nummer 2 fir die Gebaudeklasse 2 die Anzahl
der Nutzungseinheiten auf maximal zwei mit einer Flache von insgesamt nicht mehr als
400 m2. Die Privilegierung entfallt somit insbesondere im Hinblick auf die Personenrettung
sofern durch Umbau weitere Nutzungseinheiten zu Wohnzwecken entstehen und sich das
Gebaude dadurch zu einem Mehrfamilienhaus wandelt.

Die ,Ruckstufung” in die Gebaudeklasse 2 fiihrt somit zu geringeren materiellen
Anforderungen und einer Kostenersparnis fur die Bauherren, da auch die ansonsten nach 8
66 Absatz 4 fur die Gebaudeklasse 4 lbliche bauaufsichtliche Prifung des
Brandschutznachweises entbehrlich wird.

Notwendige Voraussetzung fur eine Anwendung dieser Privilegierung von Vorhaben nach
Satz 4 ist, dass hinsichtlich der Personenrettung keine Bedenken bestehen. Mit den
Bauvorlagen ist deshalb nach Satz 5 vom Bauherrn bereits mit der Stellung des Bauantrages
eine schriftliche Bestatigung der Berufsfeuerwehr einzureichen, aus der hervorgeht, dass die
notwendigen Anforderungen an den abwehrenden Brandschutz hinsichtlich der
Personenrettung erfillt sind. Insbesondere ist hierbei auf die Zugénglichkeit zum Grundstiick
und die Anleiterbarkeit der Nutzungseinheiten zu achten.

Die Ausstellung dieser ,Unbedenklichkeitsbescheinigung* durch die Berufsfeuerwehr ist fir
den Bauherren kostenpflichtig. Kann diese nach einzelfallbezogener Prifung der konkreten
ortlichen Verhaltnisse nicht erteilt werden, entféllt die notwendige Voraussetzung fiur die
Privilegierung und das Vorhaben ist entsprechend der formellen und materiellen
Anforderungen an die Gebaudeklasse 4 zu planen.

Die Anderungen in Absatz 4 erfolgen in Anpassung an die MBO-12.

In Nummer 3 werden Garagen (klarstellend) aus dem Sonderbautatbestand ausgenommen,
da die an Garagen zu stellenden Anforderungen gesondert in der Bremischen
Garagenverordnung und hinsichtlich der bautechnischen Nachweise in § 66 Absatz 4 Nummer
2 geregelt sind.

Die bisherige Regelung in Nummer 7 Buchstabe b bezuglich Versammlungsstétten im Freien
mit Szenenflachen bedarf der Konkretisierung. Eine Anderung des Anwendungsbereichs der
BremLBO ist damit nicht verbunden. Die Abgrenzung zwischen ,Veranstaltungen im Freien*
und ,Versammlungsstatten im Freien* hat zu Schwierigkeiten gefuhrt. Typische
Versammlungsstatten im Freien sind Freilichttheater, Anlagen fiir den Rennsport oder
Reitbahnen sowie Sportstadien — also ortsfeste, auf Dauer angelegte Anlagen mit
triblinenartiger Anordnung der Besucherbereiche. Das Vorhandensein von Szenenflachen und
Triblnen und deren Verkoppelung mit dem dauerhaften Nutzungszweck der Anlage sind
Voraussetzungen, um unter die Regelung zu fallen; temporare Veranstaltungen wie
Musikfestivals auf Freiflachen werden nicht erfasst. Werden bei solchen Veranstaltungen
Tribtinen (und Buhnen) aufgestellt, handelt es sich um Fliegende Bauten; die Genehmigung
Fliegender Bauten regelt & 76. Der Anwendungsbereich der  Muster-
Versammlungsstattenverordnung (MVStattV, Stand Juli 2014) ist von der ARGEBAU
entsprechend angepasst worden.

In Nummer 8 wird durch die Anderung klargestellt, dass sich die Tatbestandsvoraussetzung
von 40 Gastplatzen auf Platze im Gebaude bezieht. Durch die Aufnahme von Schank- und
Speisegaststatten mit mehr als 1000 Sitzplatzen im Freien sind auch grol3e Biergarten als
Sonderbau zu qualifizieren, so dass die Bauaufsichtsbehdrde die Mdglichkeit hat, nach § 51
besondere Anforderungen — z. B. auch im Hinblick auf eine angemessene Anzahl von Toiletten
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— zu stellen. Die Schwelle von 1000 Sitzplatzen lehnt sich an den Grenzwert fur
Versammlungsstatten im Freien nach § 2 Absatz 4 Nummer 7 Buchstabe b an.

Die neue Nummer 9 tragt dem sozialpolitischen Paradigmenwechsel Rechnung, Menschen
mit Pflegebedurftigkeit oder Behinderung nicht mehr vorrangig stationar in Heimen zu
pflegen und zu betreuen, sondern neue Wohnformen mit ambulanter Pflege und Betreuung
zu entwickeln und zu férdern. Dies hat l&nderiibergreifend zu einer Zunahme neuer
besonderer Wohnformen (z.B. ambulant betreuter Wohngemeinschaften, betreute
Wohngruppen) geflhrt.

Im bauaufsichtlichen Vollzug der Lander ist vielfach problematisiert worden, ob diese
Wohnformen noch als Wohnung angesehen werden kdnnen, fir die die unmittelbar
gesetzesabhéangigen, ablesbaren materiell-rechtlichen Regelanforderungen der
Landesbauordnung ausreichen, oder ob — vor allem bei eingeschrankter
Selbstrettungsfahigkeit der Bewohner — von einem Sonderbau im Sinne von 8§ 2 Absatz 4
Nummer 9 BremLBO-10 (Krankenh&user, Heime und sonstige Einrichtungen zur
Unterbringung oder Pflege von Personen) auszugehen ist, an den weitergehende
Anforderungen gestellt bzw. bei dem Erleichterungen zugelassen werden kénnen.

Nach der neuen Nummer 9 haben bestimmte Gebaude mit Nutzungseinheiten
Sonderbaueigenschaft, wenn sie dem Zweck dienen, dass in ihnen Personen mit
Pflegebedurftigkeit oder Behinderung gepflegt oder betreut werden. Die verfahrenssteuernde
Wirkung des Sonderbaubegriffs bewirkt, dass fir die Errichtung dieser Nutzungseinheiten die
Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens nach 8§ 64 notwendig ist. Gleiches gilt fiir
eine entsprechende Umnutzung im Gebaudebestand. Dabei ist ein Brandschutznachweis zu
erstellen (8 66 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1), der nach § 66 Absatz 4 Nummer 1 bauaufsichtlich
geprift sein muss.

Bei Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung handelt es sich um jene, die
einer solchen Nutzung gewidmet werden. Somit wird z.B. eine Wohnung, in der auf Grund
eines Unfalls pflegebediirftig gewordene Ehepartner weiter leben, nicht zum Sonderbau.
Derartige Nutzungseinheiten werden auch nicht in die Additionsregelung des Buchstaben c
einbezogen.

Die Tatbestandsmerkmale Pflegebedurftigkeit oder Behinderung weisen darauf hin, dass die
Personen mindestens auf ambulante Pflege- oder Betreuungsdienstleistungen angewiesen
sind. Die Beschrankung auf Personen, deren Selbstrettungsfahigkeit eingeschrankt ist,
bewirkt, dass z.B. Nutzungseinheiten fiir schwer erziehbare Jugendliche oder fiir Menschen
mit seelischen Behinderungen nicht als Sonderbauten eingestuft werden.

Nach Buchstabe a werden Nutzungseinheiten ab 7 Personen mit Pflegebedurftigkeit oder
Behinderung zu Sonderbauten, weil ab dieser Personenzahl ein Gefahrenpotential besteht,
welches im Baugenehmigungsverfahren nach § 64 einer Einzelfallbeurteilung unterzogen
werden muss und fur das insbesondere auch hinsichtlich des Brandschutzes das Vier-Augen-
Prinzip gilt (8 66 Absatz 4). Bei Nutzungseinheiten mit bis zu 6 Personen liegt kein Sonderbau
vor; bei der Aufnahme einer solchen Nutzung im Bestand ist auch keine Nutzungséanderung
anzunehmen.

Ein Sonderbau entsteht auch nur, wenn die Nutzungseinheiten einzeln den Schwellenwert
(mehr als 6 Personen) erreichen. Dadurch soll zum Ausdruck gebracht werden, dass die
Abgrenzung der Nutzungseinheit von ihrer baulichen Unabhéngigkeit bestimmt ist, nicht durch
ihre Organisationsform. Das bedeutet beispielsweise, dass zwei baulich nicht unmittelbar
verbundene Wohngemeinschaften mit jeweils 6 pflegebediirftigen oder betreuten Personen,
auch im Fall ihrer organisatorischen Zusammengehdorigkeit, zwei Nutzungseinheiten a sechs
Personen bleiben. Die Sonderbauschwelle wird in diesem Fall nicht erreicht.

Nach Buchstabe b ist der Sonderbautatbestand immer erflllt, wenn Einrichtungen oder
Wohnungen Uber den allgemeinen Zweck der Pflege oder Betreuung hinaus darauf
ausgerichtet sind, dem besonderen Zweck zu dienen, Personen mit Intensivpflegebedarf
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aufzunehmen, z.B. Menschen mit apallischem Syndrom (,Wachkoma“) oder mit
Beatmungsbedarf.

Nach Buchstabe c ist der Sonderbautatbestand immer erfillt, wenn 13 oder mehr Personen,
die in Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen leben, deren
Selbstrettungsfahigkeit eingeschrankt ist, einen gemeinsamen Rettungsweg haben. Hierbei
sind nur die Personen anzurechnen, die gepflegt oder betreut werden. So sind insbesondere
Pfleger und Betreuer nicht hinzuzurechnen. Sinn dieser Regelung ist, dass die Zahl der
Personen, die sich im Gefahrenfall nicht selbst retten kdnnen, sondern auch auf die Hilfe der
Einsatzkrafte der Feuerwehr angewiesen sind, begrenzt wird, soweit nicht im
Baugenehmigungsverfahren die Genehmigungsfahigkeit der Nutzung festgestellt wird.

Der Sonderbautatbestand liegt bereits vor, wenn eines der Kriterien der Buchstaben a, b oder
c erfullt ist.

Die besonderen brandschutztechnischen Anforderungen an diese Einrichtungen werden mit
der ermessenssteuernden Muster-Wohnformen-Richtlinie (MWR) der ARGEBAU (Fassung
Mai 2012) konkretisiert, die einzelfallbezogen ber § 51 BremLBO zu berticksichtigen ist.

Durch Nummer 10 werden Krankenhauser eine eigene Sonderbau-Kategorie.

Der Begriff ,Heime*, der in der Aufzahlung der Nummer 9 a. F. noch enthalten war, wurde
gestrichen, weil dieser Begriff mit Firsorge und Abhé&ngigkeit assoziiert wird und nicht mehr
zeitgemal ist. Daher wird er auch bei den Nachfolgeregelungen der Lander zum Heimrecht
nicht mehr verwendet.

Die neue Nummer 11 bezieht sich nur auf Wohnheime. lhre Einstufung als Sonderbauten
erscheint erforderlich, weil die dort den Nutzern jeweils zur Eigennutzung zugewiesenen
Réaume jedenfalls vielfach nicht so voneinander abgetrennt sind, wie dies den an
Nutzungseinheiten zu stellenden Anforderungen entspricht. Deshalb ist die durch die
Einstufung als Sonderbau sichergestellte Priifung der bauordnungsrechtlichen Anforderungen
namentlich an den Brandschutz (vgl. § 64 Satz 1 Nummer 2, 8§ 66 Absatz 4 Nummer 1)
geboten.

Nach der Seveso-llI-Richtlinie sind nicht alle Gebaude mit Aufenthaltsrdumen innerhalb des
angemessenen Sicherheitsabstands Schutzobjekte im Sinne der Richtlinie, fir die besondere
materielle und verfahrensrechtliche Anforderungen zu beachten sind. Vielmehr muss es sich
um groBere Wohngebaude, offentlich zugangliche Gebdude mit einem vergleichbaren
Publikumsverkehr und Gebaude, bei denen mit der Anwesenheit von Personen zu rechnen
ist, die in ihren Selbstrettungsmdglichkeiten eingeschrankt sind handeln (auf die Ausfiihrungen
zu 8§ 70 Absatz 3 wird erganzend hingewiesen).

Nach dem bisherigen § 2 Absatz 4 Nummer 11 der MBO-12 gehdren ,(sonstige) Einrichtungen
zur Unterbringung von Personen sowie Wohnheime* zu den Sonderbauten. Fir die
Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie sind hierbei nur Einrichtungen zur Unterbringung von
Personen relevant, da bei ihnen mit der Anwesenheit schutzbedurftiger Personen zu rechnen
ist. Wohnheime sind dagegen nicht wegen des besonderen Nutzerkreises Sonderbauten,
sondern wegen der mitunter unklaren brandschutztechnischen Trennung der einzelnen
Wohnraume von den angrenzenden Raumen. Hinsichtlich der Schutzbedurftigkeit der
Bewohner sind sie dagegen normale Wohngebaude mit der Folge, dass die gleichen
Voraussetzungen fur die Anwendbarkeit der Regelungen zur Umsetzung der Seveso-llI-
Richtlinie gelten sollen wie bei Wohngebauden, die keine Sonderbauten sind.

Die geénderte Gliederung der Sonderbauten in den Nummern 11 und 12 soll die Verweisung
in 8 70 Absatz 3 Satz 2 Nummer. 3 und damit die Anwendung der Regelungen erleichtern.

Durch die neue Nummer 12 werden sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen
eine eigene Sonderbau-Kategorie. Das Abstellen auf die Pflege entfallt an dieser Stelle, da
Sonderbauten, die der Pflege und Betreuung dienen, kiinftig abschlielRend durch Nummer 9
erfasst werden. Durch die angefiigte Ausnahme wird im Gegensatz zu Nummer 10 a.F.
klargestellt, dass Raume, in denen eine Tagespflege fir Kinder mit bis zu 10 Kindern
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durchgefuhrt wird, keine Sonderbauten sind. Diese stellen namlich keine erlaubnispflichtige
Tageseinrichtung nach SGB VIII dar, die vom Grundtatbestand erfasst werden.

Absatz 10 hebt hervor, dass sich die Legaldefinition der Strallenhéhe nur auf den
Anwendungsbereich der Landesbauordnung beschrankt. Gegebenenfalls abweichende
Bestimmungen in anderen Fachgesetzen (z.B. nach Straenrecht) bleiben hiervon unberihrt.

Absatz 14 Gbernimmt entsprechend der MBO-12 eine Begriffsdefinition der Barrierefreiheit,
die die Formulierung aus dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) aufgreift. Der Begriff
wird in den Einzelvorschriften § 39 Absatz 4 (Aufziige) sowie in 8§ 50 (Barrierefreies Bauen)
verwendet. Im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung schliel3t der Begriff der Barrierefreiheit
auch eine besondere bauliche oder organisatorische Vorsorge zur Selbst- und Fremdrettung
von Menschen mit Behinderungen mit ein.

Absatz 15 definiert entsprechend der MBO-16 wie bisher den Begriff ,Bauprodukt®. Zur
Klarstellung und zur Vereinheitlichung mit der Bauproduktenverordnung (BauPVO) - Artikel 2
Nummern 1 und 2 - ist der Begriff ,Bausatz® hinzugefigt worden. Ein ,Bausatz” ist ein
Bauprodukt, das von einem einzigen Hersteller als Satz von mindestens zwei getrennten
Komponenten, die zusammengefugt werden missen, um in das Bauwerk eingefiigt zu
werden, in Verkehr gebracht wird. Die Erganzung erfolgt aus Griinden der Vollstandigkeit, da
nach Artikel 2 Nummer 1 auch ein Bausatz ein Bauprodukt ist.

Das Zusammenfigen von Komponenten eines Bausatzes im Sinne des Absatzes 15 gilt nach
Absatz 16 nicht als Bauart.

Zu 8 3 — Allgemeine Anforderungen

§ 3 wird entsprechend der MBO-16 aufgrund der notwendigen Anderungen im
Bauproduktenrecht deutlich gestrafft und es verbleibt an dieser Stelle nur noch die
bauordnungsrechtliche ,Generalklausel* zur Gefahrenabwehr.

Satz 1 entspricht unverandert § 3 Absatz Satz 1 BremLBO-10.

o Der erweiterte Satz 2 stellt zun&chst unverandert klar, dass im Rahmen der
Anwendung der Generalklausel auch die Belange von Menschen mit Behinderung zu
bertcksichtigen sind. Auch in einem foderalen System haben die Lander aus den
Gesichtspunkten der Bundestreue eine Pflicht zur Umsetzung der von der Bundesrepublik
Deutschland eingegangenen, vélkerrechtlichen Verpflichtungen in Bezug auf die UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Diese ist Bestandteil der deutschen Rechtsordnung
und von den deutschen Behdrden und Gerichten in der Anwendung und Auslegung des
einfachen Rechts zu beachten.

. Der Grundsatz der sog. Volkerrechtsfreundlichkeit der deutschen Rechtsordnung
fuhrt jedoch nicht dazu, dass der UN-BRK eine absolute Geltung bzw. Wirkung zukommt. Sie
muss vielmehr im Zusammenspiel mit den jeweiligen nationalen Normen bzw. Vorschriften
ausgelegt werden. Dies wird auf das in der Generalklausel in Satz 2 unverandert bestehende
Rucksichtnahmegebot hinsichtlich der Belange von Menschen mit Behinderung klargestellt.
Diese Regelung fuhrt jedoch nicht dazu, dass samtliche bauliche Anlagen im
Anwendungsbereich der BremLBO nunmehr vollstandig barrierefrei sein missen. Bei der
Umsetzung in Landesrecht ist der VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu beachten.
Barrierefreiheit ist daher nur insoweit fur bauliche Anlagen herzustellen, wie es nach den
Regelungen des 8§ 39 Absatz 4, § 48 Absatz 2, § 50 und § 58 Absatz 4 erforderlich und
angemessen ist.

Ebenso werden in dem erweiterten Satz 2 nunmehr klarstellend die in Anhang | der BauPVO
enthaltenen Grundanforderungen in Bezug genommen. Die Verwendung des Wortes ,dabei”
zeigt an, dass die nationalen Schutzziele die Grundanforderungen mit umfassen, sie in der
Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen nach § 85 konkretisiert werden und sie
damit erfolgreich in der europaischen Normung eingebracht werden kénnen.
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Die Inhalte von Absatz 2 a.F. finden sich nun fiir die Bauarten in 8 16a Absatz 1 und fir die
Bauprodukte in § 16 b.

Der Inhalt von Absatz 3 a.F. findet sich in § 85 Absatz 1.
Der Inhalt von Absatz 4 a.F. findet sich nun in Absatz 1 Satz 3.

Die Bauarten nach Absatz 5 alF. werden aus dem Anwendungsbereich der
Gleichwertigkeitsklausel gestrichen. Die Gleichwertigkeitsklausel zielt darauf ab, mit dem Ziel
der Vollendung des européischen Binnenmarktes Produkte handelbar zu machen, die in einem
anderen Mitgliedstaat rechtmaRig entsprechend den dortigen Anforderungen in Verkehr
gebracht worden sind (s. VO (EU) Nummer 764/2008). Bauarten sind aber gerade keine
Produkte, die in Verkehr gebracht werden kénnen, deswegen ist ihre Einbeziehung in die
Gleichwertigkeitsklausel nicht sinnvoll. Im Hinblick auf die Bauprodukte findet sich die
Gleichwertigkeitsklausel nun in § 16 b Absatz 2.

Satz 3 stellt klar, dass diese Anforderungen auch fir die Beseitigung von Anlagen und
Nutzungsénderungen gelten.

Zu Teil 2 — Das Grundstiick und seine Bebauung

Zu 8 4 — Bebauung der Grundstliicke mit baulichen Anlagen

Absatz 1 entspricht § 4 Absatz 1 BremLBO-10, der Anwendungsbereich wird aber auch auf
die Anderung von Gebauden ausgedehnt.

Damit soll auf das Problem reagiert werden, dass es an vielen Stellen im Stadtgebiet
Grundstticke gibt, die baurechtlich nicht erschlossen sind, z.B. wenn festgesetzte 6ffentliche
Verkehrsflachen nicht hergestellt worden sind, aber darauf gleichwohl genehmigte bauliche
Anlagen errichtet wurden.

Dieser baurechtswidrige Zustand fuhrt in den unteren Bauaufsichtsbehorden zu Problemen,
wenn an bestehenden Gebauden genehmigungspflichtige Anderungen vorgenommen
werden sollen.

Die Eigentiimer auch bestehender Gebaude sind zukuinftig verpflichtet, auch nachtraglich
zunéchst eine gesicherte Erschlielung des Baugrundstiicks nachzuweisen, um eine
Genehmigungsfahigkeit fur die baulichen Veranderungen zu erreichen.

Absatz 2 Satz 1 wird von Gebauden auf bauliche Anlagen erweitert, um insbesondere auch
Werbeanlagen, die die Grundstiicksgrenze uberschreiten, in den Anwendungsbereich der
Vorschrift einbeziehen zu kdnnen.

Satz 2 und 3 sind neu und nehmen als Erleichterung fir den Bauherren Malinahmen der
Warmedammung einschlieRlich der Anderung betroffener Bauteile von der 6ffentlich-
rechtlichen Sicherungspflicht nach Satz 1 aus, sofern es sich um MalRRnahmen nach der
Energieeinsparverordnung in der jeweils geltenden Fassung handelt.

Diese Vorschrift dient korrespondierend zu der bereits seit dem 01.09.2009 bestehenden
privatrechtlichen Duldungsregelung des § 24a des Bremischen Ausflihrungsgesetzes zum
Birgerlichen Gesetzbuch (BremAGBGB, Brem.GBI.S.314) der weiteren Schaffung von
Rechtssicherheit. Hiernach ist es nunmehr auch aus baurechtlicher Sicht zuléssig, bei
genehmigten Gebauden, die zulassigerweise an der Grundstiicksgrenze errichtet wurden, die
Uberbauung der Grundstiicksgrenze zu gestatten, sofern durch MaRnahmen nachtraglicher
Warmedammung und in diesem Zusammenhang untergeordnete Bauteile auf das
Nachbargrundstiick tbergreifen.

Zu 8 5 — Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

§ 5 entspricht unverandert 8 5 BremLBO-10.
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Zu 8 6 — Abstandsflachen, Abstande
Die Absétze 1 bis 4 entsprechen unveréndert 8§ 6 Absatz 1 bis 5 BremLBO-10.

Absatz 5 regelt mit den S&tzen 1 bis 5 entsprechend dem bisherigen Recht die erforderlichen
Mindesttiefen der Abstandsflachen. Satz 6 wird aufgrund der Erfahrungen aus der
Genehmigungspraxis neu hinzugefiigt und eréffnet eine Abweichungsmaoglichkeit von der in
Satz 1 festgesetzten der Regelabstandstiefe 0,4 H auch ohne die ansonsten nach Satz 5
erforderliche Bauleitplanung. Um eine nach Absatz 3 unzulassige Uberdeckung der
Abstandsflachen zu vermeiden, kann eine geringere Abstandsflachentiefe nach § 67
zugelassen werden, wenn es sich um ein innerstadtisch dicht bebautes Gebiet handelt und
die durch Neubau / Ausbau oder Aufstockung erreichte Gebdudehdhe unter dem Aspekt der
Innenverdichtung noch als stéadtebaulich vertretbar eingestuft wird und mit den nachbarlichen
Belangen vereinbar ist. Hierzu zahlen neben dem Brandschutz auch Belange wie Belichtung,
Belliftung und der Sozialabstand. Die nachbarschiitzende Mindesttiefe nach Satz 4 von
2,50 Metern bleibt unberiihrt. Ein innerstadtisch dicht bebautes Gebiet liegt regelmafig in den
historischen Stadtkernen der Innenstadte und in den Stadtteilzentren vor. Diese wiederum
zeichnen sich durch eine hohe Bodenversiegelungsrate, sowie durch dichte und ggf. auch
hohe Bebauung mit engen Wechselbeziehungen zwischen den Gebauden aus. Die Nutzungen
sind regelmanig sehr vielfaltig und zwischen gewerblicher- und Wohnnutzung durchmischt.

Da die Uberpriifung der Abweichungsgriinde einer behérdlichen Entscheidung bedarf, ist vom
Bauherren entsprechend § 67 ein begriindeter Abweichungsantrag zu stellen.

Absatz 6 Nummer 2 ist ebenfalls neu und bezieht Aufschittungen und nicht tUberdachte
Terrassen in die Abstandsprivilegierung ein, soweit sie nicht mehr als 1,00 Meter Gber der
natlrlichen Gelandeoberflache angeordnet sind.

Diese Ho6henbeschrankung orientiert sich an ahnlichen vorhandenen Regelungen in den
Bauordnungen der Landern Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Nach
Rechtsprechung und Kommentierung (Vgl. Simon, Busse, Online-Kommentierung zu § 6
Absatz 1 Satz 2 BayBO und VGH Hessen, Urteil vom 22.02.2010, Az: 4 A 2410/08) ist davon
auszugehen, dass sowohl von Aufschiuttungen als auch von (oftmals darauf errichteten)
Terrassen, die nicht iberdacht sind, keine gebédudegleichen Wirkungen im Sinne des Absatzes
1 Satz 2 ausgehen. Sie sind deshalb in den Abstandsflachen von Gebauden und ohne eigenen
Grenzabstand zulassig, da der mit der Abstandsflachenregelung verbundene
Regelungszweck des Brandschutzes, der Belichtung und Beluftung nicht berdhrt wird. Auch
sind die typischerweise zu erwartenden Emissionen bei zu Wohnzwecken genutzten
Terrassen (Larm, Geruch, Rauch) von ihrer Art und Umfang noch nicht dazu geeignet, den
nachbarlichen Wohnfrieden (Sozialabstand) nachhaltig zu stéren.

Erganzend reagiert der Gesetzgeber damit auch auf eine seit Anfang 2014 in Anlehnung an
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG, Urteil vom 13.06.2005, Az: 4
B 27/05) geanderte Auffassung des Verwaltungsgerichtes Bremen, welches entgegen der
bisherigen langjahrigen Genehmigungspraxis eine direkt an das Hauptgebdude angebaute
Terrasse als der Hauptanlage zugehdérig einstuft, weil die im Haus stattfindende Wohnnutzung
dadurch erweitert werde und deshalb keine Nebenanlage im Sinne des § 14 BauNVO mehr
sei.

Um Terrassen als Teil der Hauptanlage zukinftig auch weiterhin ohne die ansonsten
notwendige Befreiung nach 8§ 31 Absatz 2 BauGB auch auf nicht Uberbaubarer
Grundstucksflache zulassen zu kénnen, werden sie ausdricklich in die Abstandsprivilegierung
des Absatzes 6 mit einbezogen.

Nummer 3 entspricht Nummer 3 a.F., bezieht aber aufgrund der in Nummer 2 dargestellten
Regelungsnotwendigkeit auch Uberdachte Terrassen in die bereits vorhandene
Abstandsprivilegierung fur Wintergéarten ein.

Die Ausweitungen auf Terrassen nach Nummer 2 oder Nummer 3 ist vor allem deshalb
vertretbar, da das bereits bestehende Wintergartenprivileg eine befestigte Grundflache

113

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



voraussetzt. Somit kénnen zukinftig sowohl Terrassen einschliellich mdglicher
Uberdachungen als auch wie bisher Wintergéarten, die nicht in offener Verbindung zu einem
Aufenthaltsraum stehen, als untergeordneter Teil der Hauptanlage nach § 23 Absatz 5 Satz 2
BauNVO entweder i.V.m. 8§ 6 Absatz 6 Nummer 2 oder Nummer 3 BremLBO-10 im Rahmen
einer stadtebaulichen Ermessensentscheidung auf nicht Uberbaubarer Flache zugelassen
werden. Fir diese Entscheidung ist jedoch in Verbindung mit einem Wohnungsbauvorhaben
die Durchfuhrung eines vereinfachten Genehmigungsverfahrens nach § 63 erforderlich.

Ein Grenzabstand von mindestens 2,50 Metern ist demnach bei Terrassen nach Satz 2
entsprechend dem bisherigen Recht nur einzuhalten, sofern eine Uberdachung /
Umagestaltung zum Wintergarten erfolgt.

Nummer 4 entspricht Nummer 2 a.F. und stellt klar, dass nur eingeschossige Erker von der
Abstandsprivilegierung erfasst sind. Mehrgeschossig durchgangige Erker, die mit den
jeweiligen Ra&umen in direkter Verbindung stehen, stellen nach Uberwiegender Ansicht in
Literatur und Rechtsprechung (Vgl. EZBK/Blechschmidt, 123. EL Oktober 2016, BauNVO § 23
Rn. 36-43.) eine Wohnraumerweiterung fir jedes Geschoss dar. Da es sich hierbei aus
planungsrechtlicher Sicht nicht mehr um ein untergeordnetes Geb&udeteil handelt, welches
Uber eine stadtebauliche Ermessensentscheidung nach § 23 Absatz 3 Satz 2 BauNVO oder §
23 Absatz 5 Satz 2 BauNVO zugelassen werden kann, sondern stattdessen eine Befreiung
nach 8§ 31 Absatz 2 BauGB bedarf, ist auch fiir mehrgeschossige Erker im Gegensatz zu
offenen Balkonen eine Abstandsprivilegierung nicht gerechtfertigt.

Nummer 5 wurde der MBO-12 folgend neu eingefligt. Dachaufbauten sind gedanklich wie ein
selbststandiges Gebaude zu betrachten. Die getrennt ermittelten Abstandsflachen werden
Ubereinander projiziert. Das fuhrt in der geschlossenen Bauweise dazu, dass flr
Dachaufbauten, die nicht an der (seitlichen) Grundstiicksgrenze errichtet werden, eine
Abweichung zu erteilen ist. Die vorstehende Regelung soll dies entbehrlich machen.

Absatz 7 fuhrt in Anpassung an die MBO-12 die bisherigen Regelungen des Absatzes 6
Nummer 4 und Absatz 6 Satz 3 BremLBO-10 zusammen. Im Hinblick auf die zunehmende
Bedeutung der Nutzung erneuerbarer Energien und das Erfordernis der Energieeinsparung
auch im Hinblick auf die Regelungen der EnEV sieht Satz 1 weiterhin eine
abstandsflachenrechtliche Privilegierung von MalRnahmen der Warmeddmmung und von
Solaranlagen an bestehenden Gebauden vor.

Hinsichtlich der Solaranlagen erfolgte die Formulierung in Parallelitat zur ebenfalls neu
gefassten Regelung der Verfahrensfreiheit in § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a. Daher
umfasst die Formulierung Solaranlagen ,an Gebauden“ auch Solaranlagen an Dachflachen.
Nicht erfasst sind jedoch die in 8 61 unter die Formulierung ,auf Dachflachen” fallenden
aufgestanderten Solaranlagen, weil sie insbesondere auch abstandsflachenrechtliche
Probleme aufwerfen kdnnen.

Hinsichtlich der MalRnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung ist das enge
Beziehungsgeflecht zum Bauplanungsrecht zu beachten. Da solche MalRnahmen im Hinblick
auf die bauplanungsrechtlichen Regelungen zur Uberbaubaren Grundsticksflache und zum
Mal3 der baulichen Nutzung in der Regel weiterhin einer Befreiung bedurfen, stellt die
bauordnungsrechtliche Privilegierung im Hinblick auf die Abstandsflachen nur einen ersten
Schritt  zur Vereinfachung des Verfahrens bei MalBnahmen der nachtraglichen
Warmedammung dar.

Die Voraussetzungen der Nummern 1 und 2, an welche die abstandsflachenrechtliche
Privilegierung gebunden ist, tragen mit dem Mindestabstand von 2,50 m den Interessen des
Nachbarn ausreichend Rechnung und ermdglichen mit einer Starke von 25 cm nach
bisherigen Erkenntnissen ein optimales Dammergebnis, da Ublicherweise bei Sanierungen
Dammungen zwischen 10 und 15 cm aufgetragen werden und zur Erreichung eines
Passivhausstandards i.d.R. bereits 20 cm ausreichen.

Satz 2 stellt klar, dass auch bei geringerem Abstand als 2,50 m zur Nachbargrenze im
Einzelfall die Erteilung einer Abweichung nach § 67 Absatz 1 Satz 1 BremLBO mdglich bleibt.
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Absatz 8 entspricht im Wesentlichen unverandert § 6 Absatz 7 BremLBO-10.

In Satz 1 Nummer 1 wird eine erganzende Klarstellung Ubernommen, dass hinsichtlich der
Abstandsprivilegierung die Gesamtlange von Garagen und Geb&auden ohne Aufenthaltsrdume
und Feuerstatten (...) je Grundsticksgrenze 9,00 m betragt, wobei Dachiberstdande und
Gesimse von insgesamt nicht mehr als 0,50 Meter unberiicksichtigt bleiben. Nach einem Urteil
des VG Bremen vom 13.05.2015, Az. 1 K 798/12 kdnnen Dachiiberstédnde bei der Berechnung
der Gesamtlange solcher baulichen Anlagen nicht unberticksichtigt bleiben, sofern sie die
Geringfugigkeitsschwelle Uberschreiten. Anderenfalls ware eine nicht unerhebliche
Ausweitung der Gesamtlange mdglich, was zu einer Beeintrdchtigung nachbarlicher Belange
fuhren konnte.

Zu 8 7 — Teilung von Grundstiicken
§ 7 entspricht unverandert 8 7 BremLBO-10.

Zu 8 8 — Nicht Uiberbaute Fldchen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielflachen
§ 8 Absatz 1 und 2 entsprechen unverandert 8§ 8 Absatz 1 und 2 BremLBO-10.

Absatz 3 Satz 2 wird sprachlich an der Formulierung in der MBO-12 ausgerichtet. Die
bisherigen Ausnahmetatbestande, welche dort bislang in numerischer Folge genannt waren,
werden in einem zusammenfiihrenden Flie3text wie folgt Ubergeleitet:

Nummer 1 a.F. (vor dem 15. Januar 1973 genehmigte Wohnungen) entféllt, da ein langeres
Festhalten an der Ubergangsfrist nicht mehr vertretbar ist und somit bei
genehmigungspflichtigen Anderungen im Bestand die Kinderspielflache entweder herzustellen
oder abzulésen ist.

Nummer 2 a.F. (Einraumwohnungen mit héchstens 40 m2 Wohnflache) wird als klarstellende
Einstiegsschwelle weiterhin genannt und Nummer 4 (Wohnungen mit einer besonderen
Zweckbestimmung, in denen Kinder Ublicherweise nicht wohnen) bleibt, redaktionell
entsprechend der MBO-2012 umbenannt, im Tatbestand ,Art und Lage der Wohnung"
erhalten.

Nummer 3 (Wohnungen in Geb&uden mit dem Erscheinungsbild und der Nutzung von
Einfamilienhdusern, wenn deren Aufenthaltsraume einen unmittelbaren Zugang zu einer zum
Spielen geeigneten und der ausschlie3lichen Verfligung des Wohnungsinhabers unterliegen
Gartenflache haben) entféllt, da sich bei Reihenhauszeilen der Trend verfestigt, dass
insbesondere bei bevorzugter WEG-Teilung durch den Bauherren die verfigbaren
Gartenflachen je Eigentimer zunehmend kleiner werden (Hausgrundstiicke < 250 m?). Eine
Beibehaltung der Befreiung ist somit nicht mehr zeitgemal, da auf dem verbleibenden
Sondereigentum die verbleibende Gartenflache (sog. ,Handtuchgarten®) zur Aufstellung von
Spielgeraten oft nicht mehr ausreichend ist.

Die erforderliche Kinderspielflache ist also in unmittelbarer N&he entweder auf dem
Baugrundstiick oder einem anderen geeigneten Grundstiick als private Gemeinschaftsanlage
herzustellen oder es ist eine vorhandene Gemeinschaftsanlage zu erganzen. Damit die
Spielflachen fur Kleinkinder schnell und méglichst gefahrlos erreichbar sind, soll die maximale
Entfernung der Kinderspielflache von der Grenze des Baugrundstiickes 100 m nicht
Uberschreiten.

Absatz 4 Satz 1 ermdglicht eine Ablosung zukinftig auch fur den Fall, dass neben der
Unmaglichkeit der Kinderspielplatz nur unter grof3en Schwierigkeiten auf dem Baugrundsttick
hergestellt werden kann. Dies ist z.B. der Fall, wenn die Kinderspielflache bei begrenzter
Gartenflache nur in einer unglinstigen Lage hergestellt werden kann (z.B. Verschattung,
Immissionen, erschwerte Zuganglichkeit, Nutzungskonflikte mit Nebenanlagen) und es
deshalb sinnvoller erscheint, auf die Kinderspielfliche auf dem Baugrundstiick zu verzichten.
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Stattdessen ist die Verpflichtung zur Herstellung durch Zahlung eines Geldbetrages fir die
Errichtung, Gestaltung und Unterhaltung von (6ffentlichen) Kinderspielméglichkeiten an die
Gemeinde zu erfilllen. Die unmittelbare Nahe einer offentlichen Spielplatzflache entbindet
hingegen nicht von der Verpflichtung zur Realherstellung der privaten Spielplatzflache, der
Bauherr kann in diesem Fall jedoch nach Satz 2 das Instrument der Ablésung wahlen, wenn
die Entfernung von der Grundstiicksgrenze nicht mehr als 100 m betréagt.

Uber die Zulassigkeit hat die Bauaufsichtsbehérde durch Erteilung einer Abweichung nach
§ 67 BremLBO zu entscheiden.

Mit dieser Regelung wird dem allgemeinen VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz dergestalt
Rechnung getragen, dass nunmehr innerhalb der Prifung dieser Norm auf atypische
Sachverhalte eingegangen werden kann. Nutzungskonflikte mit Stellplatzen sind hingegen im
Regelfall kein Abldsungsgrund, da diese nach § 10 Absatz 3 Stellplatzortsgesetz Bremen so
angeordnet und hergestellt sein missen, dass sie die Anlage von privaten Kinderspielflachen
nicht verhindern.

Satz 2 a.F. entféllt, da eine Ausweitung der Ermachtigungsgrundlage des § 86 Absatz 1
Nummer 3 es zukunftig den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ermdglicht, im
Rahmen der jeweiligen o6rtlichen Bauvorschrift (Kinderspielflachenortsgesetze) auch tber die
Hohe und Verwendung von Ablésungsbetragen zu entscheiden.

Zu Teil 3 - Bauliche Anlagen

Zu Abschnitt 1 — Gestaltung

Zu 8 9 — Gestaltung
8§ 9 entspricht unverandert 8 9 BremLBO-10.
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Zu 8 10 — Anlagen der AuRenwerbung, Automaten
8§ 10 Absatz 1 entspricht unverandert 8§ 10 Absatz 1 BremLBO-10.

Absatz 2 Satz 1 entspricht Satz 1 a.F. und nimmt mit Bezug auf das bauordnungsrechtliche
Prufprogramm nach § 64 zur Konkretisierung gestalterischer Anforderungen die erganzende
Einschrankung aus § 13 Absatz 2 Satz 1 BremLBO-03 wieder auf, wonach Werbeanlagen von
den Gebaudekanten mindestens 1,00 Meter entfernt sein missen.

Die Satze 2 und 3 entsprechen unverédndert den Satzen 2 und 3 a.F..

Als ergédnzend zu prifende bauordnungsrechtliche Anforderungen fur Werbeanlagen wird
insbesondere auf die Vorschriften zur Gestaltung (8 9) und die Verkehrssicherheit (8 16 Absatz
2) hingewiesen.

Die Voraussetzung, dass Werbeanlagen am beantragten Standort durch Faktoren wie Grol3e,
Lichtstarke oder Betriebsweise nicht erheblich belastigen dirfen, ist bereits Gegenstand der
planungsrechtlichen Prifung. Eine unzumutbare Immissionsbelastung am beantragten
Standort wirde somit bereits zu einer Unzulassigkeit im Einzelfall nach 8§ 15 Absatz 1
Baunutzungsverordnung fuhren.

Die Abséatze 3 bis 6 bleiben gegentber der BremLBO-10 unverandert.

Zu Abschnitt 2 — Allgemeine Anforderungen an die Bauausfithrung

Zu 8 11 — Baustelle

§ 11 entspricht unverandert 8 11 BremLBO-10. Es soll aber bereits darauf hingewiesen
werden, dass perspektivisch eine Anpassung der Bauvorlagenverordnung (BremBauVorlVO)
an die novellierte Landesbauordnung erfolgen wird. Innerhalb der Anpassung der
Bauvorlagenverordnung soll unter anderem erfasst werden, dass ab deren Neufassung ein
Baustelleneinrichtungsplan und ein Baustellenablaufplan eingefordert werden soll, sofern
offentliche Verkehrsflachen von den Baumal3inahmen betroffen sind. Diese sollen dann bei
Verfahren nach § 64 der zusténdigen Stral3enverkehrsbehérde zur Kenntnis gebracht und dort
gepruft werden. Dies ergibt sich daraus, dass zum einen Uberwachungs- und
Koordinierungsbedarfe bei der Einrichtung von Baustellen insbesondere im o6ffentlichen
Verkehrsraum vorhanden sind und dass zudem im Rechtsvollzug Kommunikationsdefizite
zwischen den Bauaufsichtsbehdrden und der zustandigen StraRenverkehrsbehérde bestehen.

Zu 8 12 — Standsicherheit
8 12 entspricht unverandert § 12 BremLBO-10.

Zu 8§ 13 — Schutz gegen schédliche Einflisse
Absatz 1 entspricht unverandert 8 13 Absatz 1 BremLBO-10.

Absatz 2 nennt wie bisher diejenigen Anforderungen, die der Entwurfsverfasser bei der
Erstellung des Entwurfs verpflichtend berlicksichtigen muss, um zu klaren, ob das
Baugrundstick aufgrund seiner Lage Uberhaupt flr eine Bebauung geeignet ist.

Da der Regelungszweck der Vorschrift um die Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie in
nationales Recht erweitert wird, werden die jeweiligen Anforderungen nun nummeriert
aufgefihrt:

Nummer 1 verpflichtet den Entwurfsverfasser unveréndert, der fir den Bodenschutz
zustandigen Stelle die zu diesem Zweck erforderlichen Angaben Uber das geplante Vorhaben
Zu Ubermitteln.
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Nummer 2 Buchstabe a erfordert wie bisher mit den Bauvorlagen Angaben Uber eine
mogliche Sondierungspflicht nach 8 5 des Gesetzes zur Verhitung von Schéden durch
Kampfmittel.

Buchstabe b ist neu und dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 (ABI. 212 L 197) zur Beherrschung der Gefahren
schwerer Unfélle mit gefahrlichen Stoffen (im Folgenden: Seveso-llI-Richtlinie), zur Anderung
und anschlielenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG vom 09.12.1996 (Seveso-lI-
Richtlinie).

Nach Artikel 13 Absatz 2 der Seveso-llI-Richtlinie haben die Mitgliedstaaten dafir zu sorgen,
dass zwischen Betrieben, in denen mit gefahrlichen Stoffen umgegangen wird (sog.
Storfallbetriebe) einerseits und schutzbedirftigen Nutzungen, wie z.B. Wohngebieten,
offentlich genutzten Gebauden, Gebieten und Erholungsgebieten andererseits ein
angemessener Sicherheitsabstand gewahrt bleibt, wenn diese Ansiedlungen oder
Entwicklungen Ursache von schweren Unféllen sein oder das Risiko eines schweren Unfalls
vergroRern oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern kdnnen. Hinsichtlich einer
ausfihrlichen Erlauterung, welche Vorhaben als schutzwurdige Nutzungen einzustufen sind,
wird auf die Begriindung zu § 70 Absatz 3 Satz 2 Nummern 1 bis 3 verwiesen.

Der Bauherr wird deshalb bereits mit Einreichung des Bauantrages zur Auskunft verpflichtet,
ob es sich bei dem beantragten Vorhaben um eine schutzwirdige Nutzung handelt, die
entweder innerhalb eines Achtungsabstandes oder des zu ermittelnden angemessenen
Sicherheitsabstandes um einen Betriebsbereich eines Storfallbetriebes im Sinne des § 3
Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) liegt.

Liegt eine diesbeziigliche Betroffenheit vor, ist Uber die planungsrechtliche Zulassigkeit im
Rahmen einer besonderen Risikoabwégung sozio6konomischer Faktoren durch die untere
Bauaufsichtsbehérde zu entscheiden.

Bei der Beurteilung, ob die vorstehend genannten Unfallrisiken bestehen, kommt es nicht nur
auf die von einem Betriebsbereich ausgehenden Gefahren an. Zu bertcksichtigen sind auch
vorhabenspezifische Faktoren wie die Zunahme der Zahl der mdglicherweise betroffenen
Personen, Schutzmafinahmen an der schutzwirdigen Bebauung oder die besondere
Gefahrdung oder Schutzbedurftigkeit der betroffenen Personen.

In  Nachbarschaft eines Storfallbetriebes hat ein Neuansiedlungsvorhaben auf die
europarechtlichen Anforderungen des Storfallschutzes und die Belange des Storfallbetriebes
Rucksicht zu nehmen. Als schutzbedurftige Nutzungen werden im Sinne der Richtlinie im
Wesentlichen Wohngebiete und 6ffentlich genutzte Gebaude und Gebiete eingestuft, fur die
das Abstandsgebot zu beriicksichtigen ist.

Der abstrakte Achtungsabstand ergibt sich nach den Leitfaden der Kommission fir
Anlagensicherheit (KAS), insbesondere nach Ziffer 3.1 KAS 18 (Leitfaden Empfehlung fiir
Abstande zwischen Betriebsbereichen nach der Stérfall-Verordnung und schutzbedurftigen
Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung) oder KAS 32 (Arbeitshilfe Szenarien spezifische
Fragestellungen zum Leitfaden KAS-18) und dient der Umsetzung des § 50 BImSchG, wonach
der erforderliche Abstand bereits bei der Bauleitplanung zu berlcksichtigen ist.

Der Achtungsabstand dient allerdings nur einer ersten Abschatzung des
Gefahrdungspotentials des Storfallbetriebes und beriicksichtigt regelmafRig nicht die
Besonderheiten des jeweiligen Betriebsbereichs und seiner Umgebung.

Wird der Achtungsabstand eingehalten, kann regelmafRig davon ausgegangen werden, dass
durch die Ansiedlung der schutzbediirftigen Nutzung das Risiko eines schweren Unfalls weder
vergroRRert noch die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmert werden.

Unter Berticksichtigung der konkreten Verhaltnisse des Betriebsbereichs wie Umgang mit den
gefahrlichen Stoffen im Produktionsprozess, technische Mal3nahmen zur Verminderung des
Unfallrisikos oder zur weiteren Begrenzung mdglicher Unfallfolgen oder Mdglichkeiten des
Einsatzes von Hilfskraften sind in den meisten Fallen auch deutlich geringere Abstande nétig,
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die Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a Seveso-llI-Richtlinie als angemessene
Sicherheitsabstéande bezeichnet.

Zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands sind regelmaRig Gutachten
erforderlich, die im Regelfall vom Bauherrn vorzulegen sind. Hierzu ist ein Sachverstandiger
auf der Grundlage des § 29a BImSchG zu beauftragen. Da diese Gutachten haufig zu
Zeitverlusten fuohren und erhebliche Kosten verursachen, kdnnen sie bei berechtigtem
offentlichem Interesse auch durch die Gemeinden in Auftrag gegeben werden. Liegen
derartige Gutachten vor, kann bei Einhaltung der sich daraus ergebenden angemessenen
Sicherheitsabstande ebenfalls davon ausgegangen werden, dass die Anforderungen der
Seveso-llI-Richtlinie eingehalten sind.

Der angemessene Sicherheitsabstand verkleinert aufgrund der Bericksichtigung der
konkreten Verhdltnisse i.d.R. den Achtungsabstand und dient dazu, die Folgen schwerer
Unfélle mit gefahrlichen Stoffen fur Wohngebiete und 6ffentlich genutzte Geb&ude zu
begrenzen. Er definiert sich nach den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG,
Urteil vom 20. Dezember 2012 — 4 C 11/11 —, BVerwGE 145, 290-305) einzelfallbezogen
-anhand aller relevanten storfallspezifischen Faktoren®.

Sofern aber eine Ermittlung der Achtungs- und angemessenen Abstande fir das jeweils
betroffene Gebiet innerhalb des Bebauungsplanaufstellungsverfahrens geschehen ist, wovon
perspektivisch bei immer mehr Bebauungsplanen ausgegangen werden kann, ist eine
konkrete Untersuchung und Bestimmung der relevanten Abstédnde anhand der genannten
Kriterien am Einzelvorhaben im Baugenehmigungsverfahren nicht mehr erforderlich. Dies wird
in 8 70 Absatz 3 Satz 3 klargestellt, kann aber erst als Ergebnis der behdrdlichen Prifung
festgestellt werden und somit darf diese Entscheidung nicht dem Bauherren Uberlassen
werden.

Damit der Bauherr bereits mit Stellung des Bauantrages die nach § 13 Absatz 2 Nummer 2
Buchstabe b erforderliche Einstufung vornehmen kann, macht die Immissionsschutzbehérde
den Achtungsabstandsabstand und - sofern bereits ermittelt - den angemessenen
Sicherheitsabstand entsprechend § 2 Absatz 2 des Bremischen Verkiindungsgesetzes vom
18. September 2012 (Brem.GBI. S. 409) im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen in der
jeweils aktuellen Fassung bekannt. Erganzend wird das Kartenmaterial nebst erganzenden
Informationen zu Standorten und Absténden zu den jeweiligen Betriebsbereichen auch auf der
Internetprasenz der zustandigen Behorden verdéffentlicht.

Sofern vorhabenbezogen noch kein angemessener Sicherheitsabstand bestimmt und von der
Immissionsschutzbehdrde veroéffentlicht wurde, ist zunéachst der Achtungsabstand nach KAS-
18 als Grundlage fir die weitere Beurteilung im baurechtlichen Verfahren heranzuziehen.

Werden die bekanntgemachten Abstande durch das geplanten Bauvorhaben unterschritten,
ist durch die Bauaufsichtsbehdrde im Baugenehmigungsverfahren nach 88 63 oder 64 im
Rahmen der planungsrechtlichen Prifung nach Abwagung zuséatzlicher soziobkonomischer
Faktoren zu entscheiden, ob das Vorhaben am beantragten Standort trotzdem zugelassen
werden kann. Der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung wird entsprechend den
Ausfuhrungen zu 8§ 62 eingeschrankt.

Wegen der besonderen Kenntnisse der Gewerbeaufsicht als  zustandige
Immissionsschutzbehdrde werden diese im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens
entsprechend & 69 Absatz 1 Nummer 2 um Stellungnahme hinsichtlich der
Vorhabenzulassung gebeten. Bei der Mitteilung der Immissionsschutzbehorde handelt es sich
jedoch nicht um einen isoliert anfechtbaren Verwaltungsakt, sondern um eine behdrdliche
Auskunft dariiber, ob der zustandigen Immissionsschutzbehérde aufgrund eigener
Ermittlungen, vorgelegter Gutachten oder in sonstiger Weise Kenntnisse vorliegen, dass der
angemessene Abstand eingehalten ist. Nach Wdirdigung der Stellungnahme der
Gewerbeaufsicht entscheidet die untere Bauaufsichtsbehodrde abschlieRend darliber, ob das
beantragte Vorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes zugelassen werden
kann.
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Auf die erganzende Durchfiihrungspflicht eines Offentlichkeitsbeteiligungsverfahrens nach
§ 70 Absatz 3 und die entsprechenden Ausfihrungen in der Begriindung wird hingewiesen.

Zu 8 14 — Brandschutz
§ 14 entspricht unverandert § 14 BremLBO-10.

Zu 8 15 — Warme-, Schall-, Erschitterungsschutz
§ 15 entspricht unverandert § 15 BremLBO-10.

Zu 8 16 — Verkehrssicherheit
§ 16 entspricht unverandert 8 16 BremLBO-10.

Zu 8 16a — Bauarten

Die Bestimmungen zu den Bauarten wurden aus 8 3 Absatz 2 sowie Abschnitt 3, der im
Wesentlichen Regelungen zu den Bauprodukten enthélt, in den Abschnitt 2 verschoben.
Dieser regelt allgemeine Anforderungen an die Bauausfuhrung. Da es sich bei den Bauarten
um Regelungen fur die Ausfiihrung des Baus, ndmlich fur die Tatigkeit des Zusammenfligens
von Bauprodukten handelt, und nicht um Anforderungen an Bauprodukte, sollten sie zur
Wahrung des Sachzusammenhangs im Abschnitt 2 verortet sein.

Absatz 1 enthalt die grundsatzliche Bestimmung fur die Anwendbarkeit von Bauarten, die
friher in 8 3 Absatz 2 a.F. enthalten war. Bauarten, die Technischen Baubestimmungen nach
§ 85 Absatz 2 Nummer 2 entsprechen oder fiir die allgemeine Regeln der Technik existieren,
kénnen ohne eine weitere behdrdliche Genehmigung angewendet werden und zwar auch
dann, wenn sie von diesen nicht wesentlich abweichen.

Nach Absatz 2 bedirfen anknipfend an § 21 Absatz 1 a.F. Bauarten, die von den Technischen
Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 Buchstabe a) wesentlich
abweichen oder fur die allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht existieren, einer
Bauartgenehmigung. Der Begriff ,Genehmigung“ verdeutlicht den Sachzusammenhang mit
der Ausfihrung der baulichen Anlage. Die Bauartgenehmigung gibt es als allgemeine
(Nummer 1) und vorhabenbezogene (Nummer 2). Hinsichtlich des Verfahrens zur Erteilung
der Bauartgenehmigung wird auf § 18 Absatze 2 und 4 bis 7 (allgemeine bauaufsichtliche
Zulassung) verwiesen, die entsprechend anzuwenden sind.

Gemal3 Absatz 3 genigt in bestimmten Fallen anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung
ein allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis fir Bauarten; die entsprechenden Bauarten
werden in der Verwaltungsvorschrift nach § 85 bekanntgemacht. Hinsichtlich des Verfahrens
wird auf 8§ 19 Absatz 2 verwiesen, der entsprechend anzuwenden ist.

Absatz 4 enthalt den friheren 8§ 21 Absatz 2 BremLBO-10.

Absatz 5 sieht vor, dass Bauarten einer Ubereinstimmungsbestétigung bediirfen. Hinsichtlich
des Verfahrens ist 8 21 Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

Absatz 6 ubernimmt die Regelung aus 8 17 Absatz 5 BremLBO-10 fiur die Bauarten und
erlaubt so, fir alle Bauarten bestimmte Zusatzanforderungen bezlglich der Qualifikation der
Anwender in der Bauartgenehmigung oder einer Rechtsverordnung festzulegen.

Absatz 7 Gbernimmt die Regelung aus § 17 Absatz 6 BremLBO-10 fur Bauarten.

Zu Abschnitt 3 — Bauprodukte
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Zu 8 16b — Allgemeine Anforderungen fir die Verwendung von Bauprodukten

Absatz 1 enthalt die bislang in 8 3 Absatz 2 a.F. enthaltene grundlegende Vorschrift fur die
Verwendung von Bauprodukten. Sie ist hier, als einleitende Vorschrift des Abschnittes zu den
Bauprodukten, systematisch sinnvoller verortet.

Bauprodukte, die die Anforderungen des 8§ 16b erfullen, dirfen verwendet werden, soweit die
Vorschriften der 88 16c¢ ff. und § 85 nicht weitere Anforderungen stellen.

So miuissen Bauprodukte, fur die es Technische Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2
Nummer 3 gibt und die mit diesen Ubereinstimmen oder von diesen nicht wesentlich
abweichen, aufgrund von § 85 Absatz 1 Satz 2 (,Die Technischen Baubestimmungen sind zu
beachten.”) mit den besagten Technischen Baubestimmungen Ubereinstimmen; aul3erdem
bediirfen sie der Ubereinstimmungsbestatigung (8 21).

CE-gekennzeichnete Bauprodukte diirfen nach MalRgabe des § 16¢ verwendet werden.
Die in § 17 Absatz 1 genannten Produktgruppen bedurfen eines Verwendbarkeitsnachweises.

Hingegen dirfen Bauprodukte, fiir die es allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt, die
jedoch nicht als Technische Baubestimmungen bekanntgemacht worden sind, unmittelbar auf
Grundlage von 8 16b verwendet werden, d.h. ohne Verwendbarkeitsnachweis und ohne
Ubereinstimmungsbestatigung, gleichgiiltig, ob sie diesen Regeln entsprechen oder von ihnen
abweichen (8§ 17 Absatz 2 Nummer 1; dies sind die ehemals als ,sonstige* bezeichneten
Bauprodukte). Dies gilt auch dann, wenn sie von Bedeutung fiur die Erfallung der
Anforderungen aus 8 3 sind. In einem solchen Fall kann es n&mlich sein, dass die Erfiillung
der Anforderungen bereits durch ein anderes Regelsetzungs- und Zertifizierungssystem
abgedeckt sind und deshalb bewusst auf die Bekanntmachung der allgemein anerkannten
Regel der Technik als Technische Baubestimmung verzichtet wird.

Ebenso dirfen in unmittelbarer Anwendung von § 16b Bauprodukte verwendet werden, fiir die
es zwar keine Technische Baubestimmung oder allgemein anerkannte Regel der Technik gibt,
die aber auch nicht fur die Erfullung der Anforderungen nach § 3 von Bedeutung sind.

Wird gegen § 16b verstol3en, so kann die Bauaufsichtsbehdrde aufgrund von § 78 Absatz 1
Satz 1 einschreiten, wobei aus Verhaltnismaiigkeitsgesichtspunkten auf dieser Grundlage
auch mildere Mittel als die Einstellung der Arbeiten eingesetzt werden koénnen, also z.B. die
Untersagung der Verwendung von Bauprodukten im konkreten Fall.

Absatz 2 regelt die Anerkennung von Bauprodukten, die den Vorschriften anderer
Mitgliedsstaaten des EWR entsprechen. Diese Regelung fand sich bislang mit im
Wesentlichen demselben Wortlaut in § 3 Absatz 5 BremLBO-10.

Zu 8 16¢c — Anforderungen fiir die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauprodukten

§ 16¢ regelt die Voraussetzungen fur die Verwendung von Bauprodukten, die die CE-
Kennzeichnung tragen.

Dabei ist Satz 1 eng an die Formulierung des Artikels 8 Absatz 4 BauPVO angelehnt. Er stellt
das rechtliche Scharnier zwischen den erklarten Leistungen eines Produkts und den
spezifischen Anforderungen, die sich flr einen bestimmten Verwendungszweck
bauwerksseitig ergeben, dar. Die bauwerksseitigen Anforderungen ergeben sich aus dem
Gesetz und den aufgrund des Gesetzes erlassenen Vorschriften, z.B. aus den
Sonderbauvorschriften und den Technischen Baubestimmungen.

Der MBO-16 folgend macht sich die BremLBO dabei den Ansatz der BauPVO zu eigen,
nachdem die CE-Kennzeichnung nicht die Brauchbarkeit des Bauprodukts oder seine
Ubereinstimmung mit den Vorgaben der harmonisierten technischen Spezifikation belegt,
sondern lediglich die nach den Vorgaben der harmonisierten technischen Spezifikation
festgestellte Konformitat des Bauprodukts mit der erklarten Leistung. Aus der Regelung ergibt
sich, dass das Bauprodukt verwendet werden darf, wenn die erklarten Leistungen den
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Anforderungen entsprechen. Dabei missen alle Leistungen erklart sein, die erforderlich sind,
um zu beurteilen, ob die Anforderungen, und zwar alle durch und aufgrund der BremLBO
gestellten bauwerksseitigen Anforderungen, erftillt sind.

Es ist Aufgabe der am Bau Beteiligten, sicherzustellen, dass die fiir ein Bauprodukt erklarten
Leistungen ausreichend sind, um die Anforderungen zu erfillen, die sich fiir die Bauprodukte
aus den Bauwerksanforderungen ergeben. Erreichen die erklarten Leistungen nicht (alle) das
Anforderungsniveau, weichen die Randbedingungen, unter denen die Bauprodukte verwendet
werden, von den in der harmonisierten technischen Spezifikation vorgesehenen
Randbedingungen ab oder sind zu bestimmten Merkmalen, die sich im konkreten
Verwendungszusammenhang auf die Erfullung der Anforderungen auswirken, keine
Leistungen ausgewiesen, so mussen die am Bau Beteiligten entscheiden, ob die Defizite so
gering sind, dass von der Erfillung der Bauwerksanforderungen trotzdem ausgegangen
werden kann; in diesem Fall kann das Bauprodukt trotzdem verwendet werden, dies entspricht
der nicht wesentlichen Abweichung fiir Bauprodukte, die nicht in den Anwendungsbereich des
§ 16 c fallen.

Der Leistungserklarung kann eine harmonisierte europaische Norm (hEN) oder eine
Europaische Technische Bewertung zugrunde liegen (ETB). Insbesondere kann der Hersteller
bei Produkten, die in den Anwendungsbereich einer hEN fallen, dann eine ETB beantragen,
wenn die hEN es ihm nicht ermdglicht, die Leistungen so zu erklaren, dass beurteilt werden
kann, ob sie den Bauwerksanforderungen entsprechen (Artikel 19 EU-BauPVO); er ist hierzu
aber nicht verpflichtet.

Liegt im Hinblick auf die zu erfullenden Bauwerksanforderungen keine ausreichende
Leistungserklarung vor, so kann das Bauprodukt nicht aufgrund von 8§ 16c verwendet werden.
Aus § 16c Satz 2 ergibt sich, welche Vorschriften aus europarechtlichen Gesichtspunkten, wie
sie sich insbesondere aus dem Urteil des EuGH in der Rechtssache C-100/13 ergeben, fir
Bauprodukte, die eine CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 305/2011
tragen, unangewendet bleiben mussen. Insbesondere dirfen fiur solche Produkte keine
Verwendbarkeitsnachweise und Ubereinstimmungsbestatigungen gefordert werden.

Vielmehr muss die Bauaufsichtsbehérde im Einzelfall unter Berticksichtigung der materiellen
Anforderungen des 8§ 16b entscheiden, ob ggf. eine ordnungsbehérdliche Malinahme (z.B. die
Einstellung von Arbeiten nach § 78 Absatz 1) erforderlich ist.

Zu 8 17 — Verwendbarkeitsnachweise

§ 17 regelt nicht mehr positiv und abschlie3end, wie 8§ 17 a.F. welche Bauprodukte verwendet
werden dirfen (siehe hierzu oben § 16b), sondern nur noch die Félle, in denen ein
Verwendbarkeitsnachweis erforderlich ist.

In Absatz 1 wird geregelt, in welchen Fallen die in den 88 18 - 20 aufgeflihrten
Verwendbarkeitsnachweise  (allgemeine  bauaufsichtliche  Zulassung, allgemeines
bauaufsichtliches Priufzeugnis, Zustimmung im Einzelfall) erforderlich sind. Deshalb entfallt
Absatz 3 a.F.. Die Vorschrift des § 85 Absatz 1 enthalt die Erméachtigung, im Rahmen einer
Verwaltungsvorschrift, durch Technische Baubestimmungen die Anforderungen an das
Bauwerk zu konkretisieren.

Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nach Nummer 1 erforderlich, wenn es keine Technische
Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel der Technik gibt.

Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nach Nummer 2 auch dann erforderlich, wenn von einer der
auf der Grundlage von 885 Absatz 2 Nummer 3 bekannt gemachten Technischen
Baubestimmung wesentlich abgewichen wird.

Die Regelung in Nummer 3 entspricht in Verbindung mit 8§ 84 Absatz 4a dem alten § 17 Absatz
4.
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Absatz 2 enthalt zwei Ausnahmen zu den in Absatz 1 geregelten Fallen. Nummer 1 stellt klar,
dass ein Verwendbarkeitsnachweis nicht erforderlich ist, wenn eine allgemein anerkannte
Regel der Technik existiert, auch wenn das Bauprodukt von dieser abweicht. Dann kann das
Bauprodukt aufgrund von § 16b verwendet werden. Gem&R Nummer 2 sind allgemein
Verwendbarkeitsnachweise nicht erforderlich fir Bauprodukte, die nur eine untergeordnete
Bedeutung fir die Erfullung der Anforderungen dieses oder aufgrund dieses Gesetzes haben.

Nach Absatz 3 kdnnen in der hier vorgesehenen Liste konnen die Bauprodukte aufgefiihrt
werden, fir die es weder Technische Baubestimmungen noch allgemein anerkannte Regeln
der Technik gibt und die fur die Erfillung der Anforderungen nach 8 3 nicht von Bedeutung
sind (bisher Liste C). AuRerdem kdnnen Bauprodukte in diese Liste aufgenommen werden, die
fur die Erfillung der Anforderungen nach 8§ 3 von Bedeutung sind, fur die es allgemein
anerkannte Regeln der Technik gibt (auch wenn sie von diesen ggf. abweichen) und die
ausreichend durch andere Zertifizierungs-/Zulassungssysteme abgedeckt sind (bisher
»sonstige Bauprodukte). Die Liste soll den am Bau Beteiligten zur Klarstellung dienen.

Absatz 4 entspricht unverandert Absatz 8 BremLBO-10.

Zu 8 18 — Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

Aus § 17 Absatz 1 geht hervor, unter welchen Voraussetzungen ein Verwendbarkeitsnachweis
erforderlich ist. Auf diese Regelung wird in Absatz 1 konkretisierend Bezug genommen. Im
Ubrigen ist die Vorschrift unveréndert.

Absatz 2 bis 7 entsprechen unverandert § 18 Absatz 2 bis 7 BremLBO-10.

Zu 8 19 — Allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis

Absatz 1 Satz 1 betrifft Produkte, fur die es Technische Baubestimmungen oder allgemein
anerkannte Regeln der Technik nicht oder nicht fur alle Anforderungen gibt und die hinsichtlich
dieser Anforderungen nach allgemein anerkannten Prifverfahren beurteilt werden kdnnen
(bisher BRL A Teil 2 Abschnitt 2). Nummer 1 a.F. ist entfallen, weil Produkte, die fiir die Erflllung
der Anforderungen nach § 3 nicht von Bedeutung sind, nach 8 17 Absatz 2 Nummer 2 keines
Verwendbarkeitsnachweises bediirfen.

Die Anderung in Satz 2 ist Folge des Wechsels von den Bauregellisten zur
Verwaltungsvorschrift.

Zu Absatz 2: § 18 Absatz 3 bestimmt, dass das DIBt fur die Zulassungsprufungen
sachverstandige Stellen und Ausfihrungsstellen vorschreiben darf. Diese Regelung ist auf das
Verfahren der Erstellung eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnisses nicht
Ubertragbar, da eine abP-Stelle als solche nur benannt werden kann, wenn sie entsprechende
Prufungen durchfihren kann. Eine Einschaltung des DIBt ist daher obsolet. Die Herausnahme
des Verweises auf § 18 Absatz 3 ist folglich eine notwendige Korrektur des derzeitigen
Gesetzestextes.
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Zu 8 20 — Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall

Aus 8 17 Absatz 1 geht hervor, unter welchen Voraussetzungen ein Verwendbarkeitsnachweis
erforderlich ist. Auf diese Regelung wird in § 20 konkretisierend Bezug genommen.

Die bisherigen Nummern 1 bis 2 in Satz 1 a.F. beziehen sich auf EU-Rechtsakte. Dies entzieht
sich nach der Rechtsprechung des EuUGH der Regelungsbefugnis des nationalen
Gesetzgebers; eine Streichung ist daher zwingend.

Die bisherige Nummer 3 a.F. kann entfallen, weil die Voraussetzungen fiir die Erteilung eines
Verwendbarkeitsnachweises bereits in § 17 Absatz 1 abschlief3end genannt sind.

Die tibrigen Anderungen sind redaktioneller Art.

Zu 8§ 21 — Ubereinstimmungsbestatigung

§ 21 enthalt, der MBO-16 folgend, Regelungen zur Ubereinstimmungsbestatigung. Dieser
Begriff ersetzt den Begriff ,Ubereinstimmungsnachweis* nach § 22 BremLBO-10. Damit wird
die auch bisher im Text mehrfach verwendete Formulierung ,Bestitigung der
Ubereinstimmung* aufgenommen und eine klarere terminologische Abgrenzung zum
Verwendbarkeitsnachweis geschaffen.

Absatz 1 regelt, in welchen Fallen eine Ubereinstimmungsbestétigung erforderlich ist, in dem
die technischen Spezifikationen aufgelistet werden, mit denen die Ubereinstimmung zu
bestétigen ist.

Absatz 2 stellt klar, dass die Bestatigung der Ubereinstimmung mit den technischen Regeln
stets durch Ubereinstimmungserklarung des Herstellers erfolgt. In den durch § 22 Absatz 1
bestimmten Fallen darf der Hersteller die Erklarung zwar erst abgeben, wenn ihm ein Zertifikat
erteilt worden ist. Auch dann erklart der Hersteller durch die Anbringung des
Ubereinstimmungszeichens nach Absatz 3 jedoch nicht lediglich, dass ihm ein Zertifikat erteilt
worden ist, sondern dass das Produkt mit den technischen Regeln Ubereinstimmt. Damit wird
die Verantwortung des Herstellers fiir die Sicherstellung der Ubereinstimmung betont.

Wegen der neuen Formulierung in Absatz 2 kann die zweite Alternative
(Ubereinstimmungszertifikat) in Absatz 3 entfallen.

Der Inhalt von 8§ 22 Absatz 3 a.F. findet sich jetzt in 8§ 16a Absatz 2 Satz 2.
Absatz 4 und 5 entsprechend unverandert § 22 Absatz 5 und 6 BremLBO-10.

Zu 8§ 22 — Ubereinstimmungserklarung des Herstellers
§ 22 entspricht der MBO-16 folgend 8§ 22 und 23 BremLBO-10.

Bei der Aufnahme des Verweises auf die Technischen Baubestimmungen nach § 85 handelt
es sich um eine redaktionelle Folgednderung.

Absatz 3 regelt, dass in bestimmten Fallen in der Verwaltungsvorschrift nach § 85 oder im
Verwendbarkeitsnachweis die Zertifizierung als Voraussetzung fiur die Abgabe der
Ubereinstimmungserklarung vorgesehen werden kann. Inhaltlich entspricht die Vorschrift im
Ubrigen § 22 Absatz 2 Satz 1 und 4 BremLBO-10.

Absatz 4 enthalt die bisher in § 22 Absatz 2 Satz 3 BremLBO-10 enthaltene besondere
Regelungen fir Nichtserienprodukte.
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Zu 8 23 — Zertifizierung

§ 23 tragt jetzt entsprechend der MBO-16 den Titel ,Zertifizierung®, weil diese nicht mehr selbst
der Bestatigung der Ubereinstimmung nach § 24 BremLBO-10 dient, sondern nur noch
Voraussetzung der Ubereinstimmungserklarung durch den Hersteller ist.

Entsprechend erfolgt in Absatz 1 die Klarstellung, dass der Empfanger der Zertifizierung der
Hersteller ist, der seinerseits auf dieser Grundlage die Ubereinstimmung erklart.

In Nummer 1 ist der Begriff der ,malRgebenden technischen Regeln* durch die prazisere
Formulierung ,Technische Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2" ersetzt worden.

Nummer 2 entspricht unveréndert 8 24 Absatz 1 Nummer 2 BremLBO-10.

In Absatz 2 ist der Begriff der ,maRgebenden technischen Regeln* durch eine prazisere
Formulierung ersetzt worden.

Zu 8§ 24 — Priif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Bei den Anderungen in § 24 Satz 1 Nummer 2 bis 6 handelt es sich um redaktionelle
Folgeanderungen. Die Vorschrift entspricht ansonsten unverandert 8 25 BremLBO-10.

Zu 8 25 — besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

Die Regelung in Absatz 1 entspricht der Regelung des 8§ 17 Absatz 5 BremLBO-10. Gestrichen
wurden in Satz 1 lediglich die Wérter ,nach Absatz 1 Nummer 1“. Dies ist den Anderungen der
in Bezug genommen Vorschrift geschuldet. Hinsichtlich CE-gekennzeichneter Bauprodukte
durfen keine nationalen Anforderungen an die Sachkunde und Erfahrung bei der Herstellung
bzw. der Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen gestellt werden. Deswegen erkléart 8§ 16 ¢
Satz 2 hinsichtlich CE-gekennzeichneter Bauprodukte 8 25 Absatz 1 Satz 1 fur nicht
anwendbar. Der Einschub ,Satz 1 Nummer 6“ am Ende des Satzes 1 dient der konkreten
Zuordnung in § 24. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Im Absatz 2 entspricht 8 17 Absatz 6 BremLBO-10. Der Einschub ,Satz 1 Nummer 5* am Ende
des Satzes 1 dient der konkreten Zuordnung in § 24. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht
verbunden. Durch den erganzenden letzten Halbsatz soll klarstellend darauf hingewiesen
werden, dass eine besondere Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung
fur CE-gekennzeichnete Bauprodukte nur verlangt werden kann, wenn die BauPVO hierzu
keine Ausfuhrungen enthalt. Gemal Artikel 14 Absatz 3 BauPVO haben Handler, solange sich
das Bauprodukt in ihrem Verantwortungsbereich befindet, hierflir entsprechende Sorge zu
tragen.

Zu Abschnitt 4 — Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wande, Decken, Dacher
Die bisherige Uberschrift des Vierten Abschnitts deckt den Regelungsinhalt des § 26 BremLBO
nicht ab, so dass dieser in Anpassung an die MBO-12 abzuéndern ist.

Zu 8 26 — Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und
Bauteilen

§ 26 entspricht unverandert § 26 BremLBO-10.

Zu 8§ 27 — Tragende Wénde, Stitzen
§ 27 entspricht unverandert 8§ 27 BremLBO-10.

Zu 8 28 — AuRenwénde

125

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Absatz 1 entspricht unverandert § 28 Absatz 1 BremLBO-10.
Die Abséatze 2 bis 5 werden entsprechend der MBO-12 angepasst.

Absatz 2 stellt in der erweiterten Ausnahmeregelung des Satzes 2 klar, dass nicht —wie bisher
— nur Fensterprofile, sondern Fenster und Turen ganzlich (Profile und Verglasung) von den
Anforderungen des Satzes 1 nicht erfasst werden. Die Erleichterung gilt allerdings nur fir
(einzelne) Fenster und Turen in AuRenwénden (Lochfassaden), nicht aber fur grof3flachige
Verglasungen oder Glasfassaden.

Absatz 3 Satz 2 regelt, dass Solaranlagen an Aul3enwéanden als Teil der AuRenwand ebenfalls
schwer entflammbar sein mussen, sofern sie mehr als zwei Geschosse uberbricken, da
andernfalls das Schutzziel nach Absatz 1 (begrenzte Brandausbreitung), nicht gewahrleistet
ware. Satz 3 soll verhindern, dass das Schutzziel des § 28 Absatz 1 fur AuRenwande durch
abfallende oder abtropfende Bauteile unterlaufen wird.

Da bei Doppelfassaden die mit einer Brandausbreitung, insbesondere der Rauchgase,
verbundenen mdglichen Gefahren grolBer einzuschatzen sind als bei hinterlifteten
AuRRenwandbekleidungen, wird durch den neuen Satz 2 in Absatz 4 nun eine Differenzierung
vorgenommen, auf die in der Ausnahmeregelung des Absatz 5 Bezug genommen wird. Fir
Doppelfassaden wird dadurch die Ausnahme (Verzicht auf Vorkehrungen) auf Gebaude der
Gebaudeklasse 1 und 2 beschrankt.

Zu 8 29 — Trennwénde
§ 29 entspricht unverandert § 29 BremLBO-10.

Zu 8 30 — Brandwande

Die Anderungen in den Absatzen 2, 3, 6, 7 und 11 werden entsprechend der MBO-12
tbernommen.

Die Anderung in Absatz 2 Nummer 1 Korrigiert einen redaktionellen Fehler hinsichtlich eines
Abstandes von weniger als 2,50 Meter gegentber der Grundstiicksgrenze. Gleichzeitig wird
klargestellt, dass eine mdgliche Abstandssicherung 6ffentlich-rechtlich durch Eintragung einer
Baulast erfolgen muss.

In Absatz 3 wird durch die Bezugnahme des Satzes 2 auf Absatz 2 klargestellt, in welchen
Fallen die Erleichterungen des Satzes 2, die sich ausschlie3lich an den Gebaudeklassen
orientieren, gelten. Die Erleichterung fir Brandwénde nach Absatz 2 Nummer 4 regelt der
neue Satz 3; BezugsgrolR3e ist — unabhangig von den Geb&udeklassen — der Rauminhalt. Zur
Anpassung an die anderweitige Diktion der BremLBO wurde der Begriff des ,umbauten
Raums* durch den Begriff ,Brutto-Rauminhalt” ersetzt.

In Absatz 6 handelt es sich bei der Erganzung des 2. Halbsatzes um eine Erleichterung, die
dem Umstand Rechnung tragt, dass die in Absatz 3 Satz 2 vorgesehenen Erleichterungen
(Wande anstelle von Brandwanden) bei der Ausbildung der hier betroffenen AuRenwande
auch bei Gebduden der Gebaudeklassen 1 bis 4 Berlcksichtigung finden
(hochfeuerhemmende anstelle von feuerhemmenden AuRenwanden).

Im Hinblick auf das mit § 28 Absatz 4 verfolgte Schutzziel sind auch gegen eine seitliche
Brandausbreitung in Absatz 7 Satz 2 Vorkehrungen zu treffen. Die Formulierung war insoweit
den Anderungen bei § 28 Absatz 4 anzupassen. Die ,Brandwand" bildet das ,klassische"
Bauteil der brandschutztechnischen Abschottung, an dem ein Brand zundchst auch ohne
Eingreifen der Feuerwehr gestoppt werden soll und sich jedenfalls nicht weiter ausbreiten darf.
Da diese Funktion voraussetzt, dass auch die (duBeren) Bekleidungen der Wand
(AuBenwandbekleidungen) nichtbrennbar sind, hat der neue Satz 3 lediglich eine klarstellende
Bedeutung. Die Anforderung an die Oberflache der Bekleidungen (wie Anstrich, Beschichtung
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oder Dinnputz) ergibt sich, wie fir andere AuRenwénde, aus § 28 Absatz 3 Satz 1. Der
bisherige Satz 3 wird Satz 4.

Die Anpassungen der Verweise in Absatz 10 und 11 sind notwendige redaktionelle
Folgeanderungen.

Zu 8§ 31 — Decken
§ 31 entspricht unverandert 8 31 BremLBO-10.

Zu 8 32 — Dacher

Die Anderungen in den Absétzen 3 und 5 werden entsprechend der MBO-12 ibernommen.

Die Erweiterung des Ausnahmetatbestandes des Absatzes 3 Nummer 3 auf
Dachflachenfenster korrespondiert mit der erweiterten Ausnahmeregelung des § 28 Absatz 2
fur Fenster in AuRenwénden.

Die Anderungen in Absatz 5 dienen der Anpassung an Absatz 3. Da bedingt durch die
Ausnahmeregelung Dachflachenfenster dort nun ausdriicklich genannt werden, war auch dort
durch ausdrickliche Nennung klarzustellen, dass sich das Schutzziel des Satz 1 und die
Anforderung des Satz 2 (auch) auf Dachflachenfenster erstrecken.

Ferner wurde durch die Ergédnzung von Solaranlagen in Nummer 2 der zunehmenden
Errichtung dieser Anlagen auf Dachern Rechnung getragen.

Absatz 8 wird abweichend von der MBO-12 beibehalten. Auch wenn die Regelung der bereits
zivilrechtlich bestehenden Verkehrssicherungspflicht der Grundeigentiimer entspricht und es
einer zusatzlichen Sicherung durch 6ffentlich-rechtliche Anforderungen nicht bedarf, soll die
Regelung aus Klarstellungsgriinden beibehalten werden.

Zu Abschnitt 5 — Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

Zu 8 33 — Erster und zweiter Rettungsweqg
§ 33 entspricht unverandert 8 33 BremLBO-10.

Zu § 34 — Treppen
§ 34 entspricht unverandert 8§ 34 BremLBO-10.

Zu 8 35 — Notwendige Treppenraume, Ausgange

Die Anderungen in den Absétzen 3, 5, 7 und 8 erfolgen zur Anpassung an die MBO-12.

Zur Vereinfachung und zur besseren Verstandlichkeit der Regelung des § 35 wurde die
durchgéangige Differenzierung zwischen aufRenliegenden und innenliegenden Treppen-
raumen aufgegeben.

In Absatz 3 Satz 1 war im Hinblick auf die Aufgabe dieser Differenzierung das Erfordernis der
Lage von notwendigen Treppenrdaumen an einer Auf3enwand zu streichen. Der bisherige Satz
2 ist aus dem gleichen Grund entfallen; der Sachverhalt wird in Absatz 8 behandelt.

Die Anpassung des Verweises in Absatz 5 ist eine notwendige Folgeanderung.

Auch in Absatz 7 Satz 2 war im Hinblick auf die Aufgabe dieser Differenzierung hinsichtlich
des Erfordernisses des Vorhandenseins einer Sicherheitsbeleuchtung ab einer bestimmten
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Gebaudehohe auf notwendige Treppenrdume ohne Fenster im Sinn des Absatzes 8 Satz 2
Nummer 1 abzustellen.

Absatz 8 wird unter Beriicksichtigung des Absatzes 3 Satz 2, der entfallen ist, neu gefasst.

Satz 1 enthalt die Grundanforderung. Satz 2 unterscheidet mit den Nummern 1 und 2
zwischen Treppenraumen mit Fenstern und ohne Fenster. Die Fenster dienen der Bellftung
und Belichtung sowie der Rauchableitung und — in Verbindung mit der gedffneten Haustir —
als Nachstromoffnung fir die Zuluft. Zur Erfullung der Grundanforderung sind nach Satz 3 in
Abhangigkeit von der Gebaudeklasse und der Beschaffenheit des Treppenraums zusatzliche
MalRnahmen erforderlich. Diese koénnen bei Treppenrdumen ohne Fenster z. B. darin
bestehen, dass der Raucheintritt aus anschlie@enden Nutzungseinheiten begrenzt
(Anordnung notwendiger Flure/Vorraume, qualifizierte Abschlisse) und die Zuluftzufuhr
verstarkt wird (ggf. maschinelle Spulluft).

Satz 4 bestimmt die MindestgroRe der Offnungen fiir die Rauchableitung und regelt die
Bedienung der Abschliisse dieser Offnungen.

Zu 8§ 36 — Notwendige Flure, offene Gange
§ 36 entspricht im Wesentlichen unverandert § 36 BremLBO-10.

Die Anderung der Reihenfolge in Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 entspricht der MBO-12 und dient
der Klarstellung, dass sich die GréRBenbegrenzung von 200 m? nur auf die Nutzungseinheiten
und nicht auch auf Wohnungen bezieht.

Zu 8§ 37 — Fenster, Tiiren, sonstige Offnungen
§ 37 entspricht unverandert 8 37 BremLBO-10.

Zu 8 38 — Umwehrungen
§ 38 Absatze 1 bis 3 entsprechen unveréndert 8 38 BremLBO-10.

Absatz 4 Nummer 1 bleibt zwar inhaltlich unverandert, wird aber im Anwendungsbereich
faktisch  auf nichtgewerbliche  Nutzungen begrenzt, da Nummer 2 als
KompensationsmafRnahme fur die entsprechend § 64 BremLBO entfallene praventive Prifung
des Arbeitsstattenrechts neu hinzugefiigt wird. Regelungszweck ist, wesentliche materielle
Anforderungen des Arbeitsstattenrechts, die bereits bei der Entwurfsplanung hinsichtlich der
baulichen Anforderungen an Arbeitsstatten gestellt werden bzw. eine Abweichung zu den
baurechtlichen Anforderungen darstellen, direkt ablesbar in die BremLBO zu Gbernehmen.

Die Technischen Regeln fir Arbeitsstatten (ASR A 2.1, Ausgabe November 2012) sehen in
Ziffer 5.1. Absatz 2 zur Sicherung an Absturzkanten eine Umwehrungshéhe von 1,00 Metern
vor. Da sich hierdurch im Gegensatz zu den baurechtlichen Anforderungen nach Nummer 1
bei Absturzhdéhen bis zu 12,00 Metern eine Differenz von 0,10 Metern ergibt und somit bei
Arbeitsstatten eine nachtragliche Anderung erforderlich wiare, soll die abweichende
Anforderung an die Umwehrungshohe - dem Vorbild der Hessischen Bauordnung folgend -
direkt in die BremLBO Ubernommen werden.

Die nach Arbeitsstattenrecht mogliche Abweichung wird ebenfalls direkt ablesbar
tibernommen, wonach die Hohe der Umwehrungen bei Bristungen bis auf 0,80 m verringert
werden darf, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 m betragt und durch die Tiefe
der Briistung ein gleichwertiger Schutz gegen Absturz gegeben ist

Nummer 3 entspricht Nummer 2 a.F. und ist aufgrund gleichlautender Anforderungen im
Arbeitsstattenrecht fur alle baulichen Anlagen anwendbar.
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Soll von nach den Nummern 1 bis 3 jeweils erforderlichen Umwehrungshéhe abgewichen
werden, ist dariber im Rahmen einer Abweichung nach 8 67 BremLBO zu entscheiden. Bei
Arbeitsstatten ist die zustandige Gewerbeaufsicht zu beteiligen.

Absatz 5 bleibt abweichend von der MBO-12 entsprechend der BremLBO-10 erhalten und
stellt weiterhin auf besondere SchutzmafRnahmen fir Kinder (Zeitraum der Geburt bis zum 14.
Lebensjahr) ab, da sich der in einigen Bauordnungen verwendete Begriff des Kleinkindes nur
auf die Lebensphase des Menschen zwischen dem zweiten und dritten Lebensjahr bezieht
und deshalb im Sinne des bezweckten Unfallschutzes zu kurz greifen wirde. Als ergénzende
konkretisierende Anforderung wird in Satz 2 die frihere Regelung des § 19 Absatz 2 Satz 4
BremLBO-03 wieder aufgenommen, die festlegt, dass bis zu einer Hohe von 0,50 Metern tber
der zu sichernden Flache waagerechte Zwischenraume zur Vermeidung einer Leiterfunktion
nicht grofRer als 0,02 Meter sein durfen.

Zu § 39 — Aufzige
§ 39 Absatz 1 und 2 entsprechen unveréndert § 39 BremLBO-10.

In Absatz 3 wird Satz 2 zur Konkretisierung der Offnung der MBO-12 folgend neu eingefiigt.
Die Offnung zur Rauchableitung ist erforderlich, um die Wirksamkeit der Fahrschachttiiren
(Verhinderung einer Brandibertragung von Geschoss zu Geschoss) sicherzustellen. Aus
Griinden der Energieeinsparung werden vermehrt die Offnungen mit Verschliissen versehen.
Der neue Satz 2 regelt, welche Anforderungen solche Abschliisse erfiillen missen. Als eine
geeignete Stelle fur die Bedienung des Abschlusses (Handauslosung) kommt der Bereich vor
der Fahrschachttir des Erdgeschosses (Zugangsebene des Geb&udes) in Betracht.

In Absatz 4 bleibt das gegenuber der MBO-12 erhdhte Bremische Regelungsniveau der
BremLBO-10 erhalten, die Satze 1, 2 und 5 und 6 bleiben unverandert. Die sprachlichen
Anpassungen in Satz 3 erfolgen in Anpassung an die MBO-12. Satz 4 nimmt Bezug auf die
neue Legaldefinition der Barrierefreiheit in § 2 Absatz 14. Konkrete Anforderungen an die
Aufzugsanlagen, Zugange, Bewegungsflachen, Tirdurchgange und Rampen ergeben aus der
Technischen Baubestimmung DIN 18040- Teil 1 oder 2. Durch die vorgenommene Ergdnzung
der Nutzbarkeit wird auf die Ubernahme des § 39 Absatz 5 MBO-12 verzichtet. Dessen
konkrete Anforderungen sind somit obligatorisch und werden deshalb nachstehend nur zur
Klarstellung aufgefiihrt:

. Fahrkorbe zur Aufnahme einer Krankentrage missen eine nutzbare Grundflache von
mindestens 1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von mindestens 1,10 m x
1,40 m haben; Turen missen eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m

haben.

o In einem Aufzug fur Rollstihle und Krankentragen darf der fur Rollstiihle nicht
erforderliche Teil der Fahrkorbgrundflache durch eine verschlieBbare Tir abgesperrt
werden.

. Vor den Aufziigen muss eine ausreichende Bewegungsflache vorhanden sein.

Zu 8 40 - Leitungsanlagen, Installationsschéchte und -kanale

Die in Anpassung an die MBO-12 vorgenommene Streichung des Begriffes Decken in Absatz
1 passt die Regelung fur Leitungen der Regelung des § 41 Absatz 2 Satz 2 i.V.m. Absatz 5 fur
Luftungsleitungen an, da es keinen sachlichen Grund fr die unterschiedliche Behandlung gibt.

In Absatz 2 erfolgt eine redaktionelle Folgednderung des Verweises.

Zu § 41 — Luftungsanalgen
§ 41 entspricht unverandert 8§ 41 BremLBO-10.
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Zu 8 42 — Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeugund,
Brennstoffversorgung

§ 42 entspricht unverandert 8§ 42 BremLBO-10.

Zu 8 43 — sanitare Anlagen, Wasserzahler

Absatz 1 wird abweichend zur MBO-12 und auch gegentiber § 43 BremLBO-10 materiell
erweitert.

Satz 1 ist an ahnliche Regelungen der LBO in Baden-Wirttemberg, Brandenburg und
Nordrhein-Westfalen angelehnt und schreibt nunmehr verbindlich vor, dass jede
Nutzungseinheit mit AufenthaltsrAumen mit zweckentsprechenden sanitaren Anlagen
auszustatten ist. Der Anwendungsbereich betrifft damit nicht nur wie bisher bauliche Anlagen,
die entsprechend Satz 2 a.F. fur einen ,grolReren Personenkreis® bestimmt sind, sondern
grundsatzlich die zu Wohnzwecken oder gewerblich genutzten baulichen Anlagen.

Diese Ausweitung ist als notwendige KompensationsmafRnahme fir die entsprechend § 64
BremLBO entfallene praventive Prifung des Arbeitsstattenrechts erforderlich, um bereits bei
der Geb&udeplanung gewerblich genutzter Anlagen sicherzustellen, dass diese wesentlichen
baulichen Anforderungen des Arbeitsstattenrechts beriicksichtigt werden.

Der Begriff ,,Aufenthaltsraum® ist in § 2 Absatz 11 legal definiert. Bei Arbeitsstétten ist auf die
erganzenden Anforderungen nach 8§ 2 Absatz 1 und 2 der Arbeitsstattenverordnung vom 12.
August 2004 (BGBL. | S. 2179), die zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 31.08.2015
(BGBL. | S. 1474) geéndert worden ist, abzustellen. Demnach sind Arbeitsplétze die Bereiche
von Arbeitsstatten, in denen sich Beschaftigte bei der von ihnen auszulibenden Tatigkeit
regelmafig Uber einen langeren Zeitraum oder im Verlauf ihrer taglichen Arbeitszeit nicht nur
kurzfristig aufhalten mussen.

Der verwendete Oberbegriff ,sanitare Anlagen* umfasst sowohl Umkleide-, Wasch- als auch
Toilettenrdume. Eine Konkretisierung der Erforderlichkeit und der zweckentsprechenden
Ausstattung ergibt sich fur Arbeitsstatten aus den Technischen Regeln ,Sanitarraume” ASR
A 4.1 (Stand September 2013), bei Wohnnutzungen aus 8§ 48 Absatz 3 auf den auch Satz 3
verweist.

Satz 2 entspricht Satz 2 a.F. wurde jedoch durch materielle Anforderungen erweitert. Der
Begriff , Toiletten* wurde durch ,ToilettenrGume*” ersetzt, da hierdurch in Anlehnung an die
Begrifflichkeiten des Arbeitsstéattenrechts klargestellt wird, dass Toilettenraume mindestens
eine Toilette und eine Handwaschgelegenheit sowie gegebenenfalls ein Urinal und eine
Toilettenzelle beinhalten sollen.

Das abstrakte Tatbestandsmerkmal ,fir einen grof3eren Personenkreis” wird bei Arbeitsstatten
hinsichtlich Anzahl und Ausstattung in den fachrechtlichen Vorschriften konkretisiert. Bei
Versammlungsstatten enthalt § 12 Absatz 1 der Muster-Versammlungsstattenverordnung
(Fassung Juli 2014) die erforderlichen Konkretisierungen. Bei allen tbrigen Sonderbauten sind
einzelfallbezogene Konkretisierungen hinsichtlich der Anzahl der Toiletten flir Besucher tUber
8§ 51 Nummer 18 BremLBO mdglich und kénnen in der Baugenehmigung festgelegt werden.
Unterhalb der Sonderbaugrenze entscheidet der Bauherr bei gewerblichen Vorhaben ber die
zuséatzliche zweckentsprechende Ausstattung von Besuchertoiletten.

Sowohl im Arbeitsstattenrecht als auch in der Muster-Versammlungsstéattenverordnung ist
zwar festgelegt, dass fir Damen und Herren getrennte Sanitarraume einzurichten sind. Diese
Anforderung wurde jedoch als neue allgemeine Regelung nicht in die BremLBO tbernommen.
Auch wenn es sich um bauliche Anlagen handelt, die flr einen gréReren Personenkreis
bestimmt sind, ist es durchaus zeitgerecht, Unisex- Sanitdranlagen herzustellen, solange
diese in ausreichender Zahl vorhanden sind. Im Sinne des allgemeinen Wunsches vieler
Bauherren zur Deregulierung bauordnungsrechtlicher Vorschriften kann vor diesem
Hintergrund auf eine solche, gleichsam starre und unflexible Vorgabe verzichtet werden.
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Sofern durch den Bauherrn weiterhin ein Bedurfnis zur Errichtung getrenntgeschlechtlicher
Sanitaranlagen gesehen wird, kdnnen diese unterhalb der Sonderbaugrenze auf freiwilliger
Basis hergestellt werden. Bei 6ffentlich zuganglichen baulichen Anlagen nach § 50 Absatz 2
kann zur zweckentsprechenden Ausstattung von Sanitdrraumen erganzend auch eine
Babywickelmdglichkeit gehdren, sofern die Nutzung der Anlage von Personen mit Kleinkindern
nicht nur ein seltener Ausnahmefall ist.

Sofern es sich um gewerblich genutzte Anlagen handelt, die nur von einem kleineren
Personenkreis genutzt werden (geringe Zahl von Beschéftigten und / oder Besuchern, d.h.
Satz 2 findet keine Anwendung), ist mindestens ein Toilettenraum herzustellen, der sowohl
von beiden Geschlechtern als auch von Beschéftigten und Besuchern gemeinsam genutzt
werden kann.

Satz 3 wurde neu hinzugefigt, hat aber im Wesentlichen nur eine klarstellende Bedeutung.
Der erste Verweis auf 8 48 Absatz 3 soll auf die weiterhin bestehende konkretisierende
Anforderung hinweisen, dass unabhangig von der abstrakten Anforderung des Satzes 1 jede
Wohnung ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette haben muss. Der zweite
Verweis auf § 50 Absatz 4 soll sicherstellen, dass von den erforderlichen Toilettenrdumen
dariiber hinaus eine zweckentsprechende Anzahl der Sanitarraume barrierefrei im Sinne der
DIN 18040-1 sein muss. Bei Sonderbauten kénnen hierfir tGber 8 51 Nummer 16 und 18
entsprechende Anforderungen gestellt werden, bei Versammlungsstatten ist ein
entsprechendes Verhaltnis fir barrierefreie Sanitarrdume in § 12 Absatz 2 festgelegt. Ebenso
zu beachten sind die arbeitsstattenrechtlichen Vorschriften an sanitare Anlagen, die bereits
praventiv zu bericksichtigen sind.

Abweichungen von der grundsatzlichen Toilettenpflicht sind nach &8 67 BremLBO zu
beantragen. Sofern sich  bei Arbeitsstatten mdgliche  Erleichterungen  bzw.
Kompensationsmaoglichkeiten nicht direkt ablesbar aus den fachrechtlichen Vorschriften
ergeben, ist dies vom Bauherren direkt mit der Gewerbeaufsicht abzustimmen, da die
Uberpriifung der speziellen arbeitsstattenrechtlichen Anforderungen an Sanitaranlagen nicht
Gegenstand der bauaufsichtlichen Prifung ist, sondern dort nur eine grundsatzliche Prifung
stattfindet, ob Gberhaupt zweckentsprechende Sanitdranlagen im Gebaude vorhanden sind.

Absatz 2 entspricht § 43 Absatz 1 Satz 1 BremLBO-10 und ist damit musterkonform zur MBO-
12.

Absatz 3 entspricht unverandert § 43 Absatz 2 BremLBO-10 und behélt abweichend von der
MBO-12 die materielle Anforderung zur Nachristung von Wasserzahlern nicht nur bei
Nutzungsénderungen, sondern auch bei einer Anderung baulicher Anlagen bei.

Zu 8 44 — Kleinklaranlagen, Gruben
§ 44 entspricht unverandert 8§ 44 BremLBO-10.

Zu 8 45 — Aufbewahrung fester Abfallstoffe
8§ 45 entspricht unverandert § 45 BremLBO-10.

Zu 8 46 — Blitzschutzanlagen
8§ 46 entspricht unverandert § 46 BremLBO-10.

Zu 8 47 — Aufenthaltsraume

§ 47 entspricht 8 47 BremLBO-10, jedoch wird die bisherige Erleichterung des Satzes 2 a.F.
gestrichen. Die lichte Raumhohe von mindestens 2,40 Metern nach Satz 1 gilt damit zukunftig
auch fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2. Durch die Anderung soll insbesondere
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verhindert werden, dass deutlich niedrigere Kellerrdume zu Aufenthaltsrdumen umgenutzt
werden. Uber verminderte Raumhohen ist somit einzelfallbezogen (ber die Erteilung einer
Abweichung nach § 67 zu entscheiden. Satz 2 entspricht Satz 3 a.F. und behélt die bisherige
Ausnahmeregelung fur lichte Raumhohen von Aufenthaltsrdumen in Dachgeschossen
unverandert bei.

Zu 8 48 — Wohnungen
8§ 48 Absatz 1 und 3 entsprechen unverandert § 48 BremLBO-10.

In Absatz 2 wird der Begriff Rollstiihle durch ,Mobilitatshilfen” ersetzt, um den weiten
Anwendungsbereich der Vorschrift hervorzuheben. Aus ZweckmaRigkeitsgrinden wird die
Regelung in Satz 1 ergédnzend dahingehend erweitert, dass die erforderlichen Abstellraume
fur Kinderwagen, Fahrrader und andere Mobilitatshilfen nicht nur in Wohngebauden, sondern
auch auf dem Baugrundstiick in der Néahe des Hauseingangs hergestellt werden kénnen. Ziel
ist dabei, insbesondere fiir Fahrrader und deren Zubehdr (z.B. fir Anhanger) ausreichend
Abstellflachen zu erméglichen, die auch in Nebengebauden untergebracht sein kénnen, soweit
diese vom Hauptgebaude als auch von der offentlichen Verkehrsflache aus barrierefrei
erreichbar sind. Mit Anderung dieser Begrifflichkeit soll sichergestellt werden, dass diese
Abstellraume auch fir Menschen mit Mobilitatseinschrankungen zuganglich sind.

Sofern die Abstellrdume auf dem Baugrundstiick errichtet werden, sollen sich diese in der
Nahe des Hauseingangs befinden. Mit dieser Anforderung soll sichergestellt werden, dass
Abstellrdume nicht auf Grund ihrer unattraktiven Entfernung zum Wohngeb&dude insbesondere
fir Menschen mit Mobilitéatseinschrankungen an praktischem Nutzen einblf3en und deshalb
insbesondere Mobilitatshilfen oder andere Transportmittel doch wieder im Hauptgebaude
abgestellt werden und dort méglicherweise Rettungswege blockieren.

In Satz 2 wird die bisher in Satz 1 enthaltene Pflicht zur Schaffung eines ausreichend gro3en
Abstellraumes fir jede Wohnung geregelt. Aus Grinden der Deregulierung wird weiterhin auf
erganzende Festlegungen verzichtet, jedoch sollte eine MindestgroRe von 2,50 m?2
insbesondere dann nicht unterschritten werden, wenn nur ein Abstellraum im Gebaude
vorhanden ist, der auch noch auf3erhalb der Wohnung (z.B. im Keller) angeordnet ist .

Absatz 4 entspricht unverandert dem § 48 Absatz 4 BremLBO-10.

Zu 8 49 — Stellpldtze und Fahrradabstellplatze
§ 49 entspricht unverandert § 49 BremLBO-10.

Zu 8 50 — Barrierefreies Bauen

Mit den Anderungen in § 50 wird ein vereinbartes Ziel des Koalitionsvertrages aus dem Jahr
2015 umgesetzt. Konkretisierend handelt es sich um die Uberfiihrung der
MalRnahmenvorschlage zum Barrierefreien Bauen aus dem Aktionsplan zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention vom Dezember 2014 im Land Bremen in gesetzliche
Anforderungen unter Berticksichtigung der jeweiligen Verhaltnismafigkeit. Ergdnzend werden
regelungstechnische Anpassungen an die MBO-12 vorgenommen.

. Die nachfolgenden Regelungen des 8 50 sind fir Bauvorhaben in privater Tragerschaft
abschliel3end. Fur Bauvorhaben im Eigentum der Trager offentlicher Gewalt sind dartber
hinaus die weitergehenden Anforderungen an die bauliche Barrierefreiheit nach des § 8 des
Bremischen Behindertengleichstellungsgesetztes in der jeweils aktuellen Fassung zu
beachten.

. Absatz 1 regelt die vorhabenbezogene Anzahl und die Ausstattung von barrierefrei
herzustellendem Wohnraum und dient der Umsetzung von Artikel 19 UN-BRK. Demnach
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erkennen die Unterzeichnerstaaten das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen an,
mit gleichen Wahlmdglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben. Sie sind
verpflichtet, wirksame und geeignete MalRnahmen zu ergreifen, um Menschen mit
Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre Einbeziehung in die Gemeinschaft
und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu gewahrleisten ist, dass alle Menschen
mit Behinderungen gleichberechtigt die Mdglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wahlen und
zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen
Wohnformen zu leben. Sie sollen insbesondere nicht gezwungen sein, mangels eines
Angebotes an fur sie geeigneten Wohnungen in besonderen Wohnformen leben zu missen.
Abweichend von der bisherigen Regelung entféllt Satz 2 a.F. und wird mit Satz 1
zusammengefihrt.

Der bisherige Wortlaut ,mit dem Rollstuhl zuganglich* wird durch den Begriff ,barrierefrei
ersetzt, der in § 2 Absatz 14 nunmehr legal definiert ist. Diese Anforderung wird durch die als
Technische Baubestimmung eingefiihrte DIN 18040-2 mit dem Begriff ,barrierefrei nutzbare
Wohnung" konkretisiert und meint damit nicht nur ,barrierefrei zuganglich“, sondern auch
nutzbar.

Entsprechend dem Baustein zum Aktionsplan erfolgt eine Ausweitung der barrierefrei
nutzbaren Raume / Bereiche in den barrierefrei erreichbaren Wohnungen, da bisher nach Satz
2 a.F. nur die Wohn- und Schlafraume, eine Toilette, ein Bad und die Kiiche oder Kochnische
mit dem Rollstuhl zuganglich und nutzbar sein mussten. Mit der Ausweitung auf die gesamte
Wohnung werden ausdriicklich auch mégliche Freisitze wie z.B. auch Balkone und Terrassen
in die barrierefreie Nutzbarkeit einbezogen. Ausgenommen sind jedoch weiterhin Abstell-,
Funktions- sowie mehrfach vorhandene Sanitarraume, da hier der Raumzuschnitt und die
Raummalie im Regelfall keine ausreichenden Bewegungsflachen ermdglichen. Zudem wird
die Herstellung der Barrierefreiheit fir mehrfach vorhandene Sanitarrdume als
unverhaltnismafig oder der alternative Verzicht auf eine bauliche Trennung bei Abstell- und
Funktionsrdumen als unzweckmafig angesehen.

Barrierefreie Wohnungen nach Satz 1 sind ohne die zuséatzlichen Anforderungen mit der
Kennzeichnung ,R" der DIN 18040-2 herzustellen.

Satz 2 stellt in Anlehnung an Satz 2 a.F. weiterhin die Verknipfung mit der Aufzugspflicht nach
8§ 39 Absatz 4 Satz 1 her und fordert, dass in Gebaduden mit entsprechenden Aufziigen alle
Wohnungen im Rahmen des Umfangs nach Satz 1 barrierefrei, aber nicht uneingeschrankt mit
dem Rollstuhl nutzbar sein mussen. Die erforderlichen baulichen Anforderungen ergeben sich
aus der als Technische Baubestimmung eingefihrten DIN 18040 Teil 2 fir Wohnungen, ohne
die Zusatzanforderung ,R".

Satz 3 tritt zeitverzogert drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Oktober 2021 in
Kraft. Erst ab diesem Zeitpunkt greift damit die verpflichtende gesetzliche Regelung zur
Schaffung einer Mindestanzahl von Wohnungen je Gebaude, die uneingeschrankt mit dem
Rollstuhl zuganglich und nutzbar sein missen (R-Wohnungen). Fur die Ubergangszeit besteht
die Absicht, Uber eine noch zu konkretisierende Selbstverpflichtung der Wohnungswirtschaft
eine nachfragegerechte und nicht nur von den aktuellen groRen Baugebieten bestimmte
Schaffung von R-Wohnungen zu organisieren. Sollte bis zum Ablauf dieser Frist keine
anderslautende Regelung getroffen worden sein, tritt die Vorschrift automatisch in Kraft.

Die Regelung entspricht einem weiteren Baustein zum Aktionsplan und fiihrt zu den bereits
jetzt nach Satz 1 und 2 barrierefrei erreichbaren Wohnungen erganzend eine verpflichtende
Mindestanzahl von Wohnungen ein, die dartber hinaus ,uneingeschrankt mit dem Rollstuhl
zuganglich und nutzbar sein sollen. Die hierfir erforderlichen baulichen Anforderungen
ergeben sich aus der als Technische Baubestimmung eingefihrten DIN 18040 Teil 2 fir
Wohnungen mit der Zusatzanforderung ,R". Verpflichtend sind demnach von den Wohnungen
nach Satz 1 und 2 in Gebauden mit mehr als acht Wohnungen eine und bei mehr als zwanzig
Wohnungen mindestens zwei Wohnungen uneingeschrénkt mit dem Rollstuhl nutzbar
herzustellen.
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Belastbare Bremische Daten zum tatsachlichen Bedarf an R-Wohnungen liegen der
Bauverwaltung nicht vor und sind auch nicht kurzfristig und kostengtinstig zu erheben
Deshalb erscheint es als Ergebnis des Anhérungsverfahrens sachgerecht, fir einen
abschliel3enden Interessenausgleich zwischen den Bedirfnissen der Menschen mit
Behinderung und den befiirchteten Vermarktungsschwierigkeiten der Wohnungswirtschaft
zur Vermeidung eines moglichen Uberangebotes sachgerecht, entsprechend § 48 Absatz 2
Satz 3 LBO NRW (in Kraft ab 15.12.2017) auch fir die BremLBO eine gesetzliche
Kappungsgrenze vorzuschlagen. Auf die urspriinglich geplante linear ansteigende feste
Quote in Abhangigkeit von der Anzahl der Wohnungen im Gebaude soll bis auf weiteres
verzichtet werden.

Auch mit dieser Regelung werden weiterhin in ausreichendem Mal3e die berechtigten
Belange der Behindertenverbande umgesetzt, in den gréf3eren Wohngebauden tber das
Stadtgebiet verteilt perspektivisch verpflichtend auch R-Wohnungen zu errichten. Die
gesetzliche Beschrankung von maximal zwei R-Wohnungen pro Gebaude in Verbindung mit
der Erganzung ,mindestens” lasst jedoch auch Raum, um im Rahmen der von der
Wohnungswirtschaft angebotenen freiwilligen Selbstverpflichtung in Abhangigkeit von der
jeweiligen Anzahl der Wohnungen bei GroRRbauvorhaben und der konkreten Nachfrage auch
mehr R-Wohnungen unterschiedlicher Gro3e zu erstellen.

. Bereits in der Ubergangszeit soll im Rahmen der zwischen Wohnungswirtschaft und
den Behindertenverbdnden dem Grunde nach vereinbarten freiwilligen Selbstverpflichtung
der beiderseitige Informationsaustausch verbessert werden, um die Wohnungswirtschaft in
die Lage zu versetzen, der tatsachlichen Nachfrage entsprechend marktgerechte Angebote
an R-Wohnungen schaffen zu kénnen.

Satz 4 ist in Anlehnung an die MBO-12 neu formuliert, um einem Bedrfnis der Praxis folgend
durch die mdgliche Anordnung barrierefreier Wohnungen in entsprechendem Umfang in
mehreren Geschossen eine flexiblere Handhabung der Verpflichtung zuzulassen. Durch die
Beibehaltung der bewahrten Verknipfung mit der Aufzugspflicht nach § 39 Absatz 4 fiihrt dies
im Ergebnis dazu, dass nunmehr alle Wohnungen in den betreffenden Gebauden barrierefrei
erreichbar und auch nutzbar im Sinne des Satzes 1 und der DIN 18040-2 sein mussen.

Satz 5 regelt entsprechend Satz 3 a.F. weiterhin die Verkntpfung mit der Aufzugspflicht nach
8§ 39 Absatz 4 und stellt damit die barrierefreie Zuganglichkeit des Aufzuges und der
Wohnungen sowohl innerhalb des Gebaudes als auch von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus
sicher.

Unverénderter Regelungszweck des Absatzes 2 ist, es allen mobilitdtseingeschrénkten
Personengruppen (insbesondere Menschen mit Behinderungen, alten Menschen und
Personen mit Kleinkindern) im Sinne der UN-BRK zu ermdglichen, auch am allgemeinen
gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Folglich soll ihnen auch der Zugang zu jeglichen, der
Allgemeinheit gedffneten baulichen Anlagen offenstehen. Nach der Rechtsprechung bedeutet
Loffentliche Zuganglichkeit” im bauordnungsrechtlichen Sinn, dass die Anlage grundsatzlich
der Allgemeinheit zugénglich sein muss. Hierzu ist es auch ausreichend, wenn nur ein Teil der
Allgemeinheit darauf angewiesen ist, die Anlage zu benutzen oder an ihrer Benutzung
interessiert ist. Ebenso kommt es nicht darauf an, ob fur die betreffende Anlage mit hohem
oder nur geringem Besucherverkehr zu rechnen ist (Einkaufszentrum oder Anwaltskanzlei) *.
Fur die Forderung der Barrierefreiheit ist es bereits ausreichend, wenn der Nutzungszweck
darauf ausgelegt ist, dass eine vorher nicht bestimmbare Gruppe von Menschen die Anlage
nutzt und die Anlage fir jeden potenziellen Nutzer offensteht, der die Nutzungsbedingungen
akzeptiert (z.B. vorherige Zahlung eines Entgeltes oder das Kriterium einer Mitgliedschaft)?.
Der Begriff ,,0ffentliche Zuganglichkeit" ist also weit auszulegen.

Satz 1 wird entsprechend der MBO-12 im Gegensatz zu Satz 1 a.F. wesentlich gestrafft, da
sich die Definition des Begriffs ,barrierefrei“ nun in § 2 Absatz 14 befindet. Die bisher hier

1vgl. OVG Sachsen-Anhalt vom 16.12.2010, Az: 2 L 246/09
2Vgl. VGH Baden-Wirttemberg vom 27.09.2004, Az: 3 S 1719/03
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genannten Personengruppen werden durch die barrierefreie Beschaffenheit der baulichen
Anlagen in gleicher Weise begulnstigt. Der Begriff ,Besucherverkehr* wird erweitert auf
,Besucher- und Benutzerverkehr, um zu verdeutlichen, dass sich die Barrierefreiheit bei
baulichen Anlagen mit standigen Benutzern, die nicht dort beschéftigt sind, wie z. B. Schiler
oder Studenten in Schulen oder Hochschulen, auch auf die barrierefreie Benutzbarkeit fur
diesen Benutzerkreis erstreckt. Anforderungen zugunsten von Arbeitnehmern bleiben hiervon
in den in Absatz 2 genannten baulichen Anlagen wie bisher unberthrt.

Der weiterhin offene Aufzahlungskatalog in Satz 2 wird in Anlehnung an die MBO-12
entsprechend der nachfolgenden Gegenuberstellung redaktionell gestrafft:

Aufzahlungskatalog BremLBO-10 Aufzahlungskatalog BremLBO-18
5. Theater-, Film-, und | 1. Einrichtungen  des Kultur- und
Videovorfihrungsraume (je nach | Bildungswesens

Betriebsbeschreibung)
7. Museen, offentliche Bibliotheken

10. Schulen, Hochschulen, sonstige
Ausbildungsstatten und
Weiterbildungseinrichtungen

2. Versammlungsstétten, einschlieBlich der | 2. Versammlungsstatten, Anlagen fir
fur den Gottesdienst bestimmten Anlagen kirchliche und soziale Zwecke

10. Gemeinschaftshauser,
Jugendfreizeiteinrichtungen

11. Schwimmbé&der, Sportstatten und | 3. Sport- und Freizeitstatten, Spielplatze
Spielplatze sowie Camping- und Zeltplatze

8. Krankenanstalten, Entbindungs- und | 4. Krankenhduser, Einrichtungen des

Sauglingsheime Gesundheitswesens, Apotheken,
sowie Tages- und Praxisraume

Kurzzeitpflegeeinrichtungen siehe 8 50 Absatz 3 Nummer 1

9. Praxisrdume der Heilberufe,

Einrichtungen  der  Gesundheits- und

Sozialdienste, Kureinrichtungen und

Apotheken

3. Buro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude | 5. Blro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude
mit weniger als 500 m2 Nutzflache

1. Verkaufsstatten und Ladenpassagen 6. Verkaufsstatten und Ladenpassagen,

7. Messe- und Ausstellungsbauten Messe- und Ausstellungsbauten

4, Gaststatten, Kantinen sowie | 7. Gast- und Beherbergungsstatten,
Beherbergungsbetriebe Kantinen

6. Schalter- und Abfertigungsraume der | 8. Einrichtungen und Anlagen von Post-,
Verkehrs- und Versorgungseinrichtungen, | Mobilitats- und Versorgungsdienstleistern
der Deutschen Post AG und der | sowie Kreditinstituten

Kreditinstitute sowie Flugsteige
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neu

9. Vergnugungsstatten

12. allgemein zugangliche Stellplatze und
Garagen mit mehr als 1 000 m2 Nutzflache

10. Allgemein zugangliche Stellplatze und
Garagen mit mehr als 1 000 m2 Nutzflache,

sowie allgemein zugéangliche
Fahrradabstellplatze

Fahrradabstellanlagen und sanitdre Anlagen

13. offentliche Bedurfnisanstalten

11. Stellplatze und Garagen, die zu den | Siehe § 50 Absatz 4
Anlagen und Einrichtungen nach den

Nummern 1 bis 11 gehdren

Der Aufzéahlungskatalog ist jedoch gegeniber der MBO-12 erweitert. Nummer 9 wurde neu
hinzugefiigt und fordert eine zweckentsprechende Barrierefreiheit nunmehr fir alle baulichen
Anlagen, die von der Art der Nutzung als Vergnigungsstatte im Sinne der
Baunutzungsverordnung einzustufen sind. Somit missen zukinftig z.B. auch Spielhallen und
Wettbiiros zumindest teilweise barrierefrei sein.

Die Anforderungen an die Barrierefreiheit fir Tages- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen (Teile
von Nummer 8 a.F.) wird nun umfassend in Absatz 3 Nummer 1 geregelt. Stellplatze, Garagen
und sanitdre Anlagen die zu den Anlagen und Einrichtungen nach den Nummern 1 bis 10
(Teile von Nummer 12 a.F.) gehdren, erhalten in Absatz 4 eine eigenstandige Regelung.

Satz 3 wird entsprechend der MBO-12 neu hinzugefiigt und regelt, dass die Anforderungen
an die Barrierefreiheit auf den fir die zweckentsprechende Nutzung tatsachlich erforderlichen
Umfang beschrénkt sein dirfen. Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn mehrere
gleichartige Raume oder Anlagen, wie Gastplatze in Gaststatten oder Besucherplatze in
Versammlungsstatten zur Verfiigung stehen.

Absatz 3 wird redaktionell neu gefasst und in seinem Anwendungsbereich um Biro-,
Verwaltungs- und Gerichtsgebdude ab 500 m? Nutzflache erweitert. Entsprechend der
bisherigen Regelung sind hier alle Anlagen zusammengefasst, fur die die Barrierefreiheit nach
Absatz 2 fur die gesamte Anlage und die gesamte Einrichtung gilt, um den jeweils von einer
Mobilitatseinschrankung betroffenen  Personengruppen eine umfassende Nutzung
weitestgehend ohne fremde Hilfe zu ermdglichen. Die sprachliche Neufassung mit Bezug auf
den Begriff der Barrierefreiheit nach § 2 Absatz 14 hinsichtlich ,alle der zweckentsprechenden
Nutzung dienenden Teile* ermdglicht jedoch geringfiigige Ausnahmen, insbesondere fir
Technik-, Funktions- und Abstellrdume in diesen Einrichtungen.

Einrichtungen nach Nummer 1 (Tageseinrichtungen zur Betreuung und Pflege) dienen der
kurzfristigen Betreuung und Pflege und umfassen im Hinblick auf die Begrifflichkeiten der
BremLBO-10 insbesondere Tagesstatten fir behinderte Menschen und Kindertagesstatten.

Einrichtungen nach Nummer 2 (stationare Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und
Pflege) stellen auf eine langerfristige Unterbringung ab und umfassen nach den bisherigen
Begrifflichkeiten Heime fur behinderte Menschen, Altenheime, Altenwohn- und Pflegeheime,
aber auch Kinderheime.

Spezielle Altenwohnungen ohne zumindest optional anwéhlbares Pflege- und
Betreuungsangebot werden vom Anwendungsbereich des Absatzes 3 nicht mehr erfasst, da
im Wohnungsbau seit einiger Zeit auf Generationengerechtigkeit gesetzt wird, d.h. es wird
nicht mehr nach dem Alter der Bewohner, sondern nur nach Wohnungsgrof3en differenziert,
die fur alle Altersgruppen nutzbar und entsprechend den Anforderungen des Absatzes 1
barrierefrei sein missen.

Einrichtungen nach Nummer 3 (Schulen, Ausbildungs- und Werkstéatten fir Menschen mit
Behinderungen) entsprechen Nummer 4 a.F., wurden aber um den Begriff der Werkstatten
erweitert.
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Entsprechend einem weiteren Baustein zur Umsetzung des UN-Aktionsplanes wird nun auch
bereits im Baurecht eine Barrierefreiheit fur bestimmte Arbeitsstatten gefordert, ndmlich sofern
es sich um Neu- oder wesentliche Umbauten von Biiro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebauden
mit mehr als 500 m? Nutzflache handelt. Neben den bereits vorhandenen Erleichterungen fur
den Besucher- und Benutzerverkehr fur Vorhaben nach Absatz 2 werden hiermit nun auch
praventiv die grundlegenden baulichen Voraussetzungen fir eine bessere Integration von
Menschen mit Behinderungen oder anderen Mobilitdtseinschrdnkungen in das Erwerbsleben
geschaffen.

Die Ausweitung des Anwendungsbereiches des Absatzes 3 auf Arbeitsplatze in diesen
Gebauden ist auch unter Bertcksichtigung des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit
vertretbar, da es gerade bei diesen Nutzungsarten oftmals schwierig ist, zwischen ,6ffentlich
zuganglichen Bereichen* im Sinne des Absatzes 2, die auch Arbeitsplatze enthalten, und
reinen ,Backoffice-Bereichen* zu unterscheiden, insbesondere wenn es bei einem
Nutzerwechsel zu Umbauten im Bestand kommt. Darliber hinaus lassen sich die erforderlichen
konkreten Anforderungen an die geb&udebezogene Barrierefreiheit aus der als Technische
Baubestimmung eingefuhrten DIN 18040-1 (6ffentlich zug&ngliche Gebdude) ablesen, was
z.B. bei industriell / gewerblichen Arbeitsstétten nicht standardisiert mdglich ist.

Der Schwellenwert von 500 m?2 Nutzfliche wurde gewahlt, um Kleinere Buro- und
Verwaltungsgebaude und Gebaude mit anteiliger Blronutzung im Zusammenhang mit
Gewerbebetrieben nicht Uber Geblhr zu belasten. Hier gilt die ,eingeschrankte”
Barrierefreiheit nach Absatz 2 Nummer 5 nur fiir die 6ffentlich zugénglichen Bereiche.

Absatz 4 Satz 1 wird in Anlehnung an Absatz 3 Satz 4 MBO-12 neu gefasst und stellt heraus,
dass bei Anlagen nach Absatz 2 und 3 die Anzahl der barrierefreien Toilettenrdume und der
notwendigen barrierefreien Stellplatze flr Besucher und Benutzer in Abhangigkeit von den
insgesamt vorgesehenen ToilettenrfGumen und notwendigen Stellplatzen bauaufsichtlich
festzulegen ist.

Eine Konkretisierung dieser allgemeinen Anforderungen ist hinsichtlich der Mindestanzahl
notwendiger barrierefreier Stellplatze in Garagen in 8 4 Absatz 7 der Bremischen
Garagenverordnung sowie in den kommunalen Stellplatzortsgesetzen und hinsichtlich der
Beschaffenheit in der als Technische Baubestimmung eingeftihrten DIN 18040-1 unter Ziffer
4.2.2 festgelegt.

Konkretisierungen hinsichtlich der Anzahl barrierefreier Toilettenraume sind in der Anlage
7.3/1 unter Ziffer 4 zur Einfihrung der DIN 18040-1 als Technische Baubestimmung festgelegt.
Sofern es sich um gewerblich genutzte Anlagen handelt, die nur von einem Kkleineren
Personenkreis genutzt werden, aber 6ffentlich zuganglich sind (geringe Zahl von Beschaftigten
und / oder Besuchern, d.h. 8 43 Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung), ist in Verbindung
mit der grundsatzlichen Toilettenpflicht des § 43 Absatz 1 Satz 1 mindestens ein barrierefreier
Toilettenraum herzustellen, der sowohl von beiden Geschlechtern als auch von Beschaftigten
und Besuchern gemeinsam genutzt werden kann. Die erforderlichen MalRe und
Ausstattungsmerkmale barrierefreier Sanitarrdume sind in  der als Technische
Baubestimmung eingefihrten DIN 18040-1 unter Ziffer 5.3 festgelegt.

Der Verweis auf 8§ 51 stellt klar, dass bei Sonderbauten einzelfallbezogen zusatzliche
Anforderungen oder Erleichterungen an die Barrierefreiheit gestellt werden konnen.

Satz 2 entspricht Satz 2 a.F. hinsichtlich der Anforderungen an die Barrierefreiheit von
Aufzigen, der Verweis wird hinsichtlich der Erreichbarkeit redaktionell ebenfalls auf § 39
Absatz 4 Satz 4 erweitert.

Der Abweichungstatbestand des Absatzes 5 wird im Vergleich zu Absatz 5 a.F. ablesbarer
gestaltet und in einen Aufzahlungskatalog umgewandelt. Demnach kann unter Austibung des
behordlichen Ermessens eine Abweichung von den Anforderungen der Barrierefreiheit erteilt
werden, sofern mindestens ein Tatbestandsmerkmal vorliegt:

Nummer 1 nennt unverandert schwierige Gelandeverhaltnisse,
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Nummer 2 berlcksichtigt unveréndert eine unginstige vorhandene Bebauung,

Nummer 3 ermoglicht wie bisher Abweichungen, sofern diese im Hinblick auf die Sicherheit
der Menschen mit Behinderungen oder mobilitédtseingeschréankten Personen erforderlich sind
und wird sprachlich auf den Personenkreis nach Absatz 3 bezogen.

Der Abweichungstatbestand der atypischen Nutzung nach Nummer 4 wird neu hinzugefiigt,
um unter Bertcksichtigung von Praxiserfahrungen insbesondere unterhalb der
Sonderbauschwelle einzelfallbezogen abweichende Anforderungen an die Barrierefreiheit zu
ermdglichen, wenn die ansonsten im Baurecht Ubliche typisierende Betrachtungsweise nicht
zu sachgerechten Lésungen fihren wirde. Dies kann z.B. im Wohnungsbau der Fall sein,
wenn eine Vielzahl von Micro-Appartements mit einer Gro3e von ca. 25 m? erstellt werden
soll und die Anwendung der Anforderungen an die Barrierefreiheit nach Absatz 1 zu einer
offensichtlich nicht marktgerechten Losung fuhren wirde, da die Vorschrift auf die Regel-
Wohnungsgrol3e zwischen 60 und 90 m? abstellt.

Ein weiteres Kriterium fur eine Atypik kénnte sich im Hinblick auf den Nutzerkreis der
baulichen Anlage ergeben (z.B. Studenten, Unterbringung von Fliichtlingen), wenn dadurch
die Anzahl der nach Absatz 1 erforderlichen barrierefrei herzustellenden Wohnungen oder
der barrierefrei nutzbaren Bereiche 6ffentlich zuganglicher baulicher Anlagen
unverhaltnismafig und / oder eine zweckmafige Nutzung dadurch nicht oder nur unter
grolRen Schwierigkeiten maglich ware.

In Verbindung mit der generellen Abweichungsregelung nach § 67 BremLBO kénnte sich die
Atypik aber auch aus einer grundstiicksbezogenen Besonderheit herleiten lassen, die im
Hinblick auf die Barrierefreiheit darin begriindet sein kann, dass sich das Bauvorhaben in
einer aus Sicht von mobilitatseingeschrankten Personen unattraktiven Lage befindet, z.B. in
Stadtrandgebieten, die durch den Offentlichen Personennahverkehr nur mit
unterdurchschnittlichem Angebot erschlossen sind und insbesondere die Errichtung von R-
Wohnungen auch von der Bauaufsichtsbehdrde an dieser Stelle nicht bedarfsgerecht
eingestuft wird.

Die nunmehr hinzugefligte Nummer 5 beriicksichtigt den praktischen Bedarf, dass gerade
wesentliche (Nutzungs-)Anderungen in bereits bestehenden Geb&uden, welche regelmaRig
ein Baugenehmigungsverfahren ausldsen, die Umsetzung der Barrierefreiheit nach den
Abséatzen 1 bis 4 im Einzelfall nur unter unverhéltnismanRig hohem Arbeits- und Kostenaufwand
erfolgen kann. Grundsétzlich soll die Moglichkeit der Abweichung nach § 67 im Falle der
Barrierefreiheit nur den durch Absatz 5 erfassten engen Rahmen haben, jedoch eréffnet die
hinzugefiigte Nummer 5 ein Einzelfallermessen zur Wahrung verhaltnismafiger
Anforderungen im Bestandsbau.

Nach Nummer 6 sind Abweichungen bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des
Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs mdglich. Der Tatbestand wird entsprechend
den Erfahrungen aus der Praxis auch auf erforderliche Sanitarrdume und Stellplatze nach
Absatz 4 erweitert. Eine Abweichung kann im Einzelfall vertretbar sein, wenn sich
insbesondere bei Umbauten oder Nutzungsanderungen im Bestand die Sanitarraume oder
Stellplatze im Kellergeschoss befinden und der nachtréagliche Einbau eines sonst nicht
erforderlichen Aufzugs einen unverhaltnismaRigen Mehraufwand erfordern wirde.

Satz 2 wird klarstellend mit einer ermessenssteuernden Anforderung neu hinzugeflgt.
Hiernach sind bei der Erteilung einer Abweichung nach 8§ 67 nicht nur der unverhéaltnismagige
Mehraufwand und das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen nach den Nummern 1 bis
6 festzustellen, sondern es sind auch die Belange von Menschen mit Behinderungen, alten
Menschen und Personen mit Kleinkindern angemessen zu berlcksichtigen. In der
Genehmigungspraxis ist somit zu prifen, ob einzelfallbezogen zumindest eine teilweise
Herstellung der Barrierefreiheit méglich ist.

Bei der behdrdlichen Entscheidung tber die Erteilung einer Abweichung von den Vorschriften
zur  Barrierefreineit kann es dariber hinaus sachgerecht sein, bei der
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Verhaltnismagigkeitsprifung auch nach dem Grad der Wahrscheinlichkeit einer Benutzung
einer Anlage durch mobilitatseingeschrankte Personen zu differenzieren.

Diese Erwagungen sind insbesondere im Rahmen einer sachgerechten
Ermessensanwendung nach § 58 Absatz 4 zu beriicksichtigen.

Zu 8 51 - Sonderbauten
§ 51 entspricht unverandert § 51 BremLBO-10.

In Satz 4 bleibt der gesetzliche Wortlaut der Nummer 7 ,Brandschutzanlagen, -einrichtungen
und —vorkehrungen“ unveréandert. An dieser Stelle wird aber darauf hingewiesen, dass zu
den Anlagen, die der Brandverhitung und —bekampfung dienen, auch Objektfunkanlangen
gehodren. Im Rahmen der fortschreitenden Digitalisierung, neuer Materialien,
Verarbeitungstechniken und energetisch verbesserten Gebaudehillen missen die
Gefahrenabwehrbehérden in der Lage sein, in Gebauden ihre Einsatzkrafte nach taktischen
Grundsatzen und u. a. nach den Feuerwehrdienstvorschriften im Rahmen der erforderlichen
Beka&mpfung des Schadensereignisses zu fuhren. Auch kann der Eigentiimer, Besitzer oder
Nutzungsberechtigte dazu verpflichtet werden, eine dem Stand der Technik entsprechende
Funkversorgung innerhalb der Gebaude sicherzustellen. Diese Sicherstellung beinhaltet
gleichermal3en, dass die verantwortliche Person daflir Sorge zu tragen hat, dass diese
Anlagen regelmafig tberprift und wenn erforderlich ergénzt oder ausgetauscht und den
neuen technischen Bedarfen angepasst werden.

Zu 8 52 - Grundpflichten
Absatz 1 entspricht unverandert 8 52 BremLBO-10.

Absatz 2 wird neu hinzugefligt und nimmt redaktionell gestrafft die Regelungen aus § 59
BremLBO-03 zu den Pflichten von Grundstiickseigentiimern und sonstigen polizeipflichtigen
Personen wieder auf, die auch heute noch weiterhin in der Niedersachsischen Bauordnung
vorhanden sind. Die Vorschrift war in der BremLBO-10 mit Anpassung an die MBO-02
gestrichen worden, da es grundsatzlich mdglich ist, hinsichtlich der Stérerauswahl auf die
allgemeinen Regelungen des 88 5 und 6 des Bremischen Polizeigesetzes als lex generalis
zurlckzugreifen.

Die modifizierte Wiedereinfihrung der Vorschrift soll den Bauaufsichtsbehérden die Auswahl
des verantwortlichen Adressaten erleichtern, da im Rahmen der Ermessensausiibung nach
8§58 Absatz 2 kein generelles Rangverhéltnis zwischen der Inanspruchnahme des
Verhaltensstorers (Mieter / Betreiber / Nutzer) und dem Zustandsstorer (Eigentimer) besteht.
Die behdrdliche Entscheidung, wer als verantwortlicher Adressat von der Bauaufsichtsbehérde
herangezogen werden soll, ist an den Umstdnden des Einzelfalls, dem Grundsatz der
Verhéltnismaiigkeit und dem Gebot effektiver und schneller Gefahrenbeseitigung
auszurichten.

Es kann also durchaus zweckmaRig sein, zur schnellen Beseitigung baurechtswidriger
Zustande sofort auf den Eigentlimer als Zustandsstorer zuriickzugreifen, anstatt zunachst den
unmittelbareren Verhaltensstorer (Mieter / Betreiber) als verantwortliche Person auswéahlen zu
missen, da diese Personen, wie Beispiele aus der Verwaltungspraxis zeigen, im Laufe eines
Verwaltungsverfahrens oftmals wechseln, was das Ziel eines im Offentlichen Interesse
liegenden  schnellen, rechtssicheren  Verwaltungsverfahrens  zur  Untersagung
baurechtswidriger Zustande erschwert.

Unter dem Gesichtspunkt der Effektivitdt des Verwaltungshandelns ist es nicht zu
beanstanden, wenn der Zustandsstorer (ggf. erganzend) herangezogen wird, wenn durch die
alleinige Inanspruchnahme des bekannten Verhaltensstorers die dauerhafte Beseitigung eines
baurechtswidrigen Zustandes nicht zu erwarten ist. Sind mehrere Stoérer fur ein- und dieselbe
Gefahr verantwortlich und stehen ihrer Inanspruchnahme keine sonstigen rechtlichen
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Hindernisse entgegen, steht es im pflichtgeméaRen Ermessen der Bauaufsichtsbehérden, wen
sie tatsachlich zur Gefahrenabwehr heranzieht. Zwischen dem Verhaltens- und dem
Zustandsstorer besteht kein prinzipielles Rangverhdltnis. Der Verhaltensstérer muss nicht
stets vor dem Zustandsstorer in Anspruch genommen werden. Ebenso sind bei mehreren
Zustandsstorern der Inhaber der tatsachlichen Gewalt und der Eigentiimer grundsatzlich
gleichermal3en verantwortlich.

Es ist ebenfalls gerichtlich festgestellt, dass es der Zustandsverantwortlichkeit des
Grundstuickseigentimers und Vermieters unterféllt, Vertragsverhaltnisse mit den Mietern
eines Gebaudes so zu gestalten, dass eine Wiederaufnahme einer baurechtswidrigen Nutzung
unmadglich wird. Um dieses Ziel zu erreichen, hat der Eigentimer alle ihm zu Gebote
stehenden eigentumsrechtlichen Mdglichkeiten auszuschoépfen.

Die Vorschrift nimmt somit Bezug auf die grundséatzliche Eigentumsverpflichtung nach
Artikel 14 Absatz 2 GG und benennt mit dem Eigentiimer (Satz 1), dem Erbbauberechtigten
(Satz 2) oder demjenigen, der die tatsdchliche Gewalt tUber ein Grundstiick austbt (Satz 3),
diejenigen verantwortlichen Personen, die neben dem Bauherren (8 53) als Handlungs- oder
Zustandsstorer insbesondere nach Aufnahme der Nutzung fur den ordnungsgeméai3en
Zustand eines Baugrundstiickes oder einer Anlage nach § 1 verantwortlich sind. Diese
Verpflichtung gilt auch fir Gemeinschaftsanlagen, fur die die jeweiligen Miteigentiimer eine
gesamtschuldnerische  Verantwortung tragen. Satz 3 verdeutlicht das den
Bauaufsichtsbehorden eingerdumte Ermessen, indem aus diesem Personenkreis derjenige
als verantwortlicher Adressat ausgewahlt werden kann, von dem am schnellsten zu erwarten
ist, dass er baurechtswidrige Zustéande auf dem Grundstiick beseitigt.

Des Weiteren soll diese Regelung auf die grundsatzliche Instandhaltungsverpflichtung des
Eigentimers hinweisen und ermdglicht bauaufsichtliche MaRnahmen bereits dann, wenn die
Anlage unabhangig von ihrer Nutzung fir die Allgemeinheit offensichtliche
bauordnungsrechtliche Mangel aufweist, der Verfall aber noch nicht soweit fortgeschritten ist,
um bei nicht genutzten Anlagen auf eine Beseitigung nach § 79 Absatz 2 hinwirken zu kénnen.
Die Vorschrift soll also der Entstehung von nicht mehr sanierungsfahigen sog.
~Schrottimmobilien” entgegenwirken.

Zu 8 53 — Bauherrin oder Bauherr

Absatz 1 Satz 1, 2 und 5 sowie Absatz 2 entsprechen unverdndert § 53 BremLBO-10.

Der neue Satz 3 stellt entsprechend der MBO-16 klar, dass die Darlegungslast fir die
Einhaltung der Anforderungen nach § 3 beim Bauherrn liegt. Sofern insoweit Angaben zu den
verwendeten Bauprodukten erforderlich sind, hat der Bauherr entsprechende Belege
bereitzuhalten. Fur Bauprodukte, die nach der BauPVO die CE-Kennzeichnung tragen, ist dies
nach dem neuen Satz 4 die Leistungserklarung. Die Bereithaltung der Leistungserklarung
kann auch elektronisch erfolgen. Im Ubrigen miissen die nach § 17 vorgeschriebenen
Verwendbarkeitsnachweise vorgelegt werden oder, sofern diese nicht erforderlich sind, sonst
taugliche Nachweise. Hierzu sollen die Technischen Baubestimmungen néahere
Rahmenbedingungen festlegen.

Zu 8 54 — Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser
§ 54 entspricht unverandert 8 54 BremLBO-10.

Zu 8 55 — Unternehmerin oder Unternehmer

Absatz 1 Satz 1sowie Absatz 2 entsprechen unverdndert § 55 BremLBO-10.

Da die Ausfuhrungen zu § 53 Absatz 1 auch entsprechend fur den Unternehmer gelten, werden
Satz 2 erganzt und Satz 3 der MBO-16 folgend neu hinzugefigt.
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Zu 8 56 — Bauleiterin oder Bauleiter
§ 56 entspricht unverandert 8 56 BremLBO-10.

Zu Teil 5 — Bauaufsichtsbehdrden, Verfahren

Zu Abschnitt 1 — Bauaufsichtsbehorden

Zu 8 57 — Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehdrden
§ 57 entspricht unverandert 8 57 BremLBO-10.

Zu 8 58 — Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden
§ 58 Absatz 1 bis 4 entspricht unverandert § 58 BremLBO-10.

Nach der unveranderten Vorbehaltsschranke des Absatzes 4 kann bei wesentlichen
Anderungen rechtm&Rig bestehender Anlagen eine Anpassung auch der (ibrigen
Anlagenteile an die aktuelle Rechtslage gefordert werden. Dies betrifft insbesondere
Anforderungen an den Brandschutz und die Barrierefreiheit der baulichen Anlage.

Der Umfang der Anwendung der Vorschrift steht jedoch im Ermessen der
Bauaufsichtsbehorden. Insbesondere bei 6ffentlichen Bauten (z.B. Schulen u.a.) soll hier
gemeinsam nach vertretbaren Kompromisslésungen im Sinne des Regelungszweckes der
Vorschriften gesucht werden. Nur in seltenen Féllen wird deshalb tatsachlich eine
vollstdndige Anpassung des gesamten Vorhabens an die aktuellen gesetzlichen
Anforderungen gefordert werden kénnen, die fir den Neubau zu erfillen sind.

Hinsichtlich der verhaltnismaRigen Anpassungen an die Barrierefreiheit weist der zusatzlich
eingefligte Abweichungstatbestand des § 50 Absatz 5 Nummer 5 ergénzend auf
diesbeziglich mégliche Erleichterungen hin.

Im Absatz 6 werden Satz 3 und 4 neu hinzugefligt. Satz 3 schrankt in Verbindung mit Satz 5
die Betretungsrechte im Hinblick auf das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung nach
Artikel 13 GG ein. Zur Verbesserung des Gesetzesvollzuges sollen nach Satz 4 durch
Aufnahme einer Duldungsverpflichtung in die Norm die Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden
hinsichtlich des Betretens von Grundstiicken erleichtert werden. Somit wird die Norm
.selbstvollziehbar und die Durchsetzung im Wege des zeit- und arbeitsintensiven
Verwaltungszwangsverfahrens entfallt.

Absatz 7 ertffnet erstmals ein Auskunfts- und Vorlagerecht zu Gunsten der
Bauaufsichtsbehtrden als Baupolizeibehtérde. Auf diese Weise ist geregelt, dass zur
Gefahrenabwehr bendtigte Daten liber das betroffene Grundstiick oder die betroffene bauliche
Anlage an die Bauaufsichtsbehoérden durch denjenigen Ubermittelt werden mussen, der die
geforderten Auskuinfte erteilen kann.

SchlieBBlich sollen durch den neu geschaffenen Absatz 8 Kosten fir MaRBnahmen der
Ersatzvornahme als 6ffentliche Last auf das betroffene Grundstiick gelegt werden kénnen, um
die gegeniuiber dem Handlungspflichtigen geltend zu machenden Kosten der Ersatzvornahme,
bei zahlungsunwilligen- oder unfahigen Kostenschuldnern durch ein zusatzliches
Sicherungsmittel absichern zu kénnen.

Zu Abschnitt 2 — Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

Zu 8 59 — Grundsatz
§ 59 entspricht nahezu unverandert 8 59 BremLBO-10.
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In Absatz 1 Satz 1 wird mit Bezug auf die Anderung in § 61 Absatz 3 Satz 3 klargestellt, dass
auch fur die Beseitigung von Anlagen ein Baugenehmigungsverfahren erforderlich sein kann,
sofern die Bauaufsichtsbehérde dieses einfordert.

Zu 8 60 — Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Die Erweiterung der Regelung in Nummer 4 berlcksichtigt einerseits, dass der bisher noch
verwandte Begriff der gewerberechtlichen Genehmigung fir Gerdte noch aus einer Zeit
stammt, zu der es das Produktsicherheitsrecht noch nicht gab, und aktualisiert die Vorschrift
mit Bezug auf das Betriebssicherheitsrecht.

Auf der Grundlage von 8 34 des Produktsicherheitsgesetzes sind in 8§ 18 Absatz 1 der
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) die Uberwachungsbedirftigen Anlagen genannt,
die einer Erlaubnis bedirfen. Nach § 18 Absatz 4 BetrSichV hat die zustéandige Behorde die
Erlaubnis zu erteilen, wenn die vorgesehene Aufstellung, Bauart und Betriebsweise den
sicherheitstechnischen  Anforderungen der BetrSichV und den Brand- und
Explosionsschutzanforderungen der Gefahrstoffverordnung entsprechen, sowie die
vorgesehenen sicherheitstechnischen MafRnahmen fiur den sicheren Betrieb geeignet sind.
Damit ist der Erlaubnisumfang fur diese Anlagen abschlieBend benannt. Geb&aude, in denen
solche Anlagen aufgestellt werden, Uberdachungen, Shops/Kassengeb&aude, WaschstraRen,
etc. sind keine erlaubnispflichtigen Gberwachungsbedurftigen Anlagen nach § 18 BetrSichV
und unterliegen somit auch nicht 8 60 BremLBO. Eine immissionsschutzrechtliche
Genehmigung schliel3t die Baugenehmigung und die Erlaubnis nach § 13 Absatz 1 BetrSichV
mit ein.

Zu 8 61 — verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen, Vorhaben des
Bundes

In Absatz 1 werden Uberwiegend korrespondierend an die MBO-12 folgende Anpassungen
hinsichtlich der Verfahrensfreiheit von Bauvorhaben vorgenommen, was auch Auswirkungen
auf die bisherigen Nummerierungen hat:

Zu Nummer 1 (Gebaude)

Zu Buchstabe a wird nunmehr Klargestellt, dass auch jene Gebaude mit einer
Bruttogrundflache von bis zu 10 m2 verfahrensfrei sind, wenn sie gewerblich genutzt werden.
Hierzu zahlen z.B. Verkaufsstande fir Saisonprodukte wie Spargel- oder Gluhweinstande.

Bei Buchstabe h (vor die AuRenwand eines Gebaudes vortretende eingeschossige
Gebéaudeteile) wird die bisher in den Buchstaben bb und cc separat geregelte
Verfahrensfreiheit von Wintergarten und Terrasseniberdachungen unter Buchstabe bb
zusammengefihrt.

Regelungszweck ist, zukinftig einheitlich sowohl Terrassen einschlie3lich einer moglichen
Uberdachung als auch uberwiegend verglaste, nur zum voriibergehendenden Aufenthalt
bestimmte Vorbauten (Veranden, Wintergarten) bis zu einer Grundflache von 30 m2 und einer
Tiefe bis maximal 3,50 Metern verfahrensfrei zu stellen.

Wahrend die MBO-12 nur eine maximale Tiefe von 3,00 Metern fur Terrasseniberdachungen
festsetzt, soll als Reaktion auf die tatsachlichen Bedirfnisse der Bauherrschaft und zur
Erleichterung fur die Bauaufsichtsbehdrden die verfahrensfreie Tiefe auf 3,50 Meter erweitert
werden, da dies auch bei kleinen Reihenhausgrundstiicken mit kleineren Gartenzonen noch
stadtebaulich vertretbar erscheint. Sollen diese ebenfalls nach 8 6 Absatz 6 Nummer 2 oder 3
korrespondierend abstandsprivilegierten baulichen Anlagen auf nicht Uberbaubarer
Grundstticksflache errichtet werden, ist hierzu das nach § 23 Absatz 5 Satz 2 BauNVO
erforderliche stadtebauliche Ermessen im Regelfall positiv auszuiiben.
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Bei gréfReren Anlagen ist einzelfallbezogen unter Bericksichtigung der Festsetzungen des
Bebauungsplanes, der Grundstiicksgrof3e und anderer Nebenanlagen zu prifen, ob die
Erteilung einer Befreiung nach 8§ 31 Absatz 2 BauGB vertretbar ist oder ob sich das Vorhaben
nach 8 34 BauGB in die vorhandene Umgebungsbebauung einfigt.

Zu Nummer 2 (Anlagen der technischen Gebaudeausristung, ausgenommen frei stehende
Abgasanlagen mit einer Hohe von mehr als 10 Meter) und

Zu Nummer 3 (Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien, auf3er im Geltungsbereich
ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1)

Anlagen der technischen Geb&udeausristung (Buchstaben a und d a.F.) werden ohne
sonstige weitere Ausdifferenzierung nur mit inrem Oberbegriff verfahrensfrei gestellt, hierunter
fallen auch die bisher unter Buchstabe c¢ a.F. separat genannten Brandmeldeanlagen in
Wohnungen.

Stattdessen wird zur Forderung der Nutzung erneuerbarer Energien im Katalog der
verfahrensfreien Bauvorhaben mit der neuen Nummer 3 eine eigensténdige Regelung fir
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien geschaffen, die neben den bisher schon als
Anlagen der technischen Gebaudeausriistung freigestellten Solaranlagen (Nummer 2 b a.F.)
mit Nummer 3 ¢ auch Kleinwindkraftanlagen erfasst. Die Verfahrensfreiheit soll allerdings
abweichend von der MBO nur fir jene Anlagen gelten, die in Gewerbe- und Industriegebieten
errichtet werden sollen, sowie im Aul3enbereich, wenn sie einem nach § 35 Absatz 1 BauGB
zulassigen Vorhaben dienen. Nach der bisherigen bauaufsichtsrechtlichen Praxis kann nur in
diesen genannten Gebieten mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass
bodenrechtliche Spannungen oder Beeintrachtigungen fir die Nachbarschaft durch die von
ihnen verursachten Immissionsbelastungen nicht gegeben sind. Sollen Windenergieanlagen
in innerstadtischen Gebietstypen errichtet werden, so sind diese nicht von vornherein
unzulassig, sondern dessen bauplanungs- und ordnungsrechtliche Zulassigkeit ist unter
Berlicksichtigung der Belange der Nachbarschaft in einem Baugenehmigungsverfahren zu
Uberprufen.

Die bisher als Unterfall der technischen Gebaudeausriistung geregelten Solarenergieanlagen
und Sonnenkollektoren werden unter dem Oberbegriff Solaranlagen zusammengefasst und
nun unter den neuen Nummern 3 a und b geregelt. Im Hinblick auf die Verfahrensfreiheit der
Anlage kann somit die Frage, ob die durch die Solaranlage erzeugte Energie dem
Eigengebrauch dient oder ins Stromnetz eingespeist wird, dahinstehen. Neben Anlagen in und
an Dach- und AuBenwandflachen sind nach der Neuregelung auch Anlagen auf solchen
Flachen erfasst, so dass die Anlagen nicht mehr in die Dachflaiche oder die Fassade
eingelassen sein missen, sondern auch aufgesténdert sein kdnnen, was insbesondere im
Hinblick auf die Errichtung von Solaranlagen auf Flachdachern von Bedeutung ist.

Ferner ist zur Klarstellung auch die mit der Errichtung der Anlage gegebenenfalls verbundene
Anderung der Nutzung des Geb&udes oder - im Hinblick auf die nun freigestellten
aufgestanderten Anlagen - seiner auf3eren Gestalt von der Freistellung erfasst. Die materielle
Rechtslage bleibt von dieser Verfahrensfreistellung allerdings unberihrt, so dass ggf. die
Vorschriften des Bauplanungsrechts zu beachten sind.

Zu Nummer 4 (Anlagen der Ver- und Entsorgung):

Mit dem Buchstaben ¢ wird nunmehr ausdriicklich die Verfahrensfreiheit auch fir Anlagen
der Abfallentsorgung klargestellt, sofern diese den ansonsten zulassigen baulichen Umfang
des Absatzes 1 nicht Gberschreiten. In der kommunalen bremischen Abfallwirtschaft werden
zuklinftig zur Sammlung von Restabfall, Bioabfall, Papier und Pappe sowie
Verkaufsverpackungen auch Unterflur- und Halbunterflurbehdlter eingesetzt. Diese
Behaltnisse stellen bauliche Anlagen im Sinne des § 2 dar.Sie sind verfahrensfrei, sofern
insbesondere fur die erforderlichen Abgrabungen nach Nummer 9 eine Tiefe von 2 Metern
nicht Uberschritten wird. Anderenfalls sind sie als Nebenanlagen zu Wohngebauden in der
Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ anzuzeigen oder es ist ein
vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren nach § 63 durchzufiihren.
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Zu Nummer 11 (tragende und nicht tragende Bauteile)

Bei Buchstabe d hat Ersetzung des Wortes ,Aul3enwandverkleidungen* durch
»+Aullenwandbekleidungen“ nur redaktionelle Bedeutung. Vor dem Hintergrund der
Bestrebungen zur Energieeinsparung und der Regelungen der EnEV werden auch
MalRnahmen der Warmedammung in den Katalog der verfahrensfreien Bauvorhaben
aufgenommen. Auch wenn das Aufbringen einer Dammung auf Wande bereits unter den
Begriff der AufRenwandbekleidung subsumiert werden konnte, werden Malinahmen zur
Warmedammung nun ausdricklich genannt.

Ferner ist durch den Buchstabe e wie bisher auch das Aufbringen einer Dammung auf
Déchern erfasst.

Zu Nummer 12 (Werbeanlagen)

Buchstabe b stellt erganzend klar, dass auch Packstationen von Post und Paketdienstleistern
einschliellich deren Werbung an der Stétte der Leistung als verfahrensfreie Automaten
eingestuft werden.

Buchstabe f stellt mit der Ergdnzung der ,bisherigen Abmessungen* klar, dass genehmigte
Werbeanlagen weiterhin unveréndert ersetzt werden dirfen, erlaubt aber technische
Modifikationen, die aufgrund ihrer Immissionen jedoch nicht dazu fithren dirfen, dass sich
planungsrechtlich die Genehmigungsfrage neu stellt.

Buchstabe i stellt neu Servicesdulen und Hinweistafeln von Mobilitdtsdienstleistungen
einschliel3lich deren Werbung an der Stétte der Leistung ebenfalls verfahrensfrei, da es sich
hierbei je nach individueller Ausgestaltung nicht immer um Leistungsautomaten im Sinne des
Buchstaben b handeln muss. Durch die separate Nennung soll eine rechtssichere Abgrenzung
ermdglicht werden. Da es sich bei diesen baulichen Anlagen (z.B. zur Kennzeichnung von
Car-Sharing-Stationen) im Wesentlichen um Zubehéranlagen des 6ffentlichen StralRenraumes
mit untergeordneter bauordnungsrechtlicher Bedeutung handelt, soll auf ein bauaufsichtliches
Verfahren verzichtet und stattdessen allein nach Stral3enrecht Uber die jeweils erforderliche
Sondernutzungserlaubnis entschieden werden.

Die eingefugte abschlieRende Erganzung dient der Klarstellung, dass bei einer Errichtung der
in Nummer 12 geregelten Werbeanlagen auf, in oder an einer bestehenden baulichen Anlage
die damit gegebenenfalls verbundene Anderung der Nutzung oder der &uReren Gestalt der
Anlage ebenfalls von der Verfahrensfreiheit erfasst wird. Zugleich wird damit die Regelung an
Nummer 3 Buchstabe a flir Solaranlagen und der Nummer 5 Buchstabe a fir Mobilfunkmasten
angepasst.

Zu Nummer 15 (sonstige Anlagen)

Mit dem hinzugefugten Buchstaben g wird bezugnehmend auf den Antrag der Fraktionen
der SPD und Bindnis/90 Die Grinen vom 8. Mérz 2017 (Drs. 19/975) und den Beschluss
der Bremischen Burgerschaft vom 6. April 2017 (Nr. 19/677, Nummer 4) zum Ausbau und
Forderung der Elektromobilitat die Errichtung von Ladesaulen fur Elektromobilitat
verfahrensfrei gestellt. Dadurch sollen die Voraussetzungen fiir die Herstellung von
Ladeinfrastruktur fir PKW und Pedelecs auf freiwilliger Basis erleichtert werden

Der Vorschlag ist auch bauordnungsrechtlich vertretbar, da die einzelnen Ladeséaulen
aufgrund ihrer schlanken S&ulenkubatur analog zu der mit der LBO-Novelle ebenfalls
eingefihrten Verfahrensfreiheit von Servicesaulen und Hinweistafeln fur
Mobilitatsdienstlistungen nach Nummer 12 Buchstabe i keine sicherheitsrelevanten
Prufverpflichtungen begriinden und die Ladesaulen lediglich eine Zubehérnutzung im
Rahmen der Errichtung von Stellplatzanlagen darstellen.

Die erforderliche Anpassung der Nummerierungen des restlichen Aufzéhlungskatalogs ist
redaktioneller Art.

Zu Absatz 2 (Verfahrensfreiheit von Nutzungsénderungen)
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Nach der bisherigen Fassung der Regelung des Absatzes 2 Nummer 1 war ein
bauaufsichtliches Genehmigungsverfahren bei Nutzungsanderungen erforderlich, wenn fr die
neue Nutzung andere o6ffentlich-rechtliche Anforderungen als fir die bisherige in Betracht
kamen. Dies galt unabhangig davon, ob diese anderen Anforderungen im bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahren Gegenstand der Prifung sein konnten oder nicht. Durch die
Anderung wird nun der Kreis der verfahrensfreien Nutzungsanderungen erweitert, indem nur
noch solche Anforderungen an die neue Nutzung zur Genehmigungspflicht der
Nutzungsénderung fiuhren, die im Baugenehmigungsverfahren nach 8 64 Satz 1
Prifgegenstand sein konnen, und zwar — wegen der in die Regelung einbezogenen
Unberihrtheitsklausel des § 64 Satz 2 i. V. m. § 66 — auch, wenn es sich um von den im
Rahmen der bautechnischen Nachweise abzuarbeitende bauordnungsrechtliche
Anforderungen handelt.

Zu Absatz 3 (Beseitigung von Anlagen)

Satz 1 bleibt hinsichtlich des sachlichen Anwendungsbereiches der Verfahrensfreiheit der
Beseitigungen bestimmter baulicher Anlagen unverandert.

Die sprachliche Anpassung in Satz 2 soll deutlicher als bisher in der MBO herausstellen, dass
grundsatzlich fur die vollstdndige Beseitigung von Anlagen ein Anzeigeverfahren
durchzufihren ist, es sei denn die Beseitigung ist nach Satz 1 ausdricklich verfahrensfrei
gestellt. Wird die bauliche Anlage nur teilweise z.B. im Rahmen einer UmbaumafRnahme
beseitigt, ist ein baurechtliches Verfahren nach 88 62, 63 oder 64 durchzufuhren.

Satz 3 wird abweichend von der MBO-12 hinzugefiigt und raumt der Bauaufsichtsbehdérde in
Anlehnung an die Genehmigungsfreistellung nach 8 62 Absatz 2 Nummer 4 die Moglichkeit
ein, statt des im Regelfall durchzufihrenden Anzeigeverfahrens im Ausnahmefall ein
Baugenehmigungsverfahren fiir die vollstandige Beseitigung der Anlage durchzufiihren. Dies
kann insbesondere bei schwierigen Beseitigungsvorhaben der Fall sein (z.B. bei
Bunkeranlagen, komplexen Sonderbauten oder besonderen Anforderungen an die
Standsicherheit des zu beseitigenden Gebaudes im Rahmen des Beseitigungsvorgangs), bei
denen auch aufgrund eines besonderen 6ffentlichen Interesses eine praventive Prifung der
Bauvorlagen und eine behdrdliche Abstimmung der Fachbehdrden anzuraten ist.

Die Bauaufsichtshehorde Ubernimmt in diesem Fall abweichend von der ansonsten im
Anzeigeverfahren  Ublichen  Eigenverantwortung des  Bauherren  wieder die
verfahrenslenkende Stellung und kann Uber die Baugenehmigung Auflagen zu Beseitigung
erteilen. Ebenso entfallt der ansonsten nach Satz 2 bestehende Zeitdruck der Monatsfrist, da
mit der Beseitigung erst nach Abschluss der vorherigen fachbehdrdlichen Abstimmung und
Erteilung der Abbruchgenehmigung begonnen werden darf. Diese vorgeschlagene Anderung
ist das Ergebnis eines Prufauftrages aus dem Dringlichkeitsantrag 18/1240 vom 21. Januar
2014 der Fraktionen SPD und Bundnis 90 / die Griinen (,Bunker-Nachnutzungen verlasslich,
sicher und transparent entwickeln®).

Von dieser optionalen verfahrenssteuernden Moglichkeit, fur die Beseitigung von Anlagen
wieder ein Baugenehmigungsverfahren zu verlangen, soll jedoch nur in besonders
begriindeten Ausnahmeféllen Gebrauch gemacht werden, da die Erfahrungen der
vergangenen Jahre gezeigt haben, dass mit Ausnahme der Beseitigung von Bunkeranlagen
alle anderen Vorhaben relativ problemlos tber das Anzeigeverfahren abgewickelt werden
konnten. Andererseits kann damit z.B. bei der Beseitigung komplexer Sonderbauten oder von
Gebauden im verdichteten Innenstadtbereich ein Baugenehmigungsverfahren gefordert
werden.

Die neue Regelung in Satz 4 tragt dem Umstand Rechnung, dass die Gefahren bei der
Beseitigung von Gebauden im Vorfeld nur beschrankt abschétzbar sind und die Probleme
haufig erst wahrend des Beseitigungsvorgangs auftreten, ohne dass sie vorhersehbar wéaren.
Vor diesem Hintergrund erscheint die bisher stets unabhangig von der konkreten
Fallgestaltung im Vorfeld geforderte Bestatigung der Standsicherheit (Satz 3 und 4 a.F.) nicht
sachgerecht, sondern eine flexiblere Handhabung angezeigt, in deren Mittelpunkt die
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Verpflichtung zur Vorbereitung und Begleitung des Beseitigungsvorgangs selbst durch einen
gualifizierten Tragwerksplaner oder einen Prifingenieur fir Standsicherheit steht. Als
Erleichterung entféllt die bisherige grundsétzliche Prifpflicht nach Satz 4 a.F. bei nicht
freistehenden Gebauden der Geb&udeklasse 3 durch einen Prifingenieur fir Standsicherheit.

Nach der neuen Regelung reicht es zunachst aus, dass ein qualifizierter Tragwerksplaner die
Standsicherheit des Gebaudes, an das das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, beurteilt.
Wie diese Beurteilung erfolgt, steht grundsatzlich in der Verantwortung des qualifizierten
Tragwerksplaners. So kann er z.B. bestatigen, dass bei selbstéandigen Tragwerken keine neue
Statik erforderlich ist, andererseits kann auch die Erstellung eines neuen
Standsicherheitsnachweises erforderlich sein.

Nach Satz 5 hat der qualifizierte Tragwerksplaner bei Beseitigungen in den Gebaudeklassen
2 und 3 je nach dem Ergebnis dieser Beurteilung (,soweit notwendig®) den
Beseitigungsvorgang zu begleiten. Die Pflicht des Bauherrn, geeignete Fachleute zu
beauftragen, ergibt sich hierbei aus 8§ 53 Absatz 1 Satz 1. Der Bauherr als Auftraggeber muss
demnach der Bauaufsichtsbehérde die geplante Beseitigung wie bisher anzeigen und dabei
einen qualifizierten Tragwerksplaner benennen, der in dem beschriebenen Umfang die
Standsicherheit des Gebaudes, an das das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, beurteilt
und den Beseitigungsvorgang Uberwacht. Dieser muss dann seinerseits gegeniuber der
Bauaufsichtsbehérde mit seiner Unterschrift bestdtigen, dass er tatséchlich mit der
Uberwachung des Beseitigungsvorgangs beauftragt wurde.

Satz 6 regelt abweichend von der MBO-12, dass bei Beseitigungen in den Gebaudeklassen 4
und 5 aufgrund des hoheren Risikopotenzials des Beseitigungsvorgangs das ,Vier-Augen-
Prinzip“ eingefihrt wird. Der qualifizierte Tragwerksplaner beurteilt demnach zunachst
entsprechend Satz 4 die Standsicherheit der angrenzenden Gebaude und erstellt die
notwendigen Nachweise. Anschlieend veranlasst der Bauherr bei der Bauaufsichtsbehdrde
die bauaufsichtliche Prufung des Standsicherheitsnachweises durch einen Prifingenieur fur
Standsicherheit. Der positive Prifbericht ist Teil der Bauvorlagen und mit der
Beseitigungsanzeige nach Satz 2 bei der Bauaufsichtsbehdrde einzureichen. Eine
Nachreichung ist entsprechend 8§ 72 Absatz 1 nur moglich, sofern sich die
Bauaufsichtsbehtrde nach Satz 3 fir die Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens
ausspricht.

Satz 7 entspricht redaktionell angepasst Satz 5 a.F. und verzichtet auf die Anforderungen nach
den Satzen 4 bis 6, soweit das zu beseitigende Gebaude an verfahrensfreie Gebaude
angebaut ist.

Satz 8 entspricht Satz 6 a.F., wurde aber um den Verweis auf eine mogliche bauaufsichtliche
Prifung des Standsicherheitsnachweises auch bei anderen Beseitigungsvorhaben (8 66
Absatz 3 Satz 2), der Eingangsbestitigung bei vollstandigen Bauvorlagen und
Rucknahmefiktion bei wiederholt mangelhaften oder unvollstandigen Bauvorlagen (8 69
Absatz 2) sowie die ggf. erforderliche Baulberwachung durch den Prifingenieur fir
Standsicherheit im Rahmen des Beseitigungsvorgangs (8§ 80 Absatz 2 Nummer 1) ergénzt.

Die Anpassung des Verweises in Absatz 4 ist lediglich redaktioneller Art.

In Absatz 5 erfolgt durch die Aufnahme von Anlagen, die dienstlichen Zwecken der
Bundespolizei oder dem zivilen Bevolkerungsschutz dienen, eine Anpassung der Vorschrift an
§ 37 Absatz 2 BauGB im Sinne der MBO-12.

Satz 1 schreibt dartiber hinaus fest, dass die betreffenden Anlagen der obersten Bauaufsicht
durch eine qualifizierte Baudienststelle zur Kenntnis zu bringen sind. Diese Ergénzung ist
erforderlich, weil bei 6ffentlicher Bauherrschaft des Bundes die qualifizierte Planung und
Durchfiihrung der Bauvorhaben entsprechend dem bisherigen Recht, durch Beauftragung
einer qualifizierten Baudienststelle sichergestellt werden soll. Da bei den genannten
Bauvorhaben auch eine private Bauherrschaft in Verbindung mit der Beauftragung durch eine
offentliche Baudienststelle denkbar ist, wird das ausdriickliche Erfordernis der Kenntnisgabe
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durch eine qualifizierte Baudienststelle (z.B. Geschaftsbereich Bundesbau bei der Senatorin
fur Finanzen) in die Vorschrift aufgenommen.

Zu 8 62 — Genehmigungsfreistellung

§ 62 regelt entsprechend 8§ 62 BremLBO-10 das mit der BremLBO-95 eingefiihrte und mit der
BremLBO-03 auf Wohngebaude bis zur Hochhausgrenze ausgeweitete genehmigungsfreie
Bauen im Bereich qualifizierter Bebauungsplane nach BauNVO. Die Vorschrift entspricht von
ihrer Regelungsstruktur der MBO-12. Der sachliche Anwendungsbereich wird mit dieser
Novelle moderat erweitert, es werden redaktionelle Klarstellungen sowie notwendige
Einschrankungen zur Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie vorgenommen.

Als Ergénzung sind die Ausfuihrungen in der Begriindung zu 8 62 BremLBO-10 weiter
heranzuziehen.

Absatz 1 Satz 1 regelt den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung.

Buchstabe a erganzt klarstellend, dass unter den Begriff des Wohngebaudes auch
Wohngebaude mit RGumen zur Ausiibung freier Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung
fallen. Nach der Rechtsprechung (vgl. VGH Baden-W rttemberg, Urteil vom 06. Juli 2005, Az.:
3 S 141/05) soll die freiberufliche Nutzung bezogen auf die gesamte Geschossflache des
jeweiligen Geb&udes — faustregelartig - einen Anteil von 50 Prozent und auf die Nutzflache der
jeweiligen Wohnung grundsatzlich nicht tGbersteigen, damit das Gesamterscheinungsbild des
Gebaudes von der im Ubrigen ausgeiibten Wohnnutzung gepragt bleibt. Durch eine abstrakte
Betrachtungsweise soll verhindert werden, dass insbesondere in reinen oder allgemeinen
Wohngebieten durch eine zu starke gebaudebezogene freiberufliche Nutzungsweise eine
stadtebaulich unerwiinschte Wirkung einer Zurtickdrangung der dominierenden Wohnnutzung
eintreten kann und dies zu einer zumindest teilweisen Umwidmung des Gebietscharakters mit
gewerblicher Pragung fihren wirde.

Buchstabe c ergénzt ebenfalls klarstellend, dass auch Garagen und Stellplatze fur
Wohngebaude nach Buchstabe a oder fiir sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind
(nach Buchstabe b) als jeweils ergédnzende Nutzung in den Anwendungsbereich der
Genehmigungsfreistellung fallen. Da es sich hierbei jedoch nicht um Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO handelt, sondern diese als separate Nutzungsart in § 12 BauNVO aufgefihrt
sind, sollen Garagen und Stellplatze zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten fir die
jeweilige verfahrensrechtliche Einstufung direkt ablesbar aufgefihrt werden.

Neben den Sonderbauten sind Werbeanlagen nunmehr ebenfalls vom Anwendungsbereich
der  Genehmigungsfreistellung  ausgenommen.  Werbeanlangen  waren  bisher
verfahrensrechtlich entsprechend Buchstabe b als sonstige bauliche Anlagen, die keine
Gebaude sind einzustufen und unterliegen damit seit der BremLBO-10 dem
Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung bzw. des vereinfachten
Genehmigungsverfahrens. Da sich in der Genehmigungspraxis herausgestellt hat, dass der
damit verbundene Entfall der Prifung auch bauordnungsrechtlicher Anforderungen aus
stadtebaulicher Sicht nicht vertretbar ist, sollen Werbeanlagen aus dem Anwendungsbereich
des 862 [/ 63 BremLBO herausgenommen und wieder im umfanglichen
Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO geprift werden. Dies geschieht auch vor
dem Hintergrund, dass die bauordnungsrechtlichen Anforderungen an Werbeanlagen in § 10
Absatz 2 Satz 1 erweitert wurden.

Satz 2 ist neu und ergénzt die der MBO-12 folgende, aber sprachlich ungenaue Formulierung
des Satzes 1 und stellt einer Regelung der Saarlandischen Bauordnung folgend klar, dass sich
der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung nach Satz 1 neben der Errichtung nur
auf solche Anderungen und Nutzungsanderungen von Anlagen bezieht, wenn die
vorgenommene Anderung oder die geanderte Nutzung nach Satz 1 genehmigungsfrei ware.
Genehmigungsfrei gestellt ist damit beispielsweise die Nutzungsanderung eines bisher auch
gewerblich genutzten Gebaudes in ein Wohngebaude, nicht jedoch der umgekehrte Fall.
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Satz 3 ist an die Musterbauordnung, Ergéanzungsbaustein vom Mai 2017 angelehnt und dient
der Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie fir Wohngebiete. Diese Schutzobjekte werden aus
dem Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung herausgenommen und zur
erforderlichen behdérdlichen Uberprifung der planungsrechtlichen Zuldssigkeit in das
vereinfachten Genehmigungsverfahren nach 8§ 63 Uberfuhrt. Auf die ergénzenden
Ausfihrungen in der Begriindung zu 8§ 70 Absatz 3 Nummer 1 hinsichtlich der Einstufung als
schutzwirdige Nutzung wird verwiesen.

Da der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 1 weiterhin im
Wesentlichen auf Wohngeb&ude bis zur Hochhausgrenze beschrankt ist, ist die nach § 62
Satz 2 Nummer 2 MBO vorgesehene Ausweitung auf bauliche Anlagen, die o6ffentlich
zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusétzliche
Besucher erméglicht wird, entbehrlich, da fir diese gewerblichen Vorhaben die Prufung der
planungsrechtlichen Zulassigkeit unverandert elementarer Gegenstand des bauaufsichtlichen
Prifprogramms nach § 64 ist.

Voraussetzung der Nichtanwendbarkeit der Genehmigungsfreistellung ist, dass das
Bauvorhaben entweder innerhalb eines Achtungsabstands oder eines angemessenen
Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereichs im Sinne des 8 3 Absatz 5a BImSchG
verwirklicht werden soll. Der Bauherr hat hierlber bereits mit den Bauvorlagen auf Grundlage
der Ergadnzung des 8§ 13 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b eine entsprechende Einstufung
vorzunehmen.

Absatz 2 regelt die materiellen Anforderungen an die Genehmigungsfreistellung.

Nummer 2 wurde nachtraglich im Rahmen der politischen Schlussabstimmung erweitert und
fhrt in Anlehnung an § 66 Absatz 3 BremLBO-03 eine mit der BremLBO-10 entfallene
Privilegierungsmaoglichkeit wieder ein und ermdglicht eine Genehmigungsfreistellung fiir das
Bauvorhaben auch dann, wenn erforderliche planungsrechtliche Ausnahmen nach § 31
Absatz 1 oder Befreiungen nach § 31 Absatz 2 BauGB von der unteren Bauaufsichtsbehorde
bereits vorab mit einem isolierten Bescheid erteilt wurden. Dies gilt auch flir mégliche
stadtebauliche Ermessensentscheidungen nach der BauNVO, da hierflir ebenfalls eine
praventive behordliche Prifung erforderlich ist. Diese Erganzung gegentiiber der BremLBO-
10 soll im Sinne des Bauherrn insbesondere zur Beschleunigung und zur Kostenersparnis
bei Wohnungsbauvorhaben beitragen.

Nach Nummer 3 ist entsprechend dem bisherigen Recht die Erschlieung eines Grundstiicks
planungsrechtlich im Sinne des § 30 Absatz 1 BauGB dann als gesichert anzusehen, wenn
sie in einem qualifizierten Bebauungsplan in bestimmter Weise festgesetzt und mit ihrer
Herstellung in absehbarer Zeit zu rechnen ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 17.06.1993, Az: 4 C 7
/ 91, Rn. 22). Nach allgemeiner Auffassung gehéren zu den notwendigen
ErschlieBungsanlagen die verkehrsmaRige Anbindung des Baugrundsticks durch Straf3en,
Wege oder Platze sowie die Ver- und Entsorgungsleitungen fir Elektrizitat, Wasser und
Abwasser. Nach der Rechtsprechung ist es ausreichend, wenn mit der Herstellung der
ErschlieBungsanlage, d.h. mit deren Benutzbarkeit im Zeitpunkt der der Fertigstellung des
Bauwerks gerechnet werden kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 10.09.1976, Az: 4 C 5.76).

Zur Vermeidung baurechtswidriger Zustande wird die Anforderung dahingehend erganzt, dass
fur Vorhaben der Genehmigungsfreistellung zukunftig nicht nur die Erschliefung nach den
tatbestandlichen Voraussetzungen des § 30 Absatz 1 BauGB gesichert, sondern auch die
wesentlichen bauordnungsrechtlichen Anforderungen des § 4 (Bebauung des Grundstiickes)
und 8 5 (Zugange und Zufahrten) erfillt sein missen. Sind zur Erflllung der Anforderungen
offentlich-rechtliche Sicherungen durch Baulasten (§ 82) notwendig, ist das erforderliche
Eintragungsverfahren bei der unteren Bauaufsichtsbehdrde vor Einreichung der vollstandigen
Bauvorlagen zur Genehmigungsfreistellung durchzufuhren. Ist das Baulastverfahren noch
nicht abgeschlossen, sind die Bauvorlagen entsprechend § 69 Absatz 2 zurlickzuweisen.

Absatz 3 entspricht unverandert 8 62 Absatz 3 BremLBO-10.
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Absatz 4 entspricht unveréndert § 62 Absatz 4 BremLBO-10. Von dem in Satz 1 eingeraumten
EntschlieBungsermessen kann die Bauaufsichtsbehdrde beispielsweise dann Gebrauch
machen, sofern sich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes hinsichtlich der Umsetzung der
Seveso-llI-Richtlinie (siehe ausfihrlich auch zu § 13 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b) durch
spatere Anpassungen im Bundesimmissionsschutzgesetz oder in der Musterbauordnung
insbesondere Anderungsbedarf hinsichtlich des in Absatz 1 Satz 3 festgelegten
Schwellenwertes fur Wohnungsbauvorhaben ergibt. Die oberste Bauaufsichtsbehorde kann
hierzu in Verbindung mit 8 84 Absatz 6 eine ermessensteuernde Verwaltungsvorschrift
erlassen.

Die Verweise in Absatz 5 entsprechen unverdndert Absatz 5 a.F.. Es erfolgt jedoch eine
Erganzung hinsichtlich der Einreichung erforderlicher Bauvorlagen in Bezug auf den Umgang
mit Mangeln und der sich anschlieenden Ricknahmefiktion (§ 69 Absatz 2 Satz 2 und 3).

Gestrichen wird jedoch der bisherige Verweis auf § 72 Absatz 5 Nummer 2 mit der Mdglichkeit,
dass geprtfte bautechnische Nachweise spatestens zum Baubeginn vorliegen missen. Da in
der Verwaltungspraxis festzustellen ist, dass haufig der Baubeginn nicht angezeigt wird, fuhrt
dies insbesondere in der Genehmigungsfreistellung zu einem erheblichen
Verwaltungsaufwand, wenn die nach § 66 gepriften bautechnischen Nachweise nicht bereits
mit den Ubrigen Bauvorlagen eingereicht werden.

Aus diesem Grund werden die nach § 66 gepruften bautechnischen Nachweise Teil der nach
8§ 68 Absatz 2 Satz 1 erforderlichen Bauvorlagen, da ansonsten die Genehmigungsfreistellung
aufgrund unvollstandiger Bauvorlagen nicht erteilt werden kann. Der Vorteil flir den Bauherren
liegt darin, dass er nach Erhalt der Genehmigungsfreistellung keinen verfahrensrechtlichen
Vorbehalt des § 66 mehr beachten muss, sondern nach Einreichung der Baubeginnanzeige
bei der unteren Bauaufsichtsbehérde umgehend mit dem Bau beginnen kann.

Die in § 72 Absatz 1 Satz 3 eingeraumte Moglichkeit, bautechnische Nachweise nachreichen
zu durfen, wird damit ausschlie3lich an die Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens
nach 88 63 oder 64 geknlpft, denn dort kann die Bauaufsichtsbehdrde im Gegensatz zur
Genehmigungsfreistellung die Baugenehmigung mit einer aufschiebenden Bedingung
versehen, sofern zum Zeitpunkt der Erteilung die bautechnischen Nachweise noch nicht
vorliegen und mit der Bauausfiihrung entsprechend § 72 Absatz 5 Nummer 2 erst begonnen
werden darf, wenn die bautechnischen Nachweise auch geprift worden sind.

Bauordnungsrechtlich  werden mit der Novelle die Anforderungen an die
Genehmigungsfreistellung verscharft, da diese im Sinne einer Erhéhung der Rechtssicherheit
und des Verbraucherschutzes erganzend zu den bisherigen Anforderungen nur erteilt werden
darf wenn, sofern im Einzelfall erforderlich

1.  die ErschlieBung auch im bauordnungsrechtlichen Sinne durch eine 6ffentlich-rechtliche
Sicherung durch Baulast erfolgt ist,

2. geprifte bautechnische Nachweise bereits als Teil der erforderlichen Bauvorlagen
eingereicht werden und

3.  geprift wurde, dass es sich nicht um eine schutzwirdige Nutzung handelt, die einen
angemessenen Schutzabstand zu bestimmten Betriebsbereichen einhalten muss.

Fir den Bauherrn und seinen Entwurfsverfasser erhoht sich durch die notwendigen
Vorprufungen die Eigenverantwortung bei der Erstellung des Bauantrages. Werden die
erforderlichen Angaben / Nachweise nicht mit den Ubrigen Bauvorlagen eingereicht, sind die
Bauvorlagen von der Bauaufsichtsbehérde entsprechend 8§ 69 Absatz 2 als unvollstandig
zurlckzuweisen.

Zu Abschnitt 3 — Genehmigungsverfahren

Zu 8 63 — vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
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8§ 63 entspricht im Wesentlichen 8 63 BremLBO-10. Da der Anwendungsbereich des
vereinfachten Verfahrens mit den Vorhaben der Genehmigungsfreistellung korrespondiert,
werden die in 8 62 Absatz 1 Satz 1 vorgenommenen ergdnzenden Klarstellungen auch in Satz
1 bei den Buchstaben a und ¢ vorgenommen. Sonderbauten und nunmehr Werbeanlagen
sind vom  Anwendungsbereich des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens
ausgenommen und immer im umfanglichen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 zu prifen.
Auf die entsprechenden Ausfiihrungen in der Begriindung zu § 62 wird verwiesen.

Zum Prifumfang der Bauaufsichtsbehdrden gehéren unveréndert

nach Nummer 1 Regelungen zur Zulassigkeit von Vorhaben nach den 88 29 — 38 des
Baugesetzbuches,

nach Nummer 2 beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie

nach Nummer 3 das sog. ,aufgedrangte Baunebenrecht" sowie entsprechend § 72 Absatz 1
Satz 1 die ,Schlusspunktprifung” fir Baunebenrecht mit eigenem Fachverfahren.

Sofern fir das Vorhaben stadtebauliche Ermessensentscheidungen nach der BauNVO zu
treffen sind, ist ebenfalls das vereinfachte Genehmigungsverfahren durchzufiihren. Zwar ist
fur die behordliche Entscheidung ein formeller Abweichungsantrag nach 8§ 67 Absatz 2
erforderlich, die Erteilung einer gebihrenpflichtigen Abweichung nach 8 67 BremLBO st
jedoch entbehrlich, da die positive behordliche Entscheidung mit der Erteilung der
Baugenehmigung zum Ausdruck gebracht wird.

Sofern ein schutzwirdiges Wohnungsbauvorhaben nach § 62 Absatz 1 Satz 3 innerhalb des
angemessenen Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereiches nach der Seveso-IlI-Richtlinie
liegt, ist das Vorhaben in das vereinfachte Genehmigungsverfahren zu utberfihren. Im
Rahmen der Prifung der planungsrechtlichen Zuldssigkeit ist der vorhabenbezogene,
angemessene Abstand durch Abwagung soziodkonomischer Faktoren zu ermitteln. Die
Gewerbeaufsicht ist in diesen Fallen um fachliche Stellungnahme zu bitten. Des Weiteren ist
eine Offentlichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 5 durchzufiihren.

Zu 8 64 — Baugenehmigungsverfahren

8§ 64 regelt entsprechend § 64 BremLBO-10 den Prifumfang der Bauaufsichtsbehdrden im
umfanglichen Baugenehmigungsverfahren. Dieser umfasst nach Satz 1

Nummer 1 die Prifung der planungsrechtlichen Zulassigkeit,

nach Nummer 2 die bauordnungsrechtliche Prifung nach den Vorschriften der BremLBO und
den Rechtsverordnungen auf Grundlage der BremLBO sowie

nach Nummer 3 die Prifung des ,aufgedréngten” und des sonstigen Baunebenrechts sowie
entsprechend § 72 Absatz 1 Satz 1 die ,Schlusspunktprifung* fir Baunebenrecht mit eigenem
Fachverfahren.

Vom Prifumfang ausgenommen sind wie bisher die Anforderungen der
Energieeinsparverordnung, da das Energierecht ein eigenstandiges Prufungsverfahren
besitzt, sowie nunmehr die Anforderungen des Arbeitsstattenrechts (siehe hierzu ausfihrlich.
Ziffer. 1.7).

Die Einstufung, dass Werbeanlagen als ,sonstige baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind*
nach 8 62 Absatz 1 Buchstabe b) BremLBO-2010 der Genehmigungsfreistellung oder dem
vereinfachten Genehmigungsverfahren unterfallen, ist im damaligen Gesetzgebungsverfahren
in keiner Weise problematisiert und in der Genehmigungspraxis erst sehr spéat realisiert
worden. Dabei ist klar geworden, dass insbesondere ,Fremd-Werbeanlagen* als gewerbliche
Hauptnutzung in der Genehmigungsfreistellung keine Akzeptanz finden. Auch die
ausschlief3lich  bauplanungsrechtliche Prifung von Werbeanlagen im vereinfachten
Genehmigungsverfahren ist  kritisiert  worden, weil eine  Ablehnung aus
bauordnungsrechtlichen Griinden entfallt und deshalb haufig nur unter Verneinung eines
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Sachbescheidungsinteresses moglich war. Aus diesen Grinden wird vorgeschlagen,
Werbeanlagen aus dem jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung oder
dem vereinfachten Genehmigungsverfahren wieder herauszunehmen. Sie unterfallen in dieser
Konsequenz zukiinftig einer Prifung im umfanglichen Genehmigungsverfahren.

Neben bestimmten Wohnungsbauvorhaben ab dem Schwellenwert entsprechend § 62 Absatz
1 Satz 3 werden entsprechend der MBO-Ergdnzung 2016 auch folgende, unverandert im
umfanglichen Baugenehmigungsverfahren zu prifende bauliche Anlagen

. die 6ffentlich zugénglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als
100 zusatzliche Besucher erméglicht wird, und

. die nach Durchfihrung des Bauvorhabens Sonderbauten nach 8§ 2 Absatz 4 Nummer
9 Buchstabe c, 10, 12, 13, 15 und 16 sind,

als schutzwirdige Nutzung im Sinne der Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit
gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG
des Rates (ABI. L 197 vom 24.7.2012, S. 1) (im Folgenden: Seveso-llI-Richtlinie) eingestuft
und die Mitgliedstaaten sind demnach verpflichtet, langfristig dafiir zu sorgen, dass zwischen
Betrieben, in denen mit gefahrlichen Stoffen umgegangen wird, und diesen bestimmten
schutzwiirdigen Nutzungen angemessene Sicherheitsabstande gewahrt bleiben. Der Bauherr
wird deshalb durch die Anderung des § 13 Absatz 2 verpflichtet, mit den Bauvorlagen
entsprechende Angaben zur vorhabenbezogenen Betroffenheit zu machen.

Sofern ein solches schutzbedirftiges Vorhaben innerhalb des angemessenen
Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereiches nach der Seveso-llI-Richtlinie liegt, ist der
vorhabenbezogene angemessene Abstand durch Abwagung soziobkonomischer Faktoren im
Rahmen der Prifung der planungsrechtlichen Zulassigkeit zu ermitteln. Die Gewerbeaufsicht
ist in diesen Fallen um fachliche Stellungnahme zu bitten. Des Weiteren ist eine
Offentlichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 3 bis 6 durchzufiihren.

Satz 2 erdéffnet korrespondierend zu § 61 Absatz 3 Satz 3 der Bauaufsichtsbehoérde die
Wahlmaoglichkeit, einzelfallbezogen fiir die Beseitigung von Anlagen wieder die Durchfiihrung
eines Baugenehmigungsverfahrens fordern zu kdnnen. Die Bauaufsichtsbehdrde verschafft
sich damit ausreichend Zeit fur eine praventive Prifung der eingereichten Bauvorlagen und
Ubernimmt hinsichtlich der Beteiligung der Fachbehérden wieder eine verfahrenssteuernde
Stellung. Auf die ergénzenden Ausfihrungen zu § 61 Absatz 3 wird verwiesen.

Satz 3 verweist weiterhin auf die verfahrensunabhéngige Prufverpflichtung bautechnischer
Nachweise nach den Vorgaben des § 66.

Zu 8 64a — Bauaufsichtliche Zustimmung

§ 64a ist neu und wurde nachtraglich im Rahmen der Schlussabstimmung eingefiigt. Die
Vorschrift fahrt in Anlehnung an 8§ 77 MBO-12 das verfahrensrechtliche Instrument der
bauaufsichtlichen Zustimmung wieder ein. Eine ahnliche Regelung (vgl. 8 79 BremLBO-03) ist
mit der BremLBO-10 gestrichen worden, da sie in der Praxis aufgrund der unzureichenden
Personalausstattung der offentlichen Baudienststellen keine praktische Anwendung mehr
erfahren hat. Es gibt jedoch Bestrebungen, die Personalausstattung der o6ffentlichen
Baudienststellen (Immobilien Bremen und Seestadt-Immobilien Bremerhaven) perspektivisch
wieder zu verbessern. Die Vorschrift soll deshalb mit dem Ziel wieder in die BremLBO
aufgenommen werden, das bauaufsichtliche Verfahren bei Bauvorhaben mit offentlicher
Tragerschaft beschleunigen zu kénnen.

Die in Satz 1 vorgeschlagene Offnungsklausel erméglicht es den Bauaufsichtsbehérden des
Landes Bremen, jeweils eigene Regelungen fir die Ermessensausibung treffen zu kénnen
(z.B. hinsichtlich des Anwendungsbereiches der Vorschrift: entweder alle 6ffentlichen
Bauvorhaben oder nur Sanierungen, wesentliche Anderungen bestehender Geb&ude). Zudem
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ermdglicht das eingeraumte Ermessen es den Baubehdrden im Einzelfall - etwa bei
offentlichen Bauvorhaben von besonderer Bedeutung - das ansonsten nach § 64 erforderliche
Baugenehmigungsverfahren weiter selbst fihren zu kdnnen. Die Nummern 1 und 2 legen die
gualitativen Voraussetzungen fir die Durchfiihrung des Zustimmungsverfahrens fest. Sie
entsprechen unverandert § 77 MBO-12 und § 79 BremLBO-03. Werden diese
Voraussetzungen von der Baudienststelle nicht erfillt, kann 8§ 64a keine Anwendung finden.

Satz 2 stellt klar, dass die zusténdige untere Bauaufsichtsbehdrde aktenkundig den Verzicht
auf die Durchfihrung eines umfanglichen Baugenehmigungsverfahrens nach § 64 BremLBO
erklaren muss und damit gleichzeitig zustimmt, dass die qualifizierte Baudienststelle an ihrer
Stelle das verbleibende bauaufsichtliche Prifprogramm durchfiihrt. Dies ist der qualifizierten
Baudienststelle schriftlich mitzuteilen. Der Zustimmungsbescheid ist ein Verwaltungsakt nach
8§ 35 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes, der auf die Prifung der
planungsrechtlichen Zulassigkeit des Vorhabens entsprechend § 63 Satz 1 Nummer 1
BremLBO begrenzt ist.

Diese Zustimmung ist entsprechend Satz 3 von der qualifizierten Baudienststelle bei der
zustandigen Bauaufsichtsbehdrde zu beantragen. Dem Antrag sind die erforderlichen
Bauvorlagen beizufligen.

Satz 4 beschréankt bei entsprechender Verzichtsentscheidung der unteren
Bauaufsichtsbehodrde das verbleibende Prifprogramm nur noch auf die planungsrechtliche
Zulassigkeit solcher Vorhaben nach den 88 29 bis 38 BauGB. Hierzu gehdren auch mdgliche
Malnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung nach den 88 14 und 15 BauGB, da diese
stadtplanerischen Grundsatzentscheidungen nicht von der qualifizierten Baudienststelle
wahrgenommen werden kdnnen. Die untere Bauaufsichtsbehdrde beteiligt im Rahmen der
Entscheidungsfindung die fir die Bauleitplanung zustandige Stelle. Diese ist in der
Stadtgemeinde Bremen Teil einer gemeinsamen Dienststelle mit den unteren
Bauaufsichtsbehdrden, in Bremerhaven derzeit beim Stadtplanungsamt angesiedelt.

Da sich das Zustimmungsverfahren auf die planungsrechtliche Priifung des Vorhabens durch
die untere Bauaufsichtsbehdrde beschrénkt, ist es von seinem Wesensgehalt mit dem
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 vergleichbar. Fir die Stadtgemeinde
Bremen ist deshalb in analoger Anwendung des § 9 Absatz 1 Nummer 3 Beirategesetz eine
Beiratsbeteiligung durch die zustandige untere Bauaufsichtsbehorde durchzufiihren, auch
wenn das Instrument der Zustimmung nach 8§ 64a als bauaufsichtliches Verfahren dort nicht
ausdricklich genannt ist.

Bei positiver Verzichtsentscheidung ubersendet die untere Bauaufsichtsbehdrde den
Zustimmungsbescheid zusammen mit der planungsrechtlichen Stellungnahme und den
eingereichten Bauvorlagen zurick an die qualifizierte Baudienststelle, die die weitere
Verfahrensabwicklung Ubernimmt. Die Mitteilung zum Verzicht auf ein herkémmliches
Genehmigungsverfahren kann auch vorab Ubersandt werden, wenn erkennbar ist, dass die
bauaufsichtliche Prifung durch die qualifizierte Baudienststelle gewahrleistet werden kann.

Satz 5 Ubertragt alle anderen im Verfahren nach 8 64 BremLBO erforderlichen
bauaufsichtlichen Prif- und Vollzugsaufgaben auf die qualifizierte Baudienststelle.

Hierzu gehoren nach Satz 6 neben der bauordnungsrechtlichen Priifung auch die behdrdliche
Abwicklung moglicher Prifungen bautechnischer Nachweise nach § 66 BremLBO sowie die
Entscheidung Uber die Erteilung von Abweichungen nach § 67 BremLBO.

Satz 7 stellt ergdnzend Kklar, dass alle verfahrensrechtlichen Vorschriften hinsichtlich des
Baugenehmigungsverfahrens nach den 88 68 bis 72 und § 81 Absatz 2 von der qualifizierten
Baudienststelle entsprechend anzuwenden sind. Hierzu zahlt insbesondere die
Behdrdenbeteiligung im Rahmen der baunebenrechtlichen Prifung. In der Gesamtschau tragt
somit entsprechend der damaligen Regelung des 8 79 Absatz 4 BremLBO-03 allein die
gualifizierte Baudienststelle die Verantwortung dafir, dass der Entwurf, die Ausfiihrung und
das Vorhaben selbst den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Als Bauherr ist die
qualifizierte Baudienststelle auch fir die Aufbewahrung der Bauvorlagen verantwortlich.
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Die Bauaufsichtsbehérde bleibt jedoch nach Aufnahme der Nutzung im Rahmen ihrer
Aufgabenwahrnehmung nach 8 3 i.V.m. 8§ 58 Absatz 2 fiir ein repressives Einschreiten bei
festgestellten Verstol3en gegen offentlich-rechtliche Vorschriften im Rahmen ihres Ermessens
zustandig.

Zu 8§ 65 — Bauvorlageberechtigung
8 65 entspricht unverandert § 65 BremLBO-10.

Zu 8 66 — Bautechnische Nachweise

In Absatz 1 Satz 1 wird im Hinblick darauf, dass der EnEV-Nachweis den
bauordnungsrechtlichen Warmeschutznachweis grof3teils mit abdeckt, zukinftig auf einen
entsprechenden bautechnischen Nachweis verzichtet und es erfolgt somit eine Vereinfachung
des Verfahrens zugunsten des Bauherrn. Diese Vereinfachung ist maoglich, da auch in
Konstellationen, in denen den Anforderungen an den bauordnungsrechtlichen
Warmeschutznachweis beispielsweise mangels Erforderlichkeit des EnEV-Nachweises oder
aufgrund  unterschiedlich gut gedammter  Gebadudeteile  nicht durch  den
Warmeschutznachweis der EnEV genigt ist, nur der Nachweis entfallt, wahrend die
materiellen Anforderungen an den bauordnungsrechtlichen Warmeschutz nach § 15 bestehen
bleiben.

Absatz 2 entspricht unveréandert 8 66 Absatz 2 BremLBO-10.

Absatz 3 Satz 1 nennt entsprechend der BremLBO-10 das unveranderte Prifraster
hinsichtlich des grundsatzlichen Erfordernisses einer bauaufsichtlichen Prifung des
Standsicherheitsnachweises.

Die eingefiigte Offnungsklausel in Satz 2 raumt der Bauaufsichtsbehdrde ein Ermessen ein,
abweichend von Satz 1 eine bauaufsichtliche Prifung des Standsicherheitsnachweises
fordern zu kénnen, wenn dies auf Grundlage einer Risikobewertung aus Griinden der
Gefahrenabwehr fir erforderlich gehalten wird (z.B. Priifung der Standsicherheit eines zu
beseitigenden Geb&udes, wie z.B. Bunker, Industrieschornsteine, komplexe Geb&aude im
verdichteten  Innenstadtbereich, aber auch die Errichtung von besonderen
Bauhilfskonstruktionen oder Stitzwéanden). Die Entscheidung ist zu begrinden und dem
Bauherren mitzuteilen, bevor der Prifauftrag erteilt wird.

Um eine gleichméaBige Ermessensaustibung durch die unteren Bauaufsichtsbehdrden zu
gewahrleisten, werden weitere Einzelheiten und Anwendungsbeispiele erganzend in einer
ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift nach 8 84 Absatz 6 geregelt.

Absatz 4 entspricht unverdndert &8 66 Absatz 4 BremLBO-10 und enthalt das
vorhabenbezogene Prifraster hinsichtlich der grundsatzlichen Erforderlichkeit einer
bauaufsichtlichen Prifung des Brandschutznachweises.

Eine entsprechende Offnungsklausel analog der Standsicherheit nach Absatz 3 Satz 2 wird
fur die abweichende Prifung des Brandschutznachweises hingegen nicht fir erforderlich
gehalten, da aus brandschutztechnischer Sicht die Geb&udeklasseneinteilung nach 8§ 2 Absatz
3 malgebend ist, welche sich neben der Gebaudehdhe auch nach Anzahl und GréRRe der
Nutzungseinheiten richtet .

In Absatz 5 wird mit dem neu eigefligten Satz 2 abweichend von der MBO-12 den unteren
Bauaufsichtsbehorden die Mdglichkeit eréffnet, auf eine ansonsten nach Absatz 3 oder 4
erforderliche bauaufsichtliche Prifung des Standsicherheits- oder Brandschutznachweises
verzichten zu koénnen, sofern es sich um Vorhaben mit geringem Risikopotenzial und
untergeordneter Bedeutung handelt.

Auch wenn sich die bisherigen Prifraster grundsatzlich bewahrt haben, so hat sich in der
praktischen Anwendung gezeigt, dass die Prifung der Standsicherheit nach Kriterienkatalog
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entsprechend Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bei den Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3
sowie die grundsatzliche Prifpflicht bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 bis 5 zu ,formalen”
Prufungen fuhrt, die aufgrund der statisch-konstruktiven Schwierigkeit des Tragwerks und der
untergeordneten Bedeutung des Bauvorhabens oder Bauteils in Einzelféllen nicht erforderlich
waren. Es erscheint deshalb nach Abwagung des einzelfallbezogenen Risikopotenzials
vertretbar, auf eine Prifung verzichten zu kénnen.

Dies gilt auch fur die entbehrliche Prifung des Brandschutznachweises, sofern z.B. in der
Gebaudeklasse 4 als Kompensation das Qualifikationsniveau des Aufstellers des
Brandschutznachweises angehoben wurde und dem eines qualifizierten Brandschutzplaners
im Sinne des 8§ 66 Absatz 2 Satz 3 Buchstabe b MBO-12 entspricht.

Dartber hinaus ergibt sich ein weiterer vorhabenbezogener Prifverzicht fir
Brandschutznachweise im Hinblick auf die typisierenden Besonderheiten des ,Bremer
Hauses" bereits aus der neuen Privilegierungsregelung des 8§ 2 Absatz 3 Satz 4 und 5.

Die Entscheidung Uber einen Prifverzicht ist im Einzelfall unter Wdurdigung des
vorhabenbezogenen Risikopotenzials zu treffen. Abgestellt wird dabei auf eine
Wahrscheinlichkeitsaussage, mit der eine Gefahr fiir einen bestimmten baulichen Zustand
eintreten kann. Zu bericksichtigen ist dabei die Haufigkeit des Schadenseintrittes und das zu
erwartende Schadensmal3.

Um eine gleichméaRige Ermessensausiibung durch die unteren Bauaufsichtsbehdrden zu
gewabhrleisten, werden weitere Einzelheiten und Anwendungsbeispiele zu moglichen
Prifverzichten ergénzend in einer ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift nach § 84
Absatz 6 geregelt, die das mit dieser Offnungsklausel nach Satz 2 eingeraumte Ermessen auf
den dort genannten Rahmen unter Wurdigung der vorhabenspezifischen Besonderheiten
reduziert, sofern es im Hinblick auf das verbleibende Risikopotenzial vertretbar ist.

Satz 3 entspricht unverandert Satz 2 a.F.
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Zu 8§ 67 - Abweichungen
Die Anderungen in Absatz 1 Satz 1 und 2 sind redaktionelle Anpassungen an die MBO-16.

Die sprachliche Neufassung des Absatzes 2 klart, dass die Abweichungsregelung auch
samtliche Ausnahmen und Befreiungen von den Regelungen der BauNVO erfasst,
insbesondere auch die unmittelbar auf der BauNVO beruhenden Abweichungen wie z. B. nach
§ 23 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 5 BauNVO. Die diesbeziigliche genauere
Aufzdhlung der Regelungen in der bisherigen Fassung der Vorschrift umfasste demgegeniber
nicht alle denkbaren Falle und war daher zumindest missverstandlich.

Fur stadtebauliche Ermessensentscheidungen nach der BauNVO ist jedoch die Erteilung einer
formellen Abweichung entbehrlich, die Ermessensausibung muss lediglich aktenkundig
gemacht werden. Die Erhebung einer separaten Gebuhr ist verzichtbar, da der behérdliche
Bearbeitungsaufwand tber die Baugenehmigungsgebuhr fur Verfahren nach § 63 oder § 64
BremLBO abgedeckt wird und die Durchfihrung der Genehmigungsfreistellung nach § 62 bei
erforderlichen planungsrechtlichen Abweichungen nicht zulassig ist.

Zu 8 68 — Bauantrag, Bauvorlagen
§ 68 entspricht unverandert 8 68 BremLBO-10.

Zu 8 69 — Behandlung des Bauantrages

Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechen unverandert der bisherigen Regelung in der BremLBO-
10.

Satz 3 und 4 entsprechen Satz 4 und 5 a.F.

Satz 5 ist neu und tragt im Sinne des Bauherren zu einer Verkirzung der Verfahrenslaufzeit
bei und verpflichtet die Bauaufsichtsbehodrde zu einer Entscheidung tber den Bauantrag, wenn
bei vollstandigen Bauvorlagen unabh&angig von der Dreimonatsfrist nach Satz 1 die
notwendigen Stellungnahmen, Zustimmungen und Nachweise bereits zeitnah vorliegen.

Satz 6 entspricht weitgehend Satz 3 a.F., erweitert den Neubeginn der Frist aber auch auf die
neue Monatsfrist nach Satz 5.

Zu § 70 — Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit

§ 70 wird auf Grundlage des Beschlusses zu TOP 9 der 312. Sitzung der Fachkommission
Bauaufsicht der ARGEBAU am 18./19 Mai 2017 zur Anderung der Musterbauordnung
insgesamt mit folgendem Aufbau neu strukturiert, um die einzelnen Schritte der Nachbar- und
Offentlichkeitsbeteiligung klarer herauszustellen:

— Absatz 1 regelt die Erforderlichkeit der Nachbarbeteiligung,

— Absatz 2 bestimmt, dass die Nachbarbeteiligung bei Zustimmung der Nachbarn entfallt,
— Absatz 3 bestimmt, wann eine Offentlichkeitsbeteiligung mdglich oder erforderlich ist,

— Absatz 4 enthalt die Inhalte der Bekanntmachung zur Offentlichkeitsbeteiligung,

— Absatz 5 regelt die Durchfiihrung der Offentlichkeitsbeteiligung,

— Absatz 6 regelt die Bekanntgabe der Entscheidung durch 6ffentliche Bekanntmachung.

Auch wenn diese Anderungen noch nicht durch formalen Beschluss der Bauministerkonferenz
in die Musterbauordnung Ubernommen wurden, sollen sie bereits in die BremLBO
aufgenommen werden, um insbesondere eine europarechtskonforme und vollzugssichere
Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie sicherzustellen.
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Die zusatzliche Nennung der Offentlichkeit in der Uberschrift soll verdeutlichen, dass eine
Beteiligung nicht auf die Nachbarn im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 beschrankt ist.

Der bisherige Absatz 1 hatte keinen eigenstandigen Regelungsgehalt wird daher
entsprechend der MBO-12 mit dem bisherigen Absatz 2 zusammengefihrt.

Der neue Absatz 1 Satz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 2 Satz 1, enthalt
aber nunmehr eine partielle Legaldefinition des bauordnungsrechtlichen Nachbarbegriffs,
indem er klarstellt, dass dieser nur die Eigentimer benachbarter Grundstiicke (und ggf.
vergleichbar an solchen Grundstticken dinglich Berechtigte) erfasst, nicht aber — insbesondere
— nur obligatorisch Berechtigte wie Mieter und Péachter.

Der uibrige Regelungsinhalt der Satze 2 bis 4 entspricht unverandert 8§ 70 Absatz 2 BremLBO-
10.

Absatz 2 fuhrt inhaltlich unverandert die bisherigen Regelungen des Absatzes 4 und 5 a.F.
zusammen, um eine mustertreue Anpassung an die neue Struktur des § 70 der MBO zu
ermdglichen.

Absatz 3 Satz 1 regelt ausgehend vom bisherigen Absatz 3, aber inhaltlich an die geanderten
Rahmenbedingungen angepasst, dass bei bestimmten baulichen Anlagen statt einer
Einzelbeteiligung der Nachbarn eine offentliche Bekanntmachung mdglich ist. Das kommt
insbesondere in Betracht, wenn der Kreis der betroffenen Nachbarn zu grof3 oder nicht
hinreichend klar abgrenzbar ist. Ergénzend zur bisherigen Regelung wird statt einer Auslegung
oder Bekanntmachung in ortlichen Tageszeitungen auch eine Bekanntmachung im Internet
ermoglicht. Das entspricht der Regelung der § 10 Absatz 3 und § 23 Absatz 2 des
Bundesimmissionsschutzgesetzes fur das immissionsschutzrechtliche
Genehmigungsverfahren. Die Kosten des Offentlichkeitsbeteiligungsverfahrens auf Grundlage
des § 2 des Bremischen Bekanntmachungsgesetzes vom 25. November 2014 (Brem.GBI.S.
551) tragt in diesem Fall die Bauherrin oder der Bauherr.

Satz 2 bestimmt zur Umsetzung des Artikels 15 der Seveso-lll-Richtlinie, dass flr
Schutzobjekte  zwingend eine  Offentlichkeitsbeteiligung  durchzufihren ist.  Die
Offentlichkeitsbeteiligung ist allerdings entbehrlich, wenn die Baugenehmigung aus anderen
Griunden abgelehnt werden soll.

Nach Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie haben die Mitgliedstaaten dafiir zu sorgen, dass
zwischen den unter die Richtlinie fallenden Betrieben einerseits und u. a. Wohngebieten,
offentlich genutzten Gebduden und Gebieten und Erholungsgebieten andererseits ein
angemessener Sicherheitsabstand gewahrt bleibt, wenn diese Ansiedlungen Ursache von
schweren Unféllen sein oder das Risiko eines schweren Unfalls vergrof3ern oder die Folgen
eines solchen Unfalls verschlimmern koénnen. Bei der Beurteilung, ob derartige Risiken
bestehen, kommt es nicht nur auf die von einem Betriebsbereich ausgehenden Gefahren an.
Zu bertcksichtigen sind auch Besonderheiten der Schutzobjekte wie die Zunahme der Zahl
der moglicherweise betroffenen Personen, Schutzmaflinahmen an Schutzobjekten oder die
besondere Gefahrdung oder Schutzbedurftigkeit der betroffenen Personen.

Nummer 1 dient der Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie fir Wohngebiete, die deshalb mit
dem korrespondierenden Wortlaut in § 62 Absatz 1 Satz 3 aus dem Anwendungsbereich der
Genehmigungsfreistellung herausgeltst werden und deren planungsrechtliche Zulassigkeit im
Rahmen des vereinfachten Genehmigungsverfahren nach 8§ 63 zu prufen ist.

Wohngebiete im Sinne der Richtlinie dirften nicht ausschlielich im Sinne der
Gebietskategorien der Baunutzungsverordnung zu verstehen sein, da es sich insoweit nur um
eine nationale Regelung handelt. Vielmehr dirfte es um die Vorsorge gehen, dass nicht durch
eine Neuansiedlung einer gréReren Zahl von Menschen die Folgen eines in einem
Betriebsbereich stattfindenden Unfalls wesentlich verschéarft werden. Abstrakt lassen sich
Wohngebiete im Sinne der Richtlinie daher dahingehend definieren, dass es sich um Flachen
handeln muss, die zumindest Uberwiegend dem Wohnen dienen oder die in einer Weise
genutzt werden, die unter Gesichtspunkten des Immissions- oder Storfallschutzes ahnlich wie
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das Wohnen eines besonderen Schutzes bedirfen. Daher ist die Errichtung einzelner
Wohngebaude oder die Schaffung von Wohnraum durch Umbaumaf3nahmen und
Nutzungsé&nderungen dann wie ein Wohngebiet zu behandeln, wenn sie eine einem
Wohngebiet vergleichbare Zunahme der Wohnnutzungsintensitat erméglichen.

Fir die Festlegung des Schwellenwerts von 5 000 m? Brutto-Grundflache sind folgende
Uberlegungen maf3geblich:

Die Seveso-llI-Richtlinie fuhrt als schutzbedirftige Nutzungen Wohngebiete, o6ffentlich
genutzte Gebaude und Gebiete, Erholungsgebiete und Hauptverkehrswege auf. Dabei handelt
es sich typischerweise um Vorhaben mit einer gréReren Nutzungsintensitat. Die grof3ere
Nutzungsintensitat kann Auswirkungen auf den in Artikel 13 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c der
Seveso-lI-Richtlinie genannten Schutzzweck haben, nicht das Risiko eines schweren Unfalls
zu vergroRRern oder die Folgen eines solchen Unfalls zu verschlimmern. Durch die Ansiedlung
einzelner Personen ist regelmafig nicht mit einer signifikanten Gefahrerhéhung zu rechnen,
da ein Schutz dieser Personen durch die vorhandenen Mdglichkeiten des
Katstrophenschutzes (insbesondere Warnung und/oder Evakuierung) gegeben ist.

Ab einer Zahl von mehr als 100 Personen, die sich bei Verwirklichung eines Bauvorhabens
zusatzlich im Gefahrenbereich eines Betriebsbereichs befinden, ist dagegen zu beflrchten,
dass nicht nur in Einzelfallen das Gefahrdungspotential signifikant ansteigt und daher auch
zuséatzliche Uberlegungen zur Warnung und Evakuierung der betroffenen Personen
erforderlich sind.

Daher sollen unter Wohngebieten im Sinne der Seveso-llI-Richtlinie Bauvorhaben verstanden
werden, die der Errichtung von Wohnraum fiir mehr als 100 Personen dienen. Dabei sollen
auch BaumaRnahmen erfasst werden, bei denen nicht nur Wohnraum, sondern zuséatzlich
auch Flachen fur andere Nutzungen (z. B. Einzelhandel, Biroflachen) geschaffen werden.
Malf3geblich ist fur die Nummer 1 aber nur die Gro3e der geplanten Wohnflachen.

Mal3geblich ist das jeweilige Bauvorhaben, das im Einzelfall auch mehrere Gebaude umfassen
kann, die gemeinsam Gegenstand eines einheitlichen bauaufsichtlichen Verfahrens sind. Eine
Hinzurechnung weiterer in der Nachbarschaft méglicher Wohnungsbaumafl3nahmen oder im
zeitlichen Zusammenhang bereits durchgefihrter Wohnungsbaumal3nahmen erfolgt nicht.
Soweit derartige Entwicklungen aufgrund der in der Nachbarschaft vorhandenen unbebauten
Flachen moglich sind, kann im Einzelfall eine Steuerung durch die Aufstellung oder Anderung
von Bebauungsplanen nach § 1 Absatz 3 BauGB bauplanungsrechtlich erforderlich sein, wenn
die Gemeinde die Bebauung ermoglichen will.

Da weder fur Bauherren noch fur Bauaufsichtsbehdrden ausreichend vorhersehbar ist, in
welcher Intensitdt Wohnungen genutzt werden, soll nicht auf die vorgesehene Zahl von
Bewohnern, sondern auf die Brutto-Grundflache der dem Wohnen dienenden
Nutzungseinheiten abgestellt werden, die regelmaflig ohnehin im Zusammenhang mit der
Gebaudeplanung ermittelt wird. Werden einzelne Raume von Nutzungseinheiten auch anders
genutzt, ist die auf die Nutzungseinheit entfallende Brutto-Grundflache gleichwohl vollstandig
zu berlcksichtigen, wenn die Nutzungseinheit auch dem Wohnen dient.

Gewahlt wird ein Wert von insgesamt 5000 m? Brutto-Grundflache, was einem
Durchschnittswert von 50 m? Flache pro Person entspricht. Dabei wurde berticksichtigt, dass
das Umweltbundesamt fuir das Jahr 2014 eine durchschnittliche Wohnflache von 46,5 m? pro
Person ermittelt hat. Im Jahr 2000 lag der Wert noch bei 39,5 m? Wohnflache pro Person. Mit
einem weiteren Ansteigen durfte daher zu rechnen sein mit der Folge, dass ein Wert von 50
m? Flache pro Person realistisch ist.

Nummer 2 dient der Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie fur 6ffentlich genutzte Geb&aude.

Der Begriff der baulichen Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, entspricht dem Begriff in 8 50
Absatz 2. Aus den vorstehend bei der Nummer 1 genannten Griinden wird als Schwellenwert,
ab dem ein o6ffentlich zugangliches Gebaude im Hinblick auf die Anforderungen der Seveso-
llI-Richtlinie zu prifen ist, eine Zahl von mehr als 100 Besuchern gewahlt. Entsprechend dem
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Ziel der Richtlinie, die Offentlichkeit vor Gefahren zu schiitzen, wird nicht auf die insgesamt in
einem Gebaude anwesenden Personen, sondern lediglich auf die Zahl der Besucher
abgestellt. Bei Anderungen und Nutzungsanderungen bestehender Gebaude kommt es darauf
an, ob die mogliche Zahl der Besucher um mindestens 100 Personen steigt.

Die Nummern 1 und 2 stellen lediglich sicher, dass fir die darunter fallenden Nutzungen ein
Genehmigungsverfanren nach § 63 oder 64 durchgefihrt wird, das auch die
bauplanungsrechtliche Zulassigkeit umfasst. Eine Prifung, ob auch bestimmte Sonderbauten
zu  Dbericksichtigen sind, ist entbehrlich, da diese ohnehin nicht dem
Genehmigungsfreistellungsverfahren unterliegen.

Voraussetzung der Nichtanwendbarkeit der Genehmigungsfreistellung ist, dass das
Bauvorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs im
Sinne des 8 3 Absatz 5a des Bundesimmissionsschutzgesetzes verwirklicht werden soll. Der
angemessene Sicherheitsabstand ist nach den Bestimmungen des Immissionsschutzrechts
zu ermitteln.

Zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands sind regelmafRig Gutachten
erforderlich, die vom Bauherrn vorzulegen sind, soweit nicht ein Sicherheitsbericht im Sinne
des 8§ 9 der Storfall-Verordnung vorliegt. Da die Erstellung der Gutachten haufig zu
Zeitverlusten fuhren und erhebliche Kosten verursachen kann, werden sie mitunter durch
Gemeinden in Auftrag gegeben. Liegen Gutachten fiir das konkrete Bauvorhaben oder auf den
Betriebsbereich bezogene Gutachten vor, kann bei Einhaltung der sich daraus ergebenden
angemessenen Sicherheitsabstdnde davon ausgegangen werden, dass die Anforderungen
der Seveso-llI-Richtlinie eingehalten sind. Eine Herausnahme der Bauvorhaben aus dem
Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung ist dann nicht erforderlich.

Ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt und mit vertretbarem Aufwand auch
nicht zu ermitteln, kann auch auf den sogenannten Achtungsabstand abgestellt werden. Der
Achtungsabstand ist nach Nummer 3.1 des Leitfadens ,Empfehlungen fir Abstande zwischen
Betriebsbereichen nach der Storfall-Verordnung und schutzbediirftigen Gebieten im Rahmen
der Bauleitplanung — Umsetzung § 50 BImSchG* der Kommission fir Anlagensicherheit zu
ermitteln. Es handelt sich dabei um einen Abstand um einen Betriebsbereich, bei dessen
Einhaltung unabhangig von den Besonderheiten des Einzelfalls eine Gefahrerh6hung im Fall
eines Unfalls nicht mehr zu erwarten ist. Wird der Achtungsabstand eingehalten, kann daher
regelmafig davon ausgegangen werden, dass durch die Ansiedlung von Schutzobjekten das
Risiko eines schweren Unfalls weder vergréert noch die Folgen eines solchen Unfalls
verschlimmert werden.

Da der Achtungsabstand regelmafig nicht die Besonderheiten des jeweiligen Betriebsbereichs
und seiner Umgebung wie Umgang mit gefahrlichen Stoffen im Produktionsprozess,
technische MaRRnhahmen zur Verminderung des Unfallrisikos oder zur weiteren Begrenzung
mdoglicher Unfallfolgen oder Méglichkeiten des Einsatzes von Hilfskraften berlicksichtigt, ist er
in den meisten Fallen deutlich gréRer als der angemessene Sicherheitsabstand, in Einzelfallen
kann aber auch der angemessene Sicherheitsanstand grofl3er sein.

Folge der Lage eines Schutzobjekts innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands bzw.
des Achtungsabstands ist nicht dessen Unzulassigkeit, sondern nach der Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 20.12.2012, Az. 4 C 11/11) zun&chst nur, dass die
Bauaufsichtsbehtérde  im Rahmen  einer nachvollziehenden  Abwagung  die
Genehmigungsfahigkeit zu prifen hat (auf die von der Fachkommission Stadtebau der
Bauministerkonferenz auf der 41. Sitzung am 29./30 Méarz 2017 beschlossene Arbeitshilfe zur
Bertcksichtigung des Art. 13 Seveso-llI-Richtlinie im baurechtlichen Genehmigungsverfahren
in der Umgebung von unter die Richtlinie fallenden Betrieben wird hingewiesen).

Folge fur die in unter Nummer 1 und 2 genannten Bauvorhaben ist, dass diese mindestens
dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 unterliegen. Das bedeutet zwar
eine Abkehr von dem Grundsatz, dass die Genehmigungsfreistellung und das vereinfachte
Baugenehmigungsverfahren grundsatzlich fur die gleichen Bauvorhaben gilt. Dies ist aber
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hinzunehmen, da andernfalls fur die nach der Seveso-llI-Richtlinie zu beurteilenden Vorhaben
ein eigenstandiges Prufverfahren hatte geschaffen werden missen, dessen Zusammenspiel
mit den Verfahren nach den 88 62 bis 64 im Einzelfall zu Problemen héatte fihren kénnen.

Zusétzlich enthalt Nummer 3 weitere Schutzobjekte, fiir die eine Offentlichkeitsbeteiligung
vorgeschrieben werden soll. Das ist erforderlich, da Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie nicht
abschlielend beschreibt, welche Nutzungen schutzbedirftig sein kdnnen bzw. was unter
offentlich genutzten Geb&duden und Gebieten sowie unter Erholungsgebieten zu verstehen ist.
Die Konkretisierung hat unter Beriicksichtigung des Schutzziels zu erfolgen, dass das Risiko
eines schweren Unfalls nicht vergrof3ert oder die Folgen eines solchen Unfalls nicht
verschlimmert werden sollen. Daher sind nicht nur Nutzungen mit einem umfangreichen
Besucherverkehr zu betrachten, sondern auch solche Nutzungen, bei denen die Nutzer z. B.
aufgrund ihres Gesundheitszustands oder ihres Alters besonders gefahrdet oder besonders
schutzbediirftig sein kbnnen. Auch kénnen Vorhaben zu berlicksichtigen sein, die zwar nicht
oOffentlich zuganglich, aber gleichwohl z. B. als Einrichtung der sozialen Infrastruktur 6ffentlich
genutzt werden.

Daher ist vor der Genehmigung der nachfolgend aufgefuhrten Sonderbauten eine
Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren, wobei es gleichgiiltig ist, ob diese Sonderbauten
durch Errichtung, Anderung oder Nutzungsdnderung erstmals entstehen oder bestehende
Sonderbauten unter Beibehaltung der Sonderbaueigenschaft geandert werden:

— Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen
mit Pflegebediirftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahigkeit eingeschrankt ist,
(8 2 Absatz 4 Nummer 9),

— Krankenhauser (8 2 Absatz 4 Nummer 10),

— Tageseinrichtungen fir Kinder, Menschen mit Behinderung und alte Menschen, sonstige
Einrichtungen zur Unterbringung von Personen, ausgenommen Tageseinrichtungen
einschlieB3lich Tagespflege fur nicht mehr als zehn Kinder(§ 2 Absatz 4 Nummer 12),

— Schulen, Hochschulen und &hnliche Einrichtungen (8 2 Absatz 4 Nummer 13),
— Camping- und Wochenendplatze (8§ 2 Absatz 4 Nummer 15),
— Freizeit- und Vergniigungsparks (8§ 2 Absatz 4 Nummer 16).

Sonderbauten nach 8 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12 und 13 werden aufgenommen, da bei
ihnen im Einzelfall fraglich sein kann, ob sie 6ffentlich zuganglich sind bzw. inwieweit die
Nutzer, fir die die Einrichtungen vorrangig gedacht sind (Kranke, Pflegebediirftige, Schiler
und Studenten), als Besucher zu betrachten sind.

Die Aufnahme der Camping- und Wochenendplatze sowie der Freizeit- und
Vergnigungsparks ist erforderlich, da nach Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a der Seveso-lllI-
Richtlinie auch Erholungsgebiete einen angemessenen Sicherheitsabstand wahren sollen.

Bei den Nutzungen nach der Nummer 3 wurde geprift, ob bei diesen ebenfalls Schwellenwerte
vorgesehen werden sollen, oder ob lediglich auf den Sonderbautatbestand abgestellt werden
soll. Auf Schwellenwerte wurde zum einen verzichtet, da die erfassten Nutzungen in der Regel
ohnehin fir mehr als 100 Personen vorgesehen sind und zum anderen nicht nachvollziehbar
ware, warum die besondere Schutzbediirftigkeit bestimmter Personengruppen bei der Frage
des Brandschutzes anders beurteilt wird als bei der Vorsorge vor Folgen von Storfallen.

Sowohl gewerbliche Vorhaben nach Nummer 2 als auch die in Nummer 3 genannten
Sonderbauten werden in § 62 Absatz 1 nicht gesondert aufgefuhrt, da sowohl gewerbliche
Vorhaben als auch Sonderbauten generell aus dem Anwendungsbereich der
Genehmigungsfreistellung ausgenommen sind.

Die Offentlichkeitsbeteiligung vor der Genehmigung von Schutzobjekten soll die nach dem
Ubereinkommen von Aarhus erforderliche effektive Beteiligung der Offentlichkeit an der
Entscheidungsfindung gewabhrleisten. Die Offentlichkeit soll u. a. Meinungen und Bedenken
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auRern kdnnen, die fur die Entscheidung moglicherweise von Belang sind (vgl.
Erwagungsgrund 21 zur Seveso-llI-Richtlinie).

Die Seveso-lll-Richtlinie verlangt nicht, dass die Offentlichkeit mehrfach beteiligt wird.
Ausreichend ist vielmehr, wenn den Verpflichtungen nach der Seveso-lll-Richtlinie bereits in
einem - abgeschlossenen — Bebauungsplanaufstellungsverfahren Rechnung getragen wurde
und die Gemeinde in einem Bebauungsplan dem Gebot, den angemessenen
Sicherheitsabstand zu wahren, Rechnung getragen hat. Dabei kann es sich sowohl um das
Baugebiet handeln, in dem der Betriebsbereich liegt, als auch um das Baugebiet, in dem das
Schutzobjekt verwirklicht werden soll. Voraussetzung ist aber, dass die Gemeinde die durch
den Betriebsbereich verursachten Gefahren tatsachlich in ihre Abwagung einbezogen hat.
Weitere Voraussetzung ist, dass die tatsdchlichen Umstdnde, die fir die
Abwagungsentscheidung mafgeblich waren, zum Zeitpunkt der Entscheidung Utber den
Bauantrag fur das Schutzobjekt noch zutreffen. So kénnen auch auf3erhalb der tberplanten
Gebiete erfolgte Veranderungen zu bertcksichtigen sein, wenn z.B. eine die Ausbreitung von
Schadstoffen behindernde Sperre entfallen ist.

Da diese Fragen insbesondere bei alteren Bebauungsplanen schwierig zu beurteilen sein
kénnen, soll kein Automatismus z. B. durch Einfiilhrung einer Stichtagsregelung vorgesehen
werden. Vielmehr soll die Bauaufsichtsbehdrde nach Satz 3 die entsprechende Beurteilung
vornehmen. Hierfiir ist weder ein besonderes Verfahren noch ein gesondert anfechtbarer
Verwaltungsakt vorgesehen. Kommt die Bauaufsichtsbehdrde zu dem Ergebnis, dass dem
Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand zu wahren, in einem Bebauungsplan
Rechnung getragen und das Abwagungsergebnis insoweit noch aktuell ist, ist eine
Offentlichkeitsbeteiligung im Sinne des Satzes 2 entbehrlich. Unberiihrt bleibt die Mdglichkeit,
eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Satz 1 durchzufiihren.

Hintergrund von Satz 4 ist, dass bei einer Offentlichkeitsbeteiligung zu einem Bauantrag eine
zusétzliche Einzelbenachrichtigung aller moglicherweise als Nachbarn betroffenen Personen
im Sinne der Abséatze 1 und 2 wenig sinnvoll und kaum durchfihrbar ware.

Absatz 4 ist neu und regelt die Inhalte der Bekanntmachung zur Offentlichkeitsbeteiligung.
Dabei enthalt Satz 1 die bei allen Offentlichkeitsbeteiligungen zu beachtenden Anforderungen,
wahrend Satz 2 die Zusatzanforderungen regelt, die bei der Bekanntmachung von
Bauantragen fur Schutzobjekte zu beachten sind.

Satz 1 konkretisiert mit den Nummern 1 bis 4 in Anlehnung an § 18 Absatz 2 StorfallvO die
enthaltenen Anforderungen an die Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2.

Nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz anerkannte Vereinigungen haben nach der Nummer 3
ein Beteiligungsrecht, auf das hinzuweisen ist. Diese Regelung entspricht § 18 Absatz 2 Satz
2 Nummer 2 StorfallVO. Gegeniiber der bisherigen Regelung soll der Ausschluss der nicht
rechtzeitig geltend gemachten umweltbezogenen Einwendungen nur flir das
Genehmigungsverfahren gelten.

Der Bund fuhrt in der Begriindung zu der entsprechenden Anderung des § 10 BImSchG aus
(BR-Drs. 422/16):

.Des Weiteren soll mit dem Entwurf das Urteil des EuUGH (Rechtssache C-137/14) vom
15. Oktober 2015 umgesetzt werden. In diesem Urteil hat der EuGH entschieden, dass die
Praklusion von Einwendungen tatséchlicher Art im gerichtlichen Verfahren eine Beschrankung
darstellt, fir die es in Artikel 11 der Richtlinie 2011/92/EU und Artikel 25 der Richtlinie
2010/75/EU keine Grundlage gibt. Die entsprechende Regelung im Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz ist daher zu streichen.

Auch nach der Entscheidung des EuGH vom 15.0ktober 2015 (Az. C-137/14) kann der
Einwendungsausschluss im Verwaltungsverfahren beibehalten werden. Die entsprechenden
Regelungen in verschiedenen Fachgesetzen sind dementsprechend zu konkretisieren, d.h.
auf die Verwaltungsverfahren zu beschranken.”
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Fur die nicht umweltbezogenen 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen verbleibt es bei der
Préaklusion nicht rechtzeitig geltend gemachter 6ffentlich-rechtlicher Einwendungen.
Zivilrechtliche Einwendungen sind nach 8§ 72 Absatz 4 grundsétzlich unbeachtlich.

Die in Satz 2 mit den Nummern 1 bis 3 aufgeflhrten zusétzlichen Anforderungen an die
Bekanntmachung zu Bauantréagen fir Schutzobjekte dienen der Umsetzung von Artikel 15 der
Seveso-llI-Richtlinie. Danach haben die Mitgliedstaaten dafiir zu sorgen, dass die betroffene
Offentlichkeit friihzeitiy Gelegenheit erhalt, ihren Standpunkt zu spezifischen einzelnen
Projekten darzulegen, die sich u. a. auf die Zulassung einer im Sinne des Artikel 13 der
Seveso-llI-Richtlinie schutzbedurftigen Nutzung beziehen. Nach Artikel 13 der Seveso-llI-
Richtlinie sind der Offentlichkeit vor der Entscheidung (iber eine Ansiedlung verschiedene
Informationen zur Verfigung zu stellen. Der Offentlichkeit ist Gelegenheit zu geben, sich vor
der Entscheidung zu &uf3ern.

Absatz 5 regelt die Durchfihrung der 6ffentlichen Auslegung. Der Umfang der zur Einsicht
auszulegenden Unterlagen ergibt sich aus den Satzen 1 und 2. Die Auslegung der
.entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehdrde im
Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen®“, wird vorrangig Umweltgutachten und —stellung-
nahmen betreffen. Insoweit dirfte ohnehin regelméafig ein Einsichtsrecht der Nachbarn
bestehen. Nach Satz 3 sind Bauvorlagen, die Geschéfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten,
nicht auszulegen. Da der Bauaufsichtsbehdrde eine entsprechende Bewertung regelmafig
nicht moglich ist, sind diese Unterlagen entsprechend § 10 Absatz 2 BImSchG zu
kennzeichnen und getrennt vorzulegen. lhr Inhalt muss, soweit es ohne Preisgabe des
Geheimnisses geschehen kann, so ausfiuhrlich dargestellt sein, dass es Dritten mdglich ist, zu
beurteilen, ob und in welchem Umfang sie von den Auswirkungen der Anlage betroffen werden
koénnen.

Satz 4 regelt die Frist zur AuRerung von Einwendungen und die Praklusion verspéateten
Vorbringens. Die Mdglichkeit, sich bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist zu
auRern, entspricht § 23b Absatz 2 i.V.m. 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG und § 73 Absatz 4
BremVwVIG. Zur eingeschrénkten Praklusion verspateten Vorbringens wird auf die
Begriindung zu Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 verwiesen. Auf die Bestimmungen ist in der
Bekanntmachung nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 hinzuweisen.

Absatz 6 regelt die Bekanntgabe der Baugenehmigung an die Nachbarn und die Offentlichkeit.

Satzl Halbsatz 1 stellt den Schwellenwert von 20 Personen heraus, ab der eine Offentliche
Bekanntmachung erfolgen kann. Halbsatz 2 bestimmt, dass nach der Durchfihrung einer
Offentlichkeitsbeteiligung — unabh&ngig von der Zahl der sich duRernden Personen — eine
Genehmigung immer 6ffentlich bekannt zu machen ist. Die Offentliche Bekanntmachung dient
auch dem Schutz des Bauherrn, da sie nach Satz 5 die Zustellung und damit den Beginn der
Widerspruchsfrist bewirkt.

Satz 2 stellt klar, dass die offentliche Bekanntmachung dadurch bewirkt wird, dass der
verfugende Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfsbelehrung in entsprechender
Anwendung des Absatzes 3 Satz 1 bekannt gemacht werden. Auf modifizierende Auflagen ist
hinzuweisen.

Satz 3 erm@glicht eine Einsichtnahme in die Baugenehmigung. Die Regelung ist erforderlich,
da sich aus der Bekanntmachung nach Satz 1 und 2 im Wesentlichen nur die Tatsache ergibt,
dass eine Baugenehmigung erteilt wurde. Fur die Beurteilung eines eventuellen Betroffen
seins ist jedoch regelmaRig eine Einsichtnahme in die vollstandige Genehmigung
einschlie3lich Bauvorlagen erforderlich.

Nach Satz 4 muss einer Genehmigung von Schutzobjekten eine Begrindung beigefugt
werden, die bestimmte Mindestanforderungen erfiillen muss. Die Regelung ist zur Umsetzung
des Artikels 15 Absatz 5 der Seveso-llI-Richtlinie erforderlich, wonach nach der Entscheidung
der Offentlichkeit u. a. der Inhalt der Entscheidung und die Griinde, auf denen sie beruht, sowie
die Art der Berucksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung zuganglich zu
machen sind. Halbsatz 2 stellt klar, dass unabhangig von dieser Regelung insbesondere bei
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der Genehmigung von Nichtschutzobjekten § 72 Absatz 2 zu beachten ist, wonach die
Baugenehmigung bei Abweichungen und Befreiungen von nachbarschitzenden Vorschriften
zu begrinden ist.

Satz 6 bestimmt, zu welchem Zeitpunkt eine offentlich bekannt gemachte Baugenehmigung
als zugestellt gilt und damit nach § 70 Absatz 1 VwGO die Widerspruchsfrist beginnt.
Malgeblicher Zeitpunkt ist nicht der Tag der offentlichen Bekanntmachung, sondern
entsprechend § 10 Absatz 8 BImSchG der Ablauf der Frist zur Einsichtnahme.

Nach Satz 7 kénnen (nur) die Personen, die rechtszeitig Einwendungen erhoben haben, den
Bescheid bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist schriftlich anfordern. Das entspricht im
Ergebnis der Regelung des Absatzes 2 Satz 2, wonach dem Bauvorhaben nicht zustimmende
Nachbarn einen Anspruch darauf haben, dass sie die Baugenehmigung in Handen haben.

Zu 8§ 71 - Ubermittlung personenbezogener Daten

Seit dem 25. Mai.2018 gilt die Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlamentes und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung- DSGVO) in den Mitgliedsstaaten unmittelbar. § 71
wurde deshalb in Abstimmung mit der Landesbeauftragten fir Datenschutz und
Informationsfreiheit und dem Datenschutz-Nord neu gefasst.

Absatz 1 Satz 1 bleibt dabei entsprechend der bisherigen Regelung unverandert, da die dort
geregelte Datenverarbeitungsbefugnis auf die Offnungsklausel in Artikel 6 Absatz 1 Satz 1
Buchstabe e in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b DSGVO gestiitzt werden kann.

Satz 2 schrankt die Datenverarbeitungsbefugnisse in Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 DSGVO in
europarechtskonformer Weise ein, indem er neben der in Satz 1 geregelten
Datenverarbeitungsbefugnis eine Datenverarbeitung nur aufgrund einer Einwilligung der
betroffenen Person erlaubt. Diese Datenverarbeitungsbefugnis wird durch die Regelung hierzu
in Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a DSGVO zugelassen. Der Begriff ,rechtmafdig” anstelle
von ,zuldssig” wird verwendet, um die Regelung sprachlich an die DSGVO anzupassen. Zu
diesem Zweck wurde auch der Begriff ,,Betroffener” durch ,die betroffene Person* ersetzt (vgl.
Artikel 4 Nummer 1 DSGVO). Die Einschrankung, dass zusétzlich eine Datenverarbeitung
nach Absatz 3 rechtméaRig ist, ist erforderlich, da auch die Datentibermittlung unter den Begriff
der Datenverarbeitung fallt. Damit kann eine Datenldbermittlung auch unter den
Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 erfolgen.

Absatz 2 hat lediglich redaktionelle Anderungen erfahren. Auch hier wurde der
Sprachgebrauch an die Datenschutz-Grundverordnung angepasst und anstelle von
.Betroffener der Begriff ,betroffene Person” verwendet (vgl. Artikel 4 Nummer 1 DSGVO).
Sofern es sich nicht um rechtmafige regelméafige Datenubermittlungen anderer Behérden an
die Baubehdorden handelt, ist eine Erhebung bei Dritten nachrangig durchzufiihren. Sie ist nur
rechtmafig, wenn eine Erhebung bei der betroffenen Person untunlich ist, z.B. weil eine
Rechtsvorschrift dies vorsient oder zwingend voraussetzt, die zu erfillende
Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder der Geschaftszweck eine Erhebung bei einem Dritten
erforderlich macht oder die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhaltnismafigen
Aufwand erfordern wirde und keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass Uberwiegende
schutzwirdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt wirden. Hierbei ist die
Transparenzpflicht gegentber der betroffenen Person zu wahren, indem die
Informationspflicht nach Artikel 14 DSGVO erfillt wird.

Absatz 3 regelt die Datentbermittlung und bedarf zur Anpassung an die Vorgaben der
Datenschutz-Grundverordnung entgegen des bisherigen Wortlauts in Absatz 3 a.F.
umfangreicher Anderungen.

Satz 1 wird zunéchst hinsichtlich der verwendeten Begrifflichkeiten an den Sprachgebrauch
der Datenschutz-Grundverordnung angepasst. Statt ,zulassig® wird wieder der Begriff
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.sechtmafig”, anstelle von ,Personen und Stellen* der Begriff ,Dritte” verwendet. Es ist nur
erforderlich, die Befugnisse fir Falle zu erganzen, in denen die betroffene Person in eine
Datentbermittlung  nicht  eingewilligt hat. Bei einer Einwiligung kann die
Datentbermittlungsbefugnis bereits auf Absatz 1 Satz 2 gestiitzt werden. Wegen des
abschlieRenden Charakters der Regelung in Absatz 3 Satz 1 ist eine Ergdnzung um die
Einschrankung ,,ohne Einwilligung der betroffenen Person® erforderlich, auch wenn sich bereits
in 8 14 Absatz 5 Bremische Bauvorlagenverordnung eine entsprechende Regelung befindet.

Nummer 1 regelt die DatenUbermittiung, wenn eine Beteiligung Dritter in einem
bauaufsichtlichen Verfahren erforderlich ist. Dies gilt insbesondere fur die Ubermittlung
personenbezogener Daten bei einer bauaufsichtlichen Verfahrensbeteiligung nach § 70. Die
Person muss dabei zum Kreis betroffener Nachbarn nach § 70 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 4
zahlen. Dartber hinaus kann es sich auch um Personen handeln, die im Rahmen der
erweiterten Offentlichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 4 oder 5 zu Verfahrensbeteiligten
werden. Hierbei handelt es sich nach der Datenschutz-Grundverordnung um eine nicht
zweckandernde Datenverarbeitung, die daher auf die Offnungsklausel nach Artikel 6 Absatz 1
Satz 1 Buchstabe e in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1 Buchstabe b DSGVO gestuitzt werden
kann. Sofern es sich um eine nicht zweckandernde Datenverarbeitung handelt, dient diese
Regelung nur der Klarstellung. Nach der Datenschutz-Grundverordnung ist in diesen Féllen
keine gesonderte Rechtsgrundlage neben der fir die Erhebung der Daten zu ihrem
urspriinglichen Zweck erforderlichen Befugnis notwendig (siehe Erwagungsgrund 50
DSGVO).

Nummer 2 regelt eine zweckandernde Datenverarbeitung, die nur unter den Voraussetzungen
von Artikel 6 Absatz 4 DSGVO rechtmafig ist. Daher muss sie unter anderem zusatzlich dem
Schutz eines der Ziele in Artikel 23 Absatz 1 DSGVO dienen. Hierbei reicht ein allgemeiner
Verweis auf die Regelung in Artikel 23 Absatz 1 DSGVO grundsatzlich nicht aus, sondern es
muss eine Konkretisierung hinsichtlich der zulassigen Zwecke, Datenkategorien und
Empfanger erfolgen. Diese Konkretisierung muss aber nicht durch Gesetz, sondern kann auch
durch eine Verordnung geschehen. Absatz 4 Nummer 2 und 3 enthalten eine
Verordnungsermachtigung, von der zwingend Gebrauch zu machen ist. Diese Verpflichtung
hat die oberste Bauaufsichtsbehérde durch den Erlass von 8§ 14 Bremische
Bauvorlagenverordnung erfillt.

Die Erganzung ,oder in Nummer 2 stellt klar, dass die Tatbestandsvoraussetzungen der
Nummern 1 bis 3 nicht zusammenhéngend vorliegen missen, sondern jeweils einzeln
ausreichen, um eine Ubermittlung personenbezogener Daten rechtmalig vornehmen zu
kénnen.

Nummer 3 regelt eine Befugnis zur zweckandernden Datenubermittlung, insbesondere an
private Dritte. Diese Befugnis greift das in Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe | DSGVO genannte
legitime Schutzziel der Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriiche auf. Die in der vorherigen
Regelung in Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 genannten Ubermittlungsbefugnisse stehen
nicht im Einklang mit der Datenschutz-Grundverordnung und kénnen daher seit dem 25. Mai
2018 nicht mehr Grundlage fir eine zweckandernde Datentbermittiung durch die
Baubehdrden sein.

Auch bei einer Datentibermittlung ist der Zweckbindungsgrundsatz zu beachten. Nach Artikel
5 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 4 DSGVO ist es zulassig, die Ubermittelten Daten
auch fur kompatible Zwecke zu verarbeiten. Zwar ist diese Zweckbindung hinsichtlich
Nummern 1 und 2 bereits in 8 14 Absatz 6 der Bremischen Bauvorlagenverordnung geregelt,
fur die Nummer 3 fehlt eine solche Regelung aber und ist daher hier in Absatz 3 Satz 2 zu
erganzen.

Satz 3 nimmt das in Artikel 6 Absatz 4 DSGVO geregelte Erfordernis, dass eine
zweckandernde Datenibermittlung dem Grundsatz der VerhdaltnismaRigkeit genligen muss,
auf. Die Formulierung wurde in Anlehnung an Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f DSGVO
gewabhilt.
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Satz 4 Ubernimmt die bisher in Absatz 3 Satz 2 geregelte Vorgaben fir regelmaRige
Datentbermittlungen, beschrankt diese aber zur Vermeidung von Wiederholungen auf einen
Verweis auf die Vorgaben der Verordnung nach Absatz 4 Nummer 3. Die Notwendigkeit dieser
Regelung und der Verordnungsermdachtigung in Absatz 4 Nummer 3 wird auf Artikel 6 Absatz
3 Satz 3 DSGVO gestiitzt. Auch hier wurde die Formulierung an den Sprachgebrauch der
Datenschutz-Grundverordnung angepasst und statt ,zulassig” jetzt ,rechtméafig” verwendet.

Mit Satz 5 wird die vorherige Regelung aus Absatz 3 Satz 3 a.F. ubernommen, genauer
gefasst und erganzt. Diese Regelung dient der Klarstellung, dass Regelungen in anderen
Gesetzen, wie z.B. dem Bremer Informationsfreiheitsgesetz, weitergehende
Datentbermittlungen rechtmafiger Weise gebieten kdnnen. Zwar werden nach dem derzeit
geltenden Bremer Informationsfreiheitsgesetz amtliche Informationen nur ohne
personenbezogene Daten veréffentlicht, aber in  anderen Gesetzen vorgesehene
Veroffentlichungspflichten, wie z.B. nach dem Bremischen Geodatenzugangsgesetz oder dem
Umweltinformationsgesetz fir das Land Bremen nehmen personenbezogene Daten nicht
vollstandig von der Veroffentlichung aus. Daher ist auch eine entsprechende Regelung fur
gesetzliche Veroffentlichungspflichten erforderlich. Da der Bezugspunkt hier nicht gesetzliche
Ubermittlungs- und Verdffentlichungsvorschriften, sondern nur entsprechende Ubermittlungs-
und Veroffentlichungspflichten sein kénnen, wurde die Regelung sprachlich genauer gefasst.

Die Verordnungsermachtigung in Absatz 4 bleibt auch nach Inkrafttreten der Datenschutz-
Grundverordnung rechtméaRig und erforderlich. Sie wird daher entsprechend Absatz 4 a.F.
beibehalten. Die konkretisierenden Regelungen finden sich in &8 14 der Bremischen
Bauvorlagenverordnung.

Absatz 5 wird neu hinzugefiigt. Das bisherige Bremischen Datenschutzgesetz (BremDSG) ist
mittlerweile durch das Bremische Ausflhrungsgesetz zur EU-Datenschutzgrundverordnung
(BremDSGVOAG) vom 8. Mai 2018 (Brem.GBI. S. 131) ersetzt worden, weswegen der
bisherige Verweis auf § 3 Absatz 3 und 4 BremDSG in Absatz 1 Satz 3 a.F. gestrichen und
stattdessen in Satz 1 auf die zuséatzliche Geltung der erganzenden landesrechtlichen
Vorschriften des BremDSGVOAG hingewiesen wird. Satz 2 stellt klar, dass andere vorrangige
datenschutzrechtliche Regelungen, insbesondere die Datenschutz-Grundverordnung,
unberihrt bleiben.

Zu 8 72 — Baugenehmigung, Baubeginn
§ 72 entspricht unverandert 8§ 72 BremLBO-10.

Absatz 1 Satz 2 war bereits in der BremLBO-10 enthalten, jedoch wird die Begrindung
entsprechend der MBO-12 erganzt: Da nach der Anderung des § 17 des Gesetzes (iber die
Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG
Bau) nicht mehr gewdhrleistet ist, dass die Umweltvertraglichkeitsprifung bei
baugenehmigungsbediirftigen Bauvorhaben (vgl. Nummer 18 der Anlage 1 zum UVPG)
ausschlie3lich im Bauleitplanverfahren abzuarbeiten ist, sondern auch Félle denkbar sind, in
denen die Umweltvertraglichkeitsprifung ganz oder teilweise im bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahren geleistet werden muss, war Satz 2 anzufiigen; eine Veranderung der
materiell-rechtlichen Anforderungen an Bauvorhaben geht damit — wegen der allein
verfahrensrechtlichen Bedeutung der Umweltvertraglichkeitsprifung — nicht einher. Der
Verweis auf die ,hierfur geltenden Vorschriften“ schlief3t die verfahrensrechtlichen Regelungen
der Verwaltungsverfahrensgesetze der Lander ein.

Satz 3 eroffnet den Bauaufsichtsbehdrden wie bisher die Moglichkeit, die Baugenehmigung
unter der aufschiebenden Bedingung erteilen zu kdénnen, dass bautechnische Nachweise
nachgereicht werden dirfen. Da dies nach den Erfahrungen aus der Genehmigungspraxis
aber regelmafiig nur fur die bautechnischen Nachweise der Standsicherheit sowie des Schall-
und Erschiitterungsschutzes zweckmaRig ist, schlie3t die Erganzung des Halbsatzes 2 die
Nachreichung des Brandschutznachweises aus. Dieser ist somit zwingend als Teil der nach §
3 BremBauVorlV erforderlichen Bauvorlagen unabhangig von einer moglichen
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Prufverpflichtung nach 8 66 Absatz 4 mit Stellung des Bauantrages einzureichen. Diese
Forderung ist bereits deshalb gerechtfertigt, da nach § 11 Absatz 1 BremBauVorlV die
Angaben zum Brandschutz im Lageplan, in den Bauzeichnungen und in der Baubeschreibung
darzustellen sind, sofern nach § 11 Absatz 2 kein objektbezogenes Brandschutzkonzept
erstellt wird. Ist eine bauaufsichtliche Prifung nach § 66 Absatz 4 erforderlich, darf die
Baugenehmigung nur erteilt werden, wenn die Brandschutzprifung mit einem positiven
Ergebnis abgeschlossen wurde. Da mogliche nachtragliche Anderungen des
Brandschutznachweises auch Auswirkungen auf den konstruktiven Brandschutz haben
kénnen, erscheint es weiterhin gerechtfertigt, wie bisher eine Nachreichung des
Standsicherheitsnachweises zulassen zu kénnen.

Absatz 2 wird lediglich um den redaktionellen Verweis der Nachbarzustimmung nach § 70
Absatz 2 geandert.

Zu 8 73 — Geltungsdauer der Genehmigung
Absatz 1 entspricht unverandert 8 73 Absatz 1 BremLBO-10.

Absatz 2 Satz 1 wurde nachtraglich im Rahmen der politischen Schlussabstimmung
angepasst und beschrankt die bisher unbegrenzt mdogliche Verlangerung einer
Baugenehmigung auf einmalig zwei Jahre. In Verbindung mit der nach Absatz 1 unverandert
bleibenden Dreijahresfrist ist damit der maximale Giultigkeitszeitraum fir eine erteilte
Baugenehmigung auf langstens finf Jahre begrenzt. Die Verlangerungsmaoglichkeit ist nach
Ausnutzen der einmaligen Option verbraucht. Sollte der Bauherr bis dahin nicht mit dem Bau
begonnen haben, kann unterstellt werden, dass der Bauherr kein Interesse mehr an einer
zeitnahen Verwirklichung des Vorhabens hat und gleichzeitig zu prifende 6ffentlich-rechtliche
Vorschriften sich derart verandert haben, dass es zweckmalig erscheint, ein erneutes
Baugenehmigungsverfahren mit aktualisierten Bauvorlagen durchlaufen zu muissen, sofern
weiterhin eine Realisierung des Vorhabens angestrebt wird. Zudem wird dadurch ein
langerfristiges  ,Horten® von Baugenehmigungen zugunsten eines stadtebaulich
wlinschenswerten zeithahen Baubeginns unterbunden oder erschwert.

Zu 8 74 — Teilbaugenehmiqung
§ 74 entspricht unverandert 8§ 74 BremLBO-10.

Zu 8 75 — Vorbescheid
§ 75 entspricht unverandert § 75 BremLBO-10.

Zu 8 76 — Genehmiqung Fliegender Bauten

§ 76 entspricht bis auf folgende Anpassungen an die MBO-12 unverandert 8 76 BremLBO-10.

In Absatz 2 werden die bisherigen Nummern 4 und 5 a.F. zur neuen Nummer 4
zusammengefihrt. Erdgeschossige betretbare Verkaufsstdnde bedurften als Fliegende
Bauten nach der bisherigen Regelung nur dann keiner Ausfihrungsgenehmigung, wenn sie
nicht dazu bestimmt waren, von Besuchern betreten zu werden (Nummer 1), wohingegen
Zelte, die Fliegende Bauten sind, bis zu einer GréRe von 75 m? auch bei Besucherverkehr
keiner Ausfuhrungsgenehmigung bedurften. Dieser Wertungswiderspruch wird durch die
Gleichbehandlung von erdgeschossigen Zelten und betretbaren Verkaufsstanden
aufgehoben.

Die Ausnahmetatbestande des § 76 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 4 sind zugeschnitten auf
die bereits seit langer Zeit existierenden ,herkdmmlichen" Fliegenden Bauten wie Zelte,
Fahrgeschafte, Biihnen und dergleichen. Die neue Nummer 5 bertcksichtigt nun die in dieser
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Form erst seit kirzerer Zeit auftretenden ,aufblasbaren Spielgerate", die unter keinen der
Ausnahmetatbestande des 8 76 Absatz 2 Satz 2 sinnvoll eingeordnet werden kdnnen, und
befreit diese, soweit aufgrund ihrer Abmessungen Gefahren fur die Sicherheit der Benutzer
nicht zu befirchten sind, vom Erfordernis der Ausfihrungsgenehmigung. Bei der
Verfahrensfreistellung werden die Hohe der fur Besucher betretbaren Bereiche sowie
unabhangig davon die Fluchtweglange unter iberdachten Bereichen begrenzt. Uberdachte
nicht betretbare Flachen haben in diesem Zusammenhang in der Regel keine Bedeutung. Mit
den gewahlten Formulierungen werden praktikable Abgrenzungskriterien dargestellt, ohne auf
die nahezu grenzenlose raumliche Vielfalt aufblasbarer Spielgerate unnétig eingehen zu
mussen.

In Absatz 4 Nummer 2 wird nach Abstimmung mit dem Senator fir Justiz und Verfassung die
Ermachtigung zur Ubertragung von Aufgaben nach § 76 rechtssicher angepasst. Demnach
kann die oberste Bauaufsichtsbehoérde Aufgaben ganz oder teilweise auf eine andere Stelle
zur Ausilibung Ubertragen und auch die Vergltung dieser Stelle regeln, sofern die Stelle
hinsichtlich der tbertragenen Aufgaben unter Aufsicht der obersten Bauaufsichtsbehdrde
steht. Fur die konkrete Ubertragung der Aufgaben ist eine vertragliche Vereinbarung
erforderlich. Auf die diesbeziiglich erganzenden Ausfiihrungen zu § 84 Absatz 1 Nummer 4a
wird ergdnzend hingewiesen.

Der Verweis in Absatz 7 Satz 4 wird korrespondierend zu den Anderungen im
Bauproduktenrecht angepasst.

Zu 8 77 — Verbot unrechtméafiig gekennzeichneter Bauprodukte

Der Verweis wird korrespondierend zu den Anderungen im Bauproduktenrecht angepasst.

Zu 8 78 — Einstellung von Arbeiten

Absatz 1 Nummer 1 wird klarstellend um die Beseitigung von Anlagen entgegen der Vorschrift
des 8§ 61 Absatz 3 erganzt.

Die Nummern 3 und 4 werden hinsichtlich der Verweise entsprechend den Anderungen im
Bauproduktenrecht angepasst.

Zu 8 79 — Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
§ 79 entspricht unverandert 8 79 BremLBO-10.
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Zu Abschnitt 5 - Bautiberwachung

Zu 8 80 — Bauuberwachung
Die Abséatze 1 bis 3 entsprechen unveréndert 8 80 Absatz 1 bis 3 BremLBO-10.

Die Erganzung in Absatz 4 stellt entsprechend der MBO-16 klar, dass auch die Einsicht in die
Dokumentation zur Verwendung von Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung tragen, im
Rahmen der Bauiiberwachung zu gewahren ist. In Hinblick auf die Leistungserklarung kann
auch Einsicht in eine elektronische Fassung gewahrt werden.

Absatz 5 soll die Zusammenarbeit zwischen der Bauaufsichtsbehérde und der
Marktiberwachungsbehdrde starken. Deshalb sollen systematische Rechtsverstdl3e, die im
Rahmen der Baulberwachung festgestellt werden, bei der fur die Marktiiberwachung
zustandigen Stelle angezeigt werden. Dies kann z. B. bei fehlerhaften Angaben in der
Leistungserklarung der Fall sein.

Absatz 6 ist neu und ermdglicht es den Bauaufsichtsbehérden, in Anlehnung an
entsprechende Regelungen der Bauordnungen in Hessen und Rheinland-Pfalz, sog.
.Fachunternehmererklarungen* hinsichtlich der Bauausfiihrung als besondere Malinahme im
Rahmen der Baulberwachung nach Absatz 1 oder 2 einzufordern.

Gem. § 58 BremLBO ist der Unternehmer fir die ordnungsgeméliie, insbesondere den
Technischen Baubestimmungen und den genehmigten Bauvorlagen entsprechende
Bauausfuhrung verantwortlich. Vor diesem Hintergrund kann es je nach Sachlage gleichwonhl
sachgerecht sein, im Rahmen der Bauiberwachung nach § 80 Absatz 1 und 2 auf die
Einhaltung der offentlich-rechtlichen Vorschriften auch durch eine Erklarung zur
ordnungsgemalen Erflllung der Pflichten der am Bau Beteiligten hinzuwirken. Dies kann
insbesondere in den Fallen gerechtfertigt sein, in denen die Sicherheit der baulichen Anlagen
im Sinne des § 55 Absatz 2 BremLBO in auRergewdhnlichem Maf3e von der besonderen
Sachkenntnis und Erfahrung des Fachunternehmers abhangt.

Die Bauaufsichtsbehdrden bzw. eingeschaltete Prifingenieure fur Standsicherheit oder
Brandschutz kdénnen nach eigenem Ermessen entscheiden, inwieweit sie
Fachunternehmererklarungen fur erforderlich halten. In den meisten Fallen werden
Fachunternehmererklarungen jedoch nur erganzend herangezogen werden kénnen, da sie die
personlich erforderliche, zumindest stichprobenartige Baulberwachung ,vor Ort* auf
Grundlage des Absatzes 2 oder nach § 81 Absatz 1 angezeigter Bauzusténde nicht vollstandig
ersetzen kénnen.

Zu 8 81 — Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
Absatz 1 entspricht unveréndert § 81 Absatz 1 BremLBO-10.
Absatz 2 Satz 1 und 2 entsprechen unverandert § 81 Absatz 2 Satz1 und 2 BremLBO-10.

Satz 3 tragt zunachst der Terminologie der bundesrechtlichen Regelungen des ,,Gesetzes
zur Neuregelung des Schornsteinfegerwesens” vom 26. November 2008 (BGBI. | S. 2242)
Rechnung, welches in Artikel 1 das ,Schornsteinfeger-Handwerksgesetz — SchfHWG"
beinhaltet. Da es dort nach Ablaufen der Ubergangsfrist seit dem 01.01.2015 keine
Bezirksschornsteinfegermeister mehr gibt, sondern nur noch fir jeweils sieben Jahre
.pbevollmachtigte Bezirksschornsteinfeger* bestellt werden, ist eine begriffliche Anpassung in
Anlehnung an die MBO-12 erforderlich.

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben im Rahmen des fachlichen Austausches mit der
Schornsteinfegerinnung gezeigt, dass die bestehende Regelung des Satzes 3 a.F.
sicherheitsrelevante Licken aufweist. Der Anwendungsbereich des Satzes 3 wird deshalb
vor dem Hintergrund der Gefahrenabwehr und des Verbraucherschutzes in Anlehnung an 8
40 Absatz 6 der Niedersachsischen Bauordnung inhaltlich erweitert und die bisherige
Bescheinigungspflicht, die sich vor der Nutzungsaufnahme der Feuerungsanlagen lediglich
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auf die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der Abgasanlagen bezogen hat, dahingehend
ausgeweitet, dass der bevollmachtigte Bezirksschornsteinfeger zuvor auch die sichere
Benutzbarkeit der Feuerstatte selbst Gberprift haben muss.

Die Regelung betrifft sowohl wie bisher Feuerstatten im Sinne des § 2 Absatz 12 wird aber
auch auf andere ortsfeste Feuerungsanlagen ausgeweitet, deren Primarziel nicht zwingend
die (Heiz-)Warmerzeugung sein muss, z.B. gasbetriebene Warmepumpen,
Verbrennungsoéfen in Gastronomiebetrieben oder Shisha-Bars, Fass-Saunen oder Grillhiitten
(Grillkotas)

Die erganzte Prifverpflichtung wird aus baupolizeilichen Griinden fir erforderlich gehalten,
da der Verwendbarkeitsnachweis von Feuerstatten, insbesondere von Gasfeuerstéatten und
vor Ort errichteten Feuerstatten fur feste Brennstoffe von den Schornsteinfegern oftmals als
unzulanglich angesehen und die Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Anforderungen
an die Aufstellbedingungen von Feuerstatten bislang mangels gesetzlicher Regelung von
Ihnen nicht geprift werden konnte.

So wurde im Zuge der Gasumstellung von L-Gas auf H-Gas durch die Schornsteinfeger
mehrfach festgestellt, dass in Gebauden Gasgerate installiert und betrieben wurden, die
nicht fir den deutschen Markt bestimmt waren, da sie z.B. mit anderen Gasdrlicken arbeiten,
was zu einer Einschrankung der Betriebssicherheit flhrt.

Ebenso wurde im Rahmen der regelméaRigen Feuerstattenschau oder anlassbezogen
aufgrund von Nachbarbeschwerden festgestellt, dass vermehrt Bausétze fiir Feuerstatten mit
festen Brennstoffen von den Betreibern selbst errichtet und in Betrieb genommen oder die
Feuerungsanlagen nicht durch handwerkliche Fachbetriebe nach den allgemeinen Regeln
der Technik installiert wurden. In diesem Fall fehlt es dann auch an der notwendigen
Fachunternehmererklarung, die von den Schornsteinfegern jedoch mangels
Rechtsgrundlage fiir eine Uberpriifung nicht eingefordert werden konnte.

Als weiterer wesentlicher Mangel wurde vielfach eine unzureichende
Verbrennungsluftversorgung von raumluftabhdngigen Feuerstatten diagnostiziert, welche auf
einer immer dichteren Gebaudehille in Verbindung mit eingebauten Liftungsanlagen
aufgrund der energetischen Vorschriften zurtickzufiihren ist.

Da es dem Betreiber schwierig zu vermitteln ist, dass ihm durch den bevollméachtigten
Bezirksschornsteinfeger zwar eine bislang im Sinne des § 81 Absatz 2 Satz 3 BremLBO-10
bereits erforderliche Bescheinigung fiir die Tauglichkeit und sichere Benutzung der
Abgasleitungen ausgestellt werden kénne, er aber gleichzeitig einen Mangelbericht wegen
unzulanglicher Aufstellbedingungen fir die Feuerstatte oder deren Betrieb erhalte, erscheint
es aus Grunden der Gefahrenabwehr sachgerecht, die bestehende Bescheinigungspflicht
um eine Prifpflicht fur die jeweilige Feuerstatte vor deren Inbetriebnahme zu erweitern.

Mit dem Oberbegriff der Abgasanlage wird entsprechend der DIN V 18160-1 eine aus
Bauprodukten hergestellte bauliche Anlage, wie Schornstein, Verbindungsstuick,
Abgasleitung oder Luft-Abgas-System fir die Ableitung der Abgase von Feuerstatten
bezeichnet; zu den Abgasanlagen zahlen auch Anlagen zur Abflihrung von
Verbrennungsgasen ortsfester Verbrennungsmotoren.

Ebenso durfen entsprechend 8§ 41 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 Abgase von Feuerstatten in
Liftungsanlagen als gemeinsame Nutzung eingeleitet werden, wenn keine Bedenken wegen
der Betriebssicherheit und des Brandschutzes bestehen. Diese Regelung unterlag bisher
jedoch nicht einer Uberprifungspflicht im Sinne des § 81 Absatz 2 Satz 3. Hier handelt es
sich im Wesentlichen um Feuerstatten im Gastronomiebereich, die an Dunstluftanlagen
angeschlossen werden. Da insbesondere bei ortsfesten Feuerstétten fur feste Brennstoffe
(z.B. Lehmbackdfen oder Kohledfen bei Shisha-Bars) die Ableitbedingungen Uber das Dach
nicht eingehalten werden, ist einerseits die Brand- und Betriebssicherheit nicht sichergestellt
und andererseits kommt es durch die fehlerhaften Abgasableitung zu einer
Immissionsbelastung flr die ndhere Umgebung, welche vermehrt zu
Nachbarschaftsbeschwerden fiihrt und die Behérden im Rahmen ihrer jeweiligen
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Zustandigkeiten zum repressiven Einschreiten erméachtigt. Solche Anlagen wurden jedoch
bislang nicht durch die Schornsteinfeger kontrolliert, da es an einer entsprechenden
offentlich-rechtlichen Verpflichtung fehlte. Diese Regelungsliicke soll durch eine Aufweitung
des Anwendungsbereiches bei erganzender Einfihrung einer Prufverpflichtung fur die
bevollmachtigten Bezirksschornsteinfeger geschlossen werden.

Satz 4 knipft hinsichtlich der baurechtlichen Wesentlichkeit an § 58 Absatz 4 an und stellt
klar, dass die Prif- und Bescheinigungspflicht nicht nur vor erstmaliger Inbetriebnahme der
Feuerstatte, sondern auch bei einer wesentlichen Anderung der Feuerstatte und den
zugehdrigen Abgasleitungen gilt, wie insbesondere

- der nachtragliche Einbau von Anlagen zur Staubminderung, Schalldampfer,
- die Anderung von Abgasanlagen (Querschnitt, Lange, Hohe),

- der Einbau einer neuen Feuerstatte, anderer ortsfester Feuerungs- oder
Abgasanlagen,

- die Anderung der Verbrennungsluftversorgung im Hinblick auf die
Verbrennungsluftberechnungen und Prifungen, sowie die Auswirkung von nachtréaglich
eingebauten Luftungsanlagen auf den sicheren Betrieb der Feuerstatten.

Gleichzeitig sollen aber auch unverhaltnismaRige Prifverpflichtungen fir den Betreiber
vermieden werden, z.B. wenn nur Einzelteile ausgetauscht werden. Zu den nicht wesentliche
Anderungen zahlen insbesondere

- Reparaturen und Instandsetzung von Feuerungsanlagen,

- Die (Wieder-) Herstellung von sicheren Arbeitsplatzen und Verkehrswegen zur
Durchfiihrung von Schornsteinfegerarbeiten,

- Austausch eines Brenners,
- Austausch von Abgasanlagen gleicher Dimensionierung wie die der Altanlage

Kdnnen die bei der Prifung durch den bevollmachtigten Bezirksschornsteinfeger
festgestellten Mangel nicht innerhalb einer gesetzten Nachbesserungsfrist behoben werden,
ergeht ein negativer Prufbericht und die Inbetriebnahme oder der Weiterbetrieb der
Feuerstétte darf nicht erfolgen. Der negative Prifbericht ist der unteren Bauaufsichtsbehérde
zu Ubersenden, die entsprechend § 58 Absatz 2 in Abstimmung mit dem bevollmé&chtigen
Bezirksschornsteinfeger tber die erforderlichen Malinahmen entscheiden kann.

Eine mogliche Mehrarbeit fir die unteren Bauaufsichtsbehdrden ergibt sich nur fir die Falle,
bei denen die ausgeweitete Pruftatigkeit der bevollmachtigten Bezirksschornsteinfeger im
Ergebnis auch tatsachlich zu einer Vielzahl negativer Prifberichte fihren sollte. Dieses bleibt
abzuwarten. Die Regelung erscheint jedoch vor dem Hintergrund einer angestrebten
erhdhten Sicherheit fir den Betreiber vertretbar, zumal die an die Behdrde bislang
weitergeleiteten Mangelmeldungen bereits aufgrund der bisherigen Rechtslage auch im
Rahmen der bestehenden Bescheinigungspflicht entstanden sind.

Fur den Bauherren ergibt sich im Regelfall nur eine geringfiigige finanzielle Mehrbelastung,
da die Abrechnung des Prifaufwandes nach Zeitaufwand erfolgt. Dieser ist minimal, sofern
es sich um Feuerstétten handelt, die eingebaut oder gedndert worden sind. Maf3geblich sind
die Gebuhrentatbestande nach Ziffer 118. der Kostenordnung fur die Innere Verwaltung
(InKostV) in der jeweils gultigen Fassung.

Far die Prifpflicht von bestehenden und neuen Feuerstétten entsteht im Regelfall kein
wesentlicher zeitlicher Mehrbedarf, da die notwendigen Informationen bei der Abnahme oder
der Feuerstéattenschau vom Typenschild abgelesen werden kdnnen.

Lediglich bei neu vor Ort errichteten Feuerstatten (z.B. Grundéfen, Backofen) soll eine
Zeitgeblhr angesetzt werden, wenn diese Feuerstétten nicht Uiber ein Typenschild mit den
notwendigen Informationen verfiigen.

169

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



Da der bevollméchtigte Bezirksschornsteinfeger spatestens innerhalb von vier Jahren jede
Feuerstétte personlich im Rahmen der Intervalle der Feuerstattenschau in Augenschein
genommen hat, ist die Einfiihrung einer besonderen Ubergangsregelung zur Uberpriifung
der bestehenden Anlagen entbehrlich.

Zu Abschnitt 6 — Baulasten

Zu 8§ 82 — Baulasten, Baulastverzeichnis
§ 82 entspricht unverandert 8 82 BremLBO-10.

Zu Teil 6 — Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Ubergangs- und
Schlussvorschriften

Zu 8§ 83 - Ordnungswidrigkeiten

In Absatz 1 werden in den Nummern 7, 11, 13 bis 15 redaktionelle Anpassungen der Verweise
vorgenommen.

In Nummer 16 werden der MBO-16 folgend 8 53 Absatz 1 Satz 4 und 8§ 55 Absatz 1 Satz 3
ausgeklammert. Sie betreffen die Pflicht, bei Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung tragen,
die Leistungserklarung bereitzuhalten.

Nummer 17 wird entsprechend der in 8§ 58 Absatz 6 Satz 4 neu eingefugten
Duldungsverpflichtung sowie hinsichtlich der nach 8§ 58 Absatz 7 erganzten umféanglichen und
rechtzeitigen Pflicht zur Auskunftserteilung als neuer Ordnungswidrigkeitentatbestand
hinzugefiigt, um dem Vollzugsinteresse der erweiterten Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden
auch bei Zuwiderhandlung Nachdruck verleihen zu kénnen.

In Absatz 2 Nummer 3 wird entsprechend der MBO-12 klargestellt, dass es auch einen
Ordnungswidrigkeitentatbestand erflllt, in dem Kriterienkatalog nach § 66 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 wider besseres Wissen unrichtige Angaben zu machen.

Zu 8 84 Rechtsvorschriften

In der Vorschrift werden neben zahlreichen Anpassungen der Verweise folgende wesentliche
Anderungen vorgenommen.

Die entsprechend der MBO-16 erfolgte Anpassung von Absatz 4 Nummer 1 ist als
redaktionelle Folgeanderung im Hinblick auf den neu eingeflhrten Begriff der
Bauartgenehmigung in 8§ 16 a erforderlich.

Die Erméchtigungsgrundlage in Nummer 1 Buchstabe a wird insbesondere im Hinblick auf
den Umgang mit Zustimmungen im Einzelfall erweitert, in dem perspektivisch eine Ubertagung
nicht nur auf der obersten Bauaufsichtsbehérde unmittelbar nachgeordnete Behdrden,
sondern auch auf das Deutsche Institut fir Bautechnik in Berlin ermdglicht wird. Ob und in
welchem Umfang von dieser Mdglichkeit zur Entlastung der obersten Bauaufsichtsbehorde
tatséchlich Gebrauch gemacht werden soll, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden.

Nur durch eine erganzende Rechtsverordnung ist die Ubertragung hoheitlicher Kompetenzen
eines Landes auf Stellen der Verwaltung anderer Lander nach herrschender Meinung
(zumindest in aller Regel) jedoch noch nicht mdglich (vgl. Remmert, in: Maunz/ Dirig, GG,
Stand 77. Lieferung Mai 2016, Art. 80 Rn. 83 am Ende; Jarass/ Pieroth, GG, 14. Aufl. 2016,
Art. 80 Rn. 30).
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Die deutsche Verfassungsordnung geht zunachst grundsatzlich davon aus, dass die
hoheitlichen Landesaufgaben im Gebiet eines Landes auch von den Behdrden dieses Landes
wahrgenommen werden und dass die Behérden eines jeden Landes Hoheitsakte nur fir das
Gebiet ihres Landes setzen. Ausnahmen von diesem Grundsatz sind zwar moglich und in der
Praxis nicht selten. Eine solche Ubertragung von Hoheitsrechten auf andere Lander (oder
gemeinsame Einrichtungen mehrerer Lander, wie in diesem Fall auf das Deutsche Institut fir
Bautechnik in Berlin) bedarf aber eines formlichen Zusténdigkeitsiibertragung in Form eines
Staatsvertrages, dem das Landesparlament durch Gesetz zustimmen muss (Gobel, in:
Fischer-Lescano/ Rinken/ Buse/ Meyer/ Stauch/ Weber, Verfassung der Freien Hansestadt
Bremen, 1.Aufl. 2016, Art. 118 Rn. 32). Sollte von der Mdglichkeit einer Aufgabenlbertragung
perspektivisch Gebrauch gemacht werden, erfolgt dies nach vorheriger Abstimmung mit der
fur das Justizwesen zustandigen Senatsbehorde. § 84 Abs. 4 Nummer 1 Buchstabe b dient
mithin als Ermachtigungsgrundlage fir die Er6ffnung des beschriebenen Verfahrens zur
Ubertragung der Aufgaben auRerhalb des Gebietes der Freien Hansestadt Bremen auf den
genannten Dritten. Auf diese Weise wird den verfassungsrechtlichen Vorgaben hinsichtlich
der ortlichen Zustandigkeiten fir den Erlass hoheitlicher Akte und der hinreichenden
Bestimmtheit der Norm Rechnung getragen.

Absatz 4 a wird entsprechend der MBO-16 neu hinzugefigt und enthalt die
Verordnungsermachtigung fur die oberste Bauaufsichtsbehdrde, die friher in § 17 Absatz 4
und 8§ 21 Absatz 2 enthalten war, und zwar umfassend sowohl fir die Bauarten als auch fur
die Bauprodukte. Sie passt hier systematisch besser, weil in § 84 - so weit als moglich - alle
Verordnungserméachtigungen zusammengefasst sind und weil so auch eine einzige
Verordnungsermachtigung fur die nun in unterschiedlichen Abschnitten geregelten Bauarten
und Bauprodukte geschaffen werden kann. Die Vorschrift erméglicht es, im Rahmen von
bauaufsichtlichen Nachweisen auf Anforderungen anderen Rechtsvorschriften hachzuweisen,
die dies ausdricklich vorsehen.

Die Anderungen in Absatz 5 sind redaktioneller Art und passen die Vorschrift entsprechend
der MBO-12 an das seit 01.12.2011 geltende Gesetz uber die Bereitstellung von Produkten
auf dem Markt (Produktsicherheitsgesetz — ProdSG; BGBI. | S. 2179) sowie an die aktuelle
Fassung des Energiewirtschaftsgesetzes an.

Zu 8 85 — Technische Baubestimmungen

8§ 85 bildet entsprechend § 85a der MBO-16 die neue Ermachtigungsgrundlage fir den Erlass
von Technischen Baubestimmungen. In diesen Technischen Baubestimmungen gehen sowohl
die Technischen Regeln, die bislang in der Liste der Technischen Baubestimmungen enthalten
waren als auch diejenigen, die bislang in den Bauregellisten gefuhrt wurden, auf.

Absatz 1 Satz 1 definiert zunachst den Gegenstand Technischer Baubestimmungen, namlich
die Konkretisierung der Anforderungen nach § 3. Satz 2 entspricht § 3 Absatz 3 Satz 1
BremLBO-10. Satz 3 entspricht § 3 Absatz 3 Satz 3 a.F..

Aus verfassungsrechtlichen Griinden mussen in der Ermachtigungsgrundlage Inhalt, Zweck
und Ausmal’d der Verwaltungsvorschrift hinreichend bestimmt sein. Absatz 2 enthalt deshalb
detaillierte Vorgaben dazu, welche Arten von Regelungen in die Verwaltungsvorschrift
aufgenommen werden kdnnen. Die Bezugnahme auf nicht-staatliche technische Regeln bleibt
weiterhin zulassig und im Sinne der schlanken Gestaltung der Technischen Baubestimmungen
auch erwiinscht; es kénnen aber auch Regelungen auf andere Weise unter Beachtung des
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes vorgenommen werden, und zwar in Bezug auf die in den
Nummern 1 bis 6 genannten Gegenstande.

Im Anwendungsbereich der BauPVO sind Regelungen zum Nachweis der Verwendbarkeit von
Bauprodukten sowie  Ubereinstimmungserklarungen zu  zusétzlichen  nationalen
Anforderungen nicht statthaft. Die Nummern 4 und 5 sind daher auf Bauprodukte, die die CE-
Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 395/2011 tragen, nicht anwendbar.
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Bei der Festlegung von Verfahren fir die Feststellung der Leistung von Bauprodukten ist
gegebenenfalls Artikel 8 Absatz 6 BauPVO zu beachten. Danach passen die Mitgliedstaaten
die Verfahren, die sie in ihren Anforderungen an Bauwerke verwenden, sowie andere nationale
Regeln in Bezug auf die wesentlichen Merkmale von Bauprodukten an die harmonisierten
Normen an.

Im Ubrigen gelten die Regelungen fiir alle Bauprodukte, gleichgiiltig ob harmonisiert oder
nicht.

Zu Nummer 1: Die Regelungen koénnen zunachst der Konkretisierung der
Bauwerksanforderungen dienen, und zwar in Bezug auf die bauliche Anlage insgesamt oder
ihre Teile. Auf Grundlage von Nummer 1 sollen dort, wo dies erforderlich ist, die Anforderungen
an Bauwerke insgesamt oder ihre Teile so genau beschrieben werden, dass der
Rechtsanwender (Bauherr/Unternehmer) anhand dieser Beschreibung in der Lage ist, das
geeignete Bauprodukt auszuwahlen. Dabei handelt es sich bei den Konkretisierungen auf der
Grundlage von Nummer 1 um abstrakt-generelle Regelungen und nicht um solche, die auf ein
konkretes Bauvorhaben bezogen sind.

In Abgrenzung zu 8 84 Absatz 1 Nummer 1, der allgemein die ndhere Bestimmung der
allgemeinen Anforderungen der 88 4 bis 51 durch Rechtsverordnung erlaubt, zielt diese
Vorschrift lediglich darauf ab, die Konkretisierungen der Grundanforderungen zu ermgglichen,
die erforderlich sind, damit ein Verwender erkennen kann, welche Leistung ein bestimmtes
Bauprodukt in einer konkreten Verwendungssituation erbringen muss.

Nummer 2 bildet die Grundlage fir Anforderungen an die Planung, Bemessung und
Konstruktion baulicher Anlagen und ihrer Teile. Die Regelung erfasst nicht die Anforderungen
an die Planung, Bemessung und Konstruktion, die im Zusammenhang mit der Verwendung
konkreter Bauprodukte stehen. Fir diese gibt es die speziellere Erméachtigungsgrundlage in
Buchstabe a).

In Nummer 3 sind die Ermachtigungsgrundlagen fir alle die Regelungen zusammengefasst,
die unmittelbar oder mittelbar in Beziehung zu den Bauprodukten stehen.

Buchstabe a ist die Erméachtigungsgrundlage fir Anforderungen an die Planung, Bemessung
und Konstruktion, die im Zusammenhang mit der Verwendung konkreter Bauprodukte stehen.
Insbesondere konnen auf dieser Grundlage auch alternative konstruktive Maflinahmen
beschrieben werden, bei deren Ausflhrung in der konkreten Verwendungssituation darauf
verzichtet werden kann, dass ein Bauprodukt in Hinblick auf eine bestimmte Leistung den
Anforderungen entspricht.

Aufgrund der Erméchtigungsgrundlage nach Buchstabe b kann festgelegt werden, welche
Merkmale, die sich fir einen konkreten Verwendungszweck auf die Erfullung der
Anforderungen nach § 3 beziehen, ein Bauprodukt aufweisen muss, um fir einen bestimmten
Verwendungszweck geeignet zu sein. Diese Merkmale missen aus den
Bauwerksanforderungen abgeleitet und diese Ableitung muss fir den Rechtsanwender
nachvollziehbar sein. Inshesondere kdénnen sich erforderliche Merkmale aus dem Vorliegen
oder Nichtvorliegen von Einwirkungen auf bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile
ergeben; diese Einwirkungen kénnen sich aus klimatischen, geologischen, geographischen,
physikalischen, chemischen oder biologischen Rahmenbedingungen ergeben. Umgekehrt
kénnen sich bestimmte Merkmale aber auch im Hinblick auf den Einfluss ergeben, den das
Bauwerk oder seine Teile auf seine Umgebung ausiben.

Aufgrund der Erméchtigungsgrundlage nach Buchstabe c kénnen Prifverfahren fur die
Feststellung der Leistung eines Bauprodukts im Hinblick auf Merkmale, die sich fir einen
konkreten Verwendungszweck auf die Erfullung der Anforderungen nach & 3 beziehen,
bestimmt werden. Die Festlegung von Prifverfahren ist ausschlaggebend dafir, dass die
aufgrund von Prufverfahren erklarten Leistungen vergleichbar sind.

Aufgrund der Erméchtigungsgrundlage nach Buchstabe d kann die Verwendung bestimmter
Bauprodukte fur bestimmte Verwendungszwecke erlaubt oder untersagt werden, weil sich aus

172

Vorlaufige, unredigierte Fassung — Parlamentsdokumentation der Bremischen Birgerschaft



der Betrachtung der Merkmale des Bauprodukts, die sich fir einen konkreten
Verwendungszweck auf die Erfullung der Anforderungen nach & 3 beziehen, und der
Anforderungen an die bauliche Anlage oder den Teil der baulichen Anlage ergibt, dass das
Bauprodukt fir diesen Zweck grundsétzlich geeignet oder ungeeignet ist.

Buchstabe e dberfihrt die Regelung des ehemaligen § 17 Absatz 7 in das neue
Regelungsmodell. Aufgrund dieser Vorschrift kann in den Féllen, in denen in Normen,
insbesondere harmonisierten Normen, Stufen und Klassen festgelegt werden, bestimmt
werden, welche Stufe oder Klasse fir einen bestimmten Verwendungszweck vorliegen muss.

Gemall Buchstabe f kann fur ein konkretes Bauprodukt in Bezug auf einen konkreten
Verwendungszweck vorgesehen werden, zu welchen Merkmalen, die sich fur einen konkreten
Verwendungszweck auf die Erfillung der Anforderungen nach 8 3 beziehen, der Hersteller
Angaben zur Leistung machen muss. Auf3erdem kdnnen Aussagen dazu getroffen werden,
wie die Leistung beschaffen sein muss, damit ein Produkt fur einen konkreten
Verwendungszweck eingesetzt werden darf.

Aufgrund der Erméchtigungsgrundlage nach Nummer 4 wird in der Verwaltungsvorschrift in
Ausfiihrung von 8 16 a Absatz 3 Satz 2 bzw. § 19 Absatz 1 Satz 2 mit Angabe der
maf3gebenden technischen Regeln bekannt gemacht, welche Bauarten und welche
Bauprodukte nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnisses bedtrfen.

Nach Nummer 5 konnen die Voraussetzungen fiir die Abgabe der Ubereinstimmungserklarung
geregelt werden, ob also die Einschaltung einer Prifstelle erforderlich ist (§ 22 Absatz 2) oder
eine Zertifizierung erfolgen muss (8§ 22 Absatz 3).

Aufgrund Erméchtigungsgrundlage nach Nummer 6 kdnnen Vorgaben zum Inhalt und zur
Form der technischen Dokumentation gemacht werden, die zu einem Bauprodukt zu erstellen
ist. Insbesondere kann vorgesehen werden, dass Angaben in Bezug auf die verwendete
Prifmethode, die beteiligten Prifinstitute, die Prufhaufigkeit und die werkseigene
Produktionskontrolle gemacht werden koénnen oder miuissen. Denkbar ist auch, dass
verpflichtende oder empfohlene Muster fir die technische Dokumentation und insbesondere
fur die Erklarung von Produktleistungen geschaffen werden.

Absatz 3 stellt klar, dass die Technischen Baubestimmungen nach den Grundanforderungen
gemal Anhang | der BauPVO gegliedert sein sollen. Schon hierdurch soll verdeutlicht werden,
welche Technischen Baubestimmungen zur Konkretisierung welcher gesetzlichen
Anforderung an das Bauwerk bestimmt sind. Die Vorschrift ist allerdings nicht zwingend
gestaltet. Ausnahmsweise kann es, insbesondere aus Grinden der Regelungsdkonomie,
geboten sein, einen anderen Aufbau zu wahlen; dies soll nicht unmdglich sein.

Absatz 4 enthalt die Erméachtigungsgrundlage fur die Erstellung der in § 17 Absatz 3
vorgesehenen Liste der Produkte, die keines Verwendbarkeitsnachweises bedirfen. Das sind
Produkte, die bislang als sonstige Bauprodukte betrachtet oder in Liste C gefihrt wurden.

Absatz 5 Satz 1 weist dem Deutschen Institut flir Bautechnik die Aufgabe zu, Technische
Baubestimmungen bekannt zu machen. Dabei ist ausdriicklich vorgesehen, dass Technische
Baubestimmungen als Verwaltungsvorschrift zu erlassen sind. Damit wird die Rechtsnatur der
Technischen Baubestimmungen klargestellt, wobei es sich bei der Verwaltungsvorschrift um
eine normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift handelt. Solchen Verwaltungsvorschriften im
Bereich des Umwelt- und Technikrechts billigt das Bundesverwaltungsgericht
Bindungswirkung im gerichtlichen Verfahren zu, soweit sie die ,héherrangigen Gebote* und
.M Gesetz getroffenen Wertungen“ bertcksichtigen, in einem sorgféltigen Verfahren unter
Einbeziehung des technischen und wissenschaftlichen Sachverstands zustande gekommen
und nicht durch die Erkenntnisfortschritte von Wissenschaft und Technik Gberholt sind
(BVerwGE 107, 338, 341).

Um den Anforderungen des Bundesverwaltungsgerichts an eine normkonkretisierende
Verwaltungsvorschrift gerecht zu werden, miissen strenge verfahrensmaRige Vorgaben erflillt
werden, zum einen beziglich der Beteiligung interessierter und sachkundiger Kreise und zum
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anderen bezuglich der Form der Bekanntmachung. Zur Beteiligung ist vorgesehen, dass das
Deutsche Institut fir Bautechnik vor Erlass der Verwaltungsvorschrift die beteiligten Kreise zu
horen sowie das Einvernehmen der obersten Bauaufsichtsbehdrde herbeizufiihren hat. Was
die Bekanntmachung anbelangt, so miissen sich fir die vom Deutschen Institut fiir Bautechnik
bekanntgemachte Verwaltungsvorschrift hinreichende Verfahrensvorgaben aus dem Recht
des Landes Berlin als Rechtstrager ergeben.

Gemall Satz 2 gilt diese bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift ,automatisch* auch als
Verwaltungsvorschrift des Landes Bremen, soweit die oberste Bauaufsichtsbehdrde keine
abweichende Verwaltungsvorschrift erlasst. Ziel ist es, eine Vereinheitlichung der Technischen
Baubestimmungen der Lander zu erreichen. AuRerdem ermdglicht dies den Landern eine
schlanke Umsetzung und erdffnet gleichwohl die Mdoglichkeit, von der Muster-Vorschrift
abzuweichen, wobei der Umfang der Abweichung ins Ermessen der Lander gestellt ist. Da
vorgesehen ist, dass vor Bekanntmachung des Musters eine Anhérung der beteiligten Kreise
durchzufiihren ist, ist sichergestellt, dass diese sich in einem frilhen Verfahrensstadium im
Rahmen einer Anhdrung fir das gesamte Bundesgebiet einbringen kdnnen. Soweit die oberste
Bauaufsichtsbehdrde von der Mustervorschrift nicht abweicht, muss im Land Bremen kein
weiteres Anhorungs- und Notifizierungsverfahren durchgefiihrt werden.

Zu 8§ 86 — Ortliche Bauvorschriften

Absatz 1 regelt entsprechend § 85 Absatz 1 BremLBO-10 die kommunalen
Erméchtigungsgrundlagen zum Erlass 6rtlicher Bauvorschriften.

Nummer 3 wird korrespondierend zu den Anderungen in § 8 Absatz 4 um die Festsetzung der
Hohe und Verwendung von Ablésungsbetragen fur private Kinderspielflachen erweitert. Die
grundsatzliche Verwendung von Ablésungsbetrdgen zur Errichtung, Gestaltung und
Unterhaltung von Kinderspielméglichkeiten wird zwar bereits in § 8 Absatz 4 Satz 2 festgelegt,
jedoch soll es zukinftig den Gemeinden Uberlassen werden, wie die konkrete Verwendung
dieser Mittel erfolgt (z.B. zentral gesteuert oder quartiersbezogen). Dies geschieht vor dem
Hintergrund einer perspektivisch anstehenden umfassenden Novellierung der kommunalen
Kinderspielflachenortsgesetze, welche fur die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
jeweils noch aus dem Jahr 1973 stammen.

Nummer 4 knipft an die mit der BremLBO-10 kommunalisierte Stellplatzpflicht an. Far
zuklnftige Novellierungen der Stellplatzortsgesetze Bremen und Bremerhaven, die jeweils
zum 1. Januar 2013 in Kraft getreten sind, wird die bereits bestehende
Ermachtigungsgrundlage in Anpassung an aktuelle Mobilitdtsentwicklungen erweitert, in dem
auch Zubehdrnutzungen zu notwendigen Stellplatzen und Fahrradabstellplatzen vom
Regelungsbereich der kommunalen Satzungen erfasst werden. Hierzu zéhlen z.B.
Ladestationen fur Elektroautos und Pedelecs sowie Abstellméglichkeiten fur Lastenfahrrader
und Fahrradanhanger. Bei der Ermittlung der Anzahl der erforderlichen Stellplatze kann jetzt
bei typisierender Betrachtungsweise neben der OPNV-ErschlieBung auch die stadtebauliche
Situation fur eine abstrakt-generelle Regelung in die Bewertung einbezogen werden. Der
Begriff ,fahrradahnliche Leichtkraftrader stellt klar, dass neben den Kraftfahrzeugen und
klassischen Fahrradern auch Fahrrader mit Antriebsunterstiitzung (z.B. Pedelecs) vom
Anwendungsbereich des Gesetzes erfasst sind.

Nummer 8 wird als neue Erméchtigungsgrundlage ergéanzt. Sie erdffnet den Gemeinden die
Mdoglichkeit, die ansonsten nach § 2 Absatz 7 zulassige Moglichkeit der Errichtung von zwei
Staffelgeschossen zu beschranken. Da Staffelgeschosse gemdaf3 der landesrechtlichen
Regelung nicht als Vollgeschoss im Sinne des § 2 Absatz 6 gelten, werden sie bei der
Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nicht berlicksichtigt. Die neue Regelung gestattet es
den Gemeinden festzulegen, dass die Staffelgeschosse doch als Vollgeschosse anzusehen
sind. Macht die Gemeinde von dieser Ermachtigung Gebrauch, zahlen beide Staffelgeschosse
als Vollgeschosse und sind somit unzulassig, wenn sie zur Uberschreitung der
planungsrechtlich festgesetzten maximalen Zahl der Vollgeschosse fihren. Im
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Bebauungsplan ware also zu bestimmen, dass abweichend von § 2 Absatz 6 Satz 2 und
Absatz 7 BremLBO beide oberste Geschosse als Vollgeschosse gelten. Die Gemeinde kann
aber auch bestimmen, dass nur ein Staffelgeschoss als Vollgeschoss zahlt, so dass
gewissermalien das andere von der BremLBO zugelassene Staffelgeschoss zuléssig bleibt,
weil es weiterhin nicht als Vollgeschoss gilt.

Die neue landesrechtliche Ermachtigung zur Modifikation des Vollgeschossbegriffs in 6rtlichen
Bauvorschriften knipft an die bundesrechtliche Erméchtigung in 8 20 Absatz 1 der
Baunutzungsverordnung (BauNVO-2013) an, den Vollgeschossbegriff durch Landesrecht zu
bestimmen, was durch § 2 Absatz 6 geschieht. Sie ermdglicht damit eine quartiersbezogene
Feinsteuerung, etwa im Bebauungsplan, um die nach § 2 Absatz 7 Satz 1 grundsatzlich
mogliche Errichtung von zwei Staffelgeschossen zu beschranken und dadurch die mogliche
Dominanz von Flachdachformen an den Gebauden zu reduzieren, wenn dies aus
stadtebaulichen Griinden gerechtfertigt ist.

Diese Befugnis soll den Gemeinden vor dem Hintergrund, dass mit der BremLBO-95 erstmals
eine abweichende Sonderregelung fur die Nutzung der beiden obersten Geschosse zu
Aufenthaltszwecken ermdglicht wurde, eingeraumt werden. Nach den gegenwartigen
bauordnungsrechtlichen Bestimmungen des § 2 Absatze 6 und 7 kann die planungsrechtlich
festgesetzte Zahl der Vollgeschosse um zwei Staffelgeschosse Uberschritten werden. Diese
Grundregel wird unveréndert beibehalten. Allerdings konnen die Gemeinden
guartiershezogene Sonderregelungen treffen.

Hiermit wird ihnen eine angemessene Reaktionsmdoglichkeit auf die seit Inkrafttreten der
BremLBO-95 eingetretenen baulichen Entwicklungen gegeben: Die vor 1995 beschlossenen
Bebauungsplane gingen hinsichtlich der realisierbaren Geschossigkeit nur von einem
Dachgeschoss mit geneigtem Dach bzw. einem Flachdach zusatzlich zur festgesetzten Zahl
der Vollgeschosse aus. Die Festsetzung der Geschossigkeit fand im Regelfall unter
Bertcksichtigung einer fir das jeweilige Wohnquartier insbesondere hinsichtlich der
Hohenentwicklung vertraglichen stadtebaulichen Ausnutzung statt. Da erst in neueren
Bebauungspléanen eine Differenzierung zwischen First- und Traufh6hen stattfindet, bedeutet
dies, dass sich in vielen alteren Bebauungsplanen insbesondere bei Neubauvorhaben durch
die Errichtung von zwei Staffelgeschossen urspringlich nicht beabsichtigte
Grundstiicksausnutzungen hinsichtlich der Kubatur realisieren lassen. Gerade in der jiingeren
Vergangenheit werden immer mehr Gebaude mit der Form sog. ,Schichttorten“ errichtet, deren
Hohen die der umliegenden Gebaude erheblich Ubersteigt. Im Ergebnis entsteht somit eine
zunehmend fragwirdige Architektur, die auch mit den urspriinglichen Zielen der Stadtplanung
als kaum mehr vereinbar wahrgenommen wird.

Bauordnungsrechtlich kann die Herstellung von Staffelgeschossen dazu fihren, dass gerade
bei groReren und langeren Gebauden der erforderliche zweite Rettungsweg durch
Rettungsgeréte der Feuerwehr nicht mehr mdéglich ist, sondern eine bauliche Herstellung im
Gebaude erforderlich wird. Da dies von den Entwurfsverfassern vielfach nicht bericksichtigt
wird, ist eine nachtragliche Heilung oftmals nur noch tiber Notlésungen wie z.B. aul3enliegende
Stahltreppen moglich, die gestalterischen und stadtebaulichen Zielstellungen entgegenstehen.
Die RechtmaRigkeit solcher Gebaude ist der Offentlichkeit nur schwer zu vermitteln.

Bisher fehlen den Gemeinden effektive Steuerungsmaglichkeiten im Rahmen stadtebaulicher
Satzungen. Eine alternativ mogliche Beschrankung der Gebaudehéhe im Bebauungsplan zur
Verhinderung von Staffelgeschossen kann nach bisheriger Rechtslage dazu fiihren, dass
Festsetzungen getroffen werden, die die mégliche Bebauung damit insgesamt erheblich
restriktiver gestatten, als es nach den stadtebaulichen Zielen und den aktuellen
wohnungsbaupolitischen Absichten eigentlich angestrebt ist.

Macht die Gemeinde von der Erméachtigung keinen Gebrauch, so verbleibt es bei der
grundsétzlichen Regelung entsprechend 8 2 Absatz 6 und 7 BremLBO, wonach bis zu zwei
Staffelgeschosse als oberste Geschosse zuldssig sind. Da das Bundesrecht die
Vollgeschossdefinition weiterhin dem Landesrecht tiberlasst, hat die Freie Hansestadt Bremen
(Land) fur diese Regelung auch die erforderliche Gesetzgebungskompetenz.
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Die Anderung in Absatz 3 erstreckt die Verweisung entsprechend der MBO-12 auch auf §§ 13
und 13 a BauGB, in denen die Voraussetzungen fur die Anwendbarkeit des vereinfachten und
des beschleunigten Verfahrens bei Bebauungsplanen der Innenentwicklung geregelt sind. Die
Verweisung auf § 215 a BauGB entféllt, da es diese Norm im BauGB nicht mehr gibt.

Die Abséatze 2 und 4 bleiben gegeniiber der BremLBO-10 unverandert.

Zu 8§ 87 — Ubergangsvorschriften

Absatz 1 behdlt entsprechend der bisherigen Regelungssystematik des § 86 Absatz 1
BremLBO-10 folgend die Meistbegunstigungsklausel fur bereits eingeleitete bauaufsichtliche
Verfahren bei.

Die Ubergangsvor§chriften der Abséatze 2 bis 4 sind entsprechend der MBO-16 zur
Anpassung an die Anderungen im Bauproduktenrecht erforderlich.

Absatz 2 macht deutlich, dass mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes die Rechtsgrundlage, fir
Bauprodukte mit CE-Kennzeichnung allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen zu erteilen und
das U-Zeichen aufzubringen, entfillt. Die Bauaufsichtsbehorde kann ab dem Zeitpunkt des

In-Kraft-Tretens far Bauprodukte mit CE-Kennzeichnung keinen
Verwendbarkeitsnachweis/keine Ubereinstimmungsbestatigung mehr verlangen.

Absatz 3 sieht vor, dass nach altem Recht fiir Bauarten erteilte Verwendbarkeitsnachweise
nach neuem Recht als Bauartengenehmigung fortgelten.

Absatz 4 nimmt Bezug darauf, dass die Rechtsgrundlagen fur die Anerkennung von Pruf-,
Uberwachungs- und Zertifizierungsstellen (8 17 Absatz 5, Absatz 6 sowie §24) aus
systematischen Griinden geéndert worden sind.

Die Priifstelle nach § 17 Absatz 5 sowie die Uberwachungsstelle nach § 17 Absatz 6 sind
nunmehr in 8 1 6a Absatz 6 und Absatz 7 fir Bauarten sowie in § 24 fir Bauprodukte geregelt.
Die Anerkennung von abP-Stellen bestimmen nunmehr § 16 a Absatz 3 fir Bauarten sowie
fur Bauprodukte 8 24 Nummer 2. In § 24 werden zudem die weiteren Stellen im Verfahren der
Ubereinstimmungsbestétigung geregelt. Lediglich aus Vereinfachungsgriinden sind in § 24
auch weiterhin die im Zusammenhang mit Bauarten stehenden Stellen eingeschlossen.

Materiell-rechtliche Anderungen sind mit der Gesetzesanderung nicht beabsichtigt. In § 25
Absatz 2 ist allerdings eine europarechtlich bedingte Einschrankung eingefligt worden. Diese
Einschrankung ergibt sich jedoch auch bereits aus unmittelbar geltendem
Harmonisierungsrecht. Die Ubergangsregelung in Absatz 4 dient somit der Klarstellung. Der
Zusatz ,in dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetz geregelten Umfang“ dient ebenfalls der
Klarstellung. Denn sollte es im Zuge der Umstellung der Bauregelliste A (auf die in den
Anerkennungsbescheiden zur Produktbestimmung Bezug genommen wird) auf die neue
Verwaltungsvorschrift nach § 85 u.U. auch zu Anpassungen bei den Produkten kommen,
sollen die damit einhergehenden Rechtsunsicherheiten von Beginn an ausgeschlossen
werden. Es soll zudem vermieden werden, dass insbesondere abPs auf der Grundlage von
Anerkennungsbescheiden weiter erteilt werden, die nicht mehr im Einklang mit den aktuellen
Technische Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 Nummer 4 und Nummer 5 stehen und ggf.
Uber diese hinausreichen.

Sobald die Verwaltungsvorschrift nach § 85 erstmals bekannt gemacht ist, sollen die
Anerkennungsbescheide von Amts wegen nach Anhorung der betroffenen Stellen auch an die
neue Rechtslage angepasst werden. Nach altem Recht gestellte Antrédge sollen auch nach
neuem Recht als Antrag fortgelten.

Absatz 5 regelt die Fortgeltung von § 8 Absatz Satz 2 der BremLBO-10, um sicherzustellen,
dass bis zum Inkrafttreten der auf Grundlage von § 86 Absatz 1 Nummer 3 fir die
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven angepassten Ortsgesetze Uber private
Kinderspielflachen, die Héhe des Ablésungsbetrages 80 von Hundert der durchschnittlichen
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Kosten fir die Herstellung und Unterhaltung der Kinderspielflachen nicht Ubersteigen darf. Die
Festlegung der maximalen Ho6he des Ablosungsbetrages soll dann zukinftig dem
Ortsgesetzgeber Uberlassen werden.

Zu 8 88 - Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

Absatz 1 Satz 1 stellt klar, dass die Neufassung der Bremischen Landesbauordnung einen
Tag nach ihrer Verkiindung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen am 1. Oktober 2018
in Kraft tritt.

Gleichzeitig tritt die Bremische Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBI. S.401),
die zuletzt durch das ,Entfristungsgesetz‘ vom 27. Mai 2014 (Brem.GBI. S. 263) gedndert
worden ist, aulRer Kraft. Dies stellt Satz 2 klar.

Absatz 2 wurde nachtraglich im Rahmen der politischen Schlussabstimmung eingefigt und
befristet das Gesetz bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023. Ziel ist, bis dahin eine
perspektivisch erforderliche erneute Uberarbeitung abzuschlieBen, die im Sinne einer
regelmafigen Evaluation sowohl die Rechtsentwicklung in den anderen Bundeslandern als
auch die Fortschreibung der Musterbauordnung durch die Bauministerkonferenz (ARGEBAU)
bericksichtigt. Die Evaluation der dieser LBO-Novelle zugrunde liegenden MBO-12 / MBO-16
hat in den Gremien der ARGEBAU bereits begonnen. Mit einem Abschluss durch formalen
Beschluss der Bauministerkonferenz wird im Laufe des Jahres 2020 gerechnet, so dass im
Anschluss auf L&anderebene eine entsprechende Uberarbeitung der jeweiligen
Landesbauordnungen stattfinden kann. Das hierfir nétige Gesetzgebungsverfahren soll
mdoglichst bis Ende 2023 abgeschlossen sein, anderenfalls ware die Gliltigkeit des jetzt
vorgelegten Gesetzentwurfes zu verlangern.
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	4. Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung (§ 23 Absatz 2),
	5. Überwachungsstelle für die Überwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25 Absatz 2 oder
	6. Prüfstelle für die Überprüfung nach § 16a Absatz 6 und 25 Absatz 1
	Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen
	Abschnitt 4 Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wände, Decken, Dächer
	Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten  von Baustoffen und Bauteilen

	1. nichtbrennbare,
	2. schwerentflammbare,
	3. normalentflammbare.
	1. feuerbeständige,
	2. hochfeuerhemmende,
	3. feuerhemmende;
	1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die bei raumabschließenden Bauteilen zusätzlich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,
	3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen ...
	4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.
	1. Bauteile, die feuerbeständig sein müssen, mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nummer 2,
	2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müssen, mindestens den Anforderungen des Satzes 2 Nummer 3
	Tragende Wände, Stützen

	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
	1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn darüber noch Aufenthaltsräume möglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberührt,
	2. nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge, die als notwendige Flure dienen.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
	Außenwände

	1. Türen und Fenster,
	2. Fugendichtungen und
	3. brennbare Dämmstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der Außenwandkonstruktionen.
	Trennwände

	1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders genutzten Räumen, ausgenommen notwendigen Fluren,
	2. zum Abschluss von Räumen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr,
	3. zwischen Aufenthaltsräumen und anders genutzten Räumen im Kellergeschoss.
	Brandwände

	1. als Gebäudeabschlusswand, ausgenommen von Gebäuden ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Bruttorauminhalt, wenn diese Abschlusswände an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 m gegenüber der Grundstücksgrenze er...
	2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr als 40 m,
	3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebäude in Brandabschnitte von nicht mehr als 10 000 m³ Bruttorauminhalt,
	4. als Gebäudeabschlusswand zwischen Wohngebäuden und angebauten landwirtschaftlich genutzten Gebäuden sowie als innere Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines Gebäudes.
	1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 Wände, die auch unter zusätzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend sind,
	2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wände,
	3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 Gebäudeabschlusswände, die jeweils von innen nach außen die Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden und aussteifenden Teile des Gebäudes, mindestens jedoch feuerhemmende Bauteile, und von außen nach innen die ...
	1. die Wände im Übrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,
	2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wänden stehen, feuerbeständig sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und keine Öffnungen haben,
	3. die Bauteile, die diese Wände und Decken unterstützen, feuerbeständig sind und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,
	4. die Außenwände in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder unterhalb des Versatzes feuerbeständig sind und
	5. Öffnungen in den Außenwänden im Bereich des Versatzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in andere Brandabschnitte nicht zu befürchten ist.
	Decken

	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
	1. für Geschosse im Dachraum nur, wenn darüber Aufenthaltsräume möglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt unberührt,
	2. nicht für Balkone, ausgenommen offene Gänge, die als notwendige Flure dienen.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 feuerbeständig,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
	1. unter und über Räumen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr, ausgenommen in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Gebäudes.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m² in nicht mehr als zwei Geschossen,
	3. im Übrigen, wenn sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe beschränkt sind und Abschlüsse mit der Feuerwiderstandsfähigkeit der Decke haben.
	Dächer

	1. einen Abstand von der Grundstücksgrenze von mindestens 12 m,
	2. von Gebäuden auf demselben Grundstück mit harter Bedachung einen Abstand von mindestens 15 m,
	3. von Gebäuden auf demselben Grundstück mit Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, einen Abstand von mindestens 24 m,
	4. von Gebäuden auf demselben Grundstück ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Bruttorauminhalt einen Abstand von mindestens 5 m
	1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 m,
	2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 m,
	3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 m.
	1. Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Bruttorauminhalt,
	2. lichtdurchlässige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare Fugendichtungen und brennbare Dämmstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind zulässig,
	3. Dachflächenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngebäuden,
	4. Eingangsüberdachungen und Vordächer aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	5. Eingangsüberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingänge nur zu Wohnungen führen.
	1. lichtdurchlässige Teilflächen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach Absatz 1 und
	2. begrünte Bedachungen
	1. Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öffnungen in der Bedachung, wenn diese Wände nicht mindestens 30 cm über die Bedachung geführt sind,
	2. Solaranlagen, Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wände gegen Brandübertragung geschützt sind.
	Abschnitt 5 Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen

	Erster und zweiter Rettungsweg
	Treppen

	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feuerhemmend
	Notwendige Treppenräume, Ausgänge

	1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. für die Verbindung von höchstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nutzungseinheit von insgesamt nicht mehr als 200 m², wenn in jedem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,
	3. als Außentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall nicht gefährdet werden kann.
	1. mindestens so breit sein wie die dazugehörigen Treppenläufe,
	2. Wände haben, die die Anforderungen an die Wände des Treppenraumes erfüllen,
	3. rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse zu notwendigen Fluren haben und
	4. ohne Öffnungen zu anderen Räumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren, sein.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 die Bauart von Brandwänden haben,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 auch unter zusätzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeuerhemmend und
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhemmend
	1. Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,
	2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben,
	3. Bodenbeläge, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen bestehen.
	1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachräumen, Werkstätten, Läden, Lager und ähnlichen Räumen sowie zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mit einer Fläche von mehr als 200 m², ausgenommen Wohnungen, mindestens feuerhemmende, rauchdicht...
	2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse,
	3. zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbstschließende Abschlüsse
	1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie führende Fenster mit einem freien Querschnitt von mindestens 0,50 m² haben, die geöffnet werden können, oder
	2. an der obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung haben.
	Notwendige Flure, offene Gänge

	1. in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. in sonstigen Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2, ausgenommen in Kellergeschossen,
	3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m² und innerhalb von Wohnungen,
	4. innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Büro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als 400 m²; das gilt auch für Teile größerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht größer als 400 m² sind, Trennwände nach § 29 Absatz 2 Nummer 1 h...
	1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,
	2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben.
	Fenster, Türen, sonstige Öffnungen
	Umwehrungen

	1. Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an mehr als 1 m tiefer liegende Flächen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck der Flächen widerspricht,
	2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind, wenn sie weniger als 0,50 m aus diesen Flächen herausragen,
	3. Dächer oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,
	4. Öffnungen in begehbaren Decken sowie in Dächern oder Dachteilen nach Nummer 3, wenn sie nicht sicher abgedeckt sind,
	5. nicht begehbare Glasflächen in Decken sowie in Dächern oder Dachteilen nach Nummer 3,
	6. die freien Seiten von Treppenläufen, Treppenabsätzen und Treppenöffnungen (Treppenaugen),
	7. Kellerlichtschächte und Betriebsschächte, die an Verkehrsflächen liegen, wenn sie nicht verkehrssicher abgedeckt sind.
	1. Umwehrungen zur Sicherung von Öffnungen in begehbaren Decken und Dächern sowie Umwehrungen von Flächen mit einer Absturzhöhe von 1 m bis zu 12 m 0,90 m,
	2. in Arbeitsstätten müssen Umwehrungen nach Nummer 1 mindestens 1,00 m hoch sein. Die Höhe der Umwehrungen darf bei Brüstungen bis auf 0,80 m verringert werden, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 m beträgt und durch die Tiefe der Brüstung e...
	3. Umwehrungen von Flächen mit mehr als 12 m Absturzhöhe 1,10 m.
	Abschnitt 6 Technische Gebäudeausrüstung
	Aufzüge

	1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhäusern,
	2. innerhalb von Räumen, die Geschosse überbrücken,
	3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen dürfen,
	4. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2; sie müssen sicher umkleidet sein.
	1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
	2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
	3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhemmend
	Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle

	1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. innerhalb von Wohnungen,
	3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m2 in nicht mehr als zwei Geschossen.
	Lüftungsanlagen

	1. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2,
	2. innerhalb von Wohnungen,
	3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als zwei Geschossen.
	Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung
	Sanitäre Anlagen, Wasserzähler
	Kleinkläranlagen, Gruben
	Aufbewahrung fester Abfallstoffe

	1. Trennwände und Decken als raumabschließende Bauteile mit der Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden Wände und
	2. Öffnungen vom Gebäudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht- und selbstschließenden Abschlüssen haben,
	3. unmittelbar vom Freien entleert werden können und
	4. eine ständig wirksame Lüftung haben.
	Blitzschutzanlagen
	Abschnitt 7 Nutzungsbedingte Anforderungen
	Aufenthaltsräume
	Wohnungen
	Stellplätze und Fahrradabstellplätze

	1. die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,
	2. sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr, einschließlich investiver Maßnahmen des öffentlichen Personennahverkehrs.
	Barrierefreies Bauen

	1. Einrichtungen des Kultur- und Bildungswesens,
	2. Versammlungsstätten, Anlagen für kirchliche und soziale Zwecke,
	3. Sport- und Freizeitstätten, Spielplätze,
	4. Krankenhäuser, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Apotheken, Praxisräume,
	5. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude mit weniger als 500 m² Nutzfläche,
	6. Verkaufsstätten und Ladenpassagen, Messe- und Ausstellungsbauten,
	7. Gast- und Beherbergungsstätten, Kantinen,
	8. Einrichtungen und Anlagen von Post-, Mobilitäts- und Versorgungsdienstleistern sowie Kreditinstituten,
	9. Vergnügungsstätten,
	10. Allgemein zugängliche Stellplätze und Garagen mit mehr als 1 000 m² Nutzfläche, Fahrradabstellanlagen und sanitäre Anlagen.
	1. Tageseinrichtungen zur Betreuung und Pflege,
	2. stationäre Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und Pflege,
	3. Schulen, Ausbildungs- und Werkstätten für Menschen mit Behinderungen,
	1. schwieriger Geländeverhältnisse,
	2. ungünstiger vorhandener Bebauung,
	3. Bezug auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder mobilitätseingeschränkten Personen,
	4. atypischer Nutzung,
	5. Änderungen oder Nutzungsänderungen im vorhandenen Bestand oder
	6. bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs
	Sonderbauten

	1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstück,
	2. die Abstände von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem Grundstück und von öffentlichen Verkehrsflächen sowie auf die Größe der freizuhaltenden Flächen der Grundstücke,
	3. die Öffnungen nach öffentlichen Verkehrsflächen und nach angrenzenden Grundstücken,
	4. die Anlage von Zu- und Abfahrten,
	5. die Anlage von Grünstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen sowie die Begrünung oder Beseitigung von Halden und Gruben,
	6. die Bauart und Anordnung aller für die Stand- und Verkehrssicherheit, den Brand-, Wärme-, Schall- oder Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und die Verwendung von Baustoffen,
	7. Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkehrungen,
	8. die Löschwasserrückhaltung,
	9. die Anordnung und Herstellung von Aufzügen, Treppen, Treppenräumen, Fluren, Ausgängen und sonstigen Rettungswegen,
	10. die Beleuchtung und Energieversorgung,
	11. die Lüftung und Rauchableitung,
	12. die Feuerungsanlagen und Heizräume,
	13. die Wasserversorgung und Wasserversorgungsanlagen, einschließlich besonderer Einrichtungen oder Verfahren zur Verminderung des Wasserverbrauchs,
	14. die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwässern und von festen Abfall- und Wertstoffen sowie das Sammeln, Versickern und Verwenden von Niederschlagswasser,
	15. die Stellplätze und Garagen,
	16. die barrierefreie Nutzbarkeit,
	17. die zulässige Zahl der Benutzerinnen und Benutzer, Anordnung und Zahl der zulässigen Sitz- und Stehplätze bei Versammlungsstätten, Tribünen und Fliegenden Bauten,
	18. die Zahl der Toiletten für Besucherinnen und Besucher,
	19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brandschutzkonzepts,
	20. weitere zu erbringende Bescheinigungen,
	21. die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und Fachbauleiterinnen und der Fachbauleiter,
	22. den Betrieb und die Nutzung, einschließlich der Bestellung und der Qualifikation einer oder eines Brandschutzbeauftragten,
	23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprüfungen und die Bescheinigungen, die hierüber zu erbringen sind.
	Teil 4 Die am Bau Beteiligten
	Grundpflichten
	Bauherrin oder Bauherr
	Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser
	Unternehmerin oder Unternehmer
	Bauleiterin oder Bauleiter
	Teil 5 Bauaufsichtsbehörden, Verfahren
	Abschnitt 1 Bauaufsichtsbehörden
	Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden

	1. als oberste Bauaufsichtsbehörde das für das Bauordnungswesen, das Bauordnungsrecht und die Bautechnik zuständige Senatsmitglied,
	2. als untere Bauaufsichtsbehörden die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven.
	Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden
	Abschnitt 2 Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit
	Grundsatz
	Vorrang anderer Gestattungsverfahren

	1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedürftige Anlagen in oder an oberirdischen Gewässern und Anlagen, die dem Ausbau, der Unterhaltung oder der Nutzung eines Gewässers dienen oder als solche gelten, ausgenommen Gebäude, die Sonderbauten sind,
	2. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedürftige Anlagen für die öffentliche Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und für die öffentliche Verwertung oder Entsorgung von Abwässern, ausgenommen Gebäude, die Sonderbauten sind,
	3. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz einer Genehmigung bedürfen,
	4. Anlagen, die nach dem Produktsicherheitsrecht oder der Betriebssicherheitsverordnung einer Genehmigung oder Erlaubnis bedürfen,
	5. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung nach dem Atomgesetz bedürfen.
	Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,  Vorhaben des Bundes

	1. folgende Gebäude:
	a) eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebäude mit einer Bruttogrundfläche bis zu 10 m², außer im Außenbereich,
	b) Garagen, einschließlich überdachter Stellplätze, die keine notwendigen Stellplätze enthalten, mit einer mittleren Wandhöhe nach § 6 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 bis zu 3 m und einer Bruttogrundfläche bis zu insgesamt 50 m² je Baugrundstück, außer im Au...
	c) Gebäude ohne Feuerungsanlagen mit einer traufseitigen Wandhöhe bis zu 5 m, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches dienen, höchstens 100 m² Bruttogrundfläche hab...
	d) Gewächshäuser mit einer Firsthöhe bis zu 5 m, die einem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und des § 201 des Baugesetzbuches dienen und höchstens 100 m² Bruttogrundfläche haben,
	e) Fahrgastunterstände, die dem öffentlichen Personenverkehr oder der Schülerbeförderung dienen,
	f) Schutzhütten für Wandernde, die allen zugänglich sind und keine Aufenthaltsräume haben,
	g) der Ausbau von Räumen zu Wohnzwecken in fertiggestellten Wohngebäuden, wenn auch nach erfolgtem Ausbau die Gebäudeklasse 2 nicht überschritten wird,
	h) vor die Außenwand eines Gebäudes vortretende eingeschossige Gebäudeteile ohne Feuerstätten, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1:

	aa) Eingangsvorbauten (Windfänge, Eingangsüberdachungen) bis zu 1,50 m Tiefe und 2,00 m Breite, die, soweit sie auf Vorgartengrund hergestellt werden, nicht tiefer als 1/3 der Vorgartentiefe und nicht breiter als 1/3 der Gebäudebreite sind,
	bb) Terrassen einschließlich möglicher Überdachungen sowie überwiegend verglaste, nur zum vorübergehenden Aufenthalt bestimmte Vorbauten (Veranden, Wintergärten) bis zu einer Grundfläche von 30 m² und einer Tiefe bis 3,50 m,
	i) Balkonverglasungen sowie Balkonüberdachungen bis zu einer Tiefe von 3 m, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	j) Wochenendhäuser bis 40 m² Grundfläche und 4 m Firsthöhe in festgesetzten Wochenendhausgebieten,
	k) Gartenlauben und bis zu 6 m² große Nebengebäude in Dauerkleingärten oder Kleingärten im Sinne des Bundeskleingartengesetzes, soweit sie insgesamt

	aa) unter Anrechnung des überdachten Freisitzes das zulässige Maß von 24 m² Grundfläche nicht überschreiten,
	bb) gegenüber den Grenzen benachbarter Parzellen eine Abstandsfläche mit einer Tiefe von mindestens 2,50 m einhalten,
	cc) eine maximale Firsthöhe von 3,50 m und eine Traufhöhe von 2,50 m nicht überschreiten und
	dd) ohne Unterkellerung errichtet werden;
	2. Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung ausgenommen freistehende Abgasanlagen mit einer Höhe von mehr als 10 m;
	3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und Außenwandflächen ausgenommen bei Hochhäusern sowie die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt des Gebäudes,
	b) gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m,
	c) Windenergieanlagen bis zu 10 m Höhe gemessen von der Geländeoberfläche bis zum höchsten Punkt der vom Rotor bestrichenen Fläche und einem Rotordurchmesser bis zu drei Metern in Gewerbe- und Industriegebieten sowie im Außenbereich, wenn sie einem ...

	4. folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:
	a) Brunnen,
	b) Anlagen, die der Telekommunikation, der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Öl oder Wärme dienen, mit einer Höhe bis zu 5 m und einer Bruttogrundfläche bis zu 10 m²,
	c) Anlagen der Abfallentsorgung, die den im Rahmen des Absatzes 1 ansonsten zulässigen baulichen Umfang nicht überschreiten;

	5. folgende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen:
	a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektorschalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, und zugehöriger Versorgungseinheiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m³ sowie, so...
	b) Masten und Unterstützungen für Fernsprechleitungen, für Leitungen zur Versorgung mit Elektrizität, für Seilbahnen und für Leitungen sonstiger Verkehrsmittel, für Sirenen und für Fahnen, soweit sie nicht der Werbung dienen,
	c) Masten, die aus Gründen des Brauchtums errichtet werden,
	d) Flutlichtmasten mit einer Höhe bis zu 10 m;

	6. folgende Behälter:
	a) ortsfeste Behälter für Flüssiggas mit einem Fassungsvermögen von weniger als 3 t, für nicht verflüssigte Gase mit einem Bruttorauminhalt bis zu 6 m³,
	b) ortsfeste Behälter für brennbare oder wassergefährdende Flüssigkeiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m³,
	c) ortsfeste Behälter sonstiger Art mit einem Bruttorauminhalt bis zu 50 m³ und einer Höhe bis zu 3 m,
	d) Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis zu 6 m und Schnitzelgruben,
	e) Fahrsilos, Kompost- und ähnliche Anlagen,
	f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m³;

	7. folgende Mauern und Einfriedungen:
	a) Mauern, einschließlich Stützmauern, und Einfriedungen mit einer Höhe bis zu 2 m, außer im Außenbereich und im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	b) offene, sockellose Einfriedungen für Grundstücke, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des Baugesetzbuches dienen;

	8. private Verkehrsanlagen, einschließlich Brücken und Durchlässen, mit einer lichten Weite bis zu 5 m und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu 3 m;
	9. Aufschüttungen und Abgrabungen mit einer Höhe oder Tiefe bis zu 2 m und einer Grundfläche bis zu 50 m², im Außenbereich bis zu 300 m²;
	10. folgende Anlagen in Gärten und zur Freizeitgestaltung:
	a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m³, einschließlich dazugehöriger luftgetragener Überdachungen, außer im Außenbereich,
	b) Sprungschanzen sowie Sprungtürme und Rutschbahnen in genehmigten Bädern mit einer Höhe bis zu 10 m,
	c) Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuerspiel-, Bolz- und Sportplätzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen, ausgenommen Gebäude und Tribünen,
	d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, auf genehmigten Camping-, Zelt- und Wochenendplätzen,
	e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckentsprechenden Einrichtung von Gärten dienen, ausgenommen Gebäude und Einfriedungen;

	11. folgende tragende und nichttragende Bauteile:
	a) nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,
	b) die Änderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
	c) Fenster und Türen sowie die dafür bestimmten Öffnungen, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	d) Außenwandbekleidungen einschließlich Maßnahmen der Wärmedämmung, ausgenommen bei Hochhäusern, Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	e) Bedachung von fertiggestellten Wohngebäuden, einschließlich der Dachkonstruktion ohne Änderung der bisherigen Abmessungen mit Ausnahme von Maßnahmen der Wärmedämmung, sowie Dachflächenfenster, außer bei Hochhäusern und nicht im Geltungsbereich ört...

	12. folgende Werbeanlagen:
	a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis zu 1 m², außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,
	b) Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstationen von Post- und Paketdienstleistern, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,
	c) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur vorübergehend für höchstens zwei Monate angebracht werden, außer im Außenbereich,
	d) Schilder, die Inhaberin oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer einzigen Tafel zusammengefasst sind,
	e) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sondergebieten an der Stätte der Leistung mit einer Höhe bis zu 10 m,
	f) Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bisherigen Abmessungen unverändert ersetzen, außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 und 2,
	g) vorübergehende Werbeanlagen auf Baustellen,
	h) Werbeanlagen, die baulicher Bestandteil von Fahrgastunterständen nach Nummer 1 Buchstabe e sind
	i) Servicesäulen und Hinweistafeln für Mobilitätsdienstleistungen;

	13. folgende vorübergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:
	a) Baustelleneinrichtungen, einschließlich der Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkünfte,
	b) Gerüste, die der Regelausführung entsprechen und eingeschossige Traggerüste bis zu einer Gerüsthöhe von 5 m,
	c) Toilettenwagen,
	d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,
	e) bauliche Anlagen, die für höchstens drei Monate auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsgelände errichtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,
	f) Verkaufsstände und andere bauliche Anlagen auf Straßenfesten, Volksfesten und Märkten, ausgenommen Fliegende Bauten;

	14. folgende Plätze:
	a) unbefestigte Lager- und Abstellplätze, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 201 des Baugesetzbuches dienen,
	b) Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze bis 300 m² Fläche in festgesetzten Gewerbe- und Industriegebieten,
	c) nicht notwendige Stellplätze mit einer Fläche bis zu insgesamt 50 m² je Baugrundstück und deren Zufahrten,
	d) notwendige Kinderspielplätze im Sinne des § 8 Absatz 3 Satz 1;

	15. folgende sonstige Anlagen:
	a) nicht notwendige Fahrradabstellanlagen,
	b) Zapfsäulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen,
	c) Regale mit einer Höhe bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut,
	d) Grabdenkmäler auf Friedhöfen, Feldkreuze, Denkmäler und sonstige Kunstwerke jeweils mit einer Höhe bis zu 4 m,
	e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen, wie Hauseingangsüberdachungen, Markisen, Rollläden, Maschinenfundamente, Straßenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jägerstände, Wildfütterungen, Bienenfreistände, Taubenhäuser, Hofeinfahrten ...
	f) Treppenlifte in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	g) Ladesäulen für Elektromobilität.

	1. für die neue Nutzung keine anderen öffentlich-rechtlichen Anforderungen nach § 64 in Verbindung mit § 66 als für die bisherige Nutzung in Betracht kommen,
	2. die Errichtung oder Änderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei wäre.
	1. Anlagen nach Absatz 1,
	2. frei stehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 3, die keine geschützten Kulturdenkmäler sind und nicht in deren Umgebung liegen,
	3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m.
	Genehmigungsfreistellung
	a) Wohngebäuden, auch mit Räumen zur Ausübung freier Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung,
	b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind,
	c) Garagen, Stellplätzen, Nebengebäuden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben nach den Buchstaben a und b,

	1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des § 30 Absatz 1, des § 12 oder des § 30 Absatz 2 des Baugesetzbuches mit Festsetzungen nach der Baunutzungsverordnung liegt,
	2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht oder erforderliche planungsrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuches sowie städtebauliche Ermessensentscheidungen nach der Baunutzungsverordnung bereits erteilt wo...
	3. die Erschließung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und die Anforderungen der §§ 4 und 5 erfüllt sind,
	4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 2 erklärt, dass das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden soll oder eine vorläufige Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches beantragt.
	Abschnitt 3 Genehmigungsverfahren
	Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
	a) Wohngebäuden, auch mit Räumen zur Ausübung freier Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung,
	b) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind,
	c) Garagen, Stellplätzen, Nebengebäuden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben nach den Buchstaben a und b,

	1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuches,
	2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie
	3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entfällt oder ersetzt wird.
	Baugenehmigungsverfahren

	1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Baugesetzbuches,
	2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,
	3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen nach der Energieeinsparverordnung und des Arbeitsstättenrechts, soweit die öffentlich-rechtlichen Anforderungen nicht in einem anderen als in einem Baugenehmigungsverfahren ...
	Bauaufsichtliche Zustimmung

	1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung einer qualifizierten Baudienststelle des Bundes, eines Landes oder der Gemeinde übertragen ist und
	2. die Baudienststelle mindestens mit einer Bediensteten oder einem Bediensteten mit der Befähigung zum höheren bautechnischen Verwaltungsdienst und mit sonstigen geeigneten Fachkräften ausreichend besetzt ist.
	Bauvorlageberechtigung

	1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und
	2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.
	1. die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt” führen darf,
	2. in die von der Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen geführte Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist; Eintragungen anderer Länder gelten auch im Land Bremen,
	3. die Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“ oder „Innenarchitekt” führen darf, für die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten verbundenen baulichen Änderungen von Gebäuden, oder
	4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Architektur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens zwei Jahre in den genannten Fachrichtungen auf dem Gebiet der Objektplanung praktisch tätig gewesen i...
	1. Einfamilienhäuser, einschließlich einer Einliegerwohnung, mit einer Geschossfläche bis zu 200 m², ausgenommen sind Vorhaben an Kulturdenkmälern oder in ihrer Umgebung,
	2. gewerbliche Gebäude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu 250 m² Grundfläche und bis zu 5 m Wandhöhe im Sinne von § 6 Absatz 4,
	3. landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit nicht mehr als 2 oberirdischen Geschossen bis 250 m2 Grundfläche,
	4. Garagen bis 100 m² Nutzfläche,
	5. einfache Änderungen von sonstigen Gebäuden
	Bautechnische Nachweise

	1. Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind,
	1. bei Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5,
	2. wenn dies nach Maßgabe eines in der Rechtsverordnung nach § 84 Absatz 3 geregelten Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei
	a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3,
	b) Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen,
	c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe von mehr als 10 m

	1. Sonderbauten,
	2. Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung nach § 84 Absatz 1 Nummer 3,
	3. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5,
	Abweichungen
	Bauantrag, Bauvorlagen
	Behandlung des Bauantrags

	1. deren Beteiligung oder Anhörung für die Entscheidung über den Bauantrag durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist oder
	2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfähigkeit des Bauantrags nicht beurteilt werden kann.
	Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Öffentlichkeit

	1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Größe von insgesamt mehr als 5 000 m² Bruttogrundfläche geschaffen werden,
	2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusätzliche Besucher ermöglicht wird, und
	3. baulicher Anlagen, die nach Durchführung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,
	1. über den Gegenstand des Vorhabens,
	2. über die für die Genehmigung zuständige Behörde, bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genommen werden kann,
	3. darüber, dass Personen, deren Belange berührt sind, und Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen (betroffene Öffentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekanntmachung b...
	4. dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.
	1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens nach § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung sowie erforderlichenfalls die Durchführung einer grenzüberschreitenden Beteiligung nach den ...
	2. die Art möglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf,
	3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Öffentlichkeit und Anhörung der betroffenen Öffentlichkeit.
	Verarbeitung personenbezogener Daten

	1. deren Beteiligung in einem Verfahren erforderlich ist,
	2. diese die Daten zur Erfüllung von Aufgaben benötigen, die im öffentlichen Interesse liegen und dem Schutz eines der in Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürl...
	3. sie zur Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche erforderlich ist.
	1. der Datenerhebung in den verschiedenen Verfahren,
	2. der Datenübermittlung unter Festlegung der zu übermittelnden Daten und der Empfängerinnen und Empfänger,
	3. regelmäßiger Datenübermittlungen unter Festlegung des Anlasses, der Empfängerinnen und Empfänger und der zu übermittelnden Daten.
	Baugenehmigung, Baubeginn

	1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zugegangen ist,
	2. die entsprechend Absatz 1 Satz 3 nach Erteilung der Baugenehmigung eingereichten bautechnischen Nachweise nach Maßgabe des § 66 geprüft und die in der Baugenehmigung benannten öffentlich-rechtlichen Zulassungsentscheidungen erteilt sind,
	3. die Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehörde vorliegt.
	Geltungsdauer der Genehmigung
	Teilbaugenehmigung
	Vorbescheid
	Genehmigung Fliegender Bauten

	1. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von Besucherinnen und Besuchern betreten zu werden,
	2. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die für Kinder betrieben werden und eine Geschwindigkeit von höchstens 1 m/s haben,
	3. Bühnen, die Fliegende Bauten sind, einschließlich Überdachungen und sonstigen Aufbauten, mit einer Höhe bis zu 5 m, einer Grundfläche bis zu 100 m² und einer Fußbodenhöhe bis zu 1,50 m,
	4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstände, die Fliegende Bauten sind, jeweils mit einer Grundfläche bis zu 75 m²,
	5. aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe des betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit überdachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 m, sofern ein Absinken der Überdachung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als...
	1. bestimmen, dass Ausführungsgenehmigungen für Fliegende Bauten nur durch bestimmte Bauaufsichtsbehörden erstellt werden dürfen,
	2. widerruflich oder befristet die Aufgaben der Bauaufsichtsbehörde nach § 76 ganz oder teilweise auf eine andere Stelle zur Ausübung unter der Aufsicht der obersten Bauaufsichtsbehörde übertragen und die Vergütung dieser Stelle regeln.
	Abschnitt 4 Bauaufsichtliche Maßnahmen
	Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte
	Einstellung von Arbeiten

	1. die Ausführung oder Beseitigung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften des § 61 Absatz 3 oder § 72 Absatz 5 und 7 begonnen wurde oder
	2. bei der Ausführung
	a) eines genehmigungsbedürftigen Bauvorhabens von den genehmigten Bauvorlagen,
	b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten Bauvorlagen abgewichen wird,

	3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 keine CE-Kennzeichnung oder entgegen § 21 kein Übereinstimmungszeichen tragen,
	4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder dem Übereinstimmungszeichen nach § 21 Absatz 3 gekennzeichnet sind.
	Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
	Abschnitt 5 Bauüberwachung
	Bauüberwachung

	1. nach § 66 Absatz 3 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich geprüften Standsicherheitsnachweises,
	2. nach § 66 Absatz 4 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich geprüften Brandschutznachweises
	Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
	Abschnitt 6 Baulasten
	Baulasten, Baulastenverzeichnis

	1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers zu einem ihr oder sein Grundstück betreffendes Tun, Dulden oder Unterlassen,
	2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.
	Teil 6 Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften,  Übergangs- und Schlussvorschriften
	Ordnungswidrigkeiten

	1. einer nach § 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach § 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung oder die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,
	2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehörde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz zulässigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist, sofern die Anordnung auf die Bußg...
	3. als Verfügungsberechtigte oder Verfügungsberechtigter entgegen § 5 Absatz 2 Zu- oder Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen nicht ständig frei hält oder Fahrzeuge dort abstellt,
	4. entgegen der Vorschrift des § 7 Absatz 1 Grundstücke teilt,
	5. bei der Errichtung und dem Betrieb einer Baustelle der Vorschrift in § 11 Absatz 3 zuwiderhandelt,
	6. bei Herstellung, Änderung oder Instandhaltung von Anlagen den Vorschriften über die barrierefreie und behindertengerechte bauliche Gestaltung in § 39 Absatz 4 und 5, § 50 Absatz 1 bis 4 sowie den ergänzend als Technische Baubestimmungen eingeführte...
	7. ohne die erforderliche Baugenehmigung (§ 59 Absatz 1), Teilbaugenehmigung (§ 74) oder Abweichung (§ 67) oder abweichend davon bauliche Anlagen errichtet, ändert, benutzt oder entgegen § 61 Absatz 3 Satz 2 bis 4 beseitigt,
	8. den Standsicherheitsnachweis nicht entsprechend § 66 Absatz 2 Satz 1 erstellen lässt,
	9. entgegen der Vorschrift des § 62 Absatz 3 Satz 2 bis 4 mit der Ausführung eines Bauvorhabens beginnt oder abweichend von den nach § 62 Absatz 3 Satz 1 eingereichten Bauvorlagen ausführt,
	10. Fliegende Bauten ohne Ausführungsgenehmigung (§ 76 Absatz 2) in Gebrauch nimmt oder ohne Anzeige und Abnahme (§ 76 Absatz 7) in Gebrauch nimmt,
	11. entgegen der Vorschrift in § 72 Absatz 6 mit Bauarbeiten beginnt, entgegen der Vorschrift in § 61 Absatz 3 Satz 6 mit der Beseitigung einer Anlage beginnt, entgegen den Vorschriften in § 81 Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder entgegen der Vorschri...
	12. entgegen § 72 Absatz 7 Satz 1 die Baubeginnanzeige nicht oder nicht fristgerecht erstattet oder entgegen § 72 Absatz 7 Satz 2 Bauvorlagen nicht oder nicht fristgerecht einreicht,
	13. Bauprodukte mit dem Übereinstimmungszeichen kennzeichnet, ohne dass dafür die Voraussetzungen nach § 21 Absatz 3 vorliegen,
	14. Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 ohne das Übereinstimmungszeichen verwendet,
	15. Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten anwendet,
	16. als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser, Unternehmerin oder Unternehmer, Bauleiterin oder Bauleiter oder als deren Vertreterin oder Vertreter den Vorschriften der § 53 Absatz 1 Satz 1, 2, 4 und 5, § 54 Absatz 1 Satz ...
	17. entgegen § 58 Absatz 6 Satz 4 eine Maßnahme nicht duldet oder entgegen § 58 Absatz 7 eine Auskunft nicht vollständig oder nicht innerhalb der gesetzten Frist erteilt, oder die verlangte Unterlage innerhalb der gesetzten Frist nicht vorlegt.
	1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um eine nach diesem Gesetz vorgesehene Genehmigungsfreistellung, Prüfpflicht oder einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern,
	2. als Prüfingenieurin oder Prüfingenieur unrichtige Prüfberichte erstellt,
	3. unrichtige Angaben im Kriterienkatalog nach § 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 macht.
	Rechtsvorschriften

	1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der §§ 4 bis 48,
	2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (§ 42),
	3. Anforderungen an Garagen,
	4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung der baulichen Anlagen für Errichtung, Änderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung ergeben (§ 51), sowie über die Anwendung solcher Anforderungen auf bestehe...
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